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Vorwort 


Guſtav Schmoller hat ſeit ſeiner Berufung an die 
Halleſche Aniverſität 1864 einen Hauptteil ſeines langen, 
reichen Gelehrtenlebens der Erforſchung der branden- 
burgiſch⸗preußiſchen Geſchichte gewidmet. Lange Jahre 
hindurch hat er ſeine akademiſchen Ferien zur Durch- 
forſchung der preußiſchen Archive verwendet. Seit 1887 
war er brandenburgiſcher Hiſtoriograph. Die 1888 ins 
Werk geſetzte Veröffentlichung der „Acta Borussica“ iſt 
weſentlich aus Schmollers Initiative entſtanden. In einer 
langen Reihe eigener Arbeiten liegt uns das Ergebnis ein- 
dringlicher Studien vor. 

Dem forſchenden Gelehrten aber war es naturgemäßes 
Bedürfnis, das Geſamtbild der Einzelſtudien der akademi⸗ 
ſchen Jugend zu vermitteln. So hat Schmoller ſeit 1884 
in regelmäßiger Wiederkehr und in immer erneuter Ge⸗ 
ftaltung eine Vorleſung über die preußiſche Verfaſſungs⸗, 
Verwaltungs- und Finanzgeſchichte ſeit 1640 gehalten, eine 
Vorleſung, die wohl das Eigenartigſte in ſeiner afademi- 
ſchen Tätigkeit, und die ihm ſelbſt immer beſonders lieb war. 

Hat auch das ganze wiſſenſchaftliche Werk Guſtav 
Schmollers von dieſen preußiſchen Studien her einen 
weſentlichen Teil ſeiner eigenartigen Farbe erhalten, ſo hat 
doch ſelbſt die ungewöhnliche Leiſtungsfähigkeit dieſes Ge⸗ 
lehrtenlebens nicht ausgereicht, uns die kurze literariſche 
Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe dieſer Arbeiten zu ſchenken, 
die wir uns aus ſeiner Feder gewünſcht hätten. Einen Erſatz 
dafür können uns jene Vorleſungen bieten. So iſt es be⸗ 
greiflich, daß zunächſt aus dem Kreiſe von Studenten und 
früheren Hörern der Wunſch hervortrat, dieſe Vorleſung 
durch den Druck einem breiteren Kreiſe zugänglich zu 
machen. Schmollers Witwe glaubte, ſich dieſem Wunſche 
nicht verſagen zu ſollen. 


Wohl liegt die Periode von 1640-1888 abgeſchloſſen 
hinter uns. Aber über die Kluft, die fie von unferer düſteren 
Gegenwart trennt, werden wir immer den Blick auf die 
Zeit zurückwenden, in der aus kleinen Anfängen durch 
hartes Ringen die kurfürſtlichen Lande zum preußiſchen 
Staat erwuchſen und die Bedingungen für die ſtaatliche 
Einheit Deutſchlands geſchaffen wurden. Wenn aus dem 
Elend des Dreißigjährigen Krieges und durch die bitteren 
Nöte der Franzoſenzeit hindurch dieſes Staatsweſen immer 
wieder kraftvoll emporſtieg, ſo hoffen wir, daß unſere 
Jugend an dem Rückblick ſich im Glauben auf eine beſſere 
Zukunft ſtärke, die nur auf hingebender Pflichttreue und 
ſachlicher Arbeit beruhen kann. Aber die äußeren Formen, 
die vergänglich ſind, hinweg muß unſer Blick auf das 
Bleibende, auf den Geiſt altpreußiſcher, nüchterner, harter 
Arbeit gerichtet bleiben. Von ihm handelt dieſe Vorleſung. 
Sie ſei als ein Vermächtnis Guſtav Schmollers der Jugend, 
vor allem der akademiſchen, gewidmet. 

Als Grundlage für den Druck hat eine Ausarbeitung 
der Vorleſung des Winterſemeſters 1886—1887 gedient. 
Beſtimmend war hierfür, daß dieſe Ausarbeitung, auf 
Niederſchriften des Prof. Dr. Hintze beruhend, nach einer 
Notiz Schmollers von ihm ſelbſt durchgeſehen worden iſt. 
Dieſes Manuffript war für den damaligen preußiſchen 
Kultusminiſters zur Einführung des Prinzen Wilhelm, 
nachmaligen Kaiſers Wilhelm II., in die preußiſche Ver⸗ 
waltungsgeſchichte beſtimmt. Der Text iſt im weſentlichen 
unverändert abgedruckt; eine Abweichung von der Vor- 
lage iſt nur inſofern vorgenommen, als die umfangreichen 
Literaturangaben geſtrichen ſind, mit Ausnahme der 
eigenen Schriften Schmollers. 

Für die Drucklegung hat Herr Regierungsrat Dr. 
Claus in treuer Anhänglichkeit ſeine immer bereite Hilfe zur 
Verfügung geſtellt, wofür ihm ein beſonderer Dank gebührt. 

Karl Rathgen. 


J. Vorgeſchichte bis zum Jahre 1640. 


1. Niedergang des Reiches und Entſtehung 
der Territorialſtaaten. 


Das alte Deutſche Reich zeigt, wie alle großen Reiche 
älterer Zeit, gegenüber dem modernen Staat ein ſehr 
lockeres Gefüge der Verfaſſung und ein ſtarkes Sonder- 
leben der lokalen Gewalten. Die Königsgewalt, welche 
das Ganze zuſammenfaßt, beruht vom 10.—13. Jahr- 
hundert, in einer Epoche überwiegender Naturalwirtſchaft, 
einerſeits auf dem großen Domanialbeſitz, deſſen Bewirt⸗ 
ſchaftung ſich weſentlich in der Form des Kleinbetriebes 
vollzog, andererſeits auf den militäriſchen Inſtituten der 
Miniſterialität und des Lehnsweſens. Neben dem könig⸗ 
lichen Domanialbeſitz war, vorzugsweiſe durch die Ver⸗ 
gabungen der Ottonen, ein ſehr bedeutender Beſitz der 
kirchlichen Stifter enſtanden, durch welchen die geiſtlichen 
Gewalten ſich in ſehr bedeutende Staatsinſtitute ver⸗ 
wandelt hatten. Vorzugsweiſe auf den Bund mit dieſen Ge- 
walten hatte Otto J. die Macht des Königtums gegenüber 
den unbotmäßigen großen Vaſallen, namentlich den 
Stammesherzögen, gegründet, und die reſtaurative Politik 
Friedrichs I. ſtellte nach einer Periode der Bürgerkriege 
und der Zerrüttung dieſes Verhältnis im weſentlichen 
wieder her. Durch große militäriſche Aktionen auf natio- 
naler Grundlage ſuchte man die geiſtlichen und Laien- 
intereſſen einerſeits, die Stammesgegenſätze andererſeits 
zu verſöhnen, und es gelang wirklich, in der Zeit der 
weſentlich bäuerlichen Kultur, bis ins 13. Jahrhundert 
hinein, durch dieſe Politik und durch die Inſtitute, auf die 
ſie gegründet war, ein rohes, aber einheitlich zentraliſiertes 
Staatsweſen über die Stammesgegenſätze hinweg zu ge⸗ 
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ftalten, den weltlichen und den geiſtlichen Beamtenadel, 
die Ritter- und Bauernſchaften einheitlich zuſammen⸗ 
zufaſſen. Ein unendlich viel ſchwierigeres Problem war 
die Neuordnung der Verfaſſung, welche gegenüber der 
rapiden Fortentwicklung aller Verhältniſſe in den nächſten 
Jahrhunderten zur Notwendigkeit wurde. An die Stelle 
der alten Naturalwirtſchaft begann die Geldwirtſchaft zu 
treten, und in demſelben Maße, wie dieſe jene verdrängte, 
überflügelten die ſtädtiſchen Gemeinweſen, die bald zu 
hoher Blüte gelangten, die Gebiete der bäuerlichen Kultur 
und riefen einen neuen gewaltigen Zwieſpalt in der 
Nation hervor. Der Lehnsadel hatte, namentlich durch die 
Zerſetzung der Grafſchaftsverfaſſung vermittelſt der 
Immunitäten, ſowie durch das Erblichwerden der Lehen, 
ſeinen Beamtencharakter verloren, er war unabſetzbar und 
mächtig geworden. Mit dem Zerfall der Herzogtümer 
vermehrte ſich die Zahl dieſer weltlichen Reichsfürſten be⸗ 
deutend. Die Stammesgegenſätze dauerten fort; nament⸗ 
lich die höhere geiſtige und wirtſchaftliche Kultur entwickelte 
ſich rein lokal, ohne allgemeinen Zuſammenhang und ohne 
einen gemeinſamen Mittelpunkt. Dabei ſteigerten ſich vom 
12. bis zum 16. Jahrhundert die Konflikte mit der Kirche 
beſtändig. Die Aufgabe war, dieſen Verhältniſſen gegen⸗ 
über die einheitliche königliche Gewalt nicht bloß aufrecht⸗ 
zuerhalten, ſondern auf tiefere Fundamente zu ſtellen, vor 
allem eine Reichs-, Kriegs-, Finanz- und Amtsverfaſſung 
zu ſchaffen. Der Verſuch der Löſung mißlang und endigte 
in den Jahren 1495—1663 mit der Ausbildung von 
Reichsorganen, die kein einziges wirkliches Staats- 
bedürfnis zu befriedigen imſtande waren. 

Die höhere Kultur mußte ſich daher zunächſt in 
engeren Kreiſen ihre Organe ſchaffen. Von 1150 bis 
gegen 1400 ſind es die aufblühenden mächtigeren Städte, 
die an der Spitze der Entwicklung ſtehen, beſtändig im 
Gegenſatze zu den geiſtlichen und weltlichen Territorial⸗ 
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gewalten. Die Weiterbildung hing davon ab, ob es ihnen 
gelingen werde, durch Ausdehnung ihres Gebietes, durch 
Aufſaugung der benachbarten dynaſtiſchen Herrſchaften, 
ſich ähnlich, wie Mailand, Venedig, Genua und Florenz, 
zu Städteſtaaten auszubilden. Es iſt ein entſcheidungs⸗ 
voller Wendepunkt in der deutſchen Geſchichte, daß dies 
nicht gelang, daß in den Städtekriegen, namentlich zu 
Ende des 14. Jahrhunderts, die Macht der Städte auf 
immer gebrochen ward. Von da ab geht die politiſche 
Führung auf die größeren Territorien über, die durch ihre 
Haltung in den Verwicklungen des Reformationszeitalters 
die ſtaatliche Fortentwicklung innerhalb der deutſchen 
Nation beſtimmen und im Weſtfäliſchen Frieden 1648 die 
völkerrechtliche Anerkennung einer an Souveränität 
grenzenden Selbſtändigkeit erlangen. Die Städte bleiben 
außerhalb der Territorien, werden politiſch abgegraben 
und verſinken in den engſten lokalen Intereſſen; die 
Territorien andererſeits bleiben ohne große ſtädtiſche 
Mittelpunkte und ohne die induſtrielle Blüte der Städte. 
Die Territorien ſind aber die maßgebenden politiſchen 
Faktoren anſtatt der Städte und des Reichs. Sie ſind 
aufſtrebende Staatsgebilde im modernen Sinn, wie ſchon 
früher Sizilien unter der Herrſchaft Friedrichs II., Böhmen 
unter Karl IV., die Niederlande unter den burgundiſchen 
Fürſten. Sie ſuchen eine einheitliche Geld- und Steuer- 
wirtſchaft in ihrem Gebiete durchzuführen; es iſt 
bemerkenswert, daß dies Gebiet anfänglich ein verhältnis- 
mäßig nur kleines iſt. 


2. Das Weſen der Landeshoheit. 


Materiell ſind die Territorialſtaaten durch gewiſſe 
unabweisbare Bedürfniſſe des öffentlichen Lebens ge- 
ſchaffen worden, die durch kein Inſtitut der Reichs- 
verfaſſung genügend befriedigt werden konnten. Das erſte 
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dieſer Bedürfniſſe war das der Friedensbewahrung im 
Innern und des Schutzes nach außen, dem weder die 
kaiſerlichen Landfriedensgeſetze noch die Städte, Ritter⸗ 
ſchaften und ihre Bündniſſe genügten. Aberall, wo eine 
höhere Gewalt über größere Gebiete hin fehlte, herrſchten 
zunehmend anarchiſche Kämpfe. Auf dem wirtſchaftlichen 
Gebiet macht ſich vom 13. bis ins 15. Jahrhundert eine 
wachſende Feindſeligkeit der ſtädtiſchen und agrariſchen 
Intereſſen geltend, die ohne jedes gegenſeitige Verſtändnis 
iſt. Die wirtſchaftlichen Leiſtungen der Städte, von denen 
der Aufſchwung der materiellen Kultur ausgegangen war, 
wurden zu Hemmniſſen eines größer werdenden Verkehrs, 
weil ſich mit ihnen die Herrſchaft engherzigſter Intereſſen⸗ 
politik verband. Es war unbedingt nötig, eine beſſere 
Ordnung des Verkehrs, des Marktweſens, des Handels, 
der Münze in größeren Gebieten nach einheitlichem Plane 
durchzuführen. Dazu kam ſchließlich noch das Bedürfnis 
einer Neuordnung des Gerichtsweſens und der Polizei 
ſowie der Beſteuerung. 

Formell entſtand durch einen Prozeß, der ſeit Jahr⸗ 
hunderten ſpielte, die ſogenannte Landeshoheit aus ver- 
einzelten Amtsrechten, die aus der königlichen Gewalt ab⸗ 
geleitet, nach Lehnsrecht übertragen waren, indem dieſe 
einzelnen Rechte ſich konſolidierten und verſelbſtändigten. 
Es waren urſprünglich entweder Gerichtsrechte, wie die 
der Grafen, oder wirtſchaftliche Amtsrechte (Vogtei⸗ und 
Regalrechte). Die Landeshoheit wurde ſchon gekräftigt 
durch die Geſetze Friedrichs II. von 1220, 1231—32, welche 
die erſte reichsrechtliche Anerkennung dieſer Neubildung 
enthalten, dann durch die Goldene Bulle, welche neben der 
Anerkennung der allgemeinen, ſtaatlichen Verwaltungshoheit 
für die kurfürſtlichen Gebiete Unteilbarfeit, Primogenitur⸗ 
Erbfolge, ſelbſtändige, von den Gerichten des Reichs 
unabhängige Jurisdiktion einführte, ſpäter (ſeit 1520) 
durch die Wahlkapitulation, die im weſentlichen zur Siche⸗ 
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rung der territorialen Selbſtändigkeit gegenüber der kaiſer⸗ 
lichen Gewalt beſtimmt ijt, endlich durch die Reichsfriedens⸗ 
ſchlüſſe von 1555 und 1648, von denen der eine den 
Reichsſtänden das jus reformandi, der andere das jus 
pacis et armorum bringt. Verſtärkend auf dieſe Gewalt 
wirkte ferner das Eindringen des Römiſchen Rechts, unter 
deſſen Einfluß der Begriff der Landeshoheit als der 
oberſten Gewalt im Territorium juriſtiſch konſtruiert wird, 
das ſtändiſche Verfaſſungsleben, die Ausbildung der 
Territorialgeſetzgebung von 1450 —1600 und die Re⸗ 
formation, durch welche den proteſtantiſchen Fürſten ein 
neues wichtiges Hoheitsrecht, das jus episcopale, zu- 
wächſt. Die Landeshoheit ſteigerte ſich ſo, von 1600 bis 
1700, zum Begriff einer einheitlichen oberſten das ganze 
Land und die geſamten Untertanen umfaſſenden ſtaat⸗ 
lichen Gewalt, die allerdings durch das Reichsrecht nach 
oben, durch die Stände nach unten gebunden war. 

Schmoller: Jahrbuch für Geſetzgebung, Ver- 
waltung und Volkswirtſchaft im Deutſchen Reiche 1884. 
S. 15 ff. 


3. Entſtehung des brandenburgiſch— 
preußiſchen Staates. 


Zu den größten und kräftigſten territorialen 
Bildungen hatte ſchon in der älteſten Zeit die Mark 
Brandenburg und das Preußiſche Ordensland gehört. Im 
Anfange des 14. Jahrhunderts 1000, reſp. 1200 bis 
2000 Quadratmeilen umfaſſend, waren beide als Grenz- 
lande durchaus militäriſch organiſiert und mit großer 
politiſcher Selbſtändigkeit ausgeſtattet. In der Mark 
durfte nur bei des Markgrafen Hulden gedingt werden, er 
hatte die unbedingte Militärhoheit ſchon ſeit 1300. Die 
erſte Blüte dieſer Lande, einſchließlich der politiſchen Be⸗ 
wegung, welche die Staatsgewalt in dieſen Territorien 
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kräftigte, endigte aber relativ frühe. Die Mark nahm nach 
dem Niedergange unter dem bayriſchen Hauſe mit dem 
Auftreten der Hohenzollern einen bedeutenden Auf— 
ſchwung; doch war derſelbe nicht von nachhaltiger 
Wirkung. Beide Territorien find zu Anfang des 17. Jahr- 
hunderts eines großen Teiles ihres früheren Beſitzes be⸗ 
raubt, fie find proteſtantiſch⸗ſtändiſche Patrimonialſtaaten 
geworden, die im Stilleben lokalen und territorialen 
Selbſtgenügens und kirchlicher Zänkerei den ſtaatlichen 
Aufgaben um ſo weniger genügen, als gegen 1600 die 
militäriſchen, finanziellen, politiſchen, wie die Verkehrs- 
und Handelsbedürfniſſe ſchon auf die Notwendigkeit eines 
größeren nationalen Staatsweſens hinwieſen, wie damals 
ſich ſolche in Holland, England, Frankreich, Schweden, 
Dänemark bildeten. 


4. Land und Leute des altpreußiſchen Staates. 


Die geographiſche Grundlage des ſpäteren preußiſchen 
Staates iſt ſo die norddeutſche Tiefebene, urſprünglich ein 
Wald- und Sumpfland (die Ströme waren vor der 
Regulierung für Schiffahrt faſt unbrauchbar, die Ufer auf 
weite Strecken verſumpft, ſumpfige Niederungen zwiſchen 
den einzelnen Stromgebieten deuten auf einſtige direkte 
Verbindung der Weichſel mit der Elbe: Girards Hypo- 
theſe) mit überwiegend ſchlechtem ſandigem Boden, der 
nur bei höchſter Anſtrengung und Arbeit leidliche Erträge 
ſicherte. Im Norden wirkt die Berührung mit dem 
Meere fördernd für Handel und Verkehr; im übrigen 
fehlen feſte natürliche Grenzen. 

Auf dieſem Boden richtete ſich ein überwiegend 
niederſächſiſches Koloniſtengeſchlecht ein, durch phyſiſche 
Kraft, durch ernſte, kräftige Charaktereigenſchaften aus⸗ 
gezeichnet, durch die techniſchen und ſozialen Einrichtungen, 
die ſie aus dem Weſten mitbrachten, befähigt, raſch den 
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Ackerbau und die Städteentwicklung zu fördern, die 
Slaven zu verdrängen und auch, bei mäßiger Bevölke⸗ 
rung, einen gewiſſen rohen, materiellen Wohlſtand zu er⸗ 
zeugen. Doch ging derſelbe vom 15. bis zum 17. Jahr⸗ 
hundert vielfach zurück, da die Territorialgewalt ihrer 
Aufgabe nicht genügte; jedenfalls aber fehlte vor der Re⸗ 
formation der Maſſe der Bevölkerung noch jede höhere, 
geiſtige, ſittliche, literariſche oder künſtleriſche Kultur. 
Einen Beleg dazu bieten die draſtiſchen Schilderungen des 
Abtes Trithenius von Hirſchau im Schwarzwald, der 
Land und Leute zur Zeit Joachim Neſtors kennengelernt 
hatte. Ähnliches berichtet noch Merian fünfzig 
Jahre ſpäter. Münſters Kosmographie und Kantzows 
Pomerania enthalten gleichfalls viele charakteriſtiſche 
Züge. Es iſt nicht verwunderlich, daß die Hohenzollern 
noch hundert Jahre, nachdem ſie in die Mark gekommen, 
ſich nach dem ſchönen Frankenlande zurückgeſehnt haben 
und ſich zum Teil nicht einmal in Berlin begraben laſſen 
wollten. Franken ſehen wir anfangs auch in allen hohen 
Amtern. In Lehnin und Chorin war die literariſche 
Bildung und das Interefje für die öffentlichen Angelegen- 
heiten ſo gering, daß unter den Mönchen dieſer beiden 
Klöſter ſich kaum ein Hiſtoriker gefunden hat. Die Kirche 
beherrſchte nur notdürftig das äußere Leben; das Chrijten- 
tum war hier nicht viel mehr als ein roher Aberglaube. 
Erſt die Reformation hat hier Wandel geſchaffen. So iſt 
der ſpätere Volkscharakter dieſer Stämme in erſter Linie 
beſtimmt durch die urſprünglich rohe phyſiſche Kraft ein⸗ 
facher, in härteſter Arbeit geſtählter, in einförmiger Am⸗ 
gebung lebender Menſchen und durch die nüchterne Ver- 
ſtändigkeit und Gemütstiefe der proteſtantiſchen Kirchen- 
und Schuleinrichtungen. Hier fand ſich eine ſo 
ungebrochene Naturkraft, die nur der Anregung und 
Leitung auf große Zwecke bedurfte, wie nirgend in den 
alten Kulturländern Deutſchlands. 
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5. Regenten von 1415 —164U. 


Die Hohenzollern find es geweſen, die dieſe Aufgabe 
übernommen und glänzend gelöſt haben. 

Friedrich I. war noch kein eigentlicher Territorial- 
fürſt, mehr ein Reichsbeamter, wie denn die Hohenzollern 
überhaupt im Dienſt der kaiſerlichen Intereſſen empor- 
gekommen waren. Als Diener des leichtſinnigen genialen 
Sigismund glaubte er kaum ein ſelbſtändiges Territorial- 
fürſtentum zu gründen, meinte er doch eben damals die 
Fürſten zu Beamten des Kaiſers machen zu können. Er 
trat ſpäter in Oppoſition gegen den Kaiſer, weil dieſer 
feinen Rat, die demokratiſch-religibſe Bewegung des 
Huſſitentums zu begünſtigen, nicht befolgte; weiterhin, 
weil das durch den Tod des letzten Askaniers erledigte 
Kurfürſtentum Sachſen, auf welches er Erbanſpruch erhob, 
nicht ihm, ſondern den Wettinern verliehen wurde. Er 
iſt in ſeiner Tätigkeit für das Reich einer der letzten 
Repräſentanten der alten zentraliſierenden Richtung der 
Ottonen. Für Brandenburg hat er die Bedeutung, den 
Landfrieden zur Geltung gebracht, den aufſtändiſchen Adel 
unterworfen zu haben. 

Friedrich II. (1440—1470) iſt der erſte wirkliche 
Territorialfürſt in Brandenburg. Er ſtärkt die Landes- 
hoheit durch Anterwerfung der Städte (Berlin und Kölln), 
dehnt die Grenzen des Territoriums aus durch Erwerbung 
der Neumark, ſucht die Kirche zu reformieren und durch 
Einrichtung des Schwanenordens den Adel auf eine 
höhere Stufe der ſittlichen und geſellſchaftlichen Kultur 
zu erheben. 

Albrecht Achill (1470—1486) greift kräftig ein in die 
Landesverwaltung, nimmt das fürſtliche Beſteuerungs⸗ 
recht in Anſpruch, verſucht vergeblich einen Zoll eingu- 
richten, kämpft, vorläufig noch ohne Erfolg, für die Bier⸗ 
ſteuer, die erſt 1488 als die erſte indirekte Steuer in der 


Mark mit den Waffen den Städten abgezwungen wird. 
Die dispositio Achillea ſichert die Anteilbarkeit des 
ganzen territorialen Beſitzes. 

Johann Cicero (1486-1499) ſetzte die Bierſteuer 
von 1488 durch. 

Joachim I. (14991535), Gönner des Humanismus, 
gründet die Univerfitat zu Frankfurt a. O., begünſtigt das 
Römiſche Recht (Joachimica 1527), gründet auf neuer 
Baſis das Kammergericht, erläßt eine Städteordnung 
(1515), tritt energiſch und mit Erfolg gegen das Raub- 
tittertum auf (in einem Jahre 75 Herren geköpft) und 
führt eine Münzverbeſſerung durch. Am die Reichs- 
politik kümmert er ſich wenig. Er iſt ein entſchloſſener 
Gegner der Reformation. Seine Regierung bezeichnet 
den Höhepunkt der Hohenzollernherrſchaft bis auf den 
Großen Kurfürſten. 

Joachim II. (1535—1571; neben ihm Markgraf 
Hans in der Neumark) führt die Reformation durch und 
vollendet damit die Fürſtenmacht, gerät aber durch leicht⸗ 
ſinnigen Aufwand und durch die Koſten des Türkenkrieges 
in tiefe Verſchuldung und muß 1549 nicht nur die ganze 
Steuerverwaltung an die Stände abgeben (Ständiſches 
Kreditwerk), ſondern denſelben auch eine Art von Mit⸗ 
regierung einräumen. 

Johann Georg (1571—1598). Das unduldſame 
Luthertum (Konkordienformel) verbindet ſich mit dem 
Ständetum, alle Reformverſuche ſcheitern an dem Wider⸗ 
ſtand der Stände, der Staat gerät in ein kleinliches Still- 
leben. 

Joachim Friedrich (1598 —1608) reagiert wieder 
kräftiger gegen die ſtändiſche Macht, ſichert die Erb— 
anſprüche auf Preußen und die Kleviſchen Lande, gründet 
den Geheimen Rat. 

Johann Sigismund (1608 —1619) erwirbt Preußen 
und Kleve-Marf, tritt zum reformierten Bekenntnis er 
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Georg Wilhelm (1619—1640) machtlos, geldlos, 
unentſchloſſen, verſteht die pommerſchen Erbanſprüche 
nicht durchzuſetzen, duldet die Diktatur Schwarzenbergs. 


6. Hof- und Zentralſtaatsverwaltung 
in der Zeit von 1500-1640. 


Am uns ein Bild davon zu machen, welche 
unbedeutende Stellung die territoriale Fürſtengewalt in 
Brandenburg gegen 1640 gehabt hat, müſſen wir einen 
Blick auf die Art werfen, wie ſich dieſelbe hauptſächlich in 
der Hof- und Domänenverwaltung darſtellt. Die Staats⸗ 
und Hofverwaltung waren identiſch. Die oberſten Hof- 
und die oberſten Landesbehörden, beide ruhten finanziell 
auf der läſſig betriebenen ungeheuren Naturalwirtſchaft, 
welche die ſämtlichen Domänen, Forſten, Schlöſſer, Re- 
galien uſw. umfaßte, und die im Hofe ihren Mittelpunkt 
hatte. Der Hof zu Kölln a. d. Spree trägt den Charakter 
der Haushaltung des größten Grundbeſitzes im Lande. 
Die einzelnen kurfürſtlichen Domänenämter ſtehen in Ad⸗ 
miniſtration unter Adligen als Amtshauptleuten, die zu- 
gleich auch die Jurisdiktion haben und mehrfach zugleich 
als Landeshauptleute an der Spitze der ſtändiſchen Kreiſe 
ſtehen, ferner unter bürgerlichen Amtsſchreibern oder 
Schoſſern (Kaſtnern) und einer großen Zahl Anter⸗ 
beamten, welche alle zuſammen einen erheblichen Teil der 
Naturaleinkünfte durch ihre Naturalbezüge aufzehren. 
Ein Teil der Domänenbeamten ſind Pfandinhaber und 
nehmen als ſolche auch den Reſt des Amtsertrages in 
Anſpruch. Was die Domänen, Forſten, Fiſchwaſſer über 
die Schuldzinſen und den lokalen Verbrauch hinaus liefern, 
geht in Form von Naturalbezügen nach Berlin. Das 
große Amt des fog. Müllenhofes ſammelt alle dieſe Vor— 
räte; hier wird täglich geſchlachtet, gebacken, gebraut für 
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Hunderte von Perſonen mit ihren Dienern und Pferden, 
für alle Hof- und höheren Landesbeamten, für fremde 
Gäſte und Geſandte, für die verſammelten Stände uſw. 
Anter Joachim II. wurden täglich 400 Perſonen, die einen 
Rechtsanſpruch darauf hatten, im Schloſſe geſpeiſt (Hof⸗ 
ordnung von 1537 bei König, Beſchreibung Berlins; der- 
artige Hofordnungen find Ordnungen des Hof- und 
Staatsdienſtes ſowie des Müllenhofes; ſie ſind maſſenhaft 
vorhanden, aber noch wenig publiziert). Bei außer- 
ordentlichen Anläſſen vermehrte ſich dieſe Zahl bedeutend. 
Bei Feſtlichkeiten mußten oft 2000-3000 Pferde vom Hofe 
gefüttert werden. Die Verſchwendung Joachims II. macht 
ſich in dieſer Hofwirtſchaft geltend; doch zeigen die Anter⸗ 
ſuchungen von Kotelmann über die Finanzen Albrecht 
Achilles (Zeitſchr. f. Preuß. Geſch. Bd. 3), daß auch bei 
einem ſparſamen Fürſten der tägliche Verbrauch ein un- 
geheurer war. Die Geldeinnahmen aus Zoll, Münze uſw. 
treten am Berliner Hofe gegen dieſe Naturalwirtſchaft 
ganz zurück. Alle eigentlichen Steuern fließen in die 
ſtändiſchen Kaſſen. Die tägliche Geldverlegenheit am 
Hofe nötigt einerſeits zu täglichen ungeordneten Geld— 
anweiſungen auf die einzelnen Amter, andererjeits zu 
einem regelloſen Schuldenmachen in den Tag hinein bei 
Fleiſcher und Kaufmann, bei fremden Städten und 
Fürſten. Die Intereſſen des Hofes ſind faſt ausſchließlich 
den fürſtlichen Familienangelegenheiten, als deren 
wichtigſte die Erbſchaft in Preußen und Kleve-Marf er- 
ſcheint, den kirchlichen und konfeſſionellen Fragen, im 
übrigen einem behaglichen Genußleben und ſteigenden 
Hoflurus zugewendet. Der Fürſt war nichts anderes als 
der größte Landjunker des Landes. Die geiſtige Sphäre 
am Hofe war der Ausbildung größerer und individueller 
Charaktere nicht günſtig; die geiſtige und ſittlich⸗ſoziale 
Kultur war ſehr gering, der Luxus ein durchaus roher. 
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Die oberſten Beamten find in dieſer ganzen Zeit noch 
die Inhaber der alten Hof- und Kammerämter, der 
Marſchall, der Kanzler, der Hofmeiſter, der Truchſeß, der 
Kammermeiſter uſw. Ihre Dienſtanweiſungen haben ſie 
im 16. Jahrhundert noch in den Hofordnungen, welche 
den äußeren Gang des Hoflebens ebenſo regeln, wie die 
Tätigkeit in der fürſtlichen Kanzlei. Neben ihnen ſtehen 
nur einige ſog. Räte von Haus aus, d. h. adlige Herren, 
die für gewöhnlich auf ihren Gütern ſich aufhalten, aber 
neben ihrer Teilnahme an den Ständetagen noch gegen 
Futter und Mahl zu beſonderen Dienſtleiſtungen beim 
Kurfürſten verpflichtet find und, wie es die Arbeitslaſt er- 
fordert, auf Tage und Wochen periodiſch nach Hofe be- 
rufen werden. Die Kanzlei mit ihrem Anterperſonal iſt 
im Schloſſe untergebracht und wird als ein Teil der Hof— 
verwaltung betrachtet. An der Spitze der Hof- wie der 
territorialen Finanzverwaltung ſteht der Hofmarſchall, 
welchem der Haushofmeiſter, der Hausvogt, der Küchen- 
meiſter, der Kammermeiſter, der Amtmann im Müllenhof 
untergeordnet ſind. Das Amt des Hofmarſchalls iſt aus 
einer Verbindung des alten Kämmereramts mit den mili- 
täriſchen Funktionen eines Oberſtkommandierenden des 
geſamten Hofgeſindes entſtanden. Der Hofmarſchall iſt 
aber zugleich Hofrichter und hat als folder ein follegia- 
liſches Kammergericht um ſich verſammelt. Der Kammer- 
meiſter hat ebenſo ein Kammerkollegium, an das ſpäter 
die Zentralverwaltung anknüpft. Alle eigentlichen Staats- 
geſchäfte beſorgt der Kanzler, der bis zur Reformation ein 
Geiſtlicher, von da ab ein bürgerlicher Juriſt iſt. Die 
verdienteſten Kanzler des 16. und 17. Jahrhunderts ſind 
Weinlöber, Lampert Diſtelmeyer (—1588, „oculus 
Marchiae“), deſſen Sohn Chriſtian Diſtelmeyer (1598), 
Löben, v. Götze. Mit dem Tode des letzteren erliſcht das 
Amt 1650. 
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Trotz der kleinen Verhältniſſe genügte dieſe primitive 
Art der Amtsverfaſſung und der Verwaltung bereits am 
Anfang des 17. Jahrhunderts gar nicht mehr. Es lag 
gewiſſermaßen in der Luft das Verlangen nach einem „be— 
ſtändigen Regiment“, d. h. nach einer feſten Ausſcheidung 
einer oberſten kollegialiſchen Staatsbehörde, die in be- 
ſtändiger Tagung die Staatsgeſchäfte und die Domänen⸗ 
verwaltung zu leiten hatte. Aus dem mittelalterlichen 
Chaos einer aus dem Stegreif geführten Hof- und Staats- 
verwaltung hatten ſich in Frankreich ſchon längſt, in 
Ofterreid) ſeit Maximilian I. feſte, beſtändige, dauernd 
verſammelte kollegialiſche Amter herausgebildet. In 
Brandenburg hat dieſe Bildung verhältnismäßig ſpät und 
unvollkommen eingeſetzt. Aus dem Gericht in des Mark- 
grafen Kammer mit dem beſonderen Kammerrichter geht 
allerdings ſchon 1516 ein kollegialiſches Kammergericht mit 
vier kurfürſtlichen und acht ſtändiſchen Beiſitzern hervor. 
Aber dieſe letzteren kommen nur alle Vierteljahr auf 
wenige Tage zu Sitzungen nach Berlin. Für die geift- 
lichen Angelegenheiten (namentlich Ehe- und Patronats- 
ſachen) hatte Joachim II. teils aus Geiſtlichen, teils aus 
ſeinen Räten ein Konſiſtorium geſchaffen. Dasſelbe war 
aber im Anfang des 17. Jahrhunderts infolge der kon— 
feſſionellen Konflikte zwiſchen der lutheriſchen und der 
reformierten Partei nicht mehr in voller Funktion; vor- 
übergehend hatte ein beſonderer Kirchenrat es verdrängen 
ſollen, dann hat der Geheime Rat die entſprechenden 
Geſchäfte an ſich gezogen. Für die Domänenverwaltung 
hatte ſchon Markgraf Hans ein kollegialiſches „Kammer- 
kollegium“ geſchaffen. In Berlin kam ein ſolches, die 
„brandenburgiſche Amtskammer“, erſt 1615 zuſtande, war 
aber eigentlich nie ordentlich beſetzt. Für die geſamte 
innere und äußere Politik, hauptſächlich auch für die 
Leitung der neu zu erwerbenden oder erworbenen Pro- 
vinzen hat Georg Friedrich 1604 den „Geheimen Rat“ 

Lone arme 
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geſchaffen. Unter dem Vorſitz des Kanzlers, bzw. des für 
die Abweſenheit des Kurfürſten ernannten Statthalters, 
mit einer Anzahl feſtangeſtellter Räte und kollegialiſcher 
Verfaſſung war der „Geheime Rat” als oberſte Staats- 
behörde der Amtskammer, dem Kammergericht, dem 
Konſiſtorium und der Lehnskanzlei übergeordnet. Die 
Inſtitution der „Räte von Haus aus“ tritt damit in den 
Hintergrund. Aber dieſer Geheime Rat konnte, haupt- 
ſächlich unter Georg Wilhelm, ſich nicht in ſeiner Stellung 
behaupten. Der gewalttätige Kanzler Schwarzenberg und 
die heftigen Händel innerhalb des Geheimen Rats ſelbſt 
brachten es bald dahin, daß er ſeine Tätigkeit vollkommen 
einſtellte. 


7. Lokale Territorialverwaltung; 
Gerichtsverfaſſung; Heerweſen bis 1640. 


Noch weniger als im Zentrum hatte die Staats- 
gewalt verſtanden, ſich im Lande eine kräftige Lokal- 
verwaltung zu erhalten. Die Bezirksverwaltung 
hatte einſt militäriſch, gerichtlich, finanziell und polizeilich 
in den Händen der landesherrlichen Vögte, etwa 30 an 
der Zahl, gelegen. Es bezeichnet die Gewalt des Mark⸗ 
grafen, daß er keine Grafen unter ſich hat, ſondern ſolche 
von ihm eingeſetzte und auch abſetzbare Beamte. Dieſe 
Vogteiverfaſſung war aber ſchon gegen 1500 in vollſter 
Auflöſung begriffen durch die wachſende Selbſtändigkeit 
der ſtändiſchen Gewalt. Neben der fic bildenden ſtän⸗ 
diſchen Kreisverfaſſung erhält ſich nur der Anterbeamte 
des Vogts, der Landreiter, als landesherrlicher Erefutiv- 
beamter. An die Stelle des Vogts tritt gewiſſermaßen der 
Landeshauptmann, eine Art von Statthalter an der Spitze 
einer Provinz oder Landſchaft wie der Altmark, Acker⸗ 
mark, Priegnitz, Mittelmark uſw. Er iſt betraut mit 


polizeilichen, gerichtlichen, Verwaltungs-, Oberauffichts- 
funktionen, erlangt ſogar die Vergebung niederer Lehen 
und wird im Kirchengebet erwähnt. Da er notwendig 
persona grata gegenüber dem Adel, ein Vertrauensmann 
der Stände ſein mußte, ſo verliert das Amt an Wert für 
die Zentralregierung, und zwar in eben dem Maße, als 
die Stände auf Beſetzung der erledigten Stellen drängen; 
der Große Kurfürſt ſucht die Landeshauptmannſtellen 
vollends eingehen zu laſſen. Am erſten verſchwindet das 
Amt in der Mittelmark, am längſten hält es ſich in der 
Altmark und der Ackermark. 

Die alte Gerichtsverfaſſung, beruhend auf 
den Dorf- und Stadtgerichten, den Vogt- bzw. Land⸗ 
gerichten, den Hofgerichten und dem „Gericht in des Kur— 
fürſten Kammer“, ſowie auf dem Schöffentum und dem 
alten mündlichen Verfabren, war ebenfalls in voller Auf- 
löſung. Mit dem Abſterben der Vogteiverfaſſung hört 
die Bedeutung des Vogt- oder Landgerichts als der ent- 
ſcheidenden Mittelinſtanz auf, die lokalen Stadt⸗ und 
Dorfgerichte, die Gerichte unterſter Inſtanz, wachſen raſch 
an Einfluß. Aber das Eindringen des Römiſchen Rechts 
beſeitigt allmählich das alte Deutſche Inſtitut der recht- 
findenden Schöffen, das Dorfgericht wird erſetzt durch 
das Gericht des Gutsherrn und ſeines Schultheißen. So 
entſteht auf dem Lande die gutsherrlich-patrimoniale Juſtiz 
mit all ihren Mißbräuchen. Auch die Mittelinſtanz wird 
teilweiſe patrimonial, die kirchlichen Korporationen, die 
großen Adelsgeſchlechter erwerben die Landgerichte zum 
größten Teil. Die wenigen übrigbleibenden landes- 
herrlichen Landgerichte werden mit den lokalen Hof⸗ 
gerichten vereinigt, wie ſie in Tangermünde, Brandenburg, 
Berlin beſtanden; ſie haben aber gegenüber dem Kammer- 
gericht und ſeinen ins Land geſchickten Deputationen, den 
fog. Quartalgerichten, fein Anſehen mehr. Das (nament- 
lich von Lampert Diſtelmeyer) geplante Landrecht ſamt 
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einer neuen Prozeßordnung ſcheitert an den weitgehenden 
Differenzen zwiſchen dem bürgerlichen Kanzler und den 
Ständen. Während in allen übrigen Territorien, ſobald 
das Römiſche Recht als rezipiert betrachtet iſt, doctores 
juris, d. h. gelehrte, römiſch-rechtlich gebildete Richter die 
Gerichte beſetzen, müſſen ſie ſich in der Mark darin teilen 
mit den Ständen, die an dem alten Recht feſthalten, ſo 
daß zum Vorteil der Herren Stände, zum größten Nach— 
teil des Landes die größte Rechtsunſicherheit herrſcht, bis auf 
Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. Brandenburg ſteht 
in dieſer Beziehung hinter den ſüd- und weſtdeutſchen 
Territorien weit zurück. Trotz der Gerichtsordnungen, die 
von Zeit zu Zeit erſchienen, und trotz der Kanzleiordnun— 
gen uſw. finden in der ganzen Zeit bis ins 18. Jahrhundert 
hinein Fortſchritte in der Juſtiz nicht mehr ſtatt. 

Das folgende Schema gibt eine Überficht über die 
Veränderungen in den drei Inſtanzen vom 13., 14. über 
das 15. bis ins 16., 17. Jahrhundert. 


13. 14. Jahrh. 15. Jahrh. 16. 17. Jahrh. 


1. Schultheiß. Stadt⸗ und Dorfgericht. Stadt⸗ und Dorfgerichte 
(Schöffenverfaſſung.) (patrimonial geworden: 
Magiſtrate, Gutsherren). 
2. Vogt. Landgerichte (kurfürſtlich Landgerichte, teilweiſe fom- 
und patrimonial). biniert m. d. Hofgericht., 
ſonſt patrimonial. 
3. Markgraf. Mehrere Hofgerichte. Berliner Kammergericht 
Gericht in des Mark- 1516 


grafen Kammer. Neumärkiſches Kammer- 
gericht 1548. 
Quartalgerichte. 8 
Supplikationsinſtanz beim 
Kurfürſten (Geheimer 
Rat). 


Noch trauriger ſteht es auf dem Gebiete der Militär- 
verfaſſung. Die alten Inſtitute der Lehnspflicht und der 
Landfolge ſind vollſtändig in Verfall geraten; der 
ſchüchterne Verſuch, dieſelben wiederzubeleben durch 
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Wiedereinſetzung lokaler Muſterherren und die Vornahme 
von Muſterungen zu Anfang des 17. Jahrhunderts änderte 
daran ſehr wenig. Der Feſtungsbau, eine Anzahl Spezial- 
verträge mit Adligen zur Stellung von Mannſchaften für 
gewiſſe Fälle konnten die Tatſache nicht aufheben, daß das 
Land vollſtändig wehrlos, ohne jede brauchbare Militär— 
verfaſſung war. 


8. Materielle Kulturpolitik 1500 —1640. 


. Die territoriale Staatsgewalt beſaß jo keine mili- 
täriſche Macht und kein Geldſteuerſyſtem. Es fehlte ihr, 
außer auf den Domänenämtern, wo die Amtshauptleute 
zugleich mit den obrigkeitlichen Funktionen betraut waren, 
an jeder kräftigen lokalen Exekutive. Daher kamen auch 
die Anläufe der älteren Zeit zu einer kräftigen materiellen 
Kulturpolitik vollſtändig ins Stocken. Es gelang weder 
eine handelspolitiſche Abſchließung des Landes nach 
außen noch eine Sicherung genügender Benutzung der 
Ströme des Landes. Die wünſchenswerte landesherrliche 
Polizeigeſetzgebung, welche das Marktweſen und die 
Brauerei, das Verhältnis von Stadt und Land, das Zunft- 
weſen, den Münzumlauf, das Maß- und Gewichtsweſen 
zweckentſprechend geordnet hätte, kam nicht zuſtande. 
Brandenburg ſtand in dieſer Beziehung den meiſten gleich 
großen Staaten, Böhmen, Sſterreich, Sachſen, Schleſien, 
Württemberg, Heſſen uſw. ganz weſentlich nach und 
empfand dies auf das deutlichſte an dem ganz allgemeinen 
Rückgang ſeines Wohlſtandes, der längſt vor Ausbruch 
des großen Krieges zu verſpüren war. Schon die Akten 
Joachim Friedrichs und Johann Sigismunds ſind voll 
von Klagen über die traurigen wirtſchaftlichen Zuſtände, 
die in bemerkenswertem Gegenſatze ſtehen zu dem großen 
Fortſchritt in allen anderen deutſchen Territorien. 
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9. Die Kirchenpolitik und das geiftige 
Leben feit der Reformation. 


Im Gegenſatze zu dieſer energieloſen, materiellen 
Kulturpolitik ſehen wir in Brandenburg-Preußen, wie in 
den anderen proteſtantiſchen Territorialſtaaten eine ſehr 
weitgehende kirchlich-geiſtliche Politik der territorialen 
Staatsgewalt eintreten. Sie war eine Folge der Re⸗ 
formation oder vielmehr der beſtimmten Art, wie das 
Fürſtentum ſich mit den evangeliſchen Predigern in den 
meiſten größeren Staaten zur Durchführung der Re⸗ 
formation verband. Das jus reformandi und das jus 
episcopale der Landesherren, geſtützt auf den Beirat der 
Geiſtlichen, ſchuf ſich in den Konſiſtorien mit ihrer weit⸗ 
gehenden Jurisdiktion, in den evangeliſchen Super- 
intendenten und Inſpektoren landesherrliche Organe, in 
den Kirchen-, Konſiſtorial⸗, Viſitations- und Schul⸗ 
ordnungen eine ſehr weitgehende, die lokalen Gewalten auf 
das empfindlichſte einſchränkende landesherrliche Geſetz— 
gebung. Der Fürſt nahm das Recht in Anſpruch, alle 
Geiſtlichen zu ordinieren und zu kontrollieren, durch die 
Viſitation im ganzen Lande Kirchen-, Schul- und Armen⸗ 
weſen zu beherrſchen. Es entſtanden, gerade auch in 
Brandenburg und Preußen, territoriale, fürſtlich regierte 
Landeskirchen, welche nicht bloß Glauben, Lehre und 
Sitte aller Untertanen bis zur Grenze eines gleichſam auf 
den antiken Standpunkt zurückgebildeten Staatsdeſpotis⸗ 
mus beherrſchen und regeln wollte, ſondern auch dem 
Fürſten, als dem Oberhaupt der zum Staatsinſtitut ge⸗ 
wordenen Kirche, eine bisher ungeahnte weltliche Macht, 
in ſämtlichen Kirchen⸗ und Schulbedienten ihm unter⸗ 
geordnete, landesherrliche Organe gab. (Brandenburgiſche 
Kirchenordnung von 1540.) 

Für die geiſtige und ſittlich⸗ſoziale Kultur Branden⸗ 
burgs war die Reformation ein ungeheurer Fortſchritt. 
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Die evangeliſchen verheirateten Geiſtlichen ſchufen 
einen gebildeten Mittelſtand. Die proteſtantiſchen Uni- 
verſitäten Deutſchlands waren bald die geiſtigen Mittel⸗ 
punkte des Volkes. Das Schulweſen, ſowohl das gelehrte 
wie das elementare, nahm einen bedeutenden Aufſchwung. 
Die Verbindung des Fürſtentums mit der evangeliſchen 
Geiſtlichkeit, namentlich auch mit den Theologieprofeſſoren 
der Landesuniverſitäten wirkte dahin, dasſelbe an der, 
geiſtigen Bewegung der Zeit zu beteiligen und an die 
Spitze des geiſtig-ſittlichen Fortſchrittes der Bevölkerung 
zu ſtellen. Der allgemeinen Roheit und Ankultur im 
Nordoſten Deutſchlands gegenüber erſcheint der ftaats- 
kirchliche Deſpotismus wohl begründet; auch in dieſer 
Geſtalt leiſtetete die Reformation dem Volke den un- 
gemeinen Dienſt, es auf eine ſehr viel höhere Stufe des 
geiſtigen Lebens zu erheben. Der Grundſatz der Recht— 
fertigung durch den Glauben, welcher den inneren Vor— 
gang des nach der eigenen Läuterung ringenden Indi- 
viduums zur Vorausſetzung hat, beförderte die Ausbildung 
individueller Charaktere, ſittlicher Freiheit der einzelnen. 
Doch machten ſich bald auch große Abelſtände bemerkbar. 
Joachim II. zeigte ſich bald ſehr intolerant. Er war ein 
Theologe mit dem Eifer eines Dilettanten, und ſein Hof- 
prediger, der Profeſſor Musculus, ſchaltete über Dogma 
und Zucht in der brandenburgiſchen Landeskirche wie ein 
unfehlbarer Papſt. Noch geiſtloſer und verknöcherter 
ward das kirchliche Leben unter Johann Georg, der ſich 
1577 mit Sachſen auf die Konkordienformel einigte, die 
in ihrer kleinlichen, oft abſurden Feſtſtellung der gering⸗ 
fügigſten Diſtinktionen in den theologiſchen Kontroverſen, 
in ihrer ſcholaſtiſchen Gelehrſamkeit den Laien völlig un⸗ 
verſtändlich blieb und als ein Attentat auf die Reformation 
bezeichnet werden kann. Die Stände genehmigten das 
Abkommen 1586. In der Folge hört der Grundſatz vom 
allgemeinen Prieſtertum auf praktiſche Geltung zu haben; 
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es bildet ſich in der lutheriſchen Geiſtlichkeit eine in ihrem 
Zelotismus unerträglichere Prieſterkaſte, als die alte 
katholiſche geweſen war. Dieſe neue Hierarchie des 
orthodoxen Luthertums verbindet ſich mit dem Adel, 
nimmt eine ſtändiſche Färbung an und drückt auf die 
unteren Klaſſen. Mit bornierter Anduldſamkeit eiferten 
beide, Geiſtlichkeit und Stände, gegen den Kalvinismus 
und die 1540 von Melanchthon gebilligte Variata. Anter 
dieſen Amſtänden begannen die Schattenſeiten des in dem 
ſtaatskirchlichen Deſpotismus begründeten Glaubens- 
zwanges zu überwiegen. Während nun Kurſachſen die 
geiſtige Führung Norddeutſchlands durch das Beharren 
auf dieſem Wege verlor, führte Johann Sigismund durch 
ſeinen Abertritt zur reformierten Lehre (1613), der nicht 
etwa, wie vielfach behauptet worden iſt, aus politiſchen 
Nützlichkeitsgründen, ſondern aus wirklicher Hergens- 
überzeugung erfolgt iſt, und führten ſeine Nachfolger durch 
das Feſthalten dieſes Bekenntniſſes eine zweite tief- 
greifende Reform des geiſtigen und kirchlichen Lebens 
unter den heftigſten Kämpfen mit der Kirche und den 
Ständen ſiegreich durch. Auf ſein jus rekormandi (nach 
dem Grundſatze cujus regio ejus religio) mußte Johann 
Sigismund verzichten. Durch den Revers vom 5. Fe- 
bruar 1615 ſchloß er einen Kompromiß mit den Ständen. 
Er ließ die lutheriſchen Kircheninſtitutionen, auch das Kon⸗ 
ſiſtorium, beſtehen, erklärte, keine Prediger aufdrängen zu 
wollen, ſtellte in Frankfurt nur einen reformierten Pro- 
feſſor an. Der halbreformierte Kirchenrat ging bald 
wieder ein. Dagegen mußten die reformierten Gemeinden 
mit ihrer viel lebendigeren Gemeindeverfaſſung und ihrer 
tiefer gegründeten Glaubenslehre geduldet werden. Damit 
erſchien die Staatsgewalt als über den beiden Kirchen 
ſtehend, der Fürſt verzichtete auf ſein wichtigſtes Regal, 
das jus reformandi, auf den Glaubenszwang. Als die 
Aufgabe der Staatsgewalt erſchien es jetzt vor allem, die 
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heftigen Kämpfe der Konfeſſionen untereinander in 
Schranken zu halten; es entſtand ſo nach und nach der 
moderne Staat der Toleranz, der neben Lutheranern und 
Reformierten auch die Katholiken, die chriſtlichen Sekten, 
die Juden in verſchiedenen Rechtsformen duldete. Der 
Große Kurfürſt namentlich griff in dieſer Beziehung 
energiſch durch (Vertreibung Gerhardts, Verbot des Be— 
ſuchs der lutheriſch-orthodoxen Aniverſität Wittenberg). 
Ein derartiger toleranter Staat ſetzte eine geiſtige 
Entwicklung voraus, welche die Menſchen befähigt, das 
Religiöſe vorzugsweiſe in den ſittlichen Willen zu verlegen 
und neben derſelben eine gemeinſchaftliche Baſis ſittlicher 
Grundanſchauungen. So hat Brandenburg mit dieſer 
durch die Regenten veranlaßten und durchgeführten 
Amwandlung einen bedeutenden Schritt vorwärts getan. 


10. Die Landſtände, ihre Entwicklung, 
Verfaſſung und Bedeutung bis 1640. 


Wenn wir einen Blick auf das Weſen und die Ent- 
ſtehung des deutſchen Ständetums im ſpäteren Mittelalter 
und zu Anfang der neueren Zeit werfen, ſo erſcheinen als 
ſogenannte Stände überall die auf ſelbſtändigem Rechts 
titel ruhenden Inhaber lokaler obrigkeitlicher Rechte, geiſt⸗ 
liche und weltliche Große, Ritter und Städte. Gewöhn— 
lich zuſammengetan zu den Körperſchaften der Kirche, der 
Ritterſchaft, der Städte, bilden fie abgeſchloſſene, ſelb— 
ſtändige Verwaltungsbezirke mit eigenen Beamten und 
eigener patrimonialer Gerichtsbarkeit. Sie ſuchen die Ein- 
griffe des Landesherrn in die lokale Verwaltung ebenſo 
auszuſchließen, wie dieſer die Eingriffe der kaiſerlichen 
Gewalt. Die Stände find wirtſchaftliche und Rechts- 
bildungen, und zwar die ſtärkſten, welche das ausgehende 
Mittelalter aufweiſt. Sie haben ſich im weſentlichen vom 
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12. bis zum 16. Jahrhundert entwidelt, teils aus allge- 
meinen wirtſchaftlichen Arſachen, welche einen engen 
lokalen Zuſammenſchluß der wirtſchaftlichen Kräfte be- 
dingten, teils infolge gewiſſer Rechtsinſtitute, ſo der 
Immunität, durch welche gewiſſe Grundherrſchaften von 
den Eingriffen der Organe des öffentlichen Rechts aus- 
genommen werden, des Lehnsweſens, welches auch öffent— 
liche Rechte, ſoweit ſie zugleich nutzbare Rechte waren, 
lehnsweiſe zu vergeben geſtattete, des ausgedehnten Privi- 
legienweſens, der mißbräuchlichen, aber ganz allgemeinen, 
privatrechtlichen Abertragung von Hoheitsrechten (durch 
Verkauf oder Verpfändung), zu der die Landesfürſten ſehr 
häufig in ihren Geldverlegenheiten griffen, namentlich der 
Abertragung von Gerichtsrechten. Die Schwäche aller 
zentralen Gewalten trat dieſe Entwicklung befördernd 
hinzu. Endlich haben auch die altgermaniſchen Verfaſſungs— 
traditionen, welche korporative Bildungen begünſtigten 
— wir finden dergleichen ſchon mehrfach zur Zeit Karls 
d. Gr. — ſowie das zu höchſter Blüte im 14. Jahrhundert 
anſchwellende freie Einungsweſen dazu beigetragen, den 
Ständen ihren territorialen Landesherren gegenüber eine 
angeſehene, zum Teil ſogar deren Gewalt übertreffende 
Bedeutung zu geben. Namentlich Städtebündniſſe und 
Ritterbündniſſe, die ſich unmittelbar aus dem Bedürfnis 
der treibenden ſozialen Kräfte heraus entwickelten, traten 
an Stelle der mangelnden ſtaatlichen Organe, verdrängten 
eine zentrale Funktion der Staatsgewalt mehr und mehr, 
bemächtigten ſich völlig der lokalen Verwaltung. Die 
erſte reichsrechtliche Anerkennung ſtändiſcher Rechte findet 
ſich bereits in dem das landesfürſtliche Recht betreffenden 
Geſetz de jure prineipum von 1232, wo die Beſchrän⸗ 
kungen der Territorialgewalt zugunſten dieſer ,,maiores 
et meliores terrae“ genau normiert ſind. Die Stände in 
ihrer normalen Funktion wirkten als der konſtitutionelle 
Apparat des Mittelalters. Sie ſtrebten aber durchweg 
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über eine derartige Stellung hinaus. Die ſtändiſche 
Selbſtverwaltung iſt der direkte Gegenſatz der modernen, 
inſofern ſie die Staatsgewalt völlig auszuſchließen trachtet 
und ihren Verwaltungsbezirk zu einem Staat im Staate 
zu machen beſtrebt iſt. 

In Brandenburg haben die Stände lange vor dem 
Erſcheinen der Hohenzollern die geſamte Lokalverwaltung 
an ſich gebracht. Doch haben es die Hohenzollernſchen 
Kurfürſten in der Zeit von 1411 bis 1535 verſtanden, 
die Kirche, den Adel und die Städte ſoweit der Landes- 
hoheit unterzuordnen, daß von einer normalen land— 
ſtändiſchen Verfaſſung die Rede ſein konnte. Von 1535 
bis 1640 ändert ſich aber das Verhältnis. Die ewigen 
Geldverlegenheiten Joachims II. führen zunächſt dazu, 
daß (in dem Rezeß von 1541) den Ständen nicht nur die 
geſamte Steuer- und Staatsſchuldenverwaltung, ſondern 
auch ein förmliches Mitregierungsrecht eingeräumt wird 
in allen Sachen, „daran der Lande Gedeih und Verderb 
gelegen“. In der Folge wiſſen ſich die Städte, obwohl 
meiſt nur kleine Landſtädte, doch wieder eine größere 
ſtädtiſche Autonomie zu erkämpfen. Vor allen Dingen 
aber weiß der Adel ſich ſukzeſſiv eine einflußreichere 
Stellung zu erringen. In der Mark, wie damals über- 
haupt in Deutſchland, überwog der kleine Adel, beſtehend 
aus den milites, die während des Mittelalters im Beſitze 
von vier bis ſechs Hufen, die in der Gemengelage ſich be— 
finden, mit den Bauern im Dorfe wohnen, zu Reiterdienſt 
verpflichtet find und Knechte halten, die während der Ab- 
weſenheit des Herrn auf Kriegszügen ſein Eigentum be- 
wirtſchaften. Verſchieden davon war der große, ſchloß— 
geſeſſene Adel, die Reſte derjenigen mittelalterlichen 
Grundherren, die nicht dazu gelangt waren, ein terri- 
toriales Gebiet zu erwerben und die Landeshoheit aus- 
zubilden. Dieſer Adel iſt im Verſchwinden begriffen und 
wird von den Territorialfürſten mehr und mehr auf- 
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gejogen. In der Mark hat er ſich relativ lange gehalten. 
Die Grundherrſchaften Kottbus, Peitz, Beeskow, Storkow 
verſchwinden, es bleiben aber die Schulenburg, Alvens- 
leben, Wartensleben, Wedel, Rochow, Borck, v. d. Oſten, 
Putlitz. — Das Rittertum (der niedere Adel) der älteren 
Zeit repräſentierte die beſten geiſtigen und militäriſchen 
Kräfte der Nation, es gründete noch das deutſche Ordens— 
land, nahm Teil an der großen Koloniſation der oſt— 
elbiſchen Gebiete, verkommt aber dann in einem wüſten 
Stegreifleben und ſteht lange Zeit der neuen wirtſchaft— 
lichen Kultur vollkommen verſtändnislos gegenüber. 
Joachim 1. hatte harte Kämpfe mit dieſem Kleinadel zu 
beſtehen, um den Landfrieden zu bewahren. Hutten und 
Sickingen ſind die einzigen großen Perſönlichkeiten dieſes 
Standes in der Reformationszeit. Alle Fortſchritte, auch 
die militäriſchen, wie die Landsknechtverfaſſung, gehen 
von bürgerlichen Kreiſen aus. Im Weſten geht dieſer 
Adel dann vollſtändig unter in wirtſchaftlichem Ruin; die 
bankerotten Grundherrſchaften werden von den Terri— 
torialherren erworben und dienen zur Arrondierung 
der territorialen Gebiete. Der gröbere, ungeſchlachte, 
aber auch unverdorbene Adel des Nordoſtens erhält ſich 
dagegen, indem er definitiv auf ſein Fehderecht verzichtet 
und ſich im Laufe des 16. Jahrhunderts mit ſteigender 
Energie dem landwirtſchaftlichen Betriebe zuwendet und, 
dem Zuge der Zeit und den Forderungen der damaligen 
Landwirtſchaft folgend, namentlich die Vergrößerung 
ſeiner Güter zu erreichen ſucht. Dies gelingt ihm durch 
eine immer brutaler werdende Vergewaltigung der nach 
laſſitiſchem Recht lebenden Bauern, die bisher eine Art 
lebenslänglicher Pächter geweſen waren und deren Nach— 
kommen gewohnheitsgemäß nach dem Tode des Vaters 
die Hofſtelle übertragen bekommen hatten. Anter dem 
Einfluß römiſch-rechtlicher Vorſtellungen werden ſie jetzt 
als bloße Zeitpächter behandelt und vielfach wider ihren 
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Willen gegen ſehr geringe Entſchädigung expropriiert 
(„gelegt“), worauf die Höfe zum Gutshof geſchlagen werden. 
Hinzukommt noch die ſteigende Vermehrung der Fronden 
(ſechs Tage in der Woche hat der Bauer mit ſeinem Ge— 
ſpann Dienſte auf dem Gutshof zu leiſten), die Einführung 
des Geſinde-Zwangs-Dienſtes für die Kindern der Bauern, 
die Durchſetzung der für den Bauern höchſt ungünſtigen 
Schäfer⸗ und Bauerordnungen des 17. Jahrhunderts. 
Dies alles, ſowie die privatrechtliche Erwerbung faſt aller 
Hoheitsrechte durch wucheriſche Ausbeutung der jinan- 
ziellen Notlage des Landesherrn, namentlich die Er— 
werbung der Gerichtshoheit, auf Grund deren ſich die 
patrimoniale Gerichtsbarkeit ausbildet, führen zu dem 
Inſtitut der ſogenannten Gutsherrlichkeit, die von der alten 
Grundherrlichteit ganz weſentlich verſchieden ijt. Wichtig 
für die Entwicklung der Grundherrlichkeit ſind namentlich 
die Rezeſſe von 1540, 1572, 1593, 1602/3. Johann 
Georg muß 1572 darein willigen, alle bürgerlichen Be- 
amten zu entfernen, ebenſo alle Ausländer. Der ſtändiſche 
Adel reißt die geſamte Lokal- und Steuerverwaltung in 
der Form der adlig-forporativen Kreisverfaſſung an ſich 
und macht auf alle höheren und mittleren Beamtenſtellen, 
ſowie auf alle Stiftungen und auf den Beſitz von Ritter 
gütern ein ausſchließliches Recht geltend, ausſchließlich 
namentlich gegenüber den Bürgerlichen und denen, die 
des Indigenats entbehren. Früher ungebildet und ſchon 
deswegen zu den Amtern wenig geeignet, beginnt nun auch 
der Adel, etwa ſeit dem Anfang des 17. Jahrhunderts, 
ſich eine höhere Bildung zu verſchaffen, die gleichen Schritt 
hält mit ſeinem ſteigenden Wohlſtand. Mit dieſer juriſtiſch⸗ 
literariſchen Bildung erringt ſich der Adel allmählich eine 
gewiſſe Berechtigung ſeiner Anſprüche. Er wird auf dieſe 
Weiſe zu dem erſten, alles beherrſchenden Stande im 
Staat. Er hat es dann, in der Zeit der ſteigenden ſtaat⸗ 
lichen Laſten, verſtanden, ſich völlige Zoll⸗ und Steuer⸗ 
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freiheit zu erkämpfen, jo daß die ganze Laſt der öffent⸗ 
lichen Leiſtungen auf die Städte und den Bauer fällt. 
Dies Emporkommen des Abels ijt eine ſoziale Klafjen- 
bildung, die vorzugsweiſe auf volkswirtſchaftlichen Arſachen 
beruht und die man neuerdings nicht mit Anrecht mit dem 
Emporkommen der Großinduftriellen heutiger Zeit ver— 
glichen hat. Sie entbehrt nicht ganz der inneren Be- 
rechtigung, ſowohl was Vermögen und Bildung, als was 
den Dienſt in der Kreisverfaſſung betrifft, aber ſie drohte 
doch durch die Steuerfreiheit des Adels, durch die Ver- 
gewaltigung des Bauernſtandes, durch die Mißhandlung 
der bürgerlichen und ſtädtiſchen Elemente, durch die 
ſchroffe rechtliche Abſchließung, durch die Kurzſichtigkeit 
der kleinen Lokalintereſſen und den Mangel einer groß⸗ 
artigen politiſchen Auffaſſung ariſtokratiſcher Pflichten 
den Staat zuletzt ins Verderben zu führen. 

Während die Kreisverfaſſung ſich in der Hauptſache 
erſt im 17. Jahrhundert, vom Dreißigjährigen Kriege an, 
ausbildet, gehört die Verfaſſung der Land- 
tage ſchon dem 16. Jahrhundert an. Sie find teils pro- 
vinzielle, landſchaftliche, von den Landeshauptleuten be⸗ 
rufene, teils ſolche für die ganze Kurmark bzw. Neumark, 
und dann vom Kurfürſten berufen. Dieſe letzteren zer⸗ 
fallen in a) Allgemeine Landtage, auf denen 
alle Mitglieder der ſtändiſchen corpora („Prälaten, 
Herren, Mannen und Städte“) erſcheinen konnten. In 
der älteſten Zeit erſchien der Adel vollzählig, ſpäter 
nötigte der dabei gemachte Aufwand die minder Wohl- 
habenden zurückzubleiben. Die Unterhaltung am Hofe 
war Sache des Kurfürſten und verurſachte bedeutende 
Koſten, da zweihundert bis vierzehnhundert Perſonen er- 
ſchienen. Ein Landtag koſtete Anfang des 17. Jahr- 
hunderts 100 000 Goldgulden. b) Das Regelmäßige ſind 
deswegen die ſogenannten Deputationstage, bei 
denen jeder Kreis durch zwei Deputierte, die ſchloßgeſeſſene 


Ritterſchaft und die kirchlichen Inſtitute durch je einen, 
und die zehn Hauptſtädte vertreten ſind. Häufig werden 
auch bloße Ständetage berufen, um mit der Ritterſchaft 
oder mit den Städten allein zu verhandeln, namentlich 
vor und nach den Land- oder Deputationstagen. Auf den 
Deputationstagen erſchienen höchſtens fünfzig bis ſechzig 
Perſonen. c) Seit 1541 treten jährlich die Mitglieder des 
Großen Ausſchuſſes, dreißig bis vierzig Perſonen, 
in Berlin zuſammen, zunächſt zu laufenden Geſchäften; in 
der Folge gehen aber die Funktionen der Deputations- 
und Landtage auf denſelben über. Er nahm die geſamte 
Steuer- und Schuldenverwaltung in die Hand, fungierte 
als das große Kreditinſtitut des Landes und war die ein- 
flußreichſte Behörde; zu Anfang des 17. Jahrhunderts ver- 
langte er ſogar Verantwortung aller Staatsbeamten 
vor ſeinem Forum und macht damit den Verſuch, die ganze 
Landesverwaltung an ſich zu reißen, wie die Lofalver- 
waltung bereits in ſtändiſchen Händen war. Gegen dieſes 
Inſtitut, als gegen die Hochburg des Ständetums, haben 
ſich daher auch die Hauptangriffe des Großen Kurfürſten 
gerichtet. 

Die Landtage wurden eröffnet von dem Kanzler, der 
die landesherrlichen proposita den corporibus der Stände 
übergibt. Die Deputierten erſchienen mit ſehr ſpeziellen 
Inſtruktionen ſeitens ihrer Auftraggeber und waren an 
dieſe ſtreng gebunden; ſie verlangten daher jedes novum 
mit den „Heimgebliebenen“ zu verhandeln. Jedes corpus 
verhandelte in der Regel für ſich, getrennt von dem anderen, 
und verkehrte mit dem anderen corpus ſowie mit der Re- 
gierung in der Regel ſchriftlich. Das Reſultat dieſer ge- 
trennten Beratungen find die capita deliberationis der 
einzelnen corpora, die an den Kurfürſten oder Kanzler 
eingereicht werden und Repliken, Dupliken uſw. bis ins 
unendliche veranlaſſen. Alle Verhandlungen waren 
durchaus geheim, ſo daß eine öffentliche Kontrolle nicht 
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möglich war. Seit der Reformation verſchwindet der 
Stand der Prälaten, und es bleibt neben dem Stande der 
Ritterſchaft nur noch der der Städte übrig. Faſt regel- 
mäßig werden dieſe von dem erſten Stande zurückgeſetzt. 
Die Kompetenzen und die rechtlichen Formen ruhen vielfach 
auf einem beſtrittenen Herkommen: ſo z. B. war es ſtets 
ſtrittig, ob und welche Majorität die Minorität binde, ob 
zwei corpora das dritte verpflichteten. Unbedingt feſt ſteht 
aber das Recht der Steuerverwilligung und ſeit 1540/41 
das Recht der Zuſtimmung zu Krieg und Frieden, zu 
auswärtigen Bündniſſen und anderen „Sachen, daran der 
Lande Gedeih und Verderb gelegen“. Anbedingt üblich iſt 
auch das Vorbringen unzähliger gravamina, in denen 
natürlich Städte und Ritterſchaft die entgegengeſetzten 
Forderungen ſtellen. Ihre Abſtellung und die Aufbeſſe— 
rung der Privilegien iſt die Bedingung jeder Bewilligung. 
Eine Parteibildung, wie die modernen Parlamente, weiſen 
dieſe Landtage nicht auf, ſchon deshalb nicht, weil ihr 
Geſichtskreis ein viel zu beſchränkter iſt. Der große Gegen— 
ſatz der ſtädtiſchen und der agrariſchen Intereſſen herrſcht 
überall faſt ausſchließlich; nur in Oſtpreußen gibt es 
daneben ein gehäſſiges Parteiweſen innerhalb der 
Ritterſchaft. 

An ſich brauchte eine derartige ſtändiſche Verfaſſung 
nicht notwendig ungünſtig zu wirken. Auch die branden- 
burgiſchen Landtage und Stände haben, beſonders in der 
älteren Zeit, mannigfach die territoriale Staatsbildung ge⸗ 
fördert, durch Tadel und Kontrolle der Verwaltung Miß⸗ 
ſtände abgeſtellt, durch Abernahme einzelner Funktionen 
gewiſſe Bedürfniſſe des öffentlichen Lebens befriedigt und 
namentlich auch dazu gedient, Fühlung und Gemeinjam- 
keit zwiſchen Zentrum und Peripherie herzuſtellen. Der 
wichtigſte Abelſtand aber, an dem dieſe Inſtitution krankte, 
war, daß Adel und Städte, nie gemeinſam und ſtets 
geheim beratend, immer an Inſtruktionen gebunden, ſich 
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nie zu einer wirklich gemeinſamen Tätigkeit, zur Idee der 
Vertretung der Geſamtintereſſen emporſchwangen. Wo 
ſich, wie im engliſchen Unterhaus, Vertreter der Nitter- 
ſchaften und Städte in einer Körperſchaft zuſammenfanden 
und gemeinſam berieten, mußte man über die engen 
lokalen und ſtändiſchen Klaſſenintereſſen hinaus zu patrio⸗ 
tiſchen Erwägungen, zu einer Verſtändigung im Intereſſe 
des gemeinen Beſten gelangen. Davon iſt bei den märki⸗ 
ſchen Ständen nicht die Rede; hier haben ſtets die lokalen 
und Klaſſenintereſſen den Ausſchlag gegeben; es findet ſich 
keine Spur von Gemeinſinn. Ein Reformverſuch Joachim 
Friedrichs von 1601/2, der auf Abſchaffung der Inſtruk⸗ 
tionen ging, um ein Gefühl der Verantwortlichkeit und ein 
Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit und der gemein- 
ſamen Aufgabe bei den Ständen hervorzurufen, mißlang. 

Ein Geſetzgebungsrecht hatten die Landtage nicht. 
Dieſes blieb, wie im ganzen Mittelalter, mit dem juris⸗ 
diktionellen Recht verbunden und alſo beim Landesherrn. 
Doch legte man den Ständen, je mächtiger ihr Einfluß in 
der Lokal- und Zentralſtaatsverwaltung wurde, neue 
landesherrliche Verordnungen zur Kenntnisnahme und 
Begutachtung vor, einfach ſchon, um ſich ihrer Beihilfe 
bei Ausführung derſelben zu verſichern. 

Ganz allgemeine Landtage (im Gegenſatze zu den 
Deputationstagen) ſind nur wenige gehalten worden; ſeit 
der Reformation nur 1540, 1550, 1602, 1615, 1652. Der 
Große Kurfürſt ließ ſie ſpäter ganz eingehen. 


11. Ständiſche Schulden- und 
Steuerverwaltung bis 1640. 


Die wichtigſte Funktion der Stände wurde die 
Schulden⸗ und Steuerverwaltung. Es handelte ſich in 
Deutſchland, nachdem ſtädtiſche Geldſteuerſyſteme und 
Schuldenverwaltungen ſich im 12. bis 15. Jahrhundert zu 
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hoher Ausbildung entwickelt hatten, zunächſt vom 14. bis 
17. Jahrhundert darum, auch für die Territorialftaaten 
Ahnliches zu ſchaffen und damit überhaupt eine geordnete 
Finanzwirtſchaft zu ermöglichen. Es handelte ſich um die 
Sammlung von Geldvorräten, um die Verwaltung des 
Schuldenweſens, um die Einrichtung eines Geldſteuer— 
ſyſtems mit den entſprechenden Behörden, Kaſſen und 
Rechnungskontrollen. 


Die ſtädtiſche Macht beruhte im weſentlichen auf den 
wirtſchaftlichen Kräften der Städte, und das Geheimnis, 
ſie nutzbar zu machen, lag in einem Syſtem von direkten 
und indirekten Steuern, welches im 13. und 14. Jahr⸗ 
hundert ausgebildet wurde, daneben in der Zeit zunehmen⸗ 
der Geldwirtſchaft in der Art und Weiſe, wie die Stadt- 
obrigkeiten durch große Unternehmungen private Kapi⸗ 
talien an ſich zogen, komplizierte Schuldenverwaltungen 
einrichteten und überhaupt einen hochentwickelten Finanz⸗ 
organismus mit regelmäßigen Rechnungslegungen, 
ſtrengen Rechnungsformen uſw. zu ſchaffen wußten. Auf dem 
platten Lande dagegen herrſchte lange noch die Natural- 
wirtſchaft, und hierin lag ſchon die Unmöglichkeit einer 
Herſtellung von einheitlichen Steuerſätzen, wie man denn 
ſpäter ſich gezwungen ſah, ſeine Zuflucht zu Fiktionen zu 
nehmen, wie zu der des krustrum (Windhufe) mit einem 
auf 50 bis 60 Schillinge normierten Ertrage. Zudem 
fehlte der Gedanke einer allgemeinen Steuerpflicht gänz⸗ 
lich. Soweit Steuern überhaupt gezahlt wurden, ſuchte 
man ihnen den Charakter der Freiwilligkeit zu wahren: 
fie erſchienen mehr wie ein Almoſen, als wie eine pflicht- 
mäßige ſtaatliche Leiſtung. Jedenfalls aber ſah man, ge- 
wöhnt an Naturalleiſtungen und Naturaldienſte, die Geld⸗ 
ſteuern nur als einen Erſatz für die dem Staate zu leiften- 
den perſönlichen Dienſte an. Die Bauern taten keine 
militäriſchen Dienſte mehr, wohl aber noch die Ritter. 
Eine gleiche Beſteuerung beider wäre deshalb dem Sinne 


38 


der Zeit als eine Angeheuerlichkeit erſchienen, ebenſo die 
Heranziehung der Kirche. Es gehörte eine rapide Entwick⸗ 
lung der Geldwirtſchaft und ein hoher Schwung des poli- 
tiſchen Lebens dazu, um auch außerhalb der Städte den 
Gedanken einer allgemeinen Steuerpflicht zu zeitigen. 
Beides vereinigte ſich im Zeitalter der Repaiſſance und 
der Reformation, aber der Verſuch der Einführung einer 
allgemeinen Einkommenſteuer im Reich iſt bekanntlich ge- 
ſcheitert. Es war die Aufgabe der Territorien, zu leiſten, 
was das Reich nicht hatte leiſten können. In der Tat ſind 
im Laufe des 16. Jahrhunderts in Sſterreich, Böhmen, 
Schleſien, Sachſen, Magdeburg direkte Steuern durch- 
geſetzt worden. Zugleich fand vielfach eine Hebung der 
Zölle und der Verbrauchsſteuern ſtatt. 

Für Brandenburg haben die Hohenzollernſchen Kur— 
fürſten die alte Bede als Vermögensſteuer von Stadt und 
Land im 15. Jahrhundert wiederbelebt; ſie haben eine 
große Reform des landesherrlichen Zollweſens 1472 bis 
1560 durchgeſetzt, und die Einführung des freilich ſehr 
niedrigen ſogenannten Alten Biergeldes gelang 1488. 
Es entſprach das den großen Fortſchritten, die damals im 
Steuer- und Kataſterweſen und in der Steuertechnik in 
den oben erwähnten Territorien gemacht wurden und die 
ſich uns darſtellen als eine Folge des großen wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Aufſchwungs jener Tage. Mit der 
Hemmung dieſes Aufſchwungs von Mitte des 15. Jahr⸗ 
hunderts an hören ſo ziemlich überall auch die Fortſchritte 
im Steuer⸗ und Finanzweſen auf. In Brandenburg be- 
ginnt von 1535 an jenes übermäßige Schuldenmachen des 
Hofes, das denſelben in ſteigende Abhängigkeit von den 
Ständen brachte, das Schuldenweſen und die ganze 
Steuerverwaltung in ſtändiſche Hände kommen ließ und 
die Stände zu kurzſichtigem Mißbrauch des Steuer- 
verwilligungsrechts veranlaßte. 
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Schmoller in der Ztſchr. f. Prß. Geſch., Bd. 19 
(Die neuen Zölle). 

Im Jahre 1541 entſtand der ſchon erwähnte Große 
Ausſchuß als ſtändiſch-finanzielle Zentralbehörde des 
Landes. Anter ihm ſtanden die drei Kaſſen, in welche je 
beſtimmte Steuern floſſen, auf die beſtimmte Landes- 
ſchulden fundiert waren: der Städtekaſten mit dem Städte⸗ 
ſchoß, ſeit 1572 mit der Mahlakziſe, die Hufenſchoßkaſſe 
für das platte Land und die von Städten und Ritterſchaft 
gemeinſam verwaltete Neue-Biergeldkaſſe, in welche das 
1549 eingeführte viel höhere ſogenannte Neue Biergeld 
floß. Der Landrentmeiſter, die drei Oberzieſemeiſter, die 
65 Zieſemeiſter und alle Steuer-Subalternbeamten werden 
ſtändiſch, der Adel weiß ſich ſukzeſſiv von den Steuern und 
Zöllen zu befreien, alles jagt nach Steuerexemtionen, jede 
geſunde Fortbildung des Steuer- und Zollweſens hört auf, 
die alten Kataſter werden bald nur noch zur Oberaus— 
teilung benutzt, die UAnterausteilung wird den unteren 
Ständen überlaſſen. Die direkten Steuern verwandeln 
ſich fo in Matrikularbeiträge, und um die Verhältniszahl 
der Matrikel erhebt ſich ein nie endender häßlicher Kampf 
zwiſchen Ober- und Anterſtänden, den einzelnen Landen, 
Kreiſen, Städten, den man teilweiſe in jahrzehntelangen 
Prozeſſen hinzieht. 

Das ſogenannte ſtändiſche Kreditwerk (die erwähnten 
drei Kaſſen) wirkt wohl einige Jahrzehnte hindurch wohl- 
tätig, nämlich als Geld- und Kapitalvermittlungsinſtitut 
des Landes, zahlungsfähig aber bleibt das Kreditinſtitut 
doch nur deshalb bis gegen 1620, weil ihm immer 
mehr Kapitalien zuſtrömen, als gekündigt werden. Im 
ganzen iſt die Steuer- und Schuldenverwaltung läſſig und 
parteiiſch. In dem Moment, wo das ſtändiſche Kredit- 
werk die beſten Domänen und Zölle, die Münze und die 
Militärverwaltung an ſich bringen will, dem Kurfürſten 
ſogar die Auskunft über die Rechnung, welche der Große 
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Ausſchuß abnimmt, verweigert, tritt trotz der Erhöhung 
des Neuen Biergeldes auf das Dreifache der allgemeine 
Bankerott desſelben ein, 1618—25. Das Ständetum 
hatte ſeine vollſtändige Unfähigkeit zur Leitung der 
Steuer-, Finanz- und Schuldenverwaltung des Landes 
gezeigt. 
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II. Die Zeit von 1640 —1740. 


1. Die territoriale Entwicklung des 
brandenburgiſch-preußiſchen Staates. 


Der Territorialbeſtand des drandenburgiſch-preußi— 
ſchen Staates von 1640 bis 1740 gründete ſich auf das 
alte brandenburgiſche Stammland und daneben auf Erb— 
anſprüche der fürſtlichen Familie, die erſt ein Kampf von 
Jahrzehnten ſicherſtellen konnte. 

A) Die Kur- und Neumark, 458 und 238, 
zuſammen 696 Quadratmeilen groß, damals mit einer Be⸗ 
völkerung von höchſtens 250 000 Seelen, ein verarmtes 
ſandiges Ackerbauland ohne natürliche Grenzen, war durch 
den großen Krieg vollends ruiniert und ausgeraubt und 
in tiefſtem wirtſchaftlichen Niedergange begriffen. Die 
Bevölkerung war furchtbar zuſammengeſchwunden, der 
Reſt derſelben litt infolge des Krieges an einer jeden Auf- 
ſchwung hemmenden Kapitalnot. Hatte z. B. Berlin vor 
dem Kriege noch gegen 23 000 Einwohner gehabt, ſo zählte 
es nach demſelben nur noch 6000. Eine Stadt wie Frank⸗ 
furt a. O. hatte in vier Jahren 100 000 Taler zahlen 
müſſen. Die Induſtrie (namentlich Bierbrauerei und 
Tuchfabrikation), das Gewerbe, Handel und Ackerbau 
lagen ganz danieder. Die Oder war dreißig Jahre hin— 
durch geſperrt geweſen, was einer vollſtändigen wirtſchaft⸗ 
lichen Abſperrung des Landes gleichkam. Von ſeinen 
Strömen hatte Brandenburg weit weniger Vorteil, als das 
Ausland, indem dieſe den Handel an dem Lande vorbei- 
und darüber hinausführten. An der Mündung der Elbe 
lag Hamburg und ſaßen die Schweden, an der Mündung 
der Oder wiederum die Schweden, an der Mündung der 
Weichſel herrſchte Danzig. Da das Land ſeiner natür- 
lichen Beſchaffenheit nach kein einheitliches Wirtichafts- 
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gebiet war und eines beherrſchenden Mittelpunftes des Ver- 
fehrs entbebrte, jo gravitierten die einzelnen Teile mehr 
und mehr nach dem benachbarten Ausland, und Branden- 
burg geriet in ſteigende wirtſchaftliche Abhängigkeit von 
Hamburg, Sachſen, Danzig, Polen, Schleſien, welche alle 
wirtſchaftlich in weit günſtigerem Zuſtande ſich befanden. 
Namentlich Schleſien, das durch den Krieg nur wenig ge— 
litten, befand ſich in weit beſſerer Lage als Brandenburg. 
Breslau war damals und blieb bis 1740 noch Berlin weit 
überlegen. überhaupt hatten in der Mark die Städte 
durch den Krieg am meiſten gelitten. Bei ihrer zerrütteten 
Lage war damals der Adel der einzige bedeutende Stand 
im Staate. Vor anderen Territorien war das Land nur 
ausgezeichnet durch die alten Rechtsvorzüge der Kurwürde 
und einige daran geknüpfte kaiſerliche Privilegien (de 
non evocando, de non appellando, Münzberechtigung 
u. a., ſ. Goldene Bulle von 1356). Im Jahre 1644 
wurde es, nach unendlichen Bemühungen des Großen 
Kurfürſten, von den Schweden geräumt. Als der einzige 
damals unbeſtrittene Beſitz blieb die Kurmark der Mittel- 
punkt des Staates. 

B) Von dem früheren preußiſchen Ordensland 
war der reichere Teil mit Danzig und der Weichſelniederung, 
532 Quadratmeilen, direkt an Polen gekommen (1466), Oſt⸗ 
preußen mit 672 Quadratmeilen war polniſches Lehen. Das 
Abkommen von 1525, nach dem der Ordensſtaat ſäkulari⸗ 
ſiert und ein Polen lehnspflichtiges Herzogtum unter dem 
bisherigen Großmeiſter, dem fränkiſchen Hohenzollern 
Albrecht, wurde, war getroffen worden unter der Ein- 
wirkung eines von Rußland auf Polen ausgeübten Druckes. 
Polen umfaßte damals 17 000 Quadratmeilen und ſtand 
auf der Höhe ſeiner Macht. Es galt als die Kornkammer 
Europas, trotz der damals ſchon ſchlechten Wirtſchaft. Fünf 
Sechſtel von Polen war gegen 1560 proteſtantiſch, die 
Städte vorwiegend deutſch. Auch Oſtpreußen erfreute ſich 
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bis 1640 hin eines günſtigeren wirtſchaftlichen Zuſtandes 
als die Mark Brandenburg. Königsberg hatte 30 000 bis 
40 000 Einwohner und einen nicht unbedeutenden Handel, 
wenn derſelbe ſich auch mit dem von Danzig nicht meſſen 
konnte. Auf dem platten Lande gab es neben dem Adel, 
der ſich erſt ſpäter unmäßig ausdehnte, einen wohlhabenden 
Kölmerſtand. Die Adelsrebellion von 1566 veränderte 
das bisherige Verhältnis des preußiſchen Herzogs zu 
Polen weſentlich. Es demütigte den Fürſten und ver- 
mehrte den Einfluß Polens auf die geſamte Landesregie⸗ 
rung. Der Adel hatte ſeitdem eine Art Beſchwerderecht 
gegen den Herzog bei der Krone Polen, die das 
dominium direetum gegenüber dem jenem zuſtehenden 
dominium utile zu ausgiebiger Geltung brachte. Polniſche 
Kommiſſionen waren ſeitdem die eigentlichen Regenten 
des Landes, der Adel war durchaus polniſch geſinnt. Die 
Exiſtenz des Herzogtums war jo von Polen einerſeits, 
anderſeits aber auch von Schweden bedroht. Der tiefere 
Grund war, daß der Beſitz des Landes beiden ſehr 
wünſchenswert erſchien wegen des von beiden erſtrebten 
dominium maris Baltici. Dies war der eigentliche Kern⸗ 
punkt der ganzen nordeuropäiſchen Politik. Der Oſtſee⸗ 
handel, deſſen Beherrſchung damit zuſammenhing, war 
damals bedeutender als der oſt- und weſtindiſche. Man 
rechnete, daß allein zwölf- bis fünfzehnhundert holländiſche 
Schiffe die Oſtſee befuhren. Schweden, im Beſitz der 
heute ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen, im Beſitz von Pommern, 
Bremen und Verden, Wismar uſw., ferner im Beſitz der 
Lizenten an der Mündung der Oſtſeeſtröme und in fait 
allen Häfen der Oſtſee (Lizenten ſind Hafenzölle für die 
Handelsſchiffe), glaubte bereits im Beſitz der Herrſchaft 
über die Oſtſee zu ſein und ſuchte Holland vom Oſtſee⸗ 
handel auszuſchließen. Es hatte weſentlich mit den 
Lizenten den Dreißigjährigen Krieg geführt. Anderſeits 
war es eine Lebensfrage für Polen, eine feſte Poſition an 
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der Oſtſee zu gewinnen. In dieſem Streite der Önter- 
eſſen liegt auch die tiefere Arſache des ſchwediſch-polniſchen 
Krieges von 1655. Das Herzogtum Preußen mußte in 
dieſem Gegenſatz zwiſchen den beiden mächtigen Staaten 
eine wichtige Rolle ſpielen. Dasſelbe war ohne Zujammen- 
hang mit Brandenburg und litt außerdem an der un- 
günſtigſten Grenzbildung; das polniſch-katholiſche Erme⸗ 
land lag im Herzen des Landes. Nur mit äußerſter Mühe 
hatten die brandenburgiſchen Hohenzollern 1562 und 1569 
die Mitbelehnung, 1603, nach dem Tode des ansbachiſchen 
Markgrafen Georg Friedrich (Kurator 15721603), die 
Kuratel über den blödſinnigen Herzog, 1618, 1620, 1640 
die direkte polniſche Belehnung erhalten. Erſt die ſelb⸗ 
ſtändige Teilnahme des Großen Kurfürſten an dem Ent- 
ſcheidungskampf zwiſchen Polen und Schweden, 1656—60, 
brachte in einer Reihe von Staatsverträgen (1656 
Marienburg, Labiau, 1657 Wehlau, Bromberg) und 
hauptſächlich im Frieden von Oliva 1660 die Anabhängig⸗ 
keit: Oſtpreußen war jetzt ein ſouveränes Herzogtum, un⸗ 
abhängig von Polen, von Schweden, von Deutſchland. 
Schweden verlor durch dieſen Frieden das bisher be— 
hauptete dominium maris Baltiei, Polen wurde vom 
Meere abgedrängt. Die Konſequenzen dieſer Entwicklung, 
der Preußen ſchließlich Pommern und Weſtpreußen ver- 
dankte, wurden erſt weit ſpäter gezogen. 

C) Auf Kleve, Mark, Jülich, Berg, Ravens- 
berg und Ravenftein, deren Fürſtenhaus in der männlichen 
Linie 1609 mit dem blödſinnigen Johann Wilhelm aus⸗ 
ſtarb, hatte Brandenburg unzweifelhafte Rechtsanſprüche. 
Die weibliche Erbfolge galt kraft beſonderer kaiſerlicher 
Privilegien im Lande, und Johann Sigismund hatte die 
älteſte Tochter der älteſten Schweſter Johann Wilhelms, 
Marie⸗Eleonorens, und deren Gemahls, des Herzogs 
Albrecht Friedrich von Preußen, Anna, zur Gemahlin. 
Zugleich aber nahm der Pfalzgraf Philipp Ludwig von 
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Neuburg, der eine jüngere Schweſter Johann Wilhelms, 
Anna, geheiratet und mit ihr einen Sohn, Wolfgang 
Wilhelm, erzeugt hatte, die Erbſchaft für dieſen in An- 
ſpruch. Außerdem waren noch andere, minder berechtigte 
Prätendenten vorhanden. Der Kaiſer wollte, in Be- 
folgung des bereits früher ergangenen Stralendorffſchen 
Gutachtens, welches riet, die Ausbreitung des proteftan- 
tiſchen Brandenburg, deſſen Erbanſprüche nicht zu leugnen 
waren, im Norden und Weſten Deutſchlands mit allen 
Mitteln zu hintertreiben, die Lande ſequeſtrieren. Die 
Frage verquickte ſich, namentlich wegen der Nähe des 
reformierten Hollands und wegen der geteilten Konfeſſion 
der Lande mit den großen politiſch-religiöſen Gegenſätzen 
der Zeit. So mußte Brandenburg froh ſein, durch eine 
ganze Reihe von Verträgen mit Pfalz-Neuburg (1609 
Dortmund, 1614 Xanten, 1629 Düſſeldorf, 1666 Kleve) 
aus dieſer Erbſchaft wenigſtens Kleve, Mark und Ravens- 
berg (zuſammen gegen 100 Quadratmeilen) zugeſprochen 
zu erhalten. Es waren im weſentlichen die proteſtantiſchen 
Gebiete, während die katholiſchen, Jülich und Berg, an 
den Pfalzgrafen, der ſelbſt katholiſch geworden war, fielen. 
Dieſe ganzen Gebiete hatten ſich ſchon ſeit dem Mittelalter 
einer hohen wirtſchaftlichen Blüte erfreut; ſie beſaßen eine 
weit intenſivere materielle und geiſtige Kultur, als die 
öſtlichen Territorien. Der Hof zu Kleve war im 16. Jahr⸗ 
hundert einer der Mittelpunkte humaniſtiſcher Bildung in 
Deutſchland geweſen. Kleve war ein reiches, ſtark be⸗ 
völkertes Land mit 24 Städten, in denen namentlich 
Linneninduſtrie getrieben wurde, mit blühendem Ackerbau 
und Viehzucht. Die Grafſchaft Mark beſaß eine uralte 
Bergwerksinduſtrie (Kohle und Eiſen), deren Mittelpunkt 
Solingen war. Ravensberg hatte berühmte Linnen- 
induſtrie, namentlich in Bielefeld. Es waren feine arron- 
dierten Lande, aber es waren Etappen nach dem Weſten 
zu und beherrſchten teilweiſe den Rhein, was allerdings 
Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 4 
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in noch höherem Grade von Jülich und Berg galt. Diejes 
Gebiet war aber von 1609 an faſt ſtets von ſpaniſchen, 
niederländiſchen und anderen Truppen beſetzt. Eine An- 
zahl der holländiſchen Garniſonen war auch 1643—45 
nicht, wie die übrigen Truppen, zu entfernen, da Holland 
auf Grund ſeiner Schuld forderungen (namentlich der be- 
rüchtigten Hoefijſerſchen Schuld, die 1616 mit 100 000 
Talern kontrahiert wurde und 1666 auf 5 Mill. an⸗ 
gewachſen war) und auf Grund verſchiedener Staats- 
verträge, ſowie ſeiner nahen Beziehungen zu den Ständen 
wegen eine Art Mitregierungsrecht beanſpruchte, jeden- 
falls die Herſtellung einer von den Fürſten ganz unab⸗ 
hängigen Ständeregierung begünſtigte. Abrigens bildeten 
die Stände der beiden Teile des Landes, trotzdem realiter 
geteilt worden war, gemeinſchaftliche corpora und hielten 
auf Grund ihrer Privilegien an einer gemeinſchaftlichen 
Verwaltung der geſamten Lande der Erbſchaft feſt, woraus 
unklare und unerträgliche Zuſtände ſich ergaben. 

D) Als 1637 der letzte Pommern herzog ſtarb, 
ſtanden den unzweifelhaften Erbanſprüchen Brandenburgs 
auf das Land mit ſeinen 558 Quadratmeilen und ſeinen 
wertvollen Seeſtädten die ſchwediſche Beſetzung und die 
ſchwediſchen Anſprüche entgegen. Nur mit äußerſter 
Mühe gelang es Friedrich Wilhelm, bei dem Friedens- 
ſchluß von 1648 wenigſtens den wertloſeſten Teil 
Pommerns, Hinterpommern (379 Quadratmeilen), ohne 
Stettin und die Oder und belaſtet mit den fortdauernden 
ſchwediſchen Hafenzöllen, zu erwerben. Vergeblich ſuchte 
der Kurfürſt während des Schwediſch-Polniſchen Krieges 
1658/59 und dann während des Schwediſch-Franzöſiſchen 
Krieges 1675/79 Vorpommern mit Stettin und der Oder 
als die notwendige Baſis einer großen maritimen Stellung 
zu erwerben. Erſt 1713 —20 gelang es ſeinem Enkel mit 
der Hälfte Vorpommerns (85 Quadratmeilen) einſchließlich 
Stettins, freilich in einem Zeitpunkte, in welchem dieſe 
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Küſtenerwerbung entfernt nicht mehr die Bedeutung 
hatte, die fie früher, unter dem Großen Kurfürſten, wahr⸗ 
ſcheinlich erlangt hätte. — Immer iſt dies Vordringen an 
die See den brandenburgiſchen Regenten als ein unab- 
weisbares Bedürfnis erſchienen, wie es denn in der Tat 
eine Lebensbedingung jedes binnenländiſchen Staates iſt, 
ſeine Grenzen bis an eine Küſte vorzuſchieben, die ihm die 
Teilnahme an dem überſeeiſchen Verkehr ſichert. Polen 
iſt recht eben daran zugrunde gegangen, daß ihm dies 
nicht gelang; Sſterreich krankt noch heute daran, daß es 
nicht die Küſte beſitzt, auf welche fein Hauptſtrom es bin- 
weiſt. Rußland hat es vielleicht am beſten verſtanden, 
ſeine Intereſſen in dieſer Beziehung wahrzunehmen, und 
ſeine ganze heutige Politik ijt von dieſem Geſichtspunkte 
geleitet. Von den brandenburgiſchen Regenten haben 
ſchon die Askanier die Notwendigkeit der Erwerbung 
Pommerns eingeſehen. Friedrich II. hat 1464-66, nach 
dem Ausſterben der einen pommerſchen Linie, verſucht, 
durch perſönliches Eingreifen die brandenburgiſche Erbfolge 
herbeizuführen. Immer wieder ſind die Anſprüche 
Brandenburgs befeſtigt worden, zuletzt durch den 
Grimnitzer Vertrag von 1529, der einen Erbvergleich 
enthielt. Georg Wilhelm hat es nicht verſtanden, dieſe 
Anſprüche gegenüber der Politik eines Guſtav Adolf 
und Orenffierna zu wahren, deren energiſche, auf die 
Oſtſeeherrſchaft Schwedens gerichteten Beſtrebungen vor 
allem auf den Beſitz Pommerns gingen. Um ſo eifriger 
war der Große Kurfürſt bemüht, Pommern ſeinem Staate 
zu erhalten. In einer Inſtruktion an ſeinen Geſandten in 
Münſter und Osnabrück betont er, daß die Konſolidation 
Pommerns und Brandenburgs einen allgemeinen Vorteil 
für das geſamte kontinentale Hinterland bedeute. Der 
Große Kurfürſt dachte daran, Brandenburg zu einer 
bedeutenden Seemacht zu machen. Das wäre unter den 
damaligen Verhältniſſen noch möglich geweſen. Er hatte 
4% 
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namentlich den Handel mit Holland im Auge, das auf 
ein gutes Einvernehmen mit Brandenburg angewieſen 
war. Er inaugurierte aber daneben auch ſchon eine weit- 
ausſehende Kolonialpolitik. Neuerdings iſt von Schmoller 
auf dem Archiv ein Aktenſtück aufgefunden worden, 
welches den unausgeführt gebliebenen Plan des Großen 
Kurfürſten kundgibt, ſich zum Admiral des Baltiſchen 
Meeres machen zu laſſen. Vielleicht wäre es durch 
Entwicklung einer brandenburgiſchen Seemacht in der 
Oſtſee auch gelungen, die ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen dem 
Deutſchtum zu erhalten. Brandenburg wäre vielleicht der 
Erbe der großen Seepolitik der Waſas geworden; aber 
allerdings, ſein deutſcher Beruf hätte darunter gelitten. 
Es wäre ein Küſtenſtaat von internationaler Bedeutung 
geworden, während es ſeit der Wendung der Dinge von 
1648 darauf angewieſen war, eine lediglich deutſche 
Kontinentalmacht zu werden. Statt nach Niederſachſen 
und Schleſien vorzudringen, hätte es vielleicht Kolonien 
gegründet, ſtatt der Induſtrie hätte es den überſeeiſchen 
Handel ausgebildet. Pommern hat ſich übrigens außer- 
ordentlich ſchnell aſſimiliert; die brandenburgiſche Grenze 
war durch die Konſolidation ſehr verkürzt, das Hinterland 
gewann wirtſchaftlich bedeutend. 

E) Als Erſatz für Pommern erhielt Branden- 
burg Minden (25 Quadratmeilen), Halberſtadt 
(28 Quadratmeilen), Magdeburg (107 Quadratmeilen), 
lauter urſprünglich geiſtliche Lande, jetzt längſt formell von 
fürſtlichen Adminiſtratoren, in Wirklichkeit von den 
adligen Kapiteln regiert. Es waren reiche niederſächſiſche 
Gebiete, Halberſtadt und Magdeburg direkt ans branden- 
burgiſche Gebiet ſich anſchließend, Minden die Weſer und 
Magdeburg die Elbe beherrſchend, mit altem Handel und 
alter Induſtrie, mit reichem Kornboden, mit einer trotz 
aller Verwüſtung des Krieges dichten Bevölkerung, vor 
allem wichtig für die Zukunft des Staates, weil ſie eine 
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Ausdehnung in das Herz Deutſchlands bedeuteten. Das 
Herzogtum Magdeburg freilich blieb bis 1680 in den 
Händen des bisherigen ſächſiſchen Adminiſtrators, nachdem 
die mit dem übrigen Lande tief verfeindete Stadt Magde- 
burg vom Großen Kurfürſten ſchon 1666 militäriſch beſetzt 
und zur Huldigung gezwungen worden war. Der magde— 
burgiſche Adel ſtand an Bildung und Vornehmheit weit 
über dem brandenburgiſchen, hatte aber in der Adels— 
republik der ſtiftiſchen Kapitelherrſchaft allen ſtaatlichen 
Sinn verloren und bewies ſich äußerſt unbotmäßig. Doch 
gingen tüchtige Beamte daraus hervor, wie denn die 
meiſten Miniſter für Domänen und Finanzen im nächſten 
Jahrhundert Magdeburger waren. 

Schmoller. Studien über die preußiſche Wirt- 
ſchaftspolitik. Jahrb. für Geſetzgebung uſw. Bd. 8. 

Die geſchilderten Territorien ſind weder im 17. noch 
im 18. Jahrhundert zu einem einheitlichen Staate im 
Sinne des 19. Jahrhunderts verſchmolzen; zunächſt jeden⸗ 
falls ſtanden ſie ſich als vollſtändig fremde, ja feindliche 
Territorien gegenüber, die nur in der Perſon des 
Monarchen ein zufälliges Bindemittel hatten. Dieſen 
Zuſtand galt es zunächſt zu überwinden. 


2. Das Ständetum bis 1713. 


Da faſt in allen neuen Provinzen des Staates die 
Stände eine noch größere Macht erlangt hatten und 
beſaßen als in Brandenburg, ſo war für die Regierung 
Friedrich Wilhelms in den erſten 20—30 Jahren die 
Zurückdrängung der Stände von dem bisher in Anſpruch 
genommenen Kondominat das erſte Ziel. Es handelte 
ſich für ihn darum, möglichſt in aller Form Rechtens eine 
gänzlich veränderte Verfaſſung in den einzelnen Territorien 
herzuſtellen, die Stände an feſte, gleichmäßige Geld— 
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bewilligungen für die neugeſchaffene Armee zu gewöhnen, 
die weſentlichen Hoheitsrechte, zunächſt die auswärtige 
Politik und die Militärhoheit, ſpäter das ganze Gejeß- 
gebungsrecht und das Steuerweſen wieder der fürſtlichen 
Gewalt zu vindizieren und fo durch die Idee einer fürft- 
lichen Geſamtſtaatsgewalt die ſtändiſchen Provinzial⸗ 
intereſſen nach und nach zu überwinden. Je mehr die 
Stände aufhörten, das Land und ſeine Geſamtintereſſen 
zu repräſentieren, ſich vielmehr, entſprechend dem kurz- 
ſichtigen Klaſſengeiſt des 17. Jahrhunderts, nur als 
privilegierte Perſonen anſahen, die ihre Privatintereſſen 
egoiſtiſch zu verfolgen das Recht hätten, deſto notwendiger 
war der Sieg des Fürſtentums, der im einzelnen aber die 
ſchwerſten Kämpfe erforderte. Das 17. Jahrhundert war 
überhaupt in Europa eine Zeit der aufſteigenden 
monarchiſchen Gewalt. Selbſt in England macht ſich dieſe 
Tendenz bemerkbar, am deutlichſten in Cromwell; aber 
auch Karl II. hatte gefügige Parlamente. Der Kern- 
punkt des großen Gegenſatzes zwiſchen Ständen und 
Monarchie liegt darin, daß die Stände, trotzdem ſie alles 
zu leiten beanſpruchen, von der Staatsidee nichts wiſſen, 
deren Träger vielmehr der Fürſt iſt. Alle nicht 
privilegierten Klaſſen der Geſellſchaft ſtehen auf ſeiner 
Seite, ſo die proteſtantiſchen Pfarrer, die Beamten und 
Offiziere, die Induſtriellen und Kaufleute. 

In Brandenburg verband ſich zunächſt das 
Ständetum mit dem Kurfürſten, um den im Lande 
verhaßten, dem Kurfürſten verdächtigen katholiſchen 
Kanzler Schwarzenberg zu ſtürzen. Des Kurfürſten 
Werkzeug zu dieſem Zwecke war der Oberſt und Ober— 
kammerherr von Burgsdorff, ein Mann von zügelloſem 
luxuriöſem Privatleben, der ſeine Stellung zu ſeinem 
perſönlichen Vorteil auszunutzen nicht verſchmähte, aber 
äußerſt glücklich in den Geſchäften und dem Kurfürſten 
anfangs unentbehrlich. Er hielt den kaiſerlichen Offizieren 


das Gegengewicht, war persona gratissima der Stände, 
die unter ſeiner Mitwirkung viel bewilligten und mit 
denen er gute Vertraulichkeit unterhielt. Nachdem 1643 
endlich die Schweden aus dem Lande gebracht waren, 
wußte dieſe ſtändiſch gefärbte Regierung weiterhin die 
Stände zu billigen Geldverwilligungen zu vermögen und 
ging daran, die dringendſten Abelſtände zu beſeitigen. 
Dahin gehörten vor allem die beſtändigen gehäſſigen 
Händel zwiſchen der Ritterſchaft und den Städten. Zu— 
grunde lag denſelben der alte Gegenſatz der ſtädtiſchen und 
der agrariſchen Intereſſen. Die Ritterſchaft verlangte 
freien Export aller Rohprodukte, um für die landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe den günſtigſten Markt aufſuchen zu 
können, die Städte dagegen, namentlich die induſtriellen 
Kreiſe, drangen auf ſchutzzöllneriſche Abſchließung des 
ganzen Landes, um des Abſatzes innerhalb desſelben 
ſicher zu ſein. Vor allen Dingen aber entbrannte der 
Streit um die Quote, welche jeder der beiden Stände zu 
den verwilligten Geldern beizutragen hatte. Es war 
bisher Gebrauch geweſen, daß die Städte von 1000 Talern 
je 666 aufzubringen hatten, während die Ritterſchaft für 
den Reſt aufkam. Entſprach dieſes Verhältnis ſchon an 
ſich der beiderſeitigen wirtſchaftlichen Lage nicht, ſo war 
vollends durch die Folgen des Krieges die Steuerlaſt der 
Städte eine furchtbare geworden. Es gelang 1643 durch 
den Quotiſationsrezeß vom 18. April, dieſe Laſt etwas zu 
erleichtern. Städte und Ritterſchaft einigten ſich dahin, 
daß die erſteren fortan 590, die letztere 410 pro Mille der 
verwilligten Steuern aufzubringen haben follte; auch fo 
noch wurden die Städte unverhältnismäßig hoch belaſtet; 
doch blieb dieſe Verteilung bis auf ſpäte Zeit (1761) 
beſtehen. Es gelang ferner, die äußerſt verwirrten Kredit- 
verhältniſſe leidlich zu ordnen. Zinſen waren während 
des Krieges meiſt nicht bezahlt worden, und die Schuld⸗ 
ſummen waren zu gewaltiger Höhe angewachſen. Von 
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den verſeſſenen Zinſen ward ein großer Teil erlaſſen, 
Moratorien wurden angeordnet uſw. Es waren ähnliche 
Maßregeln, wie fie in dem Füngften Reichsabſchied von 
1654 von Reichs wegen getroffen wurden. Die Haupt⸗ 
ſorge des Kurfürſten aber während dieſer ganzen Zeit war 
das Heer, das er zum miles perpetuus auszubilden 
gedachte. Nach dem Friedensſchluß 1648 verlangten nun 
aber die Stände, daß die Truppen entlaſſen, die Steuern 
herabgeſetzt würden. Es entſtand ein Konflikt, der ſich in 
den nächſten Jahren mehr und mehr zuſpitzte. Als 1650 
Burgsdorff entlaſſen, der alte Kanzler Götzen geſtorben 
war und die Stände, die ſich ohne kurfürſtliche Konvokation 
verſammelt hatten, ſtürmiſch die Truppenentlaſſung 
forderten, da entbrannte auch hier ein großer mehrjähriger 
Kampf, der zunächſt mit dem Landtagsrezeß von 1653 
endigte, nachdem der allgemeine Landtag von 1652 
fünfmal nach Hauſe geſchickt worden war. An der Spitze 
der Geſchäfte ftand jetzt der Graf von Waldeck, der früher 
in den Kleviſchen Landen eine höhere Berwaltungs- 
organiſation kennengelernt hatte. Die Geheimen Räte, 
welche vorzugsweiſe in die Verhandlungen eingriffen, 
waren von Blumenthal und Dr. Tornow. An der Spitze der 
Stände ſtand der Landeshauptmann der Altmark, Thomas 
von dem Kneſebeck, ein gemäßigter, aber zäher und 
geſcheiter Vertreter der ritterſchaftlichen Intereſſen. Es 
war dies übrigens der letzte allgemeine Landtag in 
Brandenburg. Später ſind nur noch Deputationstage 
einberufen worden. 

Durch den Rezeß vom 26. Juni 1653 erreichte der 
Kurfürſt zwar nicht die von ihm geplante Generalſteuer⸗ 
reform, aber er erhielt auf 6 Jahre eine Geldverwilligung 
von 530 000 Talern und damit die Möglichkeit, ſeine 
Truppen beizubehalten. Andererſeits regelte dieſer 
Rezeß definitiv die rechtliche Stellung des märkiſchen 
Adels, dem nicht nur ſeine alten Rechte wieder zugeſtanden, 
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ſondern, durch den Einfluß vornehmlich des Herrn von dem 
Kneſebeck, auch eine ganze Reihe neuer Zugeſtändniſſe 
gemacht werden. Es wird beſtimmt, daß Rittergüter nur 
im Beſitz des märkiſchen Adels ſein dürfen; das Konnubium 
mit dem Bürgertum wird verpönt, der Adlige, der eine 
Bürgerliche heiratet, mit Vermögensverluſt bedroht. Die 
Gutsherrlichkeit des Adels erhält ihren rechtlichen Abſchluß. 
Die geſamten in der Zeit ſeit dem Beginn des 17. Jahr⸗ 
hunderts eingeriſſenen Mißbräuche bezüglich der Behand- 
lung der früher laſſitiſchen Bauern, die Anſicht, daß die— 
ſelben beliebig entſetzbar find, die unbeſchränkte Ber- 
mehrung der Fronden, der Geſindezwangsdienſt der 
Kinder aller Gutsuntertanen, kurz all das, welches jetzt 
das Verhältnis der Leibeigenſchaft des Bauern begründet, 
findet hier ſeine geſetzliche Anerkennung und Regelung. 
Ja, es wird beſtimmt, daß die Präſumtion in ſtreitigen 
Fällen für die Leibeigenſchaft des Bauern ſein ſoll, das 
Gegenteil hat der Bauer prozeſſualiſch zu beweiſen. Die 
ſämtlichen höheren und mittleren Ämter werden dem 
Adel vorbehalten, ſeine lokale Autonomie wird ferner 
gekräftigt durch Beſchränkung der geiſtlichen Hoheitsrechte 
des Landesherrn zugunſten der Patronatsrechte. Aller- 
dings geſtand der Kurfürſt dies alles nicht zu, ohne ſich 
allerlei Handhaben zu reſervieren, vermittelſt deren die 
kurfürſtliche Regierung es verſtanden hat, nach und nach 
auf dem Wege der Verwaltungspraxis die Verhältniſſe 
mehr im Sinne einer das Wohl der Geſamtheit berück— 
ſichtigenden Regierung zu modifizieren. Die Summe der 
Lokal⸗ und Kommunalverwaltung war ganz in die 
Hände der Stände gegeben, dafür wurden aber die oberen 
Regionen der Staatsverwaltung völlig dem kurfürſtlichen 
Einfluſſe unterworfen. Auf den ſpäteren Deputations- 
und Ausſchußtagen iſt über das Kreditwerk und die Ver- 
beſſerung des Steuerweſens noch unendlich viel geſtritten 
worden. Als aber 1667 die Akziſe für die Städte beſchloſſen, 
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für das platte Land abgelehnt war, als dann endlich in 
den achtziger Jahren das ganze ſtändiſche Kreditwerk unter 
ſtrenge kurfürſtliche Aufſicht geſtellt und der Große Aus— 
ſchuß von 50 auf 12 Perſonen reduziert war, da war jeder 
Einfluß der ſtändiſchen Elemente auf die Regierung des 
Landes vernichtet. 

(Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte des Großen 
Kurfürſten. Bd. X. Märkiſche Stände, bearbeitet von 
Iſaakſohn.) 

Mehrfach hat übrigens der Große Kurfürſt auch in 
den früheren Zeiten feiner Regierung Steuern zu Kriegs- 
zwecken ohne ſtändiſche Bewilligung erhoben, wozu er 
reichsrechtlich durch eine Beſtimmung des J. R. A. von 
1654 befugt war. 

Viel heftiger geſtaltete ſich der Kampf um die 
ſtehende Armee und das ſelbſtändige fürſtliche Beamten⸗ 
tum in Kleve⸗ Mark, wo der Kurfürſt und feine 
Beamten als ausländiſche Eindringlinge angeſehen wurden 
und die Oppoſition der Stände eine viel weiter gehende 
war. Es gab zwei Parteien der ſtändiſchen Oppoſition. 
Die proteſtantiſch⸗ſtändiſche Partei wünſchte den Anſchluß 
an Holland, wo damals die Generalſtaaten dem 
oraniſchen Haufe in ähnlichem Gegenſatze gegenüber⸗ 
ſtanden, wie die deutſchen Landſtände ihren Fürſten; die 
andere, katholiſche, wünſchte den Anſchluß an den Kaiſer, 
bzw. an Pfalz⸗Neuburg. Die katholiſchen Mächte 
intrigierten beſtändig und nahmen zeitweiſe eine drohende 
Haltung an. Die Forderungen der Stände waren ganz 
ungemeſſene. Sie verlangten unter anderem, daß fie von 
jeder Pflicht gegen die Regierung ipso jure entbunden ſein 
ſollten, wenn die Regierung ihre Pflicht verletzt habe. Die 
tatſächliche Feſtſtellung dieſes Falles behielten ſie dabei 
ausſchließlich ihrem eigenen Ermeſſen vor. Sie verlangten 
ferner Mitwirkung bei der Ernennung der Offiziere und 
Beamten, Unabſetzbarkeit der ſtändiſchen Beamten, Einblick 
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in die Inſtruktionen der kurfürſtlichen Regierung, Mit- 
teilung aller Regierungsmaßregeln an die Stände uſw. 
Von den beiden ſtändiſchen Parteien war die katholiſche die 
gefährlichere wegen ihrer auswärtigen Verbindungenz nicht 
minder eifrig aber wühlte die proteſtantiſche, deren Seele 
der bekannte Publiziſt und diplomatiſche Agent der 
Seneralftaaten, Lieuwe von Aitzema, war. Vergeblich ſuchte 
der Kurfürſt 1643 — 1646 durch den General Norprath, 
der von pfälziſchen Dienſten in brandenburgiſche über- 
getreten war, eine fürſtliche Regierung herzuſtellen; ver- 
geblich ſuchte er 1647—1653 in ſechsjähriger perſönlicher 
Anweſenheit der Stände einigermaßen Herr zu werden. 
Im Jahre 1649 mußte er den Ständen die weitgehendſten 
Zugeſtändniſſe machen, um nur das Land zu bewahren vor 
einer Aberrumpelung durch die auswärtigen Verbündeten 
der katholiſchen Partei. Im Jahre 1651 folgte dann die 
vergebliche kriegeriſche Unternehmung gegen Pfalz-Neu- 
burg, welche die Lage nur noch drohender machte. 1653 
mußte der Kurfürſt zum zweiten Male, und noch voll- 
ſtändiger, den ſtändiſchen Forderungen nachgeben, da die 
katholiſche Partei bereits Vorſtellungen beim Kaiſer in 
Wien gemacht hatte. Die Rezeſſe vom 9. Oktober 1649 
und vom 16. Oktober 1653 bezeichnen eine völlige Nieder⸗ 
lage des Kurfürſten. Er mußte den Ständen erlauben, 
ſich ohne landesherrliche Konvokation zu verſammeln, mit 
fremden Mächten zu unterhandeln; er mußte alle nicht 
eingeborenen Beamten entlaſſen, alle bleibenden auf die 
ſtändiſchen Rezeſſe vereidigen, mußte verſprechen, keine 
Truppen ins Land zu bringen, keine Feſtungen zu bauen, 
mußte all die exorbitanten Privilegien, ſelbſt die nicht zur 
Ausführung gekommenen, beſtätigen, mußte eine ſtändiſche 
Regierung bilden aus den Mitgliedern der proteſtantiſchen 
Oppoſitionspartei. An die Spitze derſelben ſtellte er als 
Statthalter Johann Moritz von Naſſau-Siegen, den Er⸗ 
oberer Braſiliens, der von den Generalftaaten mit Andank 
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gelohnt, aus den holländiſchen in brandenburgiſche Dienſte 
getreten war. Ihn brauchte man vorzugsweiſe für die 
äußere Politik und zur Sicherung des Landes vor einer 
etwaigen Vergewaltigung durch die katholiſchen Mächte. 
Von den inneren Angelegenheiten ſuchte ihm der Kurfürſt 
möglichſt fernzuhalten, da er die landesfürſtlichen 
Tendenzen desſelben weder recht verſtand noch teilte. 
Wirkliche Vertraute, die in geheimem Bunde ihm 
geſchworen hatten, beſaß der Kurfürſt im ganzen Lande 
nur einige wenige, im Schoße der Regierung vorzugsweiſe 
Weimann und Ludewig, außerdem den Landrentmeiſter 
Blaspeil. Der Reichtum und die Bevölkerung von 
Kleve⸗Mark war trotz alledem von ungemeiner Bedeutung 
für die Politik des Kurfürſten: ſie bilden die einzige 
Quelle zur erfolgreichen Führung des ſchwediſch-polniſchen 
Krieges. Seit 1654 wurden immer neue Regimenter in 
den rheiniſchen Landen gebildet. Allerdings erregten dieſe 
großen und immer ſteigenden Anforderungen des Kur— 
fürſten die lebhafteſte Oppoſition. Man ſtand fortwährend 
vor der Gefahr einer Revolution, die jeden Augenblick 
auszubrechen drohte. 1657 kam Weimann nach Königs- 
berg und bat den Kurfürſten flehentlich um eine Wendung 
ſeiner Politik, da ſonſt das Land nicht mehr zu halten ſei. 
Indeſſen, der Kurfürſt fuhr fort, freilich mit größter 
Gefahr für die Exiſtenz ſeiner Herrſchaft in den rheiniſchen 
Landen, ſich über die Rezeſſe hinwegzuſetzen und 
das Land energiſch für die Kriegsrüſtungen zu benutzen. 
Als dann der Krieg beendet war, kam er als ſiegreicher 
Feldherr an der Spitze ſeiner Armee nach Kleve und ſchloß 
ſeinen Frieden mit den Ständen durch die beiden Rezeſſe 
vom 14. Auguſt 1660 und 19. März 1661, welche ähnlich 
wie der märkiſche Rezeß von 1653 die Grundlage des 
ganzen territorialen Staats- und Verwaltungsrechts 
wurden. Sie ließen den Ständen die weitgehendſten 
Rechte, namentlich der von 1661, gaben aber dem Rur- 
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fürſten die Möglichkeit, ſeine Truppen ins Land zu 
bringen und daſelbſt zu verpflegen, ſowie ſeine Beamten 
ohne Beeidigung auf die Rezeſſe anzuſtellen. Die jelb- 
ſtändige Gewalt der Landeshoheit war wiederhergeſtellt; 
der Kurfürſt brauchte nicht mehr den Einfluß auswärtiger 
Mächte neben ſich zu dulden. Nach dem erſten Rezeß kam 
es noch zu Empörungen und Verhaftungen; der neue Rezeß 
von 1661 enthielt einige weitere Konzeſſionen des Kur⸗ 
fürſten. Von da an gelang es, die Stände an einen 
vernünftigen Gebrauch ihres Steuerbewilligungsrechtes 
zu gewöhnen; aber ein ſprödes, dem brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Staate abgewandtes Sonderleben führte 
Kleve⸗Mark noch bis in die Zeit Friedrich Wilhelms 1. 

In Oſtpreußen hatte ſich der öffentliche Rechts⸗ 
zuſtand von der Adelsrebellion (1566) bis zum Re⸗ 
gierungsantritt des Großen Kurfürſten (1640) dahin ent⸗ 
wickelt, daß der Adel unter polniſcher Leitung nicht bloß 
die Lokalverwaltung und die Landtage beherrſchte, ſondern 
auch in der Form des Regimentsrats die Landesregierung 
führte. Der Regimentsrat, die Spitze der geſchloſſenen 
Adelskarriere, war ein Kollegium von vier Regiments- 
räten, deren Einſetzung auf dem Vorſchlag der Stände be- 
ruhte, und die vom Herzog nicht beliebig abſetzbar waren. 
Sie ernannten alle Beamten des Landes, und zwar faſt 
nur aus dem eingeborenen Adel, der eine ſtreng ge- 
ſchloſſene Kaſte bildete und neue Mitglieder nur durch den 
förmlichen Akt der Verleihung des Indigenatsrechts auf- 
nahm. Sie hatten nicht nur das geſamte Steuer- und 
Finanzweſen, ſondern auch die Verwaltung der landes- 
herrlichen Domänen unter ſich, die bei dem herrſchenden 
Nepotismus vielfach verſchleudert wurden. Sie beriefen 
auch die Landtage. Ohne ihre Bewilligung durfte der 
Herzog keinen Landesbeamten in Geſchäften ſprechen. 
Das Land war geteilt in Ämter und Hauptämter, im 
weſentlichen in Anſchluß an die alte Einteilung der Kom⸗ 
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fureien. Ein Hauptamt umfaßte die Domänen ſowie die 
Beſitzungen des Adels und der Kölmer. An der Spitze 
ftanden adlige Amtshauptleute, unter ihnen iſt ein Netz 
von Amtern organiſiert, neben ihnen fungieren adlige Ge⸗ 
richte. Welcher Art die Domänenbewirtſchaftung unter 
dieſen Verhältniſſen war, erhellt daraus, daß von den 
50 000 Hufen Domänen in der Regel nur eine jährliche 
Rente von 5000-6000 Talern an den Hof gelangte. Die 
Stände hatten ſich in drei corpora abgeſchloſſen. Das 
erſte umfaßt die ſogenannten Oberſtände, zu denen außer 
den Regimentsräten noch die unter denſelben ſtehenden 
Hofräte, die Prälaten, die zwölf Landräte (Vertrauens⸗ 
perſonen des Adels) und die Beſitzer der größten Herr— 
ſchaften gehören, das zweite die Ritterſchaft, das dritte 
die Städte. Die Stände haben die ausgedehnteſten 
Rechte, vor allem unbedingtes Steuerbewilligungsrecht. 
Das Recht der Komplanation, d. h. das Recht behufs 
Herbeiführung eines Beſchluſſes bei Einſtimmigkeit von 
zwei Ständen die Stimme des dritten zu ergänzen, wird 
dem Herzog beſtritten, vielmehr hat jeder Stand das Recht, 
in dieſem wie in anderen Fällen die Anterſtützung der 
Krone Polen anzurufen; polniſche Kommiſſare ſpielten 
daher die Hauptrolle an den Landtagen. Alle Staats- 
verträge mußten von den Ständen genehmigt werden; der 
Herzog iſt in allen öffentlichen Angelegenheiten dem Be⸗ 
finden der Regimentsräte und des Kanzlers unterworfen. 
Es herrſchten bei dieſer beinahe ariſtokratiſch-republikaniſch 
zu nennenden Verfaſſung anarchiſche Zuſtände: Händel 
zwiſchen Adel und Städten ſowie gehäſſige Parteiungen 
unter dem Adel ſelbſt und zwiſchen den Schöffenkollegien, 
Kaufmannſchaften und Zünften der Städte waren an der 
Tagesordnung. 

Der Große Kurfürſt, der ſich in den erſten Jahren 
feiner Regierung in Königsberg aufhielt, änderte zunächſt 
an dieſen Zuſtänden nichts. Mit Ausbruch des Nordiſchen 
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Krieges aber forderte er Geldbewilligungen und ſetzte 
einen Vertrauensmann, den Fürſten Radziwill, als Gtatt- 
halter an die Spitze der Landesverwaltung, was von den 
Ständen als ein offener Verfaſſungsbruch denunziert 
wurde und auch in der Tat ein ſolcher war. Mit den 
Erfolgen des Krieges ſtieg die Unzufriedenheit im Lande. 
Der Friede von Oliva (1660), in welchem der Große Kur— 
fürſt die Souveränität definitiv errang, brachte dann den 
Zuſammenbruch des ganzen bisherigen Staatsrechts, das 
auf den Hoheitsrechten und der beſtändigen Intervention 
der Krone Polen beruht hatte. Damit war die Möglich- 
keit und die Notwendigkeit einer Verfaſſungsänderung 
gegeben, zugleich aber machte auch die polniſch geſinnte 
Oppoſition die äußerſten, bis zum Hoch- und Landes- 
verrat gehenden Anſtrengungen, die ſtändiſchen Rechte 
auszudehnen, die alten Beziehungen zu Polen zu erhalten. 
Zunächſt ließ der Kurfürſt durch Schwerin eine Domänen- 
unterſuchung vornehmen, die viel böſes Blut machte, da 
der ungeheure Domänenbeſitz den Vetterſchaften der 
Herren Stände aus den Händen genommen und 
in das Staatsintereſſe gezogen werden ſollte. 1661 
wurde ein Landtag einberufen, von dem der Kurfürſt 
große Bewilligungen verlangte; auch trat hier die Regie⸗ 
rung den häufigen Reiſen des Adels nach Polen entgegen 
und verlangte von den Herren, daß ſie mehr zu Hauſe 
bleiben ſollten. Der Landtag konnte ſich nicht einigen und 
wurde entlaſſen. 1661 wurde eine Staatsſchrift nach 
Königsberg geſchickt, welche eine Auseinanderſetzung über 
die Folgen der Souveränität für die Verfaſſung des 
Landes enthielt. Es war der Verſuch, den Ständen eine 
neue Verfaſſung zu oktroyieren. Er mißlang. Es entſtand 
gewaltige Aufregung in Königsberg. Der im Februar 
1662 neu einberufene Landtag war nicht gefügiger als 
vorher. Anter perſönlicher Lebensgefahr, wie man damals 
meinte, ging der Kurfürſt ſelbſt nach Königsberg. Das 
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Schloß wurde militäriſch ſtark beſetzt. Erſt die Verhaftung 
des Schöppenmeiſters Roth, des Führers der ſtädtiſchen 
Oppoſition, eines Bankerotteurs übrigens, deſſen Bruder, 
mit ihm in engem Bunde, Feſuit in Warſchau war, brachte 
wieder Ruhe in die Stadt; die unteren Volksſchichten 
erklärten ſich für den Kurfürſten. Die große Nachgiebig⸗ 
keit desſelben in den dann folgenden monatelangen Ver- 
handlungen ermöglichte endlich einen erſten leidlichen 
Kompromiß, welcher vorliegt in der Aſſekurationsakte vom 
12. März 1663 und dem Landtagsrezeß vom 1. Mai 1663 
(beide abgedruckt bei Baczko im fünften Bande). Der 
Kurfürſt machte weitgehende Zugeſtändniſſe. Er verſprach 
im allgemeinen, die Freiheiten und Privilegien des Adels 
zu wahren; alle ſechs Jahre, jedenfalls beim Regierungs- 
wechſel, ſollten die Stände einberufen werden; die 
Domänenpfandinhaber ſollten reſpektiert werden; die 
Steuerbewilligung blieb den Ständen; die Landesbeamten 
aber mußten vom Kurfürſten fortan beſtätigt werden, die 
Verſchleuderung der Domänen wurde gehemmt, Re- 
formierte zu den Amtern zugelaſſen, vor allem aber wurde 
erreicht eine bedeutende Geldbewilligung und die Ver⸗ 
pflichtung der Regimentsräte, in allen wichtigen Sachen 
an den Kurfürſten zu berichten. Von 16631668 blieb 
es dann verhältnismäßig ſtill im Lande. Dann erfolgte 
der Hochverratsverſuch Kalckſteins, der, zum Tode ver- 
urteilt und begnadigt, aus dem Gefängnis entfloh und in 
Warſchau Polen zum Kriege gegen den Kurfürſten auf- 
zureizen ſuchte. Man bemächtigte ſich ſeiner. Polen 
proteſtierte gegen die Art und Weiſe, wie das geſchah, 
aber zum Kriege kam es nicht, wegen der drohenden 
Türkengefahr. Kalckſtein ward in Memel hingerichtet, 
nachdem ein außerordentliches ad hoe zuſammengeſetztes 
Gericht unter dem Druck des perſönlichen Verlangens des 
Kurfürſten ihn verurteilt hatte. Es war ein Juſtizmord; 
aber nur durch dieſen Juſtizmord wurde der Kurfürſt der 
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landesverräteriſchen Oppoſition Herr. Von dieſer Zeit 
an änderte ſich das Verhältnis der ſtändiſchen zur kurfürſt⸗ 
lichen Macht ganz weſentlich. Der Kurfürſt ließ von Ende 
der ſechziger Jahre ab die Landtage nur noch acht, 
höchſtens vierzehn Tage beiſammen. Er erlaubte nur noch 
Verhandlungen über Steuerfragen, nahm jetzt das Recht 
der Komplanation unbedingt in Anſpruch, ſchloß miß⸗ 
liebige Ständemitglieder von den Verhandlungen aus, 
zwang die Vertretungskörper, die Landtagsinſtruktionen 
vorher einzuſenden, verbot, nach dem Landtag in den 
Kreiſen Bericht zu erſtatten, um die Vertreter von der 
Kontrolle ihrer Auftraggeber zu emanzipieren, veranlaßte 
die Abgeordneten dann und wann zur Überjchreitung ihrer 
Vollmachten, erhob unbewilligte Steuern, wenn die be- 
willigten nicht die verſprochene Summe abgaben, durd- 
löcherte das Indigenatsrecht durch kurfürſtliche Verleihung 
desſelben, gab den neugebildeten, den Regimentsräten 
unterſtellten Behörden, der Domänenkammer, dem Kriegs⸗ 
kommiſſariat, den Kreisſteuereinnehmern Kompetenzen, 
welche den ſtändiſchen Rechten präjudizierten. Die ſo bis 
1706 allerdings noch gehaltenen Landtage hatten entfernt 
nicht mehr die Bedeutung, welche ſie gegen 1640 gehabt; 
der ſtaatsrechtliche Zuſtand war ein ſolcher geworden, daß 
es nur noch eine Frage der Zeit war, bis wann die alt= 
ſtändiſchen Einrichtungen vollends abſterben würden. 

Das ſchließliche Ergebnis der ſtändiſchen Kämpfe iſt 
alſo überall dasſelbe: das nicht ganz gebrochene Stände⸗ 
tum erhält ſeine Gewalt nach unten, wird aber erhoben 
von den Reformgedanken der modernen Monarchie, wird 
aus dem Klaſſenintereſſe mehr und mehr in den Dienſt 
des Staates gezogen. Es iſt nicht nur die Entſcheidung 
einer Machtfrage, die ſich ſo vollzieht: es iſt zugleich auch 
ein hochbedeutender geiſtiger und ſittlicher Kampf, der zum 
Austrag gebracht wird. 

(über die Verhältniſſe in Magdeburg iſt zu ver⸗ 

Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 5 
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gleichen Schmollers Darſtellung im Jahrbuch für 
Geſetzgebung uſw. in Deutſchland 1886. Bd. X, 1 ff. 
„Die politiſche Verwaltung des Herzogtums Magdeburg 
in den erſten hundert Jahren der preußiſchen Herrſchaft.“ 
S. 327 ff.: „Die finanzielle Verwaltung des Herzogtums 
Magdeburg 1680 —1786.“) 


3. Die Reorganiſation der Verwaltung. 
1640 —1723. 


a) Der Geheime Rat (Staatsrat). 


Zwei Grundſätze vor allen Dingen führte die auf⸗ 
ſteigende Monarchie des 16. und 17. Jahrhunderts in der 
Staatsverwaltung durch: die Kollegialität der Behörden 
und eine feſte Arbeitsteilung innerhalb derſelben. Die 
mittelalterliche Territorialberwaltung hatte nur Einzel⸗ 
beamte gekannt, war im weſentlichen ein perſönliches 
Regiment des Fürſten geweſen, dem der Kanzler zur Seite 
ſtand. Aber die Verwaltungseinrichtungen der Städte 
und der kirchlichen Stifter arbeiteten bereits im Mittelalter 
der ſpäteren Entwicklung vor: in den einen entſtanden die 
Stadträte, in den anderen die Domkapitel, beides 
kollegialiſche dauernde Verwaltungskörper, in denen ſich 
eine feſte Tradition, eine ununterbrochene Kontinuität der 
Geſchäftsführung ausbilden konnte. Es war die Reaktion 
gegen die Willkür der Einzelbeamten und die Quelle eines 
ganz neuen Verwaltungsrechts. In den Stadträten ging 
die Entwicklung meiſt dahin, daß mit der Vermehrung der 
Mitglieder des großen allgemeinen Rates Ausſchüſſe für 
die einzelnen Verwaltungszweige gebildet wurden, eine 
Entwicklung, die ebenſo, wie das ganze Inſtitut, für die 
landesfürſtliche Territorialberwaltung vorbildlich wurde. 
Mit der zunehmenden Verknöcherung des Ständetums und 
andererſeits Hand in Hand mit der zunehmenden 
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Aniverſitätsbildung treten auch in den Territorien an 
Stelle der alten ſtändiſchen oder perſönlichen Räte 
Kollegien berufsmäßiger gelehrter Beamten des Fürſten, 
Behörden mit traditionellem Geſchäftsgang und feſter 
Arbeitsteilung, welche für die veränderte Geſellſchafts— 
organiſation ein neues Verwaltungsſozialrecht ausbilden. 
Durch lange Amtserfahrung ſteigt in dieſen Behörden der 
einzelne zu den höheren Stellen auf. Dieſe neuen Staats- 
räte ſind das Gewiſſen des abſoluten Staates. In ganz 
anderer Weiſe macht ſich das Bewußtſein der Amtspflicht 
in dieſen Körperſchaften geltend als früher bei den Einzel- 
beamten. And vor allem ſind ſie in ihrer techniſchen 
Schulung, in ihrer tatſächlichen geſchäftlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit jenen unendlich überlegen. Intelligenz und 
Pflichtgefühl, die ſich in den Kollegialbehörden gewiſſer⸗ 
maßen verdichten, ſcheinen nicht, wie man dies überhaupt 
von pſychologiſchen Maſſeneinflüſſen behaupten kann, 
einfach proportional der Anzahl dieſer mehreren, gegen⸗ 
über jenen Einzelbeamten, zu ſteigen, ſondern in einer 
rapiden Progreſſion. Es vermindert ſich allerdings auf 
der anderen Seite in derartigen Körperſchaften das 
Gefühl ausſchließlicher Verantwortlichkeit der einzelnen; 
die ſchneidige Initiative iſt ihre Sache nicht; die Tat, die 
Ausführung, die ſchnelle Entſcheidung, die ebenſoſehr zum 
Weſen einer guten Verwaltung gehört, wie die bedächtige 
Abwägung des Zweckmäßigen, erſcheint oft in ſolchen 
Kollegien gelähmt. Daher das Beſtreben energiſcher 
Individualitäten, über die Kollegien hinweg entſcheidend 
in die Geſchäfte einzugreifen, zur „Deliberation“ die 
„Aktion“ zu fügen. 

Wie gegen 1600 in allen größeren deutſchen Terri⸗ 
torien das Bedürfnis der Bildung ſolcher kollegialiſchen 
Behörden ſich geltend macht, jo ſahen wir im branden- 
burgiſchen Staate mit der Ausſicht auf die neuen 
Provinzen 1604 den kollegialiſchen Geheimen Rat ent- 

5* 
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ſtehen. Es war nicht nur die quantitative Vermehrung 
der Geſchäftslaſt durch die bevorſtehenden neuen Er⸗ 
werbungen, welche dieſe Maßregel erforderte, ſondern vor 
allem auch die große qualitative Verſchiedenheit der 
Geſchäfte einer Verwaltung wirtſchaftlich ſo heterogener 
Gebiete. Die erſte Geheimratsordnung iſt bei Cosmar 
und Klaproth und in etwas verbeſſerter Form bei 
Iſaakſohn abgedruckt. Die Sitzungen der neuen Behörde, 
die nicht nur aus adligen, ſondern auch aus bürgerlichen 
Räten beſtand, ſollten ſtattfinden unter dem Vorſitz des 
Kanzlers, damals des Grafen Hieronymus v. Schlick, 
Stimmenmehrheit ſollte entſcheiden; von Anfang an 
wurden Protokolle geführt. Die Kompetenzen waren noch 
wenig geordnet, von einer feſten Arbeitsteilung war noch 
nicht die Rede. Seit 1620 iſt dieſer Geheime Rat in 
offenbarem Verfall. Zu einem eigentlichen Leben iſt er 
erſt wieder durch den Großen Kurfürſten gekommen. 
1640-1723 iſt ſeine große Zeit, in welcher er tatſächlich 
an der Spitze der geſamten Staatsverwaltung ſteht. 

Die Reaktivierung des Staatsrates liegt vor in einer 
Inſtruktion an den Markgrafen Ernſt von Jägerndorf von 
1640 (abgedruckt bei v. Orlich, Bd. I), welche den Gtatt- 
halter ausdrücklich an die Mitwirkung des Geheimen Rates 
weiſt. Während der Abweſenheit des Kurfürſten bis zum 
Jahre 1653 hat dann fortdauernd der Staatsrat neben 
dem Statthalter bedeutende Kompetenzen. Mit dem 
Sturze Burgsdorffs, dem Eintritt Waldecks beginnt dann 
eine neue Entwicklung, an deren Anfang die wichtigſte 
Reform ſteht, die der Geheime Rat überhaupt erfahren, 
die Inſtruktion von 1651, die eigentlich erſt den Geheimen 
Rat zur dauernden oberſten Staatsbehörde macht und eine 
Einteilung in Departements mit feſten Dezernenten durch⸗ 
führt. Zunächſt werden die auswärtigen Angelegenheiten 
ausgeſondert, im übrigen wird nach den fic durch- 
kreuzenden Geſichtspunkten einer Real- und Provinzial⸗ 
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teilung verfahren. Es find 19 Departements, die ſich auf 
zehn bis zwölf Rate verteilen; jeder derjelben ift neben 
feinem Hauptreſſort nod in der Regel als zweiter Referent 
in anderen Departements beſchäftigt. Dieſe Geheimen 
Räte ſind zunächſt ſozuſagen vortragende Kabinettsräte 
des Kurfürſten. Doch geht die Tendenz der weiteren 
Entwicklung dahin, daß aus dieſem Staatsrat eine Ver⸗ 
ſammlung von Reſſortchefs wird, die an der Spitze der 
Spezialbehörden ſtehen. Es liegt alſo hier der Keim für 
die ſpäteren ſpeziellen Zentralbehörden, die Miniſterien, 
wie denn auch ſchon in früher Zeit für die Geheimräte die 
Bezeichnung „Miniſtri“ aufkommt. Der Titel eines 
Geheimen Rats wurde ſchon zur Zeit des Großen Kur— 
fürſten verliehen, ohne daß damit Sitz und Stimme im 
Kollegium des Staatsrats verbunden geweſen wäre. 
Dieſen Titular-Geheimräten gegenüber werden die eigent- 
lichen Mitglieder der Behörde als „Wirkliche Geheime 
Räte“ bezeichnet, auch die Behörde als „Wirklicher Ge— 
heimer Rat“. Die Räte waren dauernd angeſtellt, 
während früher meiſt nur Anſtellungen auf zwei bis drei 
Jahre ſtattgefunden hatten, was dazu geführt hatte, daß 
die Räte Dienſte an den verſchiedenſten Höfen nahmen, 
lediglich auf Geld ſpekulierten, ohne tieferes Intereſſe für 
den Staat und meiſt auch ohne die nötige perſönliche 
Integrität waren. Das Beamtenperſonal wurde ſeit 1640 
ein durchaus anderes. Die ſorgfältige Auswahl der 
Perſönlichkeiten, die lebenslängliche Anſtellung, die 
kollegiale Erziehung und der perſönliche Einfluß großer 
Regenten führte zu der Ausbildung eines verhältnismäßig 
integeren, charaktervollen, geſchäftskundigen, mit den 
Intereſſen des Staats innig verwachſenen Beamtentums. 
— Der Große Kurfürſt betrachtete zunächſt ſich und den 
Geheimen Nat gleichſam als eine Behörde. Sachliche 
Gründe, wie ſein bewegtes Reiſe- und Kriegsleben, 
nötigten ihn ſehr vielfach, auswärtige, militäriſche und auch 


69 


andere Angelegenheiten mit einzelnen Räten abzumachen. 
Aber das Prinzip bleibt doch beſtehen, alle weſentlichen 
Staatsgeſchäfte durch kollegialiſche Beratung im Geheimen 
Rat vorzubereiten. Der Kurfürſt präſidierte teilweiſe 
ſelbſt, teilweiſe ließ er den Brandenburgiſchen Statthalter, 
dann, ſeit 1652, den Geheimen Rat von Blumenthal (als 
„Direktor“), dann Schwerin (+ 1679) unter dem Titel 
eines „Oberpräſidenten“, endlich ſeit 1660 Somnitz (als 
„Präſidenten“) den Vorſitz führen. Die Exekutive ſtand 
dem Prinzip nach ausſchließlich beim Kurfürſten. Je 
mehr aber die Geſchäfte wuchſen, je mehr die einzelnen 
Geheimen Räte durch ihr feſtes Dezernat zu Reſſortchefs 
wurden (etwa von 1680 an), deſto häufiger ſehen wir auch 
den Staatsrat die Rolle der Exekutive übernehmen; zur 
Zeit der Abweſenheit des Kurfürſten wird eine beſtimmt 
begrenzte Exekutive jederzeit dem Staatsrat förmlich über- 
tragen. Der perſönliche Einfluß des Kurfürſten, auch 
einzelner Miniſter (3. B. Waldecks, ſpäter Danckelmanns) 
beherrſchte wohl periodiſch den Staatsrat, aber dieſer Ein⸗ 
fluß hob doch die Tatſache nicht auf, daß die Summe der 
geiſtigen Leitung des Staates von dem Staatsrat ausging. 

Die Aberordnung des Staatsrats über die alten Be⸗ 
hörden der Kurmark, das Hofmarſchallamt, die Amts- 
kammer, das Kammergericht, das Konſiſtorium, die 
Lehenskanzlei uſw. war nicht von Anfang an eine ganz 
klare. Der Staatsrat mußte ſeine leitende Stellung ihnen 
gegenüber erſt unter heftigen Reibungen erkämpfen. 
Später drückte ſich dieſe Aberordnung ſchon vielfach 
dadurch aus, daß die Chefs dieſer Behörden nunmehr 
Mitglieder des Staatsrats waren. Der Staatsrat erhielt 
nun ein unbedingtes Oberaufſichtsrecht, wurde auch 
gegenüber dem Kammergericht als oberſter Gerichtshof 
unzweifelhaft anerkannt. Das alles machte ſich nicht durch 
beſondere Verordnungen des Kurfürſten, ſondern durch die 
Praxis der Verwaltung ſelbſt. 
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b) Statthalter und Provinzial⸗ 
regierungen. 


Noch viel ſchwieriger wurde es dem Staatsrat gegen⸗ 
über den anderen Provinzen, zumal den größeren, ſich 
eine führende übergeordnete Stellung zu erringen und zu 
behaupten, da dieſelben mit äußerſter Zähigkeit an ihrem 
Indigenatsrecht, an dem Prinzip feſthielten, im Lande 
ſelbſt ausſchließlich durch Landeseingeborene regiert zu 
werden. Die brandenburgiſchen Geheimen Räte werden 
in den erſten zwanzig bis dreißig Jahren der Regierung 
des Großen Kurfürften in Preußen, in Kleve⸗Mark ujw. 
als Beamte fremder Potentaten bezeichnet. Das in 
Preußen, Pommern, Halberſtadt, Minden und Kleve⸗ 
Mark trotz des äußerſten Widerſtrebens der Stände ein⸗ 
geführte Statthalteramt mit weitgehenden Kompetenzen 
an der Spitze aller Behörden, mit Ausnahme der 
militäriſchen, regelmäßig in die Hände von branden⸗ 
burgiſchen Geheimen Räten gelegt, bildete bis gegen 1680 
faſt den einzigen Weg direkten Beamteneinfluſſes von 
Berlin aus. Das Amt ſank zu einer bloßen Würde 
herab, als der provinzielle und ſtändiſche Widerſtand gegen 
Berlin in der Hauptſache überwunden war. 

Anter dem Statthalter ſtanden in ſämtlichen 
Provinzen die ſogenannten Regierungen, in Preußen das 
den Regierungen entſprechende Kollegium der Regiments- 
oder Oberräte. In den Provinzen, in denen bisher nur 
ſogenannte Kanzleien an der Spitze der Regierung 
ſtanden, d. h. Behörden, an denen nur das Anterperſonal 
ſtändig war, die unter ſtändiſchem Einfluß ſtanden und 
bei denen das Haupt, der Kanzler, häufig wechſelte, 
wurden kollegialiſche ſtändige Regierungen eingerichtet 
oder einzurichten verſucht. So in Magdeburg, Minden, 
Kleve. In Ravensberg mißlang der Verſuch. Dieſe 
Regierungen beſtehen aus Präſident, Kanzler, einer An- 
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zahl von Räten und dem entſprechenden Kanzleiperſonal. 
Die Kompetenz derſelben reicht in der älteren Zeit, und in 
den kleineren Territorien auch ſpäter noch, über die ge⸗ 
ſamte Landesverwaltung. Die Regierung iſt oberſtes 
Gericht, oberſte Verwaltungs- und Finanzbehörde, fie 
verhandelt mit den Landſtänden, ernennt alle Beamten, 
ſucht dem Lande eine relative Selbſtändigkeit gegenüber 
der Berliner Zentralregierung zu retten; es ſitzen in der 
Regierung bis in die erſte Hälfte des 18. Jahrhunderts 
nur Landeseingeborene. 


c) Neue Kollegien neben dem 
Geheimen Rat. 


Neben dieſer Organiſation macht ſich das Bedürfnis 
einer weiteren Arbeitsteilung im Schoße der Provingial- 
behörden mit Macht geltend. Beſondere Obergerichte, 
Konſiſtorien, Amtskammern oder Steuerbehörden ent- 
ſtehen, teils als Abteilungen der Regierung, teils als 
ſelbſtändige Kollegien. Ihre Bildung hat in erſter Linie 
ſachliche Gründe, aber hinter den einzelnen Wendungen 
in dieſer Bildungsgeſchichte ſteht als treibendes Moment 
immer zugleich der Kampf zwiſchen der fürſtlichen und der 
ſtändiſchen Gewalt. Je nachdem die Konſtellationen ſind, 
den Ständen ein Vorſchlagsrecht für die Beſetzung der- 
artiger Behörden zuſteht oder nicht, kämpfen die Stände 
oder die Monarchie namentlich für Loslöſung der oberſten 
Juſtizbehörde von der Verwaltungsbehörde. So ſucht 
ſchon Georg Friedrich von Ansbach als Kurator in 
Preußen den Oberräten 1578 durch Bildung des 
beſonderen Hofgerichts einen Teil ihrer Gewalt zu 
nehmen. So errichtet Friedrich Wilhelm in Magdeburg 
1680 ſofort ein Konſiſtorium. Umgekehrt ſetzen in Kleve⸗ 
Mark 1649 die Stände ein beſonderes Obergericht neben 
der Regierung durch, weil ſie hoffen, dies mehr als 
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die Regierung beeinfluſſen zu können. Weitaus am 
wichtigſten aber iſt der Kampf des Großen Kurfürſten und 
feines Nachfolgers für die Bildung beſonderer Amts- 
kammern und beſonderer Kommiſſariate neben den 
Regierungen, um dadurch die ganze Finanz-, Militär- 
und Steuerverwaltung von den renitenten ſtändiſch ge⸗ 
finnten Regierungen loszulöſen. Dieſe beiden Behörden, 
als die Organe einer den modernen Staatsbedürfniſſen 
entſprechenden Finanz- und Heeresverwaltung erfordern 
eine beſondere Betrachtung. 


d) Die Kammer verwaltung. 


Die Bildung beſonderer Amtskammern in den 
deutſchen Staaten geht zurück auf die ſeit 1500 etwa 
mächtig eingreifende Tendenz, die oberſte finanzielle 
Leitung der Territorialſtaaten einem Kollegium zu über- 
geben. Bis dahin war in faſt allen Territorien der 
Vicedominus (Viztum) der Finanzminiſter der Fürſten 
geweſen. Er beſorgte alle Kammergeſchäfte, auch die 
Reviſion der Rechnungen, ſelbſt. Dieſen Viztum zu einem 
Kollegium zu geſtalten, war eine dringende Aufgabe der 
Zeit. Wie in Frankreich ſchon ſeit 1300 die chambre des 
comptes, gegen 1400 die cour des aides entſtanden 
waren, welche das geſamte Finanzweſen in kollegialiſchen 
Behörden zentraliſierten und einer regelmäßigen, von der 
eigentlichen Verwaltung getrennten Kontrolle unter- 
warfen, ſo entſtanden gegen Anfang des 16. Jahrhunderts 
in Deutſchland ähnliche Bildungen. Sſterreich ging hierin 
den übrigen Territorien voran. Maximilian I., der über⸗ 
haupt die burgundiſch⸗franzöſiſchen Einrichtungen nach 
Öfterreich übertragen hat, ſchuf 1498 die Innsbrucker 
Schatzkammer, die als Zentralfinanzbehörde begann, bald 
aber wieder zu bloß provinzieller Bedeutung herabſank. 
Ferdinand I. nahm fein Werk wieder auf und führte es 
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durch. Unter ihm entſteht die zentrale Hofkammer, 
welcher die provinziellen Rechenkammern untergeordnet 
ſind. Sſterreich wurde das Muſter für viele deutſche 
Territorien, während Brandenburg-Preußen beſondere 
und ſelbſtändige Bildungen aufzuweiſen hat. In Kleve- 
Mark war gegen 1500 ein kollegiales ſogenanntes Rechen- 
meiſteramt entſtanden, in Küſtrin gründete Markgraf 
Hans für die Neumark eine kollegialiſche Amtskammer 
gegen 1550, etwas Uhnliches ſchuf in Oſtpreußen der 
Kurator Georg Friedrich von Ansbach 1572—1578, und 
in Brandenburg ſelbſt gründete Johann Sigismund eine 
Amtskammer 1615—1617, vornehmlich mit Hilfe des 
Grafen Johann Kaſimir von Lynar. In den meiſten 
übrigen Provinzen beſtanden in der erſten Regierungszeit 
des Großen Kurfürſten ſolche Amtskammern noch nicht, 
in Preußen und Kleve-Mark, ja ſelbſt in der Kurmark, wo 
der Hofkammerpräſident Valli 1640 Bankerott gemacht 
hatte, waren ſie eben damals in voller Auflöſung 
begriffen. Die Neubildung, Beſetzung und Inſtruierung 
der Amtskammern gelang nur langſam und teilweiſe erſt 
nach ſchweren Kämpfen, in Brandenburg 1652, in Kleve⸗ 
Mark von 1653—1661, in Pommern 1654, in Oſtpreußen 
16611675, in Magdeburg nach 1680. 

Die Kompetenz dieſer Amtskammern, wie der ſpäter 
ihr vorgeſetzten Hofkammer, ging nicht bloß auf die Ver⸗ 
waltung der Domänen, ſondern auch auf die Münz⸗, 
Zoll-, Lizent⸗, Salz-, Poft-, Bergwerks- und Hütten⸗ 
ſachen, auf die Verwaltung aller nutzbaren Regalien 
einſchließlich der Schiffahrts- und Kommerzienſachen. 
Dagegen ſtanden die Forſten in der älteren Zeit unter 
beſonderen Oberjägermeiſtern, Gagdfangleien und den 
zünftig organiſierten unteren Jagdbedienten. Daß die 
Forſten, wie auch die geſonderte Verwaltung der 
ſogenannten Schatullgüter 1713—1718 den Kammer- 
behörden mitunterſtellt wurden, erweiterte deren Kompe- 
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tenz außerordentlich. Übrigens datiert erſt von dieſer Zeit 
eine rationelle Forſtwirtſchaft. 

Eine einheitliche vorgeſetzte Behörde erhielten die 
preußiſchen Amtskammern zuerſt 1652 in einer beſonderen 
Abteilung des Staatsrates, welche aus den vier 
ſogenannten Staatskammerräten gebildet war. Es ge- 
hörten dazu Waldeck und Schwerin, die in vielen der 
einſchlägigen Fragen ſehr verſchiedener Meinung zu ſein 
pflegten, außerdem Blumenthal und Tornow. Dieſe 
Behörde hatte keinen langen Beſtand. Dann trat faktiſch 
Raban von Canſtein als Geheimer Rat, Chef der 
Märkiſchen Amtskammer und Oberhofmarſchall 1659 bis 
1675 an die Spitze. Seine Nachfolger Bodo von Gladebeck, 
der minder bedeutend war (16781681), und der äußerſt 
tüchtige Dodo von Knyphauſen (1683—1697) führen als 
Mitglieder des Geheimen Rats bereits den Titel Hof⸗ 
kammerpräſidenten. Der erſtere führt auch den Titel eines 
Generalinſpekteurs aller kurfürſtlichen Etats und iſt als 
ſolcher Referent im Geheimen Rat. Knyphauſen hat 
das Hofkammerpräſidentenamt zu einer beinahe ſchon 
kollegialiſchen Bildung erweitert. Als Gehilfen treten ihm 
zur Seite die ſogenannten „Amtskammerräte in allen 
Provinzen“, welche vorzugsweiſe als reiſende Kontroll⸗ 
beamte fungierten. Einer der Fähigſten unter ihnen war 
Chriſtian von Kraut. In Verbindung mit Danckelmann 
ſchuf dann Knyphauſen endlich die kollegialiſche Hof⸗ 
kammer, 26. April 1689, ein finanzielles collegium 
kormatum, das den definitiven Sieg der ſtaatlichen 
Domänenverwaltung über die höfiſchen Mißbräuche der 
alten Zeit bedeutet. Dieſe Behörde hat eine ſehr frucht⸗ 
bare Tätigkeit nach allen Seiten hin entfaltet. Sie 
beſchäftigte ſich mit dem Kanalbauweſen, ließ ſich die 
Hebung der Induſtrie angelegen fein, leitete die An- 
ſiedlung der Refugiés und ſtellte zuerſt einen Geſamtetat 
auf. 1697 jedoch wurde Knyphauſen in den Sturz 
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Danckelmanns verwickelt. Die Kaſſen fanden ſich leer, 
was aber keine Verſchuldung der Hofkammer war und ſich 
aus den übermäßigen Leiſtungen Brandenburgs im 
ſpaniſchen Erbfolgekriege hinreichend erklärt. Knyphauſen, 
krank wie er war, ſtarb gebrochenen Herzens, Kraut, der 
auch in die Hofkammer übernommen war, bot 50 000 Taler 
und blieb im Amte. Von 1697 an tritt nun, während des 
ſogenannten Dreigrafenminiſteriums, über die Hofkammer 
das Ober Domänen Direktorium. Die Hofbeamten 
ſtürzten ſich über die Domänen her, ſie hatten einige 
talentvolle Projektenmacher auf ihrer Seite, unter ihnen 
den nicht unbedeutenden Luben von Wulffen. Die alten 
Kammerbeamten widerſetzten ſich, ſoviel möglich war, 
dieſer Wirtſchaft. Es beginnt der faſt zehnjährige Kampf 
der Feinde und der Freunde der Erbpacht, welche das 
Evangelium der neuen Verwaltung war. Das Eingreifen 
des Kronprinzen führte 1710—1711 den Sturz des Grafen 
Wartenberg, der als Oberkämmerer an der Spitze des 
Ober⸗Domänen⸗Direktoriums ſtand, und eine völlige 
Anderung des Syſtems herbei. Die Hofkammer wird 
zunächſt unter Kameke in ihre alte Stellung wieder ein- 
geſetzt, während das Ober-Domänen-Direktorium ver- 
ſchwindet, 1713 unter Kameke und Creutz durch 
eine neue Inſtruktion in das Generalfinanzdirektorium 
verwandelt, neben welches 1714 unter Creutz, dem eigent- 
lichen Gründer des preußiſchen Rechnungsweſens, behufs 
einer allgemeinen Kontrolle die Generalrechenkammer 
trat. Das General-Finanzdirektorium hat nun bis 1723 
unter der Leitung von Kameke und ſpäter von Görne 
außerordentliche Reſultate erzielt, eine Menge der ſeit 
zwei Menſchenaltern geplanten Reformen zum Abſchluß 
gebracht, aber es iſt zugleich in ſeiner ſtrammen, einſeitig 
reſſortmäßigen Verwaltung in immer ſchroffere Konflikte 
mit den übrigen Reſſorts, hauptſächlich mit dem General- 
Kriegskommiſſariat, hineingeraten. Seit Kammer- und 


Steuerverwaltung einheitliche kollegialiſche Spitzen er- 
halten, war der Staatsrat nicht mehr imſtande, die 
Einheit der Verwaltung kräftig aufrechtzuerhalten. 

Die großen materiellen Leiſtungen der 
preußiſchen Kammern, bzw. der Hofkammer von 1689, 
des General-Finanzdirektoriums von 1713 an laſſen ſich 
etwa in folgenden Punkten zuſammenfaſſen: 

1. Es findet ſeit 1689 eine definitive 
Trennung der Hofwirtſchaft von der 
Finanzwirtſchaft ſtatt. Schon im Jahre 1673 
war die Bildung der Hofſtaatsrentei als Hofkaſſe erfolgt. 
Im Jahre 1713 wurden alle Schatullgüter, Domänen 
und Forſten zu einem einheitlich verwalteten Staatseigen- 
tum erklärt; der Hof war von da an auf feſte Geldein- 
nahmen baſiert. 

2. Damit hängt die möglichſt weitgehende Er- 
ſetzung aller Naturalwirtſchaft durch die 
Geldwirtſchaft zuſammen. Alle Beamten werden 
möglichſt nur in Geld bezahlt; durch die Generalverpach— 
tung der Domänen werden die ungeheuren Naturalein- 
künfte des Staates in von Jahr zu Fahr gleichbleibende 
Geldſummen verwandelt. 

3. Für den geſamten Staatshaushalt wurde 
eine einheitliche Aberſicht der Einnahmen und Ausgaben 
durchgeführt, zuerſt in der Zeit von 1682 bis 1689. Vom 
Fahre 1689 ijt der erſte Generaletat überhaupt. Nach 
wirklich guten, im voraus feſtgeſtellten Etats wurde die 
Staatswirtſchaft ſtreng durchgeführt ſeit 1713. Eine wei⸗ 
tere Vervollkommnung des Finanzweſens war die ſtrenge 
Ordnung der Rechnungsabnahme; die Generalrechen⸗ 
kammer in Berlin wurde 1714, Provinzialrechenkammern 
von 1718 bis 1721 eingerichtet. Alle Rechnungen ſind 
Aberſchußrechnungen in der Weiſe, daß alle lokalen 
Staatsausgaben nur in den Rechnungen der unteren 
Stellen erſcheinen; die oberen und Zentralſtellen buchen 
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und verrechnen immer nur die Aberſchüſſe; die Geſamtetats 
enthalten von da bis zur konſtitutionellen Zeit 1849 nur 
die Nettoeinnahmen und -ausgaben, nicht die Brutto- oder 
Geſamteinnahmen und ausgaben. 

4. Vielleicht die wichtigſte Leiſtung der neuen Ver— 
waltung iff die Ordnungdesgejfamtenöffent- 
lichen Schuldenweſens. Die Schulden waren 
teils ſtändiſche, auf die ſtändiſchen Steuerkaſſen über- 
nommene, teils landesherrliche, welche auf die Domänen 
radiziert waren. 

In der Mark Brandenburg hatten die drei ſtändiſchen 
Kaſſen, welche ſeit ihrem Bankerott 1623 niemals ihre 
Zinſen voll haben zahlen können, um 1640 Schulden im 
Betrage von 4 Millionen damaliger Taler, ungerechnet die 
wohl ebenſo große Summe der rückſtändigen Zinſen. Sie 
nahmen zunächſt die Rechtswohltat des Moratoriums in 
Anſpruch. Es trat mit Zuſtimmung des Kurfürſten die 
ſogenannte „Behandlung“ der Kreditoren ein, d. h. es 
wurden die laufenden Einnahmen hauptſächlich dazu ver- 
wendet, einzelnen Kreditoren ihr Kapital ganz oder zum 
Teil zurückzuzahlen unter der Bedingung, daß ſie auf alle 
Zinſen und eventuell auch auf einen Reſt des Kapitals 
verzichteten. Die angeblichen oder wirklichen Mißbräuche in 
dieſem ganz geheimgehaltenen Schuldentilgungsverfahren 
hatten ſchon im Anfang der Regierung des Kurfürſten, bei 
ſeinem erſten Aufenthalt in Kleve, dazu geführt, daß dem 
kleinen und dem großen Ausſchuß des märkiſchen Kredit⸗ 
werkes befohlen wurde, ihre Verwaltung klarzulegen. 
Damals waren indeſſen auf Verwendung des Domänen- 
direktors von Gröben die Verhandlungen niedergeſchlagen 
worden. Endlich aber jah ſich der Kurfürſt, 1666-1670, 
doch veranlaßt, eine landesherrliche Anterſuchung der 
Geſchäftsführung des Kreditwerkes vorzunehmen. Das 
Reſultat derſelben war, daß 1670 der Oberpräſident von 
Schwerin dem Kreditwerk vorgeſetzt und nun genau vor⸗ 
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ber beſtimmt wurde, wie die Schulden zu behandeln ſeien, 
daß nur die pia corpora noch Zinſen erhalten ſollten uſw. 
Eine nochmalige Anterſuchung von 1682—1683 führte 
dazu, daß alle Kredit- und Steuerwerke, auch die der 
übrigen Provinzen, in landesherrliche verwandelt und die 
Schulden faſt vollſtändig getilgt wurden. Die Kaſſen ließ 
man beſtehen, aber mit einem ermäßigten Einkommen. 
Sie ſollten gleichſam ein landesherrliches Kreditinſtitut 
ſein mit ſtändiſchem Beirat und ſollten dazu dienen, einen 
„Vorrat“ zu ſammeln, um für gewiſſe Kulturzwecke größere 
Summen auf einmal zur Dispoſition zu haben und um in 
einem gewiſſen Amfange auch ferner Anlehen aufnehmen 
zu können, wie unter Friedrich I., der 1 Million Taler 
Schulden machte, und ſpäter unter Friedrich II., der im 
Zweiten und Dritten Schleſiſchen Kriege zwei bis drei 
Millionen Taler aufnahm, die aber, ebenſo wie eine ander- 
weitig radizierte Anleihe von 4½ bis 5 Millionen Taler, 
nach dem Siebenjährigen Kriege getilgt wurden. 

Was die Domänenſchulden betrifft, fo find die- 
jelben in den erſten zwanzig Jahren der Re— 
gierung des Großen Kurfürſten noch gewachſen, 
und zwar wenigſtens bis auf einen Betrag von 
fünf bis ſechs Millionen Taler ohne Einrechnung der rück⸗ 
ſtändigen Zinſen. Davon fielen auf Kleve-Mark etwa 
2 250 000 Taler und auf Oſtpreußen etwa 1¼ Millionen 
Taler, die ſogenannte Hoefijſerſche Schuld an Holland, die 
1611 kontrahiert war, war auf fünf bis ſieben Millionen 
angewachſen. In dem Abkommen Hollands mit dem 
Kurfürſten 1677 erließ Holland demſelben zwölf Millionen 
wirklicher oder angeblicher Forderungen, wie der Kurfürſt 
auch ſonſt dergleichen Schulden auf diplomatiſchem Wege 
losgeworden war, jo 570 000 rheiniſche Gulden rüd- 
ſtändige Reichs- und Kreisſteuern. Von 1674 bis zu 
feinem Tode machte der Kurfürſt nochmals neue Kriegs- 
ſchulden im Betrage von ſechs bis ſieben Millionen Taler, 
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die ebenfalls auf die Domänen radiziert wurden. Die 
Domänenſchulden wirkten deshalb ſo ſchlimm, weil ſie 
vollſtändig zerſplittert auf den einzelnen Ämtern oder 
Domänenſtücken ruhten, vielfach zu einer Aberweiſung der 
Pfandſtücke an die Gläubiger führten, welche nun für 
Jahrzehnte den Genuß derſelben, auch wenn er die aus- 
gemachte Verzinſung weit überſtieg, innehatten und 
ſchließlich die Pfandſtücke zurückzuſtellen ſich weigerten. 
Die Zentralverwaltung hatte gar keine Aberſicht und Kon- 
trolle über dieſe Schulden, und die daraus entſtehenden 
Verluſte des Domänenvermögens und die Ebbe in den 
Zentralkaſſen hatte wiederum zur Folge, daß den Glaubi- 
gern keine Zahlung mehr ſicher ſchien, die nicht auf ein 
einzelnes Domänenamt feſt radiziert war. Die Kammer⸗ 
reform von 1662 an ſuchte dieſen Abelſtänden zu ſteuern. 
Die Anterſuchungen der Verpfändungen, die Anfechtung 
unberechtigter Domänenveräußerungen und Verſchleude⸗ 
rungen, die Reduktion der Zinſen auf 5 Prozent, wenn die 
Pfandinhaber durch Naturalgenuß mehr einnahmen, 
endlich die teilweiſe Kaſſation der Schulden erweckten, 
zumal in Kleve-Marf, in Preußen, aber auch in den 
anderen Provinzen den heftigſten Widerſtand der Stände 
und anderer Gläubiger. Hinzukam, daß der Kurfürſt das 
Recht in Anſpruch nahm, heimgefallene Lehen zu den 
Domänen zu ſchlagen und die Prozeſſe zwiſchen Kammern 
und Adel über Pfandſchaften und derartiges nicht den feu⸗ 
dalen Gerichten, ſondern dem Geheimen Rat zu über- 
tragen. Es entſtand ein jahrzehntelanger heftiger Kampf 
zwiſchen Regierung und Ständen um dieſen Punkt. 
Manches wurde, beſonders in Oſtpreußen, bis 1687 er= 
reicht. Von da aber bis 1713 machte die Schuldentilgung 
keine weiteren Fortſchritte. Erſt die ſparſame Verwaltung 
Friedrich Wilhelms I. hat, nachdem die geſamten Domänen 
und Schatullgüter für unveräußerlich erklärt waren, die 
Domänenſchulden von 1713 bis 1723 vollends abgetragen 
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und die Prozeſſe gegen die Pfandgläubiger zu einem ge- 
wiſſen Abſchluß gebracht. Friedrich II. hat dann — 
charakteriſtiſcherweiſe — verboten, dieſelben gegen den 
Adel fortzuſetzen. 


Wie die ſtändiſchen und die landesherrlichen, ſo 
wurden auch die ſtädtiſchen korporativen Schulden, 
namentlich unter Friedrich Wilhelm I., durch ein tief- 
greifendes ſtaatliches Verfahren abgeſtoßen. 


Der Preußiſche Staat verzichtet jo auf jeden Staats- 
kredit, gerade in einer Zeit, in welcher Holland, Frank⸗ 
reich und England, teilweiſe auch ſchon Sſterreich, ihre 
großartigſten politiſchen Erfolge dem Staatskredit ver⸗ 
danken, allerdings aber auch durch die ungeheuren Miß— 
bräuche, die ſich an die Verwaltung der Staatsſchulden 
anſchließen, ebenſo raſch wieder der politiſchen Schwäche 
verfallen. Der Preußiſche Staat ſetzt an die Stelle des 
Staatskredits, um plötzlichen außerordentlichen Anforde- 
rungen gerecht zu werden, eine Staatsſchatzbildung, wie 


ſie kein anderer Staat des damaligen Europas durchzu— 
führen verſtand. Das iſt vornehmlich das Werk Friedrich 
Wilhelms J. geweſen, deſſen draſtiſches Wort: „Ich will 
nicht mit meinen Gläubigern aus einer Schüſſel freſſen“, 
die Sachlage ſchlagend bezeichnet. 


5. Mit der Abwicklung der Domänenſchulden hängt 
die Wiederherſtellung des großen Kam- 
merguts zuſammen. Es wird, einerſeits durch die er- 
wähnten zahlloſen Anterſuchungen und fiskaliſchen Pro- 
zeſſe, die der Härte nicht entbehrten, andererſeits aber, von 
1680 an, und noch mehr ſeit 1713, durch großartige An- 
käufe, Meliorationen und Koloniſation bis 1740 zu einem 
Amfang gebracht, daß es einſchließlich der Staatsforſten 
und der Staatsdomänenbauern, über denen der Staat als 
Obereigentümer ſitzt, etwa ein Viertel des Staatsgebiets 
ausmachte. Wieviel für Domänenankäufe und Domänen- 

Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 6 
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verbeſſerungen damals getan wurde, mag man daraus er- 
ſehen, daß von 1713—1732 im Durchſchnitt jährlich 


45 Millionen Taler für die Militärverwaltung, 
1 5 „ „ „Zvvrilverwaltung; 
daneben im ganzen 
6 Millionen Taler für das Retabliſſement Litauens, 
5 9 „ „Ankäufe und Verbeſſerungen 


von Domänen verausgabt worden ſind. — Was die 
Domäneneinkünfte anlangt, ſo gibt darüber nachſtehende 
Tabelle Auskunft: 


1673: 400 000 Taler, 1714: 1 890 000 Taler, 
1687: 800 000 „ 1740: 3 500 000 „ 
1710: 1 500 000 „ 


Daneben betrugen 1740 die geſamten Steuereinkünfte nur 
3 Millionen Taler. — Von den gewöhnlichen Domänen- 
einnahmen trug die Pacht der Vorwerke etwa die Hälfte. 
Die andere Hälfte ergab ſich aus den Forſten, den 


Brauereien, den Gefällen der Domänenbauern uſw. Nur 
der ungeheure Umfang dieſes Domaniums, mit welchem 
der Preußiſche Staat an die großen Domänenverwaltungen 
des Mittelalters erinnert, ermöglichte im 18. Jahrhundert 
Staatsleiſtungen und eine politiſche Machtentfaltung, die 
außer allem Verhältnis zu der Größe des Staates und 
zu dem Wohlſtand der Bevölkerung ſtand. Nur er hat 
es möglich gemacht, die ſchwere Kataſtrophe von 1806/7 
überhaupt ertragen zu können. Von 1806 bis 1860 hat 
dann der Preußiſche Staat für etwa 90 Millionen Taler 
Domänen verkauft, und heute (1886) beſitzt derſelbe noch 
über 1 Million Morgen Domänen neben vielen Millionen 
Morgen Forſt. Im Jahre 1807 zählte man im Staate 
über 100 000 Domänenbauern, in Oft- und Weſtpreußen 
allein 46 000. Von den neueren Theoretikern der Finanz⸗ 
wirtſchaft urteilt Lorenz v. Stein über den ſtaatlichen 
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Domänenbeſitz ſehr günſtig; er nennt ihn die Grundlage 
des konſtitutionellen Königtums. Anders urteilte Adam 
Smith und ſeine Schule. 

6. Die Verwaltung der Domänen geſchah 
bis 1651/52 durch Selbſtadminiſtration der einzelnen 
Domänenämter. Jedes derſelben umfaßte eine Anzahl von 
Vorwerken, Dörfern, Mühlen, Forſten uſw. Das Ver⸗ 
waltungsperſonal beſtand aus dem Amtshauptmann, dem 
Amts- und dem Kornſchreiber, ferner aus den Hofmeiſtern 
der einzelnen Vorwerke und aus einem weiteren über— 
mäßigen Anterperſonal. Die Gehälter dieſer Beamten 
ſetzten ſich zuſammen aus einer mäßigen Geldbeſoldung, im 
übrigen aus überwiegenden Naturalbezügen. Dieſe Art 
der Verwaltung war eine ſehr verſchwenderiſche und trotz 
Viſitation und Rechnungslegung wenig kontrollierbar. Sie 
lieferte gewiſſe Mengen von Naturalien nach Hofe, 
honorierte einzelne Anweiſungen von da, führte aber an 
barem Gelde nicht viel in die Hofrentei ab. Es gab 
manche Amter, die überhaupt keinen Reinertrag lieferten. 
Im Jahre 1652 wurde eine vereinzelt bereits verſuchte 
Anderung dieſes Verwaltungsſyſtems energiſch ins Auge 
gefaßt. Sie beſtand darin, daß einerſeits die Vorwerke 
und andere Domänenſtücke in Pacht gegeben, andererſeits 
der Hof und die Staatsbeamten auf feſte Geldeinnahmen 
geſtellt wurden. Doch war dies Ziel nicht leicht zu 
erreichen. Die Naturalwirtſchaft des Hofes und die 
Naturaldeputate der Beamten ließen ſich nicht raſch 
beſeitigen, auch die Pächter waren nicht leicht zu finden. 
Immerhin nahm die Verwaltung von 1652 —1678 ſchon 
einen bedeutenden Aufſchwung, als dann Gladebeck (1678 
bis 1681) wieder vollſtändig zu dem Syſtem der Gelbit- 
adminiſtration zurückkehrte. Erſt die Verwaltung Knyp⸗ 
hauſens (1681—1697) wußte die Verpachtung ſehr viel 
energiſcher nach beſſeren Spezialanſchlägen durchzuführen, 
die lokalen Amtsverwaltungskoſten aber nebſt den Bau⸗ 
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koſten, Remiſſionen ujw. wenigſtens auf 30—40 Prozent des 
Rohertrages zu reduzieren und ſo erhebliche Mehrerträge 
zu erzielen. Eben dieſe Amtsverwaltung aber, die bei dem 
Pachtſyſtem beſtehen blieb, erwies ſich als immerhin noch 
ſehr koſtſpielig, und auch ſonſt trat die Unvollkommenheit 
des bisherigen Syſtems hervor. Dies, ſowie allgemeine 
humanitäre und ſtaatswiſſenſchaftliche Ideale ließen gegen 
1700, in der projektenreichen Zeit Friedrichs I., zunächſt 
bei dem Kammerrat Luben von Wulffen, dann auch bei 
dem Ober-Domänen-Direftorium (Graf von Wartenberg) 
und bei dem Könige ſelbſt den Plan reifen, die geſamten 
Domänen zu vererbpachten, die Vorwerke auf dem Wege 
der Vererbpachtung in einzelne Bauernhöfe aufzulöſen, 
wodurch alle bisherigen Fronbauern ihrer Natural- 
dienſte entledigt und auf Dienſtgeld geſetzt, die großen 
Inventarbeſtände und Gebäude an die neu angeſetzten 
Erbpächter verkauft, von dieſen ein einmaliges Erbſtands⸗ 
geld und ein dauernder Erbpachtkanon erzielt, die 
Tätigkeit des Amtmannes auf Juſtiz, Polizei und Ein⸗ 
ziehung der in Geld verwandelten bäuerlichen Abgaben 
beſchränkt wurde. Trotz des großen Widerſtandes faſt 
aller älteren Kameraliſten in den Amtskammern ergaben 
die erſten praktiſchen Verſuche 1701—1702 ein günſtiges 
Reſultat, und jo kam es, daß von 1703—1704 an nicht 
ſowohl Luben von Wulffen, als vielmehr die Hofkammer 
und das Ober-Domänen⸗Direktorium, um den König 
zufriedenzuſtellen, die Durchführung des Planes in ganz 
überſtürzter Weiſe betrieb, zuletzt ſelbſt mit Verluſten 
in bezug auf die laufenden Einnahmen, obwohl doch die 
Einkünfte nun gerade für immer fixiert ſein ſollten. Mit 
dem Sturze Wartenbergs und Wittgenſteins, in den auch 
Luben verwickelt wurde, obwohl er an der leichtſinnigen, 
ja unehrlichen Ausführung des Planes in den letzten 
Jahren unſchuldig war, wurde die Vererbpachtung, haupt⸗ 
ſächlich auf ein Gutachten Kamekes hin, ſiſtiert und nun 
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1710 und in den folgenden Jahren in der Hauptſache auf 
das alte Syſtem der Zeitpacht zurückgegriffen. Zu den 
Reformen jedoch, die jetzt daran vorgenommen wurden, 
haben die Erfahrungen bei der Vererbpachtung den 
wichtigſten Anſtoß gegeben. Dieſe Reformen, die ſich von 
1711-1740 vollzogen, waren beſonders folgende: 

a) Genaue Vermeſſung, Kartierung und Detail- 
beſchreibung des ganzen Domänenbeſtandes. 

b) Die Verpachtung nach ſo ſicheren Anſchlägen, daß 
jeder fremde Pachtluſtige ohne Ortskenntnis auf dieſe 
Anſchläge hin bei der Lizitation mitbieten konnte. 

e) Die Übertragung aller Bauten von den einzelnen 
Amtern auf die Domänenkammern der Provinzen und die 
beſonderen Baubeamten. 

d) die Umwandlung der Fronden bei den Domänen⸗ 
bauern in feſte Dienſtgelder. 

e) Die Durchführung der Generalpacht ganzer 
Amter ſtatt der früheren Spezialverpachtung der einzelnen 
Domänenſtücke. Sie begann 1717—1718 und war 1728 
bis 1730 ſo ziemlich im ganzen Staate durchgeführt. 

Die Verfaſſung und Verwaltung der Amter wurde 
damit eine weſentlich andere. Der Amtshauptmann fiel 
ganz weg; an die Stelle des großen Beamtenperſonals 
mit ſeinen Naturaldeputaten trat nunmehr der für alles 
verantwortliche Generalpächter, der „Amtmann“, grund⸗ 
ſätzlich ein Bürgerlicher, der gute ökonomiſche Garantien 
bot. Die endlos langen Amtsrechnungen und deren 
ſchwierige Prüfung kamen in Wegfall. Mit Ausnahme 
der Forſten übernahm der Pächter das ganze Amt, 
einſchließlich der Jurisdiktion und der fixen Gefälle; 
Inventar und Viehſtand hatte er ſeinerzeit in gleichem 
Werte zurückzuliefern. Er übernahm die Anterverpachtung 
der Vorwerke, verpflichtete ſich, alle kleineren Bauten 
ſelbſt auszuführen, die Bauern zu konſervieren, nur in 
ganz außerordentlichen Fällen Nachlaß zu begehren. Die 
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Kürze der Pachtkontrakte (ſechsjährig), die ſtrenge 
Kontrolle der ganzen Wirtſchaft, und namentlich der 
Bauernbehandlung ſchützte vor Mißbräuchen, wie ſie 
einem derartigen Syſtem leicht anhaften und in der 
ähnlichen Einrichtung der Steuerverpachtung in Frank— 
reich eben damals aufs verhängnisvollſte zutage traten. 
Es bildete ſich in den Amtleuten ein wohlhabender, ja 
reicher Stand bürgerlicher Unternehmer, auf dem in erſter 
Linie der landwirtſchaftliche Fortſchritt der Zeit beruhte. 
Ganz frei von den Mißbräuchen der Steuerverpachtung 
hat ſich auch dieſes preußiſche Syſtem der Generalpacht 
nicht gehalten, aber verglichen mit den Zuſtänden in den 
anderen europäiſchen Staaten jener Zeit wird das Syſtem 
doch als ein zeitgemäßes und heilſames bezeichnet werden 
müſſen. Von Wichtigkeit iſt es, daß der Amtmann als 
Verwalter der Polizei und Juſtiz zugleich königlicher 
Beamter blieb. Abrigens iſt das Syſtem in der ganzen 
Folgezeit beibehalten worden. 

Schmoller. Epochen der preußiſchen Finanz— 
verwaltung (Jahrbuch für Geſetzgebung uſw. Bd. 1). 

Schmoller. Aber den Schatullbeſitz des Großen 
Kurfürſten (Märk. Forſch. Bd. 1, 324). 


e) Die Kommiſſariatsbehörden. 
d. Das Generalkriegskommiſſariat bis 1712. 


Während in anderen deutſchen Staaten teilweiſe, wie 
in Sſterreich, die Kammern, ſpeziell die Hofkammer, zu- 
gleich das Steuerweſen unter ſich haben, oder aber die alte 
ſtändiſche Steuerverwaltung ſich erhält, bildet ſich hierfür 
im brandenburgiſch-preußiſchen Staate das Syſtem der 
ſog. Kommiſſariatsbehörden aus. Aus dem urſprünglich 
rein militäriſchen Amte wird ein Organ der Gteuer- 
verwaltung und der „Landespolizei“, d. h. der materiellen 
Wohlfahrtspolitik. 
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Beim Regierungsantritt des Großen Kurfürſten liegt 
die oberſte Leitung der militäriſchen Angelegenheiten ſowie 
des mit dem Heere eng verbundenen Steuerweſens beim 
Geheimen Staatsrat, reſp. einer beſonderen Abteilung des⸗ 
ſelben, dem Geheimen Kriegsrat. Das Detail der Ge— 
ſchäfte aber, die Austeilung und Erhebung der Steuern, 
ſowie das geſamte Einquartierungsweſen, iſt Sache ſtän⸗ 
diſcher Organe. Neben den ſtändiſchen Zentralorganen 
ſehen wir damals die ſog. Landkommiſſarien, die ſpäteren 
Landräte, als ſtändiſche Lokalbeamte für die Kreiſe in 
Steuer-, Marſch- und Einquartierungsſachen fungieren. 

Zwiſchen beide Organe ſchiebt ſich nun das Kom- 
miſſariat als eine landesherrliche Behörde. Dieſe Bildung 
knüpft an an die bisherigen, namentlich im Dreißigjährigen 
Kriege wirkſamen Kriegs- oder Muſterkommiſſarien. Der 
Muſterkommiſſar eines Regiments war der den Kriegs- 
herrn vertretende Kontrollbeamte des Oberſten, welcher 
letztere damals ein ſpekulativer Unternehmer war; er hatte 
darauf zu ſehen, daß die ausgemachte Truppenpräſenz 
vorhanden war, daß die Qualität und Haltung der Truppe 
die ordnungsmäßige war uſw. Aber ihm ſteht der Ober- 
kriegskommiſſar des ganzen Heeres; er war zugleich 
Militärintendant, in gewiſſer Beziehung Kollege, Hilfs- 
beamter und Kontrolleur des kommandierenden Generals. 
Derartige kriegsherrliche Beamte treffen wir, wie bei allen 
Heeren der Zeit, jo auch im brandenburg-preußiſchen 
Staat, hauptſächlich während der Kriegszeit 1655—1660. 
Mit dem Übergang zum ſtehenden Heere werden daraus 
ſtändige militäriſche Verwaltungsbeamte. 

Den erſten brandenburgiſchen Oberkriegskommiſſar 
finden wir ſchon 1609. In Kleve⸗Mark fungierte als 
ſolcher Fohann Paul Ludewig 1654—60. In derſelben 
Stellung befand ſich beim Kurfürſten ſelbſt während des 
Nordiſchen Krieges Klaus Ernſt von Platen, als General- 
quartier- und Proviantmeiſter; er ſtarb 1669. In der 
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Folge gewann das General-Kriegskommiſſariat von 1676 
bis 1709 unter Gladebeck, dem älteren Grumbkow und 
Ludolf von Danckelmann und Barfuß eine ganz andere 
Bedeutung als in anderen Staaten. Sie find als Mit- 
glieder des Staatsrats zugleich Geheime Staats- und 
Kriegsräte und verwalten ihr Amt bereits mit einem be- 
deutenden Bureauperſonal, jedoch in rein bureaukratiſcher 
Weiſe. Anter Gladebeck, der zugleich an der Spitze der 
Kammerverwaltung ſtand, ward 1676 die General- 
kriegskaſſe gebildet, die erſte rein ſtaatliche Kaſſe, aus 
der alle Kommiſſariatsbeamte beſoldet wurden, und die 
zugleich Zentralſteuerkaſſe war. Großen Einfluß auf 
die Weiterentwicklung der Behörde übte 1671—1690 
Joachim Ernſt von Grumbkow, der zugleich Politiker, 
Kameraliſt, Finanzier und Soldat war. Anter ihm und 
Danckelmann vollzogen ſich wichtige Fortſchritte in der 
Organiſation wie in der materiellen Heeres- und Steuer- 
verwaltung. 


Teils die Mitbeſetzung des Ober-Kriegskommiſſariats 
durch angeſehene Generale, teils die ſeit 1680 energiſch in 
Angriff genommene Steuerreform, welche ein neues 
wirtſchaftliches Verwaltungsrecht notwendig nach ſich zog, 
hauptſächlich aber die Tatſache, daß die Anterhaltung, 
Verpflegung, Vergrößerung der Armee mehr und mehr der 
Mittelpunkt aller ſtaatlichen Tätigkeit wurde, all das zu- 
ſammen hatte die Folge, daß das Ober-Kriegskommiſſariat 
die bisherige Unterordnung unter General und Feld— 
marſchall abſtreifte, ſich zu einer dem Könige direkt unter- 
ſtellten höchſten Zentralbehörde ausbildete, die ſtändiſche 
Einwirkung in der Zentral- wie in der Lokalinſtanz zu 
beſeitigen ſuchte, für ſich und ſeine Organe nicht nur das 
ausſchließliche Reſſort des geſamten Steuer-, Afzije-, 
Einquartierungs-, Marſch-, Verpflegungs⸗, Werbe-, Aus- 
hebungsweſens, ſondern auch das des Zunft⸗, Brau- und 
Kommerzienweſens, der Koloniſation, endlich der ganzen 
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ſtädtiſchen Verwaltung, einſchließlich der Jurisdiktion, 
über einſchlägige Verhältniſſe in Anſpruch nahm. Nicht 
umſonſt iſt der letzte Anlauf des altſtändiſchen Selbſt⸗ 
bewußtſeins gegen die Kommiſſariate gerichtet: als 
treibendes Moment ſteht hinter dieſer Entwicklung außer 
den ſachlichen Zweckmäßigkeitsgründen überall das Be- 
ſtreben, das fürſtliche Beamtentum den Ständen gegen- 
über möglichſt zu ſtärken. Die landesherrlichen Behörden 
ziehen immer mehr von den Geſchäften der Verwaltung 
an ſich; die ganze „Konſervation des Landes“, die gar 
nicht im Sinne der privilegierten Klaſſen gemeint war, 
ſollte ihnen nunmehr zufallen. Die Städte namentlich 
wurden der Gegenſtand beſonderer Aufmerkſamkeit; an 
der Spitze je einer Anzahl von Städten befand ſich ein 
commissarius loci zur Wahrnehmung der Intereſſen diejer 
neuen Verwaltung. 


6. Das General-Kriegsfommifjariat von 1712—1723. 


Nachdem das General-Kriegskommiſſariat ſchon ſeit 
1675 einen Direktor, einige Räte, eine zahlreiche Kanzlei 
erhalten, 1676 die Kriegskaſſe gebildet war, erhielt 
die Behörde durch das Reglement vom 7. März 1712 
unter dem Einfluß des jüngeren Grumbkow und 
des damaligen Kronprinzen einerſeits eine kollegia⸗ 
liſche Verfaſſung, andererſeits die ausſchließliche Ver⸗ 
waltungsjurisdiktion im ganzen Gebiet ihrer Tätigkeit. In 
den folgenden zehn Jahren entwickelt ſie eine ebenſo 
intenſive Verwaltungs- und Reformtätigkeit, wie das 
General-Finanzdirektorium. Dieſelbe richtet ſich einer- 
ſeits auf die möglichſte Vermehrung der Armee und die 
Vollendung der längſt geplanten Steuerreform, anderer- 
ſeits aber ebenſo ſehr auf wirtſchaftliche Reformen der 
verſchiedenſten Art, hauptſächlich auf die Durchführung 
des Induſtrieſchutzes für das Inland, auf die Hebung der 
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ſtädtiſchen, gewerblichen und kommerziellen Wohlfahrt 
gegenüber dem bloßen Schutz agrariſcher Intereſſen. Das 
Charakteriſtiſche und Heilſame der Organiſation lag darin, 
daß die höchſte Militärverwaltungs- und Steuerbehörde 
zugleich für die Aufnahme des Landes und die Zunahme 
der Bevölkerung verantwortlich gemacht wurde. 


Mit der kollegialiſchen Organiſation durch den 
jüngeren Grumbkow 1712 erhielt das General-Kriegs⸗ 
kommiſſariat drei Abteilungen: eine für Steuern und 
Akziſe, eine zweite für das Militärweſen, die dritte für die 
Verwaltungsjurisdiktion. Mit der Rechtſprechung über 
ſtreitige Fragen, die ſich aus der neuen Verwaltung er- 
gaben und in den Kreis ihrer Tätigkeit ſchlugen, konnten 
die alten Gerichte nicht wohl befaßt werden, weil dieſe der 
ganzen Entwicklung prinzipiell feindlich gegenüberſtanden. 
— Die großartige Tätigkeit, die in dieſen Dingen Friedrich 
Wilhelm I. und namentlich auch ſein vornehmſter Rat- 
geber, der jüngere Grumbkow, entwickelten, iſt noch nicht 
hinreichend gewürdigt; auch der Artikel in der Allg. 
Deutſchen Biographie wird dem letzteren nicht völlig 
gerecht. Er war damals im Staate unzweifelhaft das 
größte Finanz- und Verwaltungstalent, durchaus fran⸗ 
zöſiſch gebildet, wie er denn auch in der Regel franzöſiſch 
ſchreibt. Auf ihn geht die Inaugurierung der Schutzzoll⸗ 
politik, geht die Förderung des Militärweſens ebenſo⸗ 
wohl wie des ſtädtiſchen Gewerbeweſens zurück, das aus 
den Zunftfeſſeln zu befreien war. Er iſt von ſeinen 
Standesgenoſſen viel angefeindet und verleumdet worden. 
Ein integerer Charakter war er nicht. Aber er war einer 
der wenigen Adligen, die den Mut hatten, zur Krone zu 
ſtehen, als dieſe dem Adel den Fuß auf den Nacken ſetzte. 
Friedrich Wilhelm I. wußte ſehr wohl, daß Grumbkow 
„intereſſiert“ war, dennoch hat er in Verwaltungsſachen 
das größte Vertrauen zu ihm und empfiehlt ihn auch 
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jeinem Nachfolger, weil er von allen „die Akziſe“ am 
beiten verſtehe. 


Die wirtſchaftlichen Beſtrebungen des General- 
Kriegskommiſſariats tragen ein ganz anderes Gepräge, 
als die des General-Finanzdirektoriums. Dieſes vertritt 
die alte kameraliſtiſche Anſchauung vom Staat und ſeinen 
wirtſchaftlichen Aufgaben. Durch die Tätigkeit der Kom⸗ 
miſſariatsbehörden zieht ſchon der ſchneidende Lufthauch 
einer modernen Staatswirtſchaft. Bei der Einſeitigkeit 
und dem Eifer beider Behörden konnten Reſſortkonflikte 
nicht ausbleiben. 


7. Die provinzialen Kriegskommiſſariate. 1640—1723. 


Während in der Kurmark das General-Kriegs⸗ 
kommiſſariat bis 1723 zugleich die Provinzialgeſchäfte be⸗ 
ſorgte, zeigte ſich in den anderen Provinzen ſchon früh 
das Bedürfnis, die einzelnen Kriegs- und Ober⸗Kriegs⸗ 
kommiſſariate, die wir ſeit dem Abergang zur ſtehenden 
Armee dort treffen, in eine organiſche und wirkſame Ver⸗ 
bindung mit den alten Landesbehörden zu bringen, reſp. 
unter und neben den an der Spitze der Provinzen befind- 
lichen, ſtändiſch gefärbten Regierungen beſondere Kom- 
miſſariate, reſp. Kriegskammern, Ober⸗Steuerdirektionen 
zu ſchaffen. Der Kampf darüber iſt identiſch mit dem Kampf 
um fürſtliche oder ſtändiſche Verteilung und Erhebung der 
Steuern. In Preußen wird 1680 das Kriegskommiſſariat 
in eine kollegialiſche Kriegskammer verwandelt, aber erſt 
das Kommiſſariatsreglement von 1716, die Aufhebung des 
ſtändiſchen Landkaſtens und die Anterſtellung der Städte 
unter Steuerkommiſſare, ſtatt unter die adligen Amts⸗ 
hauptleute, vollendet den Amſchwung. In Kleve-⸗Mark 
wird ſchon 1665 eine fürſtliche Steuerkaſſe errichtet und 
1684 der Kriegskommiſſar durch ein kollegialiſches Kriegs⸗ 
kommiſſariat erſetzt. Die volle Unterordnung unter das 
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General-Kriegskommiſſariat erfolgt auch hier erjt mit Ein- 
führung der Akziſe 1716—1720. In Magdeburg wird 
1693 ein Ober-Gteuerdireftorium errichtet, von deſſen 
Mitgliedern eines der Oberkriegskommiſſar mit beſonderen 
Kompetenzen war. Das Reglement vom 2. Juli 1713 
hebt dieſe noch halb ſtändiſche Behörde auf und führt ein 
kollegialiſches Kommiſſariat ein. In Pommern nötigt die 
Wirkung der Akziſe zu der großen wirtſchaftlichen Unter- 
ſuchung 1699 —1703; aus der Kommiſſion, welche dieſelbe 
zu führen hat, geht das Kommiſſariat hervor, das aber 
erſt am 6. Februar 1714 ſeine definitive Inſtruktion erhält. 


4. Die Steuerreform. 


a) Die Steuer zuſtände in Deutſchland. 
1500218650. 


Die Epochen des Steuerweſens knüpfen ji not- 
wendigerweiſe an die großen Entwicklungsphaſen des 


Staatslebens überhaupt. Gegen 1500 machte mit dem 
großen, aber ſchnell vorübergehenden Aufſchwung der 
deutſchen Nation nicht bloß das Reich eine Reihe freilich 
vergeblicher Verſuche, zu einer Reichsvermögensſteuer, 
Reichskopfſteuer und zu Reichszöllen zu kommen, ſondern 
es hatten auch die aufſtrebenden Territorialſtaaten große 
und wirkliche Fortſchritte zu verzeichnen. Es gelang 
1450—1500 mehreren der großen Territorien die Löſung 
des damals unendlich ſchwierigen Problems, einheitliche 
Vermögens- und Einkommenſteuern herzuſtellen; es ge- 
lang faſt überall die Durchführung von territorialen 
indirekten Abgaben. Als aber von 1500—1648 die ſtaat⸗ 
lichen Anſprüche bezüglich der Steuern immer mehr 
wuchſen, zugleich auch die Stände infolge der ſteigenden 
Differenzierung der verſchiedenen Schichten der Geſell— 
ſchaft aus Trägern des Fortſchritts zu egoiſtiſchen Ver⸗ 
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tretern der privilegierten Klaſſen wurden und vorzugsweiſe 
das Ziel verfolgten, die ganze Steuer- und Schulden- 
verwaltung an ſich zu reißen, da wuchſen zwar noch die 
Steuerlaſten, aber die Beſteuerungsmethoden zeigten faſt 
100 Jahre lang nur Rückſchritte. Die Stände brachten 
das Recht der lokalen Unterverteilung der Steuern an ſich, 
machten ſich erſt jetzt halb oder ganz ſteuerfrei, ließen die 
alten Steuerkataſter des 15. Jahrhunderts, die bald nur 
noch zur Oberausteilung gebraucht wurden, veralten und 
erſtarren. Die in den Vermögensſteuern gefundene 
finanzielle Einheit des Landes ging wieder verloren, 
Stadt und Land haderten in immer ärgerlicherer Weiſe 
über alle Steuerfragen, ſuchten ſich immer mehr vonein- 
ander abzuſchließen, immer verſchiedenere Stadt⸗ und 
Landſteuerſyſteme auszubilden. Aus den Vermögens- 
ſteuern wurden Hufen-, Haus-, Schornſtein⸗, Vieh- und 
Kopfſteuern. Die faſt vollſtändige Steuerfreiheit der 
Reichen, die maßloſeſte Steuerüberbürdung der Armen 
erreichte im Dreißigjährigen Kriege ihren Höhepunkt. 
Vielleicht ſind in Deutſchland verhältnismäßig nie höhere 
Steuern gezahlt worden als damals und ſicher nie nach 
einem ungerechteren und verderblicheren Modus der Ver— 
teilung. Namentlich der Adel befreite ſich damals von 
allen ſtaatlichen Laſten. Hatte er im Mittelalter, zur 
Zeit der Grundherrſchaft, gerade dieſe ausſchließlich auf 
ſich genommen und damit den von Kriegs- und Gerichts- 
dienſt befreiten und dafür in Abhängigkeitsverhältniſſe 
tretenden Bauern wirtſchaftliche Proſperität ermöglicht, 
ſo hielt er jetzt an dem Grundſatz feſt, daß, wer mit dem 
Leibe diene, nicht ſteuerpflichtig ſei, trotzdem die mili- 
täriſchen Verhältniſſe ſich gänzlich geändert hatten, der 
ritterliche Lehnsdienſt nicht mehr begehrt und geleiſtet 
wurde, vielmehr die ſtehenden Heere aufgekommen waren, 
für deren Unterhalt nun Bürger und Bauern ganz allein 
durch ihre Steuern aufkommen ſollten. Ein allgemeiner 
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wirtſchaftlicher Rückgang dieſer Klaſſen der Bevölkerung 
war die Folge. Die Steuerrückſtände wuchſen maßlos, 
ein geordnetes Remiſſionsweſen gab es nicht; Exekution 
hatte die läſſige ſtändiſche Steuerverwaltung meiſt gar 
nicht verhängt; die jetzt auftretende militäriſche Exekution 
ſeitens des Staates machte in ihrer Härte die ungerechte 
Steuerverteilung noch empfindlicher und verhaßter. Die 
Sehnſucht nach beſſeren Zuſtänden, nach einer Gteuer- 
reform war 1650 —1750 ebenſo groß, wie ihre Durch⸗ 
führung in den verarmten Territorien ſchwierig war und 
mit den Intereſſen der beſitzenden Klaſſen, der Stände, zu 
kämpfen hatte. 


b) Die Entſtehung der Akziſe. 


In Brandenburg war 1622—1624 zum letzten Male 
ernſtlich über eine Steuerreform verhandelt worden, aber 
mit keinem anderen Ergebnis, als daß die Stände die 


Oberausteilung aller Steuern und Kontributionen nach 
den hergebrachten Quotiſationszahlen feſthielten, für die 
Anterausteilung freie Hand beanſpruchten, ſo daß dieſe 
lokale Angelegenheit der Kreiſe, d. h. der Gutsherren auf 
dem platten Lande, und der Städte, d. h. der oligarchiſch 
abgeſchloſſenen Magiſtrate uſw. wurde. Friedrich 
Wilhelm erreichte zunächſt, 1643, nur, daß eine kleine 
Modifikation in dem Quotiſationsverhältnis von Stadt 
und Land eintrat, daß die Städte ſtatt 66˙/ Prozent nur 
59, die Ritterſchaft reſp. das platte Land 41 Prozent 
zahlten. Auch in der Folgezeit und in anderen Provinzen, 
z. B. in Kleve-Mark durch den Quotiſationsrezeß von 
1666, konnte die Regierung trotz angeſtrengteſter Be⸗ 
mühung vielfach nur derartige Korrekturen der Quoti— 
ſationszahlen erreichen. Damit wurde der Plan einer 
beſſeren lokalen Steuerverteilung durch den Staat zwar 
noch nicht erreicht, immerhin aber, ſolange die Gelb- 
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ſtändigkeit der Kreiſe, Korporationen und Landſchaften 
nichts anderes als eine Umlage nach einer Matrikel zuließ, 
dieſe Matrikel weſentlich verbeſſert. 

Die kurfürſtliche Regierung aber erſtrebte mehr: ſie 
wollte innerhalb der Territorien, und zwar zunächſt der 
Kurmark ſelbſt, eine einheitliche Steuerreform durch— 
führen. Aufs ernſtlichſte ſchlug ſie dem großen Landtag 
von 1652/53 die modi generales nach holländiſchem 
Muſter vor, womit zunächſt nicht ein Syſtem indirekter, 
ſondern vielmehr eine Mehrheit verſchiedener Steuern 
gemeint war, die ſich im Gegenſatze zu den alten Steuern 
dem vielgeſtaltigen wirtſchaftlichen Leben und dem Wohl- 
ſtand der einzelnen anpaſſen ſollten. Sie ſtieß dabei aber 
ſowohl damals wie auch 1661 auf den heftigſten Wider- 
ſtand der Stände, hauptſächlich der Ritterſchaft, und er- 
reichte zunächſt nur die Möglichkeit, mit einzelnen Städten 
auf der Bahn der neuen Beſteuerung einen Verſuch zu 
machen. Dieſe Verſuche ergaben die günſtigſten Reſultate. 
Aber erſt als 1667 die populare Bewegung in den 
Städten die Mehrzahl der Magiſtrate nötigte, auf die 
Seite der Regierungsprojekte zu treten, kam es trotz des 
Widerſpruchs der Ritterſchaft, die ſogar dem Kurfürſten 
eine Summe von 24 000 Talern für die Abwendung der 
neuen Beſteuerung gezahlt hatte, zu einem allgemeinen, 
zunächſt auf drei Jahre geplanten Verſuch, das Kon- 
tributionsquantum in den Städten durch die ſog. modi 
generales, d. h. eine Kombination von Klaſſenſteuer und 
indirekten Konſumabgaben, aufzubringen. Eine Bewegung 
der Berliner Bürgerſchaft ſetzte außerdem eine Belegung 
des geſamten Handelsverkehrs, die dem holländiſchen Vor⸗ 
bild gefehlt hatte, neben einer Herabſetzung der Mahl- 
und Schlachtſteuer durch. Dieſe indirekten Steuern, „die 
Akziſe“, ſtellen in gewiſſem Sinne nur eine Fortbildung 
der längſt für die ſtädtiſchen Kaſſen beſtehenden Steuern 
dar. Die Beſeitigung der Kontributionserhebung nach den 


% 


alten Schloßkataſtern wirkte auf das günſtigſte; die modi 
generales wurden beibehalten. Eine Art Oberauffidts- 
recht und Rechnungslegung forderte der Kurfürſt erſt 1680, 
wie er auch damals erſt die Torkontrolle und die Zoll- 
abſchließung der Städte durchführte. Von da an ging die 
Akziſe mehr und mehr, zuletzt ganz, in die kurfürſtliche 
Verwaltung über, die Akziſebeamten wurden dem Kur— 
fürſten vereidigt und unter die Kontrolle der Steuerräte 
geſtellt. Für die Kurmark bildet die revidierte Akziſe⸗ 
ordnung vom 2. Januar 1684 den Abſchluß der Ein- 
führung. 

In Oſtpreußen beſtand eine Art Akziſe als ſtädtiſches 
Mittel, die Kontribution aufzubringen, ſeit alten Zeiten. 
Die kleinen Städte kamen 1690, Königsberg 1709 unter 
eine ſtaatlich kontrollierte Akziſeverwaltung. Erſt 1721 
aber wurde die Torkontrolle dort eingeführt und die 
Akziſeverwaltung in eine formelle Abereinſtimmung mit 
der brandenburgiſchen gebracht. 

In Pommern wurde die Akziſe 1682, in Magdeburg 
16851686, ebenfalls nur für die Städte, eingeführt. 

In Kleve⸗Mark wurden erſt 1713—1720 die lokalen 
ſelbſtändigen indirekten Steuerſyſteme in eine königliche 
Akziſe nach dem Vorbild der öſtlichen Provinzen ver- 
wandelt, nicht ohne den Widerſtand der dortigen Handels⸗ 
ariſtokratie, in deren ausſchließlichem Intereſſe die alten 
Syſteme eingerichtet geweſen waren. Es wurden dabei 
viel mehr Artikel als bisher belegt, aber durchaus mit 
niedrigeren Sätzen. 

Feſtzuhalten iſt, daß überall die Akziſe nur die Städte 
betraf. Der Adel, das platte Land behielt dagegen die 
alte Kontribution. 

So mannigfaltig nun auch die Tarife der einzelnen 
Städte und namentlich der Provinzen blieben, ſo war doch 
das ganze Syſtem der ſtädtiſchen Beſteuerung von da an 
ein einheitliches im ganzen Staat, und dieſe Einheitlichkeit 
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des indirekten Steuerſyſtems iſt bekanntlich ein viel früher 
hervortretendes und dringlicheres Bedürfnis, ſchon wegen 
des Zuſammenhanges mit der Wirtſchaftspolitik, als die 
Einheitlichkeit der direkten Steuern. 


0) Schilderung und Beurteilung 
der Akziſe. 


Die Akziſe, wie fie nunmehr in allen Provinzen be- 
ſtand, ſetzt ſich zuſammen aus folgenden Steuern: 

1. beſtand eine ſehr ausgebildete Getränke-, Mahl- 
und Schlachtſteuer, welche z. B. in Berlin 1705 66 Prozent 
der Einnahme ausmachte; 

2. kam dazu eine mäßige Steuer (durchſchnittlich von 
3 Prozent des Wertes) von eingeführten Viktualien. Für 
einzelne Waren kam zur Einfuhrgebühr noch eine kleine 
Verkaufsgebühr; 

3. eine Beſteuerung des Handels reſp. der Pro— 
duktion oder Konſumtion gewiſſer gewerblicher Waren; 
die einzelnen Gegenſtände waren namentlich aufgeführt 
und in ihrer Beſteuerung ſehr verſchieden normiert. Dies 
letztere Kapitel enthält gewiſſermaßen ein Syſtem von 
Luxus- und Gewerbeſteuern und ergänzt die Steuern, die 
der Großhandel in Höhe von 1½ Prozent vom Wert 
ſeiner Amſätze, ſpäter für Berlin und Magdeburg in Höhe 
von ¼ Prozent zahlte. Alle bloße Durchfuhr fremder 
Waren war im Gegenſatz zur ſächſiſchen Akziſe ganz 
ſteuerfrei; 

4. waren die ſtädtiſchen liegenden Gründe nach 

Qualität des Bodens und Menge der Ausſaat ziemlich 
gering belaſtet; 
5. wurde eine niedrige Viehſteuer zweimal im Jahre 
nach den im Frühjahr und im Herbſt vorgenommenen 
Zählungen erhoben; 

6. endlich zahlten Handwerker und Tagelöhner eine 

Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 7 
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jährliche Klaſſenſteuer von ein paar Groſchen bis zu 
16 Talern. 

Der Adel, die Beamten, Geiſtliche, Offiziere uſw. 
ſollten urſprünglich frei fein, doch wurden dieſe Er- 
emtionen baldmöglichſt beſeitigt reſp. eingeſchränkt, haupt⸗ 
ſächlich von 1713 an. 

Seinen Urjprung hat dieſes Steuerſyſtem in dem 
Kampf gegen die alten, ſchlechten, direkten Steuerkataſter, 
gegen die Mißſtände allzu hoher direkter Steuern, die 
Anhäufung von Steuerrückſtänden, die Härte der Steuer⸗ 
erefution. Seine Hauptgegner waren der Adel und die 
Privilegierten, welche fürchteten, in den Städten ſchlechter 
zu verkaufen und teurer einzukaufen infolge der Akziſe. 
Das Syſtem knüpfte an den alten ſtändiſchen Gegenſatz 
von Stadt und Land an, an die alte Neigung geſonderter 
Steuerbelegung beider. Es hatte die Folge, alle Kon⸗ 
ſequenzen dieſes Gegenſatzes, wie das Verbot des LZand- 
handwerks und des Handels auf dem platten Lande uſw., 
für weitere 120 Jahre zu befeſtigen. Es iſt die erſte ein⸗ 
heitliche Steuer in dem ganzen altpreußiſchen Staat. Es 
ſtellte alle Städte gleichſam unter ein einheitliches wirt⸗ 
ſchaftliches Recht. Es wurde der Ausgangspunkt für die 
Reform der ganzen Stadtverwaltung und des ganzen 
Zunftweſens. Es dient als Inſtrument zur Hebung der 
Volkswohlfahrt im allgemeinen, zur Inaugurierung einer 
umfaſſenden materiellen Kulturpolitik, die eine der weſent⸗ 
lichſten Aufgaben des aufgeklärten Deſpotismus war. Die 
Akziſe wurde bei der zerriſſenen Lage des Landes das 
ausſchließliche Mittel einer energiſchen Schutzzollpolitik. 
Die bisherigen Verſuche, den Handel zu fördern, waren 
reſultatlos verlaufen; man mußte ſich nunmehr auf einen 
anderen wirtſchaftlichen Standpunkt ſtellen; man mußte 
verſuchen, die inländiſche Induſtrie zu ſchützen, dieſelbe 
überhaupt großzuziehen. Aber die Territorien des 
brandenburgiſch-preußiſchen Staates bildeten kein einheit⸗ 
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liches kompaktes Wirtſchaftsgebiet. Eine Schutzzollpolitik 
in dem Lande des „roi des lisières“, wie ihn die Nachbarn 
ſpöttiſch nannten, konnte nicht durch ein Grenzzollſyſtem 
bewirkt werden. Sie wurde bewirkt durch die Iſolierung 
der Gewerbe und der Induſtrie in den Städten und durch 
eine ſteuerpolitiſche Abſchließung derſelben, ſo daß ſie wie 
Inſeln aus dem übrigen Wirtſchaftsgebiet des Staates 
ſich erhoben. Die Erträge dieſes neuen Steuerſyſtems 
waren ſehr bedeutend, im Verhältnis zur Kopfzahl größer 
als heute. Die Erhebungskoſten waren allerdings nicht 
gering, und nur die höchſte Integrität des Beamtentums 
konnte gegen grobe Mißbräuche in der Verwaltung 
ſchützen. Von ungemeiner Wichtigkeit iſt es daher, daß 
die Akziſebeamten mit dem Jahre 1685 durchaus landes— 
herrliche Beamte, wenigſtens in der Kurmark, werden. 
Man verſetzte dieſe Beamten fortwährend, um ſie von den 
Einflüſſen der lokalen Intereſſen und Koterien unab- 
hängig zu erhalten. Ein Mißſtand war es, daß die Akziſe 
bei ſtarker Geſamtbelaſtung der Städte die Wohlhaben— 
den nicht in dem Maße heranzog, wie die ärmeren 
Klaſſen, ferner auch, daß ſie den Handel mannigfach ſtörte. 
Aber nach den gegebenen Verhältniſſen des damaligen 
Staates und namentlich den früheren Zuſtänden und 
Mißſtänden gegenüber konnte doch dieſe Reform als ein 
großer Fortſchritt gelten. 

Schmoller. Epochen der preußiſchen Finanz- 
politik. Jahrbuch für Geſetzgebung uſw. Bd. 1. 


d) Die Grundſteuer- Regulierungen. 
1680-17200. 


Nachdem in der Akziſe für die Städte ein neuer Be- 
teuerungsmodus gefunden war, erſchien eine Verbeſſerung 
der Grundſätze, nach welchen die Kontribution auf dem 
Lande erhoben wurde, um fo dringlicher. Die Reform- 
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beftrebungen der Regierungen hatten denn auch von 1680 
an, als die Macht der Stände gebrochen war, einen immer- 
hin nicht geringen Erfolg. Sie erreichten 1713—1720 ihren 
Höhepunkt. Die ſchleſiſche Klaſſifikation von 1742 und 
die weſtpreußiſche, von 1772 an, ſind in der Hauptſache 
Nachahmungen des damals Geleiſteten. 

In Kleve ſcheint, nach der entſcheidenden Neu— 
verteilung der Geſamtſteuerſumme zwiſchen Stadt und 
Land vom Fabre 1666, im Jahre 1686 ein neuer Kataſter, 
mit Einteilung des Bodens in drei Ackerklaſſen, zuſtande 
gekommen zu ſein. 

In Magdeburg wurde im Jahre 1682 eine Katajter- 
kommiſſion niedergeſetzt, welche bis 1690 arbeitete und für 
die damalige Zeit Ausgezeichnetes leiſtete. Sie ſtellte 
nicht nur neue Kataſter feſt, ſondern führte auch für die 
Nichtgrundbeſitzer eine der heutigen Klaſſenſteuer ent= 
ſprechende perſönliche Abgabe ein. Außerdem wurde eine 
Gebäudeſteuer mit der eigentlichen Grundſteuer ver- 
bunden. Der eigentliche Agrarbeſitz wurde nach vier ver— 
ſchiedenen Bonitierungsklaſſen unterſchieden, was einen 
weſentlichen Fortſchritt bedeutete, und da es an einer 
genauen Vermeſſung und Kartierung des privaten Grund- 
beſitzes damals durchaus fehlte, ſo wurde zur Berechnung 
der Größe desſelben die Größe der Ausſaat zugrunde 
gelegt, welche dann zu fixer Beſteuerung (auf den Scheffel 
normiert) gelangte. Ein Fortſchritt war es weiterhin, daß 
man zur Beſteuerung auch den Beſitz an Wald, Wieſe, 
Weidegerechtigkeiten, ſowie ſämtliche Nebennutzungen, 
Mühlen, Ziegeleien uſw., als ſog. „klebende Kapitalien“ 
heranzog. Von letzteren wurde der Reinertrag ermittelt 
und ein feſter Prozentſatz desſelben (8 Pfennig vom Taler) 
als eine Art von Kapitalſteuer erhoben. Die Beſteuerung 
des Nebenbeſitzes ſowie die Klaſſifizierung des Bodens 
war neu. Man hatte früher zur Erhebung der Grund- 
ſteuer, als eines einheitlichen Hufenſchoſſes, nur die Anzahl 


der Hufen zugrunde gelegt. 1732 wurden die magde- 
burgiſchen Kataſter nochmals revidiert. Abrigens wurde 
hier die Steuerfreiheit des Adels nicht beſeitigt. 

Faſt am wenigſten geſchah in der Kurmark. Hier be⸗ 
ſtanden noch die alten Kataſter von 1583 und 1624. Nur 
auf Grund von Spezialverhandlungen mit den Ständen 
der einzelnen Landſchaften und Kreiſe gelang es, für die 
Anterausteilung der Kontribution gewiſſe, rein lokale Ver⸗ 
beſſerungen, Einteilung des Ackers nach verſchiedenen 
Klaſſen uſw., 1687 —1738, durchzuſetzen. 

Hinterpommern beſteuerte ſich nach der Matrikel von 
1628. Die ſogenannten Reviſionen von 1673, 1680, 1684 
beſtanden nur in der Abſetzung einzelner Kataſterſtücke, 
reſp. in der Herabſetzung der Matrikeln für einzelne 
Kreiſe uſw. Die furchtbare Angerechtigkeit der örtlichen 
Grundſteuer führte zu der von General Blankenſee 1717 
und 1718 durchgeführten ernſtlichen Reform, welche zwar 
die geplante Belegung des Adels nicht durchſetzte, im 
übrigen aber dem Kataſter eine rohe Ertragsberechnung 
der Hufe zugrunde legte, wie ſie von da an in allen beſſeren 
Grundſteuerregulierungen Deutſchlands und Sfterreids 
üblich blieb. 

Weſentlich dieſelben Perſonen, welche das pom- 
merſche Kataſter geſchaffen hatten, führten 1718 und in 
den folgenden Jahren die neue Regulierung der neu- 
märkiſchen Kontribution durch. 

In Oſtpreußen hatte ſich das Steuerſyſtem von 1690 
bis 1714 auf dem platten Lande ſo entwickelt, daß neben 
einer niedrigen, gute und ſchlechte Hufen gleichmäßig er⸗ 
faſſenden Hufenſteuer, von der aber zahlreiche Privilegierte 
befreit waren, ein Kopfſchoß, ein Horn- und Klauenſchoß 
und eine Trankſteuer vom Bier erhoben wurde. Die 
furchtbarſte Aberlaſtung in der ärmſten Klaſſe der Be⸗ 
völkerung war die Folge. An Stelle dieſer Steuern trat 
1714—1720 der einheitliche Generalhufenſchoß, der den 
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Adel ebenſo belegte, wie die Kölmer und die Bauern, 
meiſt auf einer rohen Ertragsermittelung beruhte, daneben 
teilweiſe freilich auf Verträgen mit einzelnen Adligen und 
anderen Perſonen, wobei die bisher gezahlten Steuer- 
ſummen den Ausgangspunkt der Verhandlungen bildeten. 
Der Generalhufenſchoß hat jedenfalls die Steuerlaſt un— 
endlich viel gleichmäßiger verteilt als bisher. Die Mehr⸗ 
belaſtung großer Grundbeſitzer mag man daraus erſehen, 
daß der Graf Dohna ſtatt wie bis dahin 2000 jetzt 6000 
bis 7000 Gulden zahlte. Die Durchführung dieſer Ver— 
änderung gelang nicht ohne die heftigſten Kämpfe, in denen 
ſich die ſtändiſche Anbotmäßigkeit noch einmal bemerklich 
machte. Aber Friedrich Wilhelm J. erklärte, bei der 
Steuer bleiben zu wollen „bis an ſein ſelig End“; aus 
dieſen Kämpfen rührt auch das bekannte Wort vom 
rocher de bronze her. 

Die gleiche Belaſtung von Adel und Bauern wurde 
nun wieder dadurch etwas alteriert, daß bei der Ver- 
legung der Kavallerie nach den Städten die hierdurch not— 
wendig werdenden Kavallerie- und Servisgelder aus- 
ſchließlich auf die Bauern und Kölmer umgelegt wurden, 
die auch bisher freilich allein die Einquartierungslaſt ge= 
tragen hatten. 

Das Beiſpiel der oſtpreußiſchen Grundfteuerregulie- 
rung iſt ſpäter für Schleſien und Weſtpreußen maßgebend 
geweſen. Auch in dieſen Provinzen wurde gleichmäßige 
Mitbeſteuerung des Adels durchgeführt. 


e) Weiteres über die ländliche 
Beſteuerung. 


In den mittleren Provinzen, in denen eine Mit- 
beſteuerung des Adels nicht zu erreichen geweſen war, 
wurden ſeit 1717 für den Adel und ſeine Lehnshufen die 
ſogenannten Lehnpferdegelder, als ein Äquivalent für die 
nicht mehr geleiſteten Kriegsdienſte, eingeführt. Die Maß⸗ 
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regel wurde durchgeſetzt trotz der heftigen Oppoſition 
namentlich des altmärkiſchen und des magdeburgiſchen 
Adels, welcher im Jahre 1718 ſogar einmal den Beiſtand 
des Kaiſers anrief und von dieſem der Pflicht zum Ge- 
horſam entbunden wurde. Die Lehnpferdegelder betrugen 
im ganzen 75 000 Taler, wovon 38 000 auf die Kurmark 
entfielen. 

In allen Provinzen trat unter Friedrich Wilhelm J. 
nunmehr auch, als notwendige Ergänzung der neuen 
Grundſteuer-Regulierungen, ein ſyſtematiſch geordnetes 
Remiſſionsweſen bezüglich der Kontribution ein, wodurch 
die Tragung der Steuerlaſt ganz außerordentlich erleichtert, 
das Anſchwellen von Reſten verhindert wurde. Es wirkte 
teilweiſe in der Art des modernen Verſicherungsweſens. 

Eine ähnliche Wirkung hatte die andere Maßregel, 
daß um 1718 in den meiſten Provinzen die ſogenannten 
Vorſpann⸗ und Moleſtienkaſſen geſchaffen wurden, in 
welche alle Bauern, und zwar nach dem Maßſtabe der 
Kontribution, jährlich ſo viel zu zahlen hatten, daß aus 
dieſem Fonds denjenigen, die Vorſpann oder ſonſtige ſtaat⸗ 
liche Fronden geleiſtet hatten, eine entſprechende Entſchädi⸗ 
gung gezahlt werden konnte. 

Mit der bereits erwähnten Verlegung der Kavallerie 
in die Städte (1718) wurde dem Bauern wohl die aller- 
drückendſte ſtaatliche Laſt abgenommen. Er hatte zwar 
dafür die ſogenannten Kavalleriegelder zu zahlen, die in 
der Hauptſache nach dem Maßſtab der Kontribution um- 
gelegt wurden und dieſe allerdings teilweiſe bis um die 
Hälfte erhöhten. Trotzdem waren die Bauern ſoviel 
günſtiger geſtellt als bei den bisherigen Naturalleiſtungen, 
die in der Tat weit über das geſetzliche Maß hinaus⸗ 
gingen. Außerdem wurden jetzt dem platten Lande die 
Märkte für die Haferankäufe eröffnet, welche die 
Kavallerieregimenter zu beſorgen hatten. 

Abgeſehen von den obenerwähnten Erhöhungen iſt 
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die Kontributionslaſt durch das ganze 18. Jahrhundert un- 
verändert geblieben, ein ſehr bemerkenswerter Gegenſatz 
gegen andere Länder, z. B. Frankreich, wo die Taille 
jedes Jahr anders umgelegt wurde. In Schleſien und 
Weſtpreußen verſprach die Regierung ſogar nach Durch- 
führung der Kataſterreſorm niemals die Kontribution zu 
erhöhen. Selbſt in den ſchlimmſten Kriegsjahren ſind in 
der Tat die ländlichen Steuern nicht erhöht worden. So 
problematiſch nun im allgemeinen jedes ſolche Verſprechen 
der Nichterhöhung der Steuern iſt, ſo günſtig hat doch die 
Anveränderlichkeit derſelben in Preußen auf den Wohl— 
ſtand des Landes gewirkt. 


f) Urteil über die ländliche Steuer- 
verfaſſung im 18. Jahrhundert. 


Die ländlichen Steuern, um die es ſich in dem preußi- 
ſchen Staate des 18. Jahrhunderts handelte, wollten die 
Steuerkraft der Bewohner des platten Landes im ganzen 
faſſen. Es ſind nicht mehr eigentliche Vermögensſteuern, 


wie im 16. Jahrhundert, noch weniger aber Grundſteuern, 
wie im 19., welche nur den Reinertrag der einzelnen Ader- 
parzelle im Auge haben. Es ſind vielmehr Kombinationen 
von abgeſtuften Hufenſteuern mit ländlichen Kopf- und 
Klaſſenſteuern, ländlichen Gewerbeſteuern, Kapitalſteuern 
uſw. Anſere heutige Grundſteuer iſt eine reine Objelts- 
ſteuer, die des 18. Jahrhunderts iſt ein kompliziertes 
Steuernſyſtem, daher dieſe letztere etwa 40 Prozent des 
Reinertrages der ländlichen Grundſtücke ausmachte, 
während die heutige nominell 10 Prozent, in Wirklichkeit 
nur 5 bis 6 Prozent trägt. Das wichtigſte bei der Reform 
war der Sieg des Staatsgedankens über die ſtändiſchen 
und lokalen Einrichtungen: die Zurückdrängung des Grund— 
ſatzes der adligen Steuerfreiheit, die Anwendung gleicher 
Einſchätzungsgrundſätze über ganze Provinzen hin, die Aber— 
tragung der Steuereinziehung, Reviſion, Exekution an ge⸗ 
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rechte unparteiiſche königliche Beamte. Daneben lag aber 
doch auch ein großer ſteuertechniſcher Fortſchritt in der Wn- 
wendung einer rohen Ertragsberechnung, in den Verſuchen 
zu einer Klaſſifikation der Bodengüte überzugehen und 
alle Nebeneinnahmen heranzuziehen. Nur eine Ver— 
gleichung mit den Steuerzuſtänden, wie ſie vorher lagen, 
und wie ſie in den meiſten anderen europäiſchen Staaten 
durch das ganze 18. Jahrhundert ſich noch erhielten, kann 
den Wert und die Bedeutung der damaligen Reformen 
ins rechte Licht ſtellen. Die Steuerlaſt pro Kopf der Be⸗ 
völkerung war eine außerordentlich hohe, im Durchſchnitt 
höher als im preußiſchen Staat von 1815 bis 1866. Aber 
dieſe Laſt wurde erträglich durch ihre Stabilität und durch 
ihre gerechte Verwaltung. Die Stein-Hardenbergſche 
Zeit hat an dieſer Organiſation nichts Weſentliches ge⸗ 
ändert. Die Einheit derſelben über den ganzen Staat hin 
war nicht ein ſehr dringendes Bedürfnis, jedenfalls lange 
nicht fo dringend, wie die Einheit der indirekten Beſteue⸗ 
rung. Erſt ſeit den ſechziger Jahren des 19. Jahr- 


hunderts hat man die Einheit der Grundſteuer durch— 
geführt. i 

Schmoller. Die finanzielle Verwaltung des 
Herzogtums Magdeburg (neunter Artikel der Serie: 
Studien über die wirtſchaftliche Politik Friedrichs d. Gr. 
und Preußens überhaupt von 1680-1786). Jahr⸗ 
buch X, 1 ff. 


5. Das preußiſche Heer im 17. und 
18. Jahrhundert. 

a) Die Soldheere vom 15. bis zum 
17. Jahrhundert. 

Faſt bei allen bedeutenderen Völkern finden wir bis 


auf die neueſte Zeit drei klar von einander geſchiedene 
Epochen der Kriegsverfaſſung. Zunächſt herrſcht überall 
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eine auf die allgemeine Pflicht der Landesverteidigung be- 
gründete primitive Wehrverfaſſung, welche ſich nur auf 
einer niedrigen wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen 
Kulturſtufe zu erhalten vermag. Mit der zunehmenden 
Arbeitsteilung entwickelt ſich daraus gewöhnlich eine arijto- 
kratiſche (lehnsrechtliche) Kriegsverfaſſung, in welcher der 
Bauer aus den Heeren verſchwindet und eine adlige 
Kriegerkaſte ziemlich ausſchließlich den Waffendienſt über⸗ 
nimmt. Dieſe Waffenariſtokratie pflegt aber bei ſteigen⸗ 
der Kultur einer Geiſtes- und Beamtenariſtokratie den 
Platz zu räumen. Mit der eindringenden Geldwirtſchaft 
und techniſcher Vervollkommnung des Militärweſens treten 
an die Stelle der adligen Krieger dann gewöhnlich die mit 
Geld bezahlten Söldnerheere, die ſich nun größtenteils aus 
dem beſitz⸗ und beſchäftigungsloſen Proletariat rekrutieren 
und ihr typiſches Vorbild im Altertum in den Heeren eines 
Marius, Sulla, Cäſar haben. Das Kriegshandwerk, 
welches in ſolchen Zeiten weit größere Forderungen an 
den einzelnen ſtellt, wird zum ausſchließlichen Beruf einer 
niedrigen Geſellſchaftsklaſſe, während die übrige Bevölke⸗ 
rung, der Waffen entwöhnt, mehr und mehr unkriegeriſch 
wird. Darin lag eine Gefahr, die das Altertum nicht zu 
überwinden vermocht hat. Den Staaten der neueren 
Zeit, Preußen voran, iſt es erſt gelungen, mit dem Grund- 
ſatz der allgemeinen Wehrpflicht ein neues Syſtem der 
Kriegsverfaſſung zu begründen, welches einerſeits mit den 
Konſequenzen der fortſchreitenden Arbeitsteilung ſich nicht 
in Widerſpruch ſetzt und andererſeits die Beziehungen des 
Heeres zu der geſamten geſellſchaftlichen Gliederung ge- 
funder und haltbarer geſtaltet. m 

Die untergehende  ariftofratijd-feudale Kriegsver⸗ 
faffung Europas wurde fo durch die Soldheere des 15. 
und 16. Jahrhunderts abgelöſt. Auch die ritterlichen Heere 
des ausgehenden Mittelalters, die ſich aus den einzelnen 
Gleven (meiſt vier Pferde, ein Ritter mit mehreren 


106 


Knechten) zuſammenſetzten, hatten zum Teil ſchon auf 
Soldverträgen beruht. Sie behielten aber den ausſchließ— 
lichen Dienſt zu Roß und die dadurch bedingte Gefedts- 
weiſe bei. Im 15. Jahrhundert zerſchellten dieſe berittenen 
und gepanzerten Scharen an den Gewalthaufen der freien 
Bauerngemeinden, namentlich in den Burgunderkriegen. 
Die ſchweizeriſchen Gewalthaufen, deren Verfaſſung ſich 
unmittelbar an die dort erhaltenen uralten Gewohnheiten 
der allgemeinen Wehrpflicht, der Gemeindeverfaſſung uſw. 
anlehnte, die durch ihre Fechtweiſe und Taktik die Aber⸗ 
winder der alten Ritterheere geworden waren, galten in 
dem ganzen 15. Jahrhundert als die vorzüglichſten von 
allen Söldnern. Aber eben durch die „Reisläuferei“, die 
ſie als begehrte und gut bezahlte Söldner in aller Herren 
Ländern führte, büßten jie ihren moraliſch-nationalen 3u- 
ſammenhalt mit der Zeit ein. Ihnen ſetzte der geniale 
und auf dem Gebiete der Kriegskunſt höchſt erfinderiſche 
Kaiſer Maximilian I. die Schöpfung der deutſchen Lands⸗ 
knechte entgegen, welche nun ſeit Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunderts in ganz Europa den höchſten Ruf genoſſen. Die 
Landsknechtsverfaſſung zeigt ähnliche demokratiſche ge- 
noſſenſchaftliche Formen, wie die der Schweizer. Die 
Formen der Werbung, des Soldvertrags, des Zuſammen— 
lebens, der Amterbeſetzung, der Gerichtshaltung dieſer 
Soldatengemeinden waren halb der altdeutſchen Ge— 
meindeverfaſſung, halb dem damaligen Zunftweſen nach— 
gebildet. Die Landsknechtsheere ſetzten ſich zum aller- 
größten Teil aus Bauern und Handwerksgeſellen zu— 
ſammen, wie denn in den Städten die „Geſellen-Bruder— 
ſchaften“ ſchon frühe zu militäriſchen Zwecken verwendet 
worden waren. Nur die in den vorderſten Reihen 
kämpfenden ſogenannten Doppelſöldner waren meiſt 
Ritter. Die Namen „Bruderſchaft“, „Zunft“, „Ge⸗ 
meinde“ werden geradezu für dieſe Söldnerhaufen ge- 
braucht. Das Verhältnis derſelben zu dem Kriegsherrn 
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ijt das eines Dienſtvertrages auf Zeit. Nach der Ver— 
leſung des Artikelbriefes, der die Bedingungen dieſes Ver— 
trages enthält, findet die feierliche „Aufrichtung des Re— 
giments“ ſtatt. Eine ſtrenge Gerichtsverfaſſung, in der die 
Knechte als Schöffen fungieren, erhält die Ehre des Fähn⸗ 
leins. Dieſe feſt ausgebildeten Formen gaben den in der 
Regel nur auf ein paar Monate zuſammentretenden 
Fähnlein doch einen großen moraliſchen Halt, und die per- 
ſönliche Einwirkung großer Führer, eines Frundsberg 
u. a., war auch imſtande, denſelben einen militäriſchen 
Ehrgeiz einzuhauchen und ſo im allgemeinen eine gute 
Diſziplin aufrechtzuerhalten. Die Bezeichnung „fromme, 
ehrliche Landsknechte“ hatte, anfangs wenigſtens, in der 
Tat ihre Berechtigung. 


Dieſe Verhältniſſe haben fic jedoch bis zum Dreißig- 
jährigen Kriege, der bekanntlich faſt ausſchließlich mit der- 
artigen Söldnern geführt wurde, ſehr verändert. Seit dem 
Anfange des 17. Jahrhunderts ſchwand mehr und mehr 
der nationale und ehrenhafte Geiſt aus dieſen Lands-= 
knechtskompagnien. Die ungeheure übervölferung eben 
dieſer Zeit führte dem Kriegerſtand ſeinen Erſatz vorzugs- 
weiſe aus vagabondierenden Elementen zu. Ein großes 
Maſſenproletariat, ausſchließlich vom Solde lebend, be- 
gann jeder Sache und jedem Herrn zu dienen. Damit ver- 
änderte ſich auch die innere Verfaſſung dieſer Soldaten⸗ 
gemeinden. Aus genoſſenſchaftlichen Verbänden wurden 
ſie mehr und mehr herrſchaftliche, aber zunächſt nicht in 
den Händen der Fürſten, ſondern der Oberſten, welche auf 
ihre Koſten die Regimenter errichteten und dabei in erſter 
Linie als Spekulanten ein lukratives Geſchäft machen 
wollten. Auf Grund ihrer Kapitulationen mit den Fürſten 
wußten ſie ſich zu bereichern, betrogen den fürſtlichen 
Muſterkommiſſarius, oder mit ihm den Fürſten, ſteckten 
Steuern und Einkünfte der überzogenen Lande in die 
Taſche und wußten finanzielle Verlegenheiten der Fürſten 


als deren Gläubiger trefflich auszubeuten. Während jo 
von oben betrogen wurde, wurde von unten geraubt, ge- 
plündert und gemeutert. Mehr und mehr konnte nur eine 
äußere unbarmherzige Dilziplin dieſe Truppenkörper zu⸗ 
ſammenhalten, die, wenig zum Kampfe brauchbar, von 
Raub und Plünderung mehr als vom Solde lebten und 
vor allem das eine Intereſſe hatten, daß der Krieg nicht 
aufhörte und ſie nicht abgedankt würden. Die ganze 
öffentliche Ordnung der Dinge, alle ſtaatliche Gewalt und 
alles wirtſchaftliche Gedeihen der Geſellſchaft erſchien gleich- 
mäßig bedroht von dieſen organiſierten Räuberbanden. 


Anterdeſſen waren die äußeren Formen der Lands- 
knechtsverfaſſung, die Einteilung der Knechte in Fähnlein 
oder Kompagnien von 120-300 Mann, in Regimenter 
von acht bis zwölf Fähnlein, die Amter des Oberſten, 
Oberſtleutnants, Oberſtwachtmeiſters, des Hauptmanns, 
ſeines Stellvertreters, des Leutnants, des Wachtmeiſters 
uſw. auf alle europäiſchen Soldheere übergegangen, und 
zwei große militäriſche Reformatoren, Moritz von Oranien 
in den Niederlanden, Guſtav Adolf in Schweden, hatten 
dieſen Formen nicht nur wieder einen moraliſchen und 
nationalen Gehalt gegeben, ſondern auch die Fechtweiſe 
und Taktik weſentlich umgeſtaltet. Moritz von Oranien 
war der erſte große Exerziermeiſter; Guſtav Adolf knüpfte 
an ſeine Reformen an und bildete ſie fort. Aus dem alten 
ſchwerfälligen Gevierthaufen, der nur zum Kampf mit 
Ritterheeren geſchickt geweſen war, wurden nun die an— 
fangs 16, ſpäter (ſeit Guſtab Adolf) nur 5 Mann hoch 
ſtehenden Pikenierkörper geſchaffen, die auf den Flügeln 
von Musketieren und Reitern umgeben waren und ſich 
in kleineren taktiſchen Einheiten (die ſchwediſche Brigade 
gleich vier Fähnlein) aufſtellten. Es war der Abergang 
zur Linientaktik und gleichzeitig zur wirkſamen Anwendung 
der Feuerwaffen. Nicht mehr die Pikeniere machten den 
erſten Angriff, ſondern Reiter und Musketiere, welche 
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letzteren Guftav Adolf bis auf die Hälfte der ganzen 
Truppe vermehrte. Abrigens waren die ſchwediſchen 
Truppen die erſten, welche Uniform trugen. Nach der 
Farbe derſelben und dem Namen des Oberſten wurden die 
Regimenter benannt. Die Kriegführung der Zeit war eine 
weſentlich defenſive, die vor allem auf günſtige oder un⸗ 
günſtige Stellung Gewicht legte. Auch Condé, Turenne, 
Montecuccoli befolgten noch dieſe zahme Taktik. Die fo- 
genannte niederländiſche und ſchwediſche Ordonnanz und 
Kriegskunſt herrſchte in Europa, bis anfangs des 18. Jahr- 
hunderts die preußiſche fie ablöſte. 


b) Die Entſtehung der ſtehenden Armee. 


In den auf den Dreißigjährigen Krieg folgenden 
Jahrhunderten tritt in den meiſten europäiſchen Staaten 
der aufgeklärte Deſpotismus, reſp. die monarchiſche Ge- 
walt das Erbe der entarteten Landsknechtsverfaſſung an. 
Mit der Verlangſamung oder Siſtierung der Abdankungen 
am Schluß der Kriege bildet ſich die ſtehende Armee, zu— 
nächſt eine Armee von beſoldeten vaterlandsloſen Prole- 
tariern, welche aber durch die omnipotente Staatsgewalt, 
durch die mechaniſche Ordnung von oben, nach und nach 
etwas anderes wird. Es fragte ſich in bezug auf dieſen 
Abergangsprozeß, welcher der europäiſchen Staaten am 
früheſten zu einer verhältnismäßig großen ſtehenden Armee 
kommen, welcher es am raſcheſten und beſten verſtehen 
werde, aus den entarteten Finanzunternehmungen der 
Oberſten eine ſtaatliche Inſtitution herzuſtellen und dieſe 
mit der Staatsverwaltung, den Finanzen, den ſozialen 
Klaſſen⸗ und Erwerbsverhältniſſen in die richtige Ver⸗ 
bindung zu ſetzen und endlich zugleich, in rein militäriſcher 
Beziehung, in Fechtweiſe und Taktik weitere Reformen 
herbeizuführen. Daß Preußen in allen dieſen Beziehungen 
die anderen europäiſchen Staaten, beſonders Frankreich 


und Sſterreich, überflügelt hat, darauf beruht vorgugs- 
weiſe ſein Eintritt in die europäiſchen Großmächte. 

Der Große Kurfürſt hat, nachdem er 1640 die alten 
unter Schwarzenberg geworbenen, halb kaiſerlichen 
Truppen, die ſich gerade damals aufrühreriſch zeigten, mit 
Burgsdorffs Hilfe abgedankt, eine nach alter Weiſe zu⸗ 
ſammengebrachte Armee von 16 000 Mann gehabt, die er 
erſt beim Ausbruch des Nordiſchen Krieges (1654) auf 
26 000 Mann vermehrte. Noch ſtanden an der Spitze der 
Regimenter die ſpekulierenden, von den Muſter⸗ 
kommiſſionen kontrollierten Oberſten, und auch die oberſten 
Führer wechſelten je nach Gelegenheit die Farbe und 
waren häufig unbotmäßig. 1659 weigerte ein General 
dem Kurfürſten ſchlechtweg den Gehorſam, und noch 1672, 
unter bereits veränderten Verhältniſſen, konnte es vor⸗ 
kommen, daß der Feldmarſchall Derfflinger auf einen kur⸗ 
fürſtlichen Befehl antworten ließ, das ſtehe nicht in ſeiner 
Kapitulation (v. Mörner, Brandenburgiſche Kriegs- 
oberſten). Nach 1660, als die Truppen nicht mehr voll⸗ 
ſtändig entlaſſen wurden und der Kurfürſt, geſtützt auf die 
Geldbewilligung der Stände, allmählich daran ging, den 
miles perpetuus, der den Kern ſeiner Beſtrebungen bildet, 
in Wirklichkeit zu organiſieren, ändert ſich ſeine Lage voll⸗ 
ſtändig dadurch, daß er jetzt den Regimentern Oberſten 
geben kann, während früher die Oberſten Regimenter für 
ihn gebildet hatten und ſo ſeine Gläubiger geworden waren. 
Zwar erlangt er noch nicht das Recht unbedingter Be⸗ 
ſetzung aller Offiziersſtellen, aber die Kapitulationen 
werden ganz andere, und die Truppen verwachſen all⸗ 
mählich mit dem Lande und ſeiner Bevölkerung. In den 
achtziger Jahren werden die Infanterieregimenter in die 
Städte gelegt, das General-Kriegskommiſſariat und die 
Muſterkommiſſion gewinnen als ſtaatliche Organe größere 
Bedeutung, die Kriegsartikel werden abgeändert, ihre Be⸗ 
ſtimmungen find nicht mehr vertragsmäßig vereinbarte, 
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ſondern beruhen auf einfeitiger ſtaatlicher Ordnung (1664). 
Es wird für eine tüchtige Judikatur mit ſchriftlichem 
Prozeß geſorgt, die Auditeure müſſen ein Examen abgelegt 
haben, alſo gelehrte Richter ſein, eine Forderung, die erſt 
viel ſpäter für die Mitglieder des Kammergerichts und 
noch ſpäter für die übrigen Richter durchgeführt wird. Mit 
all dieſen Einrichtungen gewann Brandenburg-Preußen 
einen bedeutenden Vorſprung vor ſeinen Nachbarn. War 
man hier ſchon 1660 zu ſtehenden Armeen übergegangen, 
fo wurden in Sſterreich die Abdankungen erſt 1681 end- 
gültig abgeſtellt, und unter Ludwig XIV. dauerten ſie gar 
noch bis zum Schluß des Jahrhunderts fort. 

Preußen hatte 1654 bis 1660 ſchon 26 000 Mann 
unter den Fahnen. Es hatte dann 1688 28 000 Mann 
ſtehende Truppen auf 1 Million Einwohner, 1713 38 000 
Mann auf 1½ Millionen Einwohner, 1740 80 000 Mann 
auf 2,2 Millionen Einwohner, 1786 200 000 Mann auf 
5,4 Millionen Einwohner. Dieſer hohe Prozentſatz (bei- 
nahe 4 Prozent) war unmöglich ohne bedeutenden Zufluß 
von außen. Preußen war 1740 an Flächeninhalt der 
zehnte, an Einwohnerzahl der dreizehnte, nach der Stärke 
der ſtehenden Armee aber der dritte oder vierte Staat in 
Europa. Die Koſten dieſes Heeres waren durch das 
Syſtem der Naturaleinquartierungen zwar verringert 
gegenüber den früheren Geldſoldzahlungen, aber ſie waren 
doch noch ungeheuer hoch. 

Folgende Tabelle (nach der Zeitſchrift des preuß. 
Statiſt. Bureaus, Band 2, S. 190) veranſchaulicht die 
Stärke der Armee, ihr Verhältnis zur Bevölkerungszahl, 
ſowie die Koſten ihrer Unterhaltung: Militäriſche 


Jahr Stärke Einwohner % der Bew. Einnahmen Ausgaben: 
überhaupt: i. ganz. pro Kopf 
1688 28 000 1 Mill. 28% . : 142 .) 
1713 38 000 16 „ 23% 4,1 Mill. T. 18 M. T. 1,7 „) 
1740 83 000 2,24 „ 7 BE Bee 
1786 200 000 60 „ 34% 196 „ „1226, „2 „ 


4) Ausſchl. bedeutender Naturalleiſtungen. 


Die preußiſche Infanterie hatte durch Leopold von 
Deſſau und Friedrich Wilhelm I., die Kavallerie durch 
Friedrich den Großen eine gänzlich veränderte taktiſche 
Ausbildung erhalten, die allerdings nicht ohne die härteſte 
Disziplin möglich geweſen iſt. Dieſe Diſziplin war aller- 
dings zuweilen barbariſch, aber ſie war — cum grano salis 
— nötig, namentlich den Ausländern gegenüber, und ſie 
war den Begriffen einer Zeit entſprechend, in welcher auch 
die Bauern tüchtig geprügelt wurden; übrigens iſt ſie mit 
der Zeit menſchlicher geworden. Friedrich Wilhelm I. 
und Leopold von Deſſau haben namentlich die Kunſt aus⸗ 
gebildet, die Infanterie in einer Aufſtellung von drei Mann 
hoch in langgeſtreckten Linien raſch und ſicher zu bewegen. 
Das ſchnelle Feuern im Vorrücken, die hochausgebildete 
Manövrierfähigkeit im Marſchieren ſowie in der Auf- 
ſtellung erklären, verbunden mit kühner Znitiative, die 
preußiſchen Siege. 


e) Das Offizierkorps. 


Was die innere Verfaſſung der Armee und ihr Ver⸗ 
hältnis zu Staat und Geſellſchaft betrifft, ſo war die 
Ergänzung an Offizieren und Mannſchaften die Haupt⸗ 
ſache. Die Offiziere mußten aus Privatdienern des 
Oberſten zu Staatsdienern gemacht werden, die der König 
beliebig ernennt, die nicht auf Grund eines Privatvertrages, 
ſondern auf Grund rechtlich feſtgeſtellter Dienſtpflichten 
und eines korporativen Ehrgefühls gehorchen. Indem 
dann Friedrich Wilhelm I. die jüngeren Söhne des ge- 
ſamten einheimiſchen Adels, der teils unkriegeriſch ge- 
worden war, teils fremde Dienſte vorzog, zwang, als 
Offiziere in die Armee einzutreten, indem er den ganzen 
Offizierſtand von unwürdigen Subjekten reinigte, verwan⸗ 
delte- er denſelben in eine Korporation ſtaatlicher Beamten, 
welche, weil über dem gemeinen Soldaten ſtehend, einen 

Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 8 
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ariſtokratiſchen Charakter annahm, als der erſte und ge- 
ehrteſte Stand im Staate erſchien. Durch dies Offizier⸗ 
forps erhielt die Armee ihren feſten Halt und ihren natio- 
nalen Charakter, und, was ebenſo wichtig war, durch dieſe 
Inſtitution wurde der Adel der preußiſchen Provinzen von 
Grund aus umgewandelt. Das ſtändiſch frondierende, 
antiſtaatliche Sunfertum lernte wieder die Hingebung an 
ſtaatliche Pflichten, das patriotiſche Aufgehen in Ttaat- 
lichem Dienſt. Dieſe Entwicklung vollzog ſich nicht ohne 
heftige Reibungen; namentlich in Oſtpreußen fand 
Friedrich Wilhelm I. nicht geringen Widerſtand. Zur 
militäriſch-ſtaatlichen Erziehung des jungen Adels waren 
die Kadettenhäuſer beſtimmt, deren Gründung (nach 
ſchwediſchem Muſter) jetzt in Preußen beginnt. Die ftaat- 
liche Ernennung der Offiziere in Preußen bildet einen be⸗ 
merkenswerten Gegenſatz gegen die Entwicklung in den 
übrigen Staaten, wo vielfach der Kauf der Offizierſtellen 
die Regel wurde in Zuſammenhang mit der Ent- 
ſchädigungspflicht des Ernannten gegenüber dem Ent⸗ 


laſſenen, deſſen Aufwand zu erſetzen war. 


d) Die Ergänzung der Armee. 


Während in die Armee der erſten Hälfte des 
17. Jahrhunderts nur freiwillig geworbene Berufsſoldaten 
eintreten, war doch der Gedanke der Aufbietung aller 
Lehnsleute und der allgemeinen Pflicht aller Antertanen, 
das Land zu verteidigen, nicht ganz erloſchen. Aber die 
Muſterungsverſuche gegenüber dem Lehnsadel durch fur- 
fürſtliche Kommiſſarien im Anfang des 17. Jahrhunderts 
hatten gar keinen Erfolg; der unkriegeriſch und unſtaatlich 
gewordene Adel erſchien einfach nicht zu den Muſterungen, 
und es fehlten die Mittel, ihn zu zwingen. Die Armee 
blieb angewieſen auf „das Geſindlein, welches nichts zu 
verlieren hat, als das Leben“. Der Große Kurfürſt ſuchte 
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dann 1655—1660 in Oſtpreußen die ſogenannten 
Wibranzen, Friedrich I. 1701—1713 einen Teil der 
Amtsuntertanen als Miliz zu organifieren, fie zu Abungen 
alle Vierteljahr einen Tag heranzuziehen. Aber dieſe 
Einrichtungen konnten wegen ihrer gänzlichen militäriſchen 
Anbrauchbarkeit nicht zur Entwicklung gelangen neben 
der ſtehenden Armee; dieſe blieb zunächſt auf freiwillige 
Werbung baſiert, im Inlande wie im Auslande; aus- 
wärtige Werbungen im Inlande waren, wie anderswo 
auch, verboten. Die inländiſche Werbung wurde nach und 
nach dadurch eine andere, daß man den Regimentern und 
Kompagnien beſtimmte inländiſche Kreiſe zur Werbung 
anwies, ja, daß man durch das Interimsreglement vom 
24. November 1693 (Danckelmann) den Kreiſen als ſolchen 
die Pflicht auferlegte, gegen beſtimmte Werbegelder, die 
ſie von der Regierung erhielten, auf ihre Koſten und 
Gefahr eine beſtimmte Anzahl Rekruten zu liefern. 
Friedrich Wilhelm J. verbot, als dieſe Art der 
Zwangswerbung, zumal bei der ſtarken Vergrößerung der 
Armee, ſehr viel Widerſtand im Lande fand, zunächſt von 
1721 ab alle inländiſche Werbung mit Zwang; nur die 
freiwillig ſich Meldenden ſollten genommen werden. Man 
verſuchte, die Armee ganz auf die ausländiſche Werbung 
zu ſtützen, was aber ebenſoviel Geld koſtete, wie zu zahl⸗ 
reichen Deſertionen Veranlaſſung gab. Da außerdem 
beſonders die adligen Offiziere gegenüber ihren eigenen 
Gutsuntertanen doch faktiſch an der inländiſchen Zwangs⸗ 
werbung feſthielten, ſo ordnete der König dies Verhältnis 
durch das ſogenannte Kantonreglement vom 5. September 
1733. Dieſes teilte das ganze Land in Kantone, d. h. 
Bezirke von 5000 Feuerſtellen, deren jeder einem Regiment 
zur Zwangsaushebung zuerteilt wurde. Die Kavallerie⸗ 
Regimenter hatten kleinere Bezirke von 1800 Feuer- 
ſtellen. Die Aushebung erfolgte mit Anwendung des 
{chon früher eingeführten Enrollierungsſyſtems, unter Teil- 
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nahme der Zivilbehörden, mit zahlreichen Exemtionen für 
die gebildeten und wohlhabenden Klaſſen. Das Kanton⸗ 
reglement iſt der erſte Schritt zur allgemeinen Wehrpflicht. 
Er legte den Bauern und den unteren Klaſſen überhaupt 
zwar eine ſchwere Pflicht auf, aber hob ſie dadurch 
zugleich, indem er dieſe geſamten Klaſſen aus der Gewalt 
der Gutsherrſchaft in die der Regierung brachte, den 
letzten untertan in direkte Beziehung zum Monarchen 
ſetzte. Die gutsherrliche Gewalt wurde dadurch weſentlich 
beſchränkt. Die Beaufſichtigung durch die Kanton⸗ 
behörden, die auch allerlei Konzeſſionen (zu Heiraten uſw.) 
erteilten, löſte die gutsherrliche Oberaufſicht vielfach ab. 
Die Hörigen wurden ſo allmählich zu Staatsbürgern, deren 
Horizont ſich unermeßlich erweiterte, denen es zum 
Bewußtſein kam, daß ihr eigentlicher Herr doch der König 
und nicht der Gutsherr ſei, die ſo auch anfingen, mit den 
Intereſſen des Staates zu verwachſen. Daher die 
Erbitterung des Adels, dem nunmehr auch die Enrollierung 
aus den Händen genommen war. Die Folge des Kanton⸗ 
reglements war, daß von da an bis 1806 ½ bis ½ der 
Armee aus Inländern beſtand, welche im Frieden von 
ihrer 20jährigen Dienſtzeit nur 1 Jahr ganz und dann je 
zweimal im Jahre während der Monate der Exerzitien und 
Manöver dienten. Der Reſt der Armee blieben geworbene 
Ausländer, die man möglichſt im Inlande verheiratete, die 
jo eine Art ſtaatlich organiſierter Einwanderung darſtellten. 
Sie waren lebenslängliche Berufsſoldaten, welche aber 
auch einen Teil des Jahres über als ſogenannte Frei- 
wächter vom Dienſt befreit waren, in dieſer Zeit als Tage- 
löhner oder Handwerksgeſellen ihr Brot verdienen 
mußten. In der ſpäteren Zeit Friedrichs des Großen 
waren von den 200 000 Mann, abgeſehen von der 
Manöverzeit, etwa nur 143 000 präſent, und von dieſen 
war noch eine große Zahl, bis über 40 000, in der Regel 
als Freiwächter vom Dienſt entbunden. 
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Die Armee beſtand jo aus zwei ſehr verſchiedenen 
Beſtandteilen, den Geworbenen und den Enrollierten, die 
nur darin eins waren, daß ſie der unterſten Klaſſe der 
Geſellſchaft angehörten, daß es Leute waren, die in der 
arbeitsgeteilten Geſellſchaft eine wichtigere Stelle nicht 
gefunden hatten. Die Bevölkerungszunahme litt bei 
dieſem Syſtem keineswegs; die volkswirtſchaftlichen Rück— 
ſichten waren auf das weitgehendſte gewahrt. Die 
Armee fühlte ſich durch ihre Offiziere und ihre Enrollierten 
immer nationaler als jede andere in Europa, namentlich 
im Siebenjährigen Kriege, wo die Landeskinder über 
wogen. Eine gleichmäßige ſoldatiſche Durchbildung ließ 
ſich bei der Kürze der Präſenzzeit der Enrollierten und 
dem verhältnismäßig ſchlechten Material der Geworbenen 
nur durch die ſtrengſte monarchiſche Diſziplin erreichen. 
Das Syſtem war die erſten Jahrzehnte nach 1733 ein 
ungeheurer Fortſchritt, während es gegen 1800 bereits 
durch ein Abermaß von Befreiungen durchlöchert iſt. 
Außerdem wurde das Heer durch das immer ſchlechtere 
Material der Werbeſoldaten, durch die mehr und mehr 
überhandnehmenden Beurlaubungen verdorben und ſtand 
damals keineswegs mehr auf der Höhe der Zeit. 


e) Die Verpflegung der Armee. 


Die Verpflegung der Truppen, im 16. Jahrhundert 
ausſchließlich in der Geldſoldzahlung beſtehend, war nach 
dem Vorgang der Spanier im 17. Jahrhundert mehr und 
mehr auf die Naturaleinquartierung und Natural- 
lieferungen von ſeiten der Städte und Kreiſe reſp. des 
Staates baſiert. Die brandenburgiſche Verpflegungs⸗ 
ordnung vom 18. April 1655 enthielt in doppelten 
Rubriken eine Aberſetzung der Lohnkompetenzen in 
Naturallieferungen, die von den Bürgern (Kommunen und 
Kreiſen) direkt aufzubringen waren. So war der Soldat 
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auf den Quartiergeber angewieſen. Das genügte aber 
nicht, und bald jab ſich der Staat genötigt, die Natural- 
verpflegung zum Teil ſelbſt zu übernehmen. Eine ſehr 
koſtſpielige und ſchwer zu kontrollierende, teils ſtändiſche, 
teils fiskaliſche Magazin- und Vorratsverwaltung und ein 
furchtbarer Druck der bequartierten Gegenden war die 
Folge. Schon der Große Kurfürſt ſuchte daher wieder die 
Speiſung der Armee durch Naturallieferungen zu be— 
ſeitigen, die Geldbezahlung wieder an die Stelle derſelben 
zu ſetzen, die Naturaleinquartierung aber, an welche man 
ſich bereits gewöhnt hatte, durch eine Reihe von 
Ordonnanzen, namentlich durch die vom 1. Januar 1684, 
beſſer zu ordnen. Die Infanterie-Regimenter und 
⸗Kompagnien wurden in die Städte verlegt. Auf dem 
Lande freilich mußte der Bauer das Pferd des einquar- 
tierten Reiters gegen 14 Taler Entſchädigung unterhalten, 
während ihm dieſe Laſt das Drei- und Mehrfache koſtete 
und der Reiter auch regelmäßig ſeine Speiſung ertrotzte, 
obwohl er darauf kein Recht hatte. Friedrich Wilhelm J. 
ſuchte in noch viel weitergehender Weiſe die fiskaliſche 
Naturalverwaltung zu beſchränken, die Regimenter, 
Kompagnien und einzelnen auf fixe Geldaverſen zu ſetzen, 
mit denen die Betreffenden auskommen mußten. Die 
ſtaatliche Verwaltung lieferte nur noch die große Montur 
und die Waffen und während des Krieges das Brot aus 
den königlichen Magazinen. Die Kavallerie wurde 1718 
in die Städte verlegt und mußte ihre Furage ſelbſt ein- 
kaufen; von den Bauern wurden für dieſe Befreiung die 
ſogenannten Kavalleriegelder erhoben. Die Verpflichtung 
zur Lieferung des Naturalquartiers blieb zunächſt als eine 
Laſt auf den Städten reſp. den Hauseigentümern und 
Mietern ruhen. Dieſe Naturallaſt verwandelte ſich nach 
und nach in eine reine Geldlaſt. Die nicht bequartierten 
Orte zahlten ſogenannte Sublevationsgelder; innerhalb 
der bequartierten Orte zahlten alle Häufer und Einwohner 
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nach einem Syſtem, das hauptſächlich 1767 definitiv 
geregelt wurde, beſtimmte Steuern, die ſogenannten 
Servisgelder. Mit dieſen wurde durch Servis— 
kommiſſionen die Mannſchaft in den Bürgerquartieren 
untergebracht. Wer Naturaleinquartierung nahm, erhielt 
dafür eine Entſchädigung, welche natürlich die Höhe ſeines 
Beitrags zu den Servisgeldern beträchtlich überſtieg und 
ſo für viele zu einer neuen Einkommensquelle wurde; für 
die Offiziere wurde die Miete aus den Servisgeldern 
bezahlt. Jede Stadt hatte eine beſondere Serviskaſſe. 

Für Löhnung, Werbung, kleine Montierung uſw. 
bekam der Kompagniechef eine feſte Geldſumme, über die 
er keine Rechnung zu legen hatte. Er hatte nur durch die 
Muſterung die ordnungsmäßige Verwendung nach— 
zuweiſen. Von dem 1713 auf 2 Taler 6 Groſchen erhöhten 
Monatsſold der Gemeinen wurden noch gewiſſe Abzüge 
für gemeinſame Kaſſen gemacht; von 1 Taler 16 Groſchen 
hatte der Soldat ſich zu ernähren. Durch die zahlreichen 
Beurlaubungen machte der Hauptmann ein gutes Geſchäft, 
da er für die Zeit derſelben den Sold einbehielt. Er 
mußte aber aus dieſen Erſparniſſen die Werbegelder (20 
bis 30 Taler für den Mann) bezahlen und in den 
Manöverzeiten eine Anzahl Aberkompletter (über die 
Normalzahl 120 hinaus) unterhalten. Da in der Regel 
die Löhnung von 50—60 Mann für 10 Monate des Jahres 
einbehalten wurde, ſo ſtellten ſich die Hauptleute durch dieſe 
Kompagniewirtſchaft verhältnismäßig gut und erzielten 
ein Einkommen von 2000 Talern und mehr. Zugleich 
wurden fie aber, was ein großer Abelſtand war, zu den 
intereſſierteſten Gegnern jeder Mobilmachung. Da die 
Armee alles gegen bare Bezahlung im Inlande einfaufte, 
auch auf Märſchen und im Kriege niemals irgend etwas 
requirierte, ſondern von ihren Magazinen lebte, ſo erſchien 
die Armee von Friedrich Wilhelm I. an volkswirtſchaftlich 
weniger als eine Laſt, wie als ein großes Inſtrument zur 
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Belebung des inländiſchen Verkehrs. Damit war aber 
allerdings im Kriege eine außerordentliche Verlang— 
ſamung der Bewegungen, eine verhängnisvolle Schwächung 
der Schlagfertigkeit verbunden, ſobald man einem Feinde 
gegenüberſtand, der nicht aus Magazinen, ſondern von der 
Requiſition lebte, wie die Franzoſen ſeit den Revolutions- 
kriegen. Daß die preußiſche Armee noch auf dem 
thüringiſchen Feldzuge gegen Napoleon 1806 nicht das 
geringſte requirierte, ſondern ganz nach alter Weiſe durch 
das Magazinverpflegungsſyſtem ſich den Hemmſchuh 
anlegte, verſchaffte den Gegnern von vornherein einen 
unberechenbaren Vorteil. 

Schmoller. Entſtehung des preußiſchen Heeres 
1640—1740. Deutſche Rundſchau, Bd. 3, Heft 11. 


6. Aberblick über die Regenten 1640—1740. 
a) Der Große Kurfürſt. 


Wenn wir noch einmal rückſchauend die Wege der 
preußiſchen Politik von 1640 —1740 überblicken wollen, fo 
zerfällt zunächſt die Regierung des Großen 
Kurfürsten 1640—1688 in folgende ſcharf geſchiedene 
Epochen: a 

a) 1640—1648. Die Zeit des Kampfes um die 
Exiſtenz, um die Provinzen und den Frieden, die voll⸗ 
ſtändige Abwendung von der öſterreichiſchen Politik des 
Vaters. 

b) Die Friedensjahre 1648—1655: Unter Waldecks 
Einfluß eine antiöſterreichiſche Politik, die einen Bund der 
proteſtantiſchen Fürſten vergeblich zu bilden verſucht; da- 
neben die Grundlegung für eine neue Staats- und 
Finanzverwaltung. 

c) Die vier Kriegsjahre 1656-1660: Begründung 
der ſtehenden Armee, Erwerbung der preußiſchen Souve⸗ 
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ränität, Annäherung an Sſterreich, energiſche Teilnahme 
an dem Schwediſch-Polniſchen Kriege, erſt auf ſchwediſcher, 
dann auf polniſcher Seite, verbündet mit Dänemark und 
Oſterreich. 

d) Die Friedensjahre 1660 —1672 find faſt ganz 
ausgefüllt von den entſcheidenden ſtändiſchen Kämpfen; 
die innere Neubildung iſt die Hauptſache; nach außen 
Anſchluß an Sſterreich. 

e) In den Kriegsjahren 1672—1679 ſucht der Große 
Kurfürſt die Niederländer gegen Frankreich zu unter⸗ 
ſtützen, Sſterreich und das Reich zu einer energiſchen 
Aktion gegen die franzöſiſche Weltherrſchaft zu bringen, 
hauptſächlich aber Schweden, dem Bundesgenoſſen Frank- 
reichs, Pommern abzunehmen, dadurch ſeine großen 
Handels- und Seemachtspläne ihrer Verwirklichung ent⸗ 
gegenzuführen. Da der Kurfürſt, von ſeinen Verbündeten 
im Stich gelaſſen, von dem ſiegreichen Frankreich gehindert 
wird, das eroberte Pommern zu behalten, tritt er nun 
ſelbſt zu der franzöſiſchen, antiöſterreichiſchen Partei in 
Deutſchland über. 

f) Doch kann er in den letzten acht Friedensjahren 
(1680-1688), welche überwiegend mit Finanz- und innerer 
Kulturpolitik erfüllt ſind, dieſe Partei nicht feſthalten. Die 
religiöſe Anduldſamkeit Frankreichs führt ihn zurück ins 
öſterreichiſch-engliſche Lager; er ſtirbt, beſchäftigt mit dem 
großen Plan, den Oranier auf den engliſchen Thron zu 
bringen und eine große europäiſche Koalition gegen Frank⸗ 
reich ins Feld zu führen. 

Die entſcheidende Geiſtesrichtung hat Friedrich 
Wilhelm, der Neffe Guſtav Adolfs, bei ſeinem Jugend⸗ 
aufenthalt in Holland, im Verkehr mit ſeinem ſpäteren 
Schwiegervater Friedrich Heinrich von Oranien, 
empfangen. Er iſt eine eigentümliche Miſchung eines 
patriarchaliſchen deutſchen Kleinfürſten und eines großen 
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Herrſchers von welthiſtoriſcher Bedeutung. Weich von 
Gemüt, ein guter Hausvater, mild gegen ſeine Amgebung, 
bewies er auch in der Politik Nachgiebigkeit und Ver- 
ſöhnlichkeit, behielt aber ſein letztes Ziel mit unbeugſamer 
Willenskraft im Auge. Er hat ſich in den ſchwierigen 
Verhältniſſen, in die er geſtellt war, nicht immer auf dem 
Standpunkt des formellen Rechts gehalten: aber er brach 
das Recht nur in der äußerſten Not und um der höchſten 
Geſichtspunkte willen. Die Energie ſeines Weſens ließ 
ihn zuweilen in hellem Zorn aufbrauſen, aber Klugheit 
und Herzensgüte beruhigten ihn bald wieder. Er hatte 
eine hohe Meinung von ſeiner Stellung und ein ſtarkes 
Pflichtgefühl, in den Geſchäften war er von unermüdlichem 
Fleiß von Jugend auf. Dabei iſt ein großartig⸗phan⸗ 
taſtiſcher Zug in ſeinem Weſen. Immer aufs neue drängen 
ſich ihm geniale, weitausſehende Projekte, titanenhafte 
Pläne vor die Seele. Er hatte den ſtarken Glauben an 
ſich ſelbſt, der großen Männern eigen iſt und der bei ihm 
Hand in Hand geht mit der unerſchütterlichen Aberzeugung, 
daß er unter der beſonderen Führung der Vorſehung ſtehe. 
Ein durch und durch religiöſer Charakter, fühlte er ſein 
individuelles Leben feſtgewurzelt in dem Grunde alles 
Daſeins. Tiefer Ernſt, etwas Hohes, Majeſtätiſches, aber 
zugleich Güte und Wohlwollen lag auf ſeinem Antlitz. 
Er war eine durchaus imponierende Perſönlichkeit, ein 
wahrer Herrſcher von Gottes Gnaden. Trotz ſeiner 
vielen Mißerfolge — er teilte das gewöhnliche Geſchick 
großer Regenten, daß nur der kleinere Teil ihres Wollens 
zum Vollbringen wird — hat er doch einer Reihe deutſcher 
Territorien, die im Anfang ziemlich zuſammenhanglos 
ſeinem Zepter unterſtanden, den Geiſt eines großen, auf- 
ſtrebenden, einheitlichen Staates eingeflößt, eine Rieſen- 
arbeit, wie ſie die Geſchichte nicht häufig aufweiſt. Alles 
in allem iſt er vielleicht der größte aller Hohenzollern 
geweſen. 


b) Friedrich III. 


Friedrich III. hielt gegen das Teſtament ſeines Vaters 
die Anteilbarkeit den Hausgeſetzen entſprechend feſt — 
allerdings durch eine wenig loyale Intrige und mit Daran⸗ 
gabe des Kreiſes Schwiebus, den der Große Kurfürſt als 
Entgelt für den Verzicht auf Schleſien angenommen hatte. 
Er blieb zeitlebens dem engliſch-öſterreichiſchen Bündniſſe 
gegen Frankreich treu, zunächſt im Koalitionskrieg von 
1680—1697, in der Hoffnung auf die oraniſche Erbſchaft, 
die ungeheure Perſpektiven eröffnet hätte, und auf die 
Königskrone. Er erreichte durch die Subſidien der Groß⸗ 
mächte das Ziel, das Heer in vermehrter Zahl und guter 
Schulung zu erhalten und zugleich ein glänzendes Hof- 
leben zu führen. Im übrigen iſt ſeine Regierung erfüllt 
von künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen, gewerblichen Be- 
ſtrebungen: Gründung der Aniverſität Halle, Stiftung 
der Akademien, Anlage der koſtſpieligen Saaleſchleuſen, 
induſtrieller Aufſchwung namentlich durch die Refugiés. 
Bis 1697 lenkte in der Hauptſache fein ehemaliger Hof- 
meiſter, Oberpräſident Eberhard von Danckelmann, die 
Geſchäfte im Geiſte des Großen Kurfürſten. Er fiel durch 
die Mißerfolge des Ryswicker Friedens (1697) und durch 
die Intrigen der welfiſchen Sophie Charlotte. Es folgte 
bis 1710 ein Günſtlingsregiment, hauptſächlich unter dem 
leichtblütigen pfälziſchen Höfling Kolbe von Wartenberg, 
das ſogenannte Dreigrafenminiſterium, das zwar dem 
Kurfürſten 1700 die Königskrone, 1702 die vollſtändige 
Unabhängigkeit aller kurfürſtlichen Lande von den Reichs- 
gerichten brachte, aber um den Preis einer weitgehenden 
Anterſtützung Sſterreichs und Englands im Spaniſchen 
Erbfolgekrieg, welche durch die preußiſchen Intereſſen nicht 
geboten war, ja, die preußiſchen Intereſſen aufs empfind⸗ 
lichſte dadurch ſchädigte, daß das Land ſchutzlos den Polen 
und Schweden preisgegeben war, die es während des 
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Nordiſchen Krieges mehrfach brandſchatzten, und daß 
Preußen bis 1713 ſich ſelbſt der Möglichkeit beraubt hatte, 
an dieſem großen Entſcheidungskampfe der nordiſchen 
Mächte teilzunehmen. Die Macht des Staates ſank, die 
Kämpfe der Beamtenfraktionen brachten Finanzen und 
Verwaltung in Anordnung; die Hoffnung auf die oraniſche 
Erbſchaft ging nicht in Erfüllung: der Atrechter Friede 
brachte als Erſatz derſelben nur einen Teil von Geldern. 
In der inneren Verwaltung tritt von 1709 an eine Kriſis 
ein, deren Ausgang iſt, daß unter dem wachſenden Einfluß 
des Kronprinzen Friedrich Wilhelm das Dreigrafen- 
miniſterium beſeitigt, das Verwaltungsſyſtem in den 
weſentlichſten Punkten geändert wird. 


c) Die äußere Politik 
Friedrich Wilhelms 1. 


Die Politik Friedrich Wilhelms I. war im Gegenſatz 
zu der ſeines Vaters durchaus auf naheliegende, reale 
Zwecke gerichtet. Er mußte zunächſt im Nordiſchen Kriege 
feſte Stellung nehmen, beſetzte das ſchwediſche Vor— 
pommern, bot Karl XII. ſeine Hilfe an gegen Abtretung 
desſelben. Als dieſer darauf nicht einging, erklärte 
Preußen, im Einvernehmen mit Rußland, Dänemark, 
Hannover, den Krieg an Schweden, erwarb ſo in der Tat 
das wichtige Vorpommern bis zur Peene, während 
Hannover Bremen und Verden, Rußland Karelien, 
Ingermanland, Livland erhielt und damit fic an die Oſt⸗ 
ſee vorſchob. Auch in der Folge blieb Friedrich Wilhelm J. 
bis 1726 auf der antiöſterreichiſchen Seite, ließ ſich von 
Frankreich und England die Anwartſchaft auf Jülich und 
Berg zuſichern. Erſt als die Befürchtung in ihm aufſtieg, 
die Seemächte wollten ihn ohne rechte Anterſtützung in 
einen Krieg mit Sſterreich verwickeln und der öſter— 
reichiſche Anterhändler Seckendorff ihn über die Abſichten 


der öſterreichiſchen Politik bezüglich der Erbfolge in Jülich 
und Berg zu täuſchen verſtand, trat er durch die Verträge 
von 1726 (Wuſterhauſen) und 1728 (Berlin) ganz auf 
Sfterreihs Seite. Von Sſterreich aber völlig hinter— 
gangen und durch die im Einverſtändnis mit Sſterreich er— 
folgenden identiſchen Noten der Weſtmächte zum Verzicht 
auf die Sukzeſſion in Jülich⸗-Berg gezwungen, fab er 
ſich ſchmerzlich enttäuſcht, am Schluß ſeiner Regierung 
iſoliert und ohne jeden äußeren Erfolg. Die Teilnahme 
ſeines Reichskontingents an den unrühmlichen Feldzügen 
von 1734 und 1735 unter Sſterreichs Leitung war faſt 
eine Schmach für Armee und Staat. 


d) Preußen und die Nachbarſtaaten. 
1713—1740. 


Hatte fo der Preußiſche Staat ſeit 1688 nach außen 
kaum erhebliche Fortſchritte an Gebiet und Einfluß ge— 
macht — er war von 2013 auf 2159 Quadratmeilen an- 
gewachſen —, ſo hatten die Nachbarſtaaten ſcheinbar 
eine weit glänzendere Entwicklung aufzuweiſen. Sſter⸗ 
reich ſeit der zentraliſierenden Verwaltungs-Organiſation 
Ferdinands J. der ſtärkſte deutſche Territorialſtaat, hatte 
nach dem langen Zerfall in drei Linien und nach der 
katholiſchen Reſtauration Ferdinands II. eine neue Zeit 
gewaltigſten Aufſchwungs erlebt. Die Weltherrſchaft 
Frankreichs war gebrochen. Die Friedensſchlüſſe von 
1714 (Raſtatt⸗Baden) und 1718 (Paſſarowitz) bezeichnen 
den Höhepunkt der territorialen Ausdehnung Sſterreichs. 
Es hatte erworben die ſpaniſchen Niederlande, Mailand, 
Neapel, Sizilien; es hatte erkämpft in den glorreichen 
Fürteniriegen den geſicherten Beſitz Ungarns, das Temes⸗ 
varer Banat, einen Teil von Serbien und der kleinen 
Wallachei, d. h. eine imponierende Stellung im Norden 
der Balkanhalbinſel. Es war ein ungeheurer Zuwachs an 
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Gebiet und Menſchen: Sſterreich beſaß mehr als 
10 000 Quadratmeilen mit 20 Millionen Einwohnern. 

Sachſen, das Heimatland der Reformation, im 
16. Jahrhundert an der Spitze des Fortſchritts in geiſtiger 
und materieller Beziehung, hatte durch ſeine treuloſe 
Politik im Dreißigjährigen Kriege die Lauſitz erworben, 
und der konvertierte Kurfürſt Friedrich Auguſt I., trotz 
aller Liederlichkeit doch eine geniale Perſönlichkeit, trug ſeit 
1697 die Krone von Polen. Der Hof von Dresden war 
nach dem von Verſailles der glänzendſte Europas und bei 
aller Sittenloſigkeit doch der Mittelpunkt der äſthetiſch⸗ 
geiſtigen Kultur Deutſchlands. 

Hannover, der bedeutendſte Gegner der norddeutſchen 
Stellung Brandenburgs, hatte in Ernſt Auguſt einen der 
tüchtigſten Regenten des 17. Jahrhunderts gehabt. Seit 
1692 hatte er die Kurwürde erlangt; er hatte raſch alle 
welfiſchen Beſitzungen, mit Ausnahme des kleinen Braun⸗ 
ſchweig⸗Wolfenbüttel, in ſeiner Hand vereinigt, im 
Nordiſchen Kriege Bremen und Verden hinzuerworben. 
Sein Sohn Georg beſtieg dann den engliſchen Thron; an 
der Oſtſee ſuchte Hannover Fuß zu faſſen durch die wider 
alles Reichsherkommen ihm, anſtatt Brandenburg, über- 
tragene mecklenburgiſche Exekution. 

Gerade aber der Gegenſatz zu dieſen Nachbarſtaaten 
zeigt, wieviel wichtiger der innere als der äußere Fort⸗ 
ſchritt eines ſtaatlichen Gemeinweſens iſt. Sſterreich blieb 
trotz aller Macht ein Konglomerat von Ländern ohne 
inneren Zuſammenhang: der Länderzuwachs, dem keine 
innere Fortbildung entſprach, zerſplitterte und erſchöpfte 
die Staatskraft. Sachſen, Hannover, Mecklenburg blieben 
mittelalterliche Feudalſtaaten mit ungeſunden Adels⸗ 
vorrechten und einer korrupten ſtändiſchen Berwalfting. 
Die ſächſiſche Politik gravitierte nach Polen, und Hannover 
war ein Land ohne Monarchen ſeit der Thronbeſteigung 
Georgs II. Friedrich Wilhelm I. dagegen vollendete in 
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Preußen die feit 1640 begonnenen Reformen: die Be- 
ſeitigung der ſtändiſch-feudalen Einrichtungen, die Aus- 
bildung des Heeres und des Beamtenkörpers, ſowie die 
Finanzreform. Er ſchuf aus dem Konglomerat von Pro- 
vinzen und lokalen Korporationen einen durchaus 
modernen, rationaliſtiſchen Beamten- und Militärſtaat; er 
gab dem Preußiſchen Staat ein in ſich befeſtigtes Daſein, 
ein eigenartiges Gepräge; er ſchuf eine abſolute Staats- 
gewalt, eine Ausdehnung der Staatshoheitsrechte, wie ſie 
in Deutſchland noch nicht exiſtiert hatte. And er verftand, 
dieſe Gewalt zu verwerten zu einer Bevölkerungs-, Ge⸗ 
werbe-, Koloniſationspolitik, zu Fortſchritten im Kriegs», 
Polizei-, Finanz-, Sanitätsweſen uſw., er verſtand die 
Zwecke ſeines abſoluten Staates, die finanziellen und die 
militäriſchen, ſo glücklich zu kombinieren mit den praktiſchen 
Zwecken der Geſellſchaft, daß man ihn mit Recht den 
größten inneren König Preußens genannt hat. 


e) Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms J. 


und Weſen der abſoluten Monarchie. 


In der Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms J. ſtellt ſich 
die Reaktion des germaniſchen, niederſächſiſchen Weſens 
gegen die Herrſchaft der franzöſiſchen Anſchauungen dar. 
Prinz Eugen, Marlborough, Peter der Große haben auf 
ihn gewirkt. In religiöſer Beziehung iſt er ſozuſagen der 
letzte deutſche Fürſt der Reformation. Sein eigenartiges 
Weſen, ſeine natürliche Einfachheit, ſein ſchlichter 
Ordnungsſinn, ſeine eminent praktiſche Geſchäftskenntnis, 
vor allem aber fein unbeugſamer, oft in Jähzorn auf- 
wallender, aber im übrigen ſtets gleicher, feſter Wille, 
haben vor allem einen Zuſtand geſchaffen, in welchem 
Miniſter und Generale nur Handlanger des Königs 
waren, der König in Wirklichkeit ſelbſt regierte. Er ſelbſt 
war der Finanzminiſter und Feldmarſchall von Preußen, 
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ſtand an der Spitze der beiden großen Organiſationen, 
die er geſchaffen hatte. Niemals iſt ein Einfluß von 
Perſönlichkeiten des Kabinetts auf ſeine Entſchlüſſe aus⸗ 
geübt worden. Von Bedeutung waren nur die ſchrift— 
lichen Berichte der Miniſter und Generale, nach denen 
der König ſeine Beſchlüſſe faßte, in gemeinſamer Arbeit 
mit den Kabinettsräten für die verſchiedenen Reſſorts. 
Unter dieſen waren Kraut, der magdeburgiſche Ober⸗ 
laſſenvorſteher, Creutz, der Hauptordner der Finanzen, 
Schöpfer der Oberrechenkammer, Boden, ein tüchtiger 
Finanzmann, der beſtgehaßte am Hofe, Verfaſſer der 
meiſten königlichen Rüffel, von Görne, der treffliche 
Domänenverwalter, von Grumbkow, der Kenner der 
Akziſe und Vorkämpfer des Schutzzolls gegen Creutz, der 
alte getreue Ilgen, über den die fremden Geſandten klagen, 
die Schwerin, Printzen und noch eine ganze Reihe 
tüchtiger Beamten. Der Hauptvertraute des Königs war 
der alte Deſſauer, der Reformator der preußiſchen In⸗ 
fanterie und Koloniſator Litauens, eine urſprüngliche, 
derbe, reine Natur. Trotz dieſes tüchtigen Beamten⸗ 
perſonals traf der König jede Entſcheidung von einiger 
Bedeutung perſönlich. Es gehörte eine Anſpannung der 
Tätigkeit ohnegleichen dazu, dieſen Geſchäftsbetrieb über⸗ 
haupt möglich zu machen. Aber all die feudalen ftan- 
diſchen und mittelalterlichen Hinderniſſe für die Entwick⸗ 
lung eines modernen Staates wären nicht überwunden 
worden ohne dieſe gewaltige Energie des Königs. 


Die völlige Konzentration der ſtaatlichen Gewalt in 
einer Perſon, wie ſie unter Friedrich Wilhelm I. und faſt 
noch mehr unter Friedrich II. eintrat, hatte natürlich auch 
ihre Schattenſeiten in einzelnen Willkürakten. Ihre Recht⸗ 
ſertigung aber für das damalige Preußen lag nicht bloß 
in dem relativen Vorzug, den jede abſolute monarchiſche 
Gewalt hat, daß ſie nämlich die einfachſte und leichteſte 
Form der Zuſammenfaſſung der Volkskräfte zu einheit- 
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lichem Handeln ift, ſondern vor allem auch in den da- 
maligen pſychologiſchen, ſozialen, Bildungs⸗ und Ver⸗ 
waltungszuſtänden, welche der größten Reformen be- 
durften, ohne daß doch die Maſſe des Volks, Stände oder 
Adel dafür reif geweſen wären. Große Staatenbildungen 
und große Sozialreformen werden faſt immer nur von 
einer abſoluten Gewalt durchgeführt. Und ferner lag die 
Rechtfertigung für dieſes Syſtem des Abſolutismus in der 
beſtimmten Art, wie die abſolute Gewalt in Preußen ge⸗ 
handhabt wurde. Sie repräſentierte in ihrem innerſten 
Geiſte die fortſchrittlichen Ideale der Zeit im Sinne der 
Aufklärung, der Rechtsgleichheit, der Hebung der unteren 
Klaſſen und des Volkswohlſtandes. Sie wollte nichts für 
ſich, ſondern war beſtrebt, in dem Beamten-, Militär- und 
Polizeiſtaat Inſtitutionen zu ſchaffen, in dem neuen Ver⸗ 
waltungs-, Prozeß- und Privatrecht Rechtsſchranken auf- 
zurichten, welche, obwohl zunächſt mit der abſoluten 
Gewalt fic deckend, doch in dem Maße, als fie ſich be- 
feſtigten, dieſe Gewalt ſelbſt banden und beſchränkten. 

Schmoller. Die innere Verwaltung des Preußi- 
ſchen Staates unter Friedrich Wilhelm I. Preußiſche 
Jahrbücher XXV, XXVI. — Der Beamtenſtand und 
Friedrich Wilhelm I. (3. Artikel), daſelbſt XXVI. — Die 
Verwaltung Oſtpreußens unter Friedrich Wilhelm J. 
v. Sybels Hiſt. Zeitſchr. XXX. — Das Städteweſen unter 
Friedrich Wilhelm I. Zeitſchr. f. Preuß. Geſch. u. Landes- 
kunde. Bd. VIII, 521 ff. X, 275 ff., 537 ff. XI, 513 ff. 
XII, 353 ff., 425 ff. ö 


Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 


III. Die Zeit von 1740—1806. 


1. Organiſation des Beamtentums 
im 18. Jahrhundert. 


a) Zentralbehörden. 
a, Der Geheime Staatsrat. 


Der Geheime Staatsrat hatte als höchſte 
beratende, kontrollierende und ausführende Behörde bis 
in die letzten Jahre Friedrich Wilhelms I. ſeine alte Be- 
deutung; noch wird ihm im Jahre 1715, während der Ab- 
weſenheit des Königs, die geſamte Regierung übertragen. 
Aber wie derſelbe ſchon ſeit Ende des 17. Jahrhunderts 
mit dem Anwachſen der Geſchäfte ſich mehr und mehr in 
Spezialreſſorts aufzulöſen begonnen hatte, ſo ſind es jetzt 
mehr beſondere Kommiſſionen desſelben, welche die 
wichtigſten Geſchäfte beſorgen; namentlich haben ſich die 
beiden großen Bildungen des General-Kriegskommiſſariats 
und des General-Finanzdirektoriums ſeit 1713 heraus- 
gelöſt und führen ein ſelbſtändiges Leben. Von 1722 an 
fungiert dann der Staatsrat im weſentlichen nur noch als 
Juſtizbehörde; 1749, mit Coccejis Juſtizreformen, erliſcht 
auch dieſe Tätigkeit. Die Tendenz auf ſelbſtändige, direkt 
unter dem König arbeitende Zentralſtellen hat ſich von 
1713 an noch bedeutend verſtärkt. Friedrich Wilhelm J. 
gibt allen dieſen Zentralſtellen eine kollegialiſche Ber- 
faſſung, wie ſich das dann bis 1306 erhalten hat. Jede hat 
neben dem Kanzleiperſonal und den vortragenden Räten 
mehrere gleichberechtigte Miniſter an ihrer Spitze. Die 
Einheit innerhalb jedes Departements und zwiſchen den 
verſchiedenen Departements wurde in der Hauptſache her- 
geſtellt durch die weitreichende Gewalt des königlichen 
Kabinetts. 
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Als ſolche ſelbſtändige Departements ſehen wir neben 
dem General-Kriegskommiſſariat und dem General-Finanz- 
direktorium nacheinander drei ſich ausbilden, welche ihre 
ſelbſtändige Sonderſtellung bis 1806 bewahrt haben: 
a) das ſogenannte Kabinetts-Miniſterium, das Departement 
der auswärtigen Angelegenheiten; b) die Geheimen 
Staatsräte, welche die Juſtizſachen bearbeiten, von 1722 
bis 1749 noch als Geheimer Juſtizrat in gewiſſen Fällen 
Recht ſprechend; ſie ſind aber zugleich Präſidenten der 
oberſten Gerichtshöfe. Erſt 1737 wird Cocceji ohne ein 
ſolches Nebenamt zum Chef der Juſtiz ernannt, eine 
Stelle, die jpäter mit dem Titel eines Großkanzlers ver- 
bunden war; übrigens fungierten in der Regel mehrere 
Juſtizminiſter nebeneinander. c) Am ſpäteſten haben ſich 
die geiſtlichen und Schulangelegenheiten zu einem ſelb— 
ſtändigen Departement ausgeſtaltet. Sie wurden vorher 
von Konſiſtorial- oder Kammergerichts-Präſidenten oder 
von Juſtizminiſtern nebenher beſorgt. Ein ſelbſtändiges 
Departement wurde daraus erſt unter Friedrich II. und 
Zedlitz. 

Das General-Kriegskommiſſariat für Militärver⸗ 
waltung, Steuern, Städte-, Gewerbe-, Handelsſachen und 
das General-Finanzdirektorium für Domänen, Poft-, Zoll-, 
Bergwerks-, Galinen-, Forſtweſen, ſowie die 1714 er- 
richtete und ihnen gleichgeſtellte General⸗Rechenkammer 
haben ſich als ſelbſtändige Zentralbehörden nur bis 1723 
erhalten. 


ß. Das General⸗Direktorium. 1723—1740. 


Zwiſchen den Kammer- und Kommiſſariats⸗Behörden 
beſtand ſeit langem eine natürliche Eiferſucht, welche 
gerade durch die ſteigende Reformtätigkeit in dieſen beiden 
Verwaltungszweigen 1713—1722 ſich zu immer heftigerer 
Feindſchaft geſteigert hatte. Es ergab ſich eine Menge 
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von Konflikten, gewiſſermaßen als das erhöhte Maß von 
Reibungen in einer zu kompliziert gewordenen Maſchine; 
die ſogenannten „Reſſorthändel“ ſind ein fortdauernder 
Abelſtand in dieſer Epoche der preußiſchen Verwaltung. 
Einige Einzelheiten mögen das veranſchaulichen. Es kam 
vor, daß die Domänenämter bei den Vererbpachtungen den 
Domänenpächtern weitgehende Akziſefreiheiten für die 
nächſten Städte gewährten, was natürlich eine Ver- 
ringerung der Akziſeneinnahmen bedingte und den Wider— 
ſtand der Städte und der Kommiſſariate hervorrief. Es 
herrſchte ferner ein tiefgehender wirtſchaftspolitiſcher 
Gegenſatz zwiſchen den Vertretern der beiden Behörden. 
Creutz, an der Spitze des General-Finanzdirektoriums, hielt 
an den alten freihändleriſchen Grundſätzen feſt, Grumbkow 
und das General -Kriegskommiſſariat begünſtigten den 
Schutzzoll zur Hebung der ſtädtiſchen Induſtrien und die 
merkantiliſtiſchen Ideen der Zeit überhaupt. Viel böſes 
Blut machte der Intereſſengegenſatz auf dem Gebiet des 
außerordentlich wichtigen Brauereigewerbes. Auf den 
Domänen und dem platten Lande überhaupt waren be- 
deutende Brauereien entſtanden, die, rein ſich ſelbſt über- 
laſſen, lediglich kapitaliſtiſchen Intereſſen dienten und den 
beſonderen Schutz der Kammerbehörden genoſſen. Die 
der ſtaatlichen Aufſicht unterliegenden ſtädtiſchen 
Brauereien gerieten den ländlichen gegenüber mehr und 
mehr in Verfall, und doch waren fie gerade ſtaatswirt⸗ 
ſchaftlich von weit größerem Intereſſe: deshalb ſtehen auf 
ihrer Seite die Kommiſſariate. Es gab fortgeſetzte Be⸗ 
ſchwerden, Verhandlungen, königliche Entſcheidungen, 
ohne daß der Grund des Abels beſeitigt werden konnte. 
Das Zollweſen, das früher dem General-Finanzdirektorium 
unterſtand, ward dieſem genommen und — weil es ſich 
um Geldabgaben handelte — dem General - Rriegs- 
kommiſſariat übertragen. Die kleinen Mediatſtädte 
ſtanden, wie die Domänen, unter den Kammerbehörden; 
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nun verlangten die Kommiſſariate im Namen der 
ſtädtiſchen Intereſſen, daß ihnen in denſelben das Steuer- 
weſen unterſtehen müſſe, wogegen natürlich Kammern und 
Landadel lebhaft proteſtierten. So ſtanden die alten 
kameraliſtiſch-fiskaliſchen, natural- und privatwirtichaft- 
lichen Beſtrebungen der Kammerbehörden den neuen, ſieg— 
reich vordringenden, gewerblich-ſtaatswirtſchaftlichen Ten⸗ 
denzen der Kommiſſariate ſchroff gegenüber. Vergeblich 
hatten Königliche Verordnungen und gemeinſame Be— 
ratungen 1709, 1712—1713, 1720, 1721 Ordnung und 
Frieden zu ſchaffen geſucht. Auch die principia regulativa 
von 1722 vermochten nicht eine Baſis für gemeinſchaftliche 
Entſcheidungen beider Behörden zu bilden, da dies der 
Natur der Sache nach unmöglich war. Für Oſtpreußen 
war der Verſuch gemacht worden, die Kammern den 
Kommiſſariaten zu unterſtellen, indem die Präſidenten der 
letzteren zu Oberpräſidenten ernannt wurden. Doch auch 
das war keine allgemeine und dauernde Beſſerung. Der 
König glaubte zuletzt nur durch Vereinigung der beiden ſich 
bekämpfenden Reſſorts dem Abel abhelfen zu können. Es 
war ein wichtiger Moment, als er in den letzten Dezember⸗ 
tagen des Jahres 1722 den Geheimen Rat von Thule- 
meyer zu ſich nach Wuſterhauſen berief, um auf Grund 
eines von ihm ſelbſt gemachten Entwurfs die Inſtruktion 
für die neue Behörde auszuarbeiten, welche an die Stelle 
der beiden ſich befehdenden Reſſorts treten ſollte. Dieſe 
neue Behörde war das General-Ober-Finanz-, 
Kriegs- und Domänen- Direktorium, gleid- 
fam ein innerer Staatsrat, ein Geſamt-Miniſterium für 
Inneres, Finanzen und Kriegsverwaltung, das etwa 
fungieren ſollte, wie ein Miniſterpräſident oder Premier- 
miniſter des 19. Jahrhunderts. Das General-Direftorium 
hatte an ſeiner Spitze 5 dirigierende Miniſter und zerfiel 
in ebenſo viele Departements, und zwar 4 Provinzial- 
Departements, deren jedes mehrere Provinzen, aber 
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daneben auch einige nach ſachlichen Geſichtspunkten 
verteilte, auf das ganze Staatsgebiet ſich erſtreckende 
Geſchäfte umfaßte; das fünfte war das Juſtizdepartement. 
Der Dualismus zwiſchen Provingial- und Realteilung 
war in der Natur der Sache begründet. Die provinzialen 
Inſtitutionen waren noch zu verſchieden, als daß eine 
einheitliche Verwaltung nach durchgehenden ſachlichen 
Geſichtspunkten hätte ſtattfinden können; andererſeits war 
es geboten, einige Gruppen von Geſchäften durch die 
ganze Monarchie einheitlich zu leiten. Am wichtigſten war 
das erſte und zweite Departement unter Grumbkow und 
Creutz. Grumbkow erhielt Preußen, Pommern, die Neu- 
mark, dazu die Marſch-, Verpflegungs- und Cinquartie- 
rungsſachen, Creutz die Kurmark und Magdeburg und die 
Proviantſachen. Dieſe beiden Departements umfaßten 
alſo den Kern des Landes, die alten Provinzen ſamt 
Magdeburg, und die geſamten Militär-Verwaltungs⸗ 
fragen. Görne erhielt die rheiniſch-oraniſchen Lande, 
ferner das ganze Salz- und Poſtweſen zugewieſen (3. De- 
partement), Fuchs die Provinzen Minden und Halberſtadt 
und das geſamte Münzweſen (4. Departement). Das 
Juſtizdepartement umfaßte im weſentlichen die Ver⸗ 
waltungs⸗Jurisdiktion und ſtand unter dem fünften 
dirigierenden Miniſter v. Boden. Grumbkow war die 
Seele des Ganzen und garantierte durch das Aberwiegen 
ſeines Einfluſſes die Einheit der komplizierten Behörde. 
Anter jedem Miniſter ſtanden noch 5 oder 6 Räte, die ſich 
in die Bearbeitung der Provingial- und Realgeſchäfte 
teilten. Alle Angelegenheiten wurden im Plenum in 
Anweſenheit aller Räte beraten, von allen Miniſtern 
gezeichnet. Sitzungstage waren regelmäßig vier in der 
Woche, das Präſidium führte jedesmal der Miniſter, deſſen 
Reſſort⸗ Angelegenheiten zur Sprache kamen. 

Mit dieſer Behörde war die Einheit des neuen 
Verwaltungsrechts garantiert. Die fiskaliſchen und 
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militäriſchen Tendenzen mußten ſich hier mit den volfs- 
wirtſchaftlichen und kulturellen auseinanderſetzen. Die 
Inſtruktionen von 1723 und 1748 waren beide muſterhaft 
in ihrer Art. Sie enthielten eine einheitliche Sujammen- 
faſſung der geſamten materiellen Regierungstendenzen, 
wie des formellen Verwaltungs- und Beamtenrechts. 
Beſonders ſolange ebenſo fähige, wie beim König wohl- 
angeſchriebene Miniſter, wie die obenerwähnten, an der 
Spitze ſtanden, den Aberblick über das Ganze nicht verloren 
und an den Geſamtſitzungen des General-Direktoriums 
feſthielten, fungierte es in ausgezeichneter Weiſe, obwohl 
der König mit ſeinen hohen Anforderungen 1735 ſich ſehr 
unzufrieden mit den Reſultaten bezeigte. Friedrich II. 
ließ zunächſt alles unverändert und ſtützte ſich auf die alten 
Beamten. 1748 erließ er ſeine neue Inſtruktion, die im 
weſentlichen nur eine Redaktion der alten war, und zwar 
eine Redaktion im Sinne der neuen Staatsauffaſſung, des 
Merkantilismus, der verſchärften Beamten-Verantwortlich⸗ 
keit, der erhöhten Sorge für die unteren Klaſſen ujw. So 
ſehr indeſſen dieſe Inſtruktion die Tätigkeit des General- 
Direktoriums neubeleben will, ſo ſchließt doch mit ihr die 
ältere und beſte Zeit desſelben in der Hauptſache ſchon ab, 
die Zeit, in der König und General-Direftorium gewiſſer⸗ 
maßen nur eine Behörde und die dirigierenden Miniſter 
die erſten und unmittelbaren Vertreter des Königs geweſen 
waren. 


7. Das General-Direftorium. 1740-1806. 


Unter Friedrich II. wurde die Stellung des General- 
Direktoriums nach und nach eine weſentlich andere. Er 
war zu ſehr der Mann der Aktion, als daß er auf das 
„Deliberieren“, auch in der inneren Verwaltung, viel 
gegeben hätte. Dazu kam das geſteigert Autokratiſche ſeiner 
Regierung. Je älter er wurde, deſto mehr leitete er die 
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geſamten Geſchäfte von feinem Kabinett aus, teilweiſe jogar 
ohne Willen des General-Direftoriums, fo daß fic dieſes 
oft genug vor ein fait accompli geſtellt jab. Er unterſtellt 
Schleſien und ſpäter Weſtpreußen dem General-Direktorium 
nicht. Die Maſſe der Detailgeſchäfte, die das General- 
Direktorium zu erledigen hatte, wuchs dabei von Tag zu 
Tag; es ſank gegenüber dem Kabinett zu einer Art Mittel- 
inſtanz herab, deren Haupttätigkeit in der formalen 
Kontrolle der Kriegs- und Domänenkammern beſtand. 
Die lebhafte materielle Kulturpolitik ſeiner Regierung und 
das Streben nach Zentraliſation der Verwaltung führte 
dazu in das General-Direktorium neben die alten, über- 
wiegend geographiſchen Departements ſukzeſſive eine Reihe 
von Realdepartements mit ſteigender Selbſtändigkeit ein⸗ 
zuſchieben. So entſtand ſchon 1740 das ſogenannte fünfte 
Departement (das Juſtizdepartement wird dabei nicht mit⸗ 
gezählt) für Poſt, Handel, Gewerbe und ſtädtiſche Rolonie= 
ſachen, der Mittelpunkt der ganz im Sinne des Merkantil⸗ 
ſyſtems geleiteten materiellen Wirtſchaftspolitik des 
friderizianiſchen Staates. An der Spitze ſtand der Ge- 
heime Rat Marſchall, unter dem namentlich Hille und 
Manitius arbeiteten, ſpäter die Geheimen Räte Fäſch, 
v. Katte, Arſinus, v. d. Horſt. — 1746 ward das 6. De⸗ 
partement, für Militärverwaltung, hinzugefügt. Die 
Leiſtungen des General-Direftoriums in dem bisherigen 
2. Departement, wo der Miniſter v. Happe dieſe Sachen 
vorzugsweiſe bearbeitete, hatte ſich im Zweiten Schleſiſchen 
Kriege nicht bewährt. Der Chef der Militärverwaltung 
wurde jetzt v. Katte; ſein Nachfolger Wedel. Aus dieſem 
Departement wurde ſpäter das Oberkriegskollegium, der 
Vorläufer des heutigen Kriegsminiſteriums. Die In⸗ 
ſtruktion von 1748 hob das Juſtizdepartement auf, fügte 
dem 6. Departement die Forſt- und Bauſachen, aber in 
direkter SInterftellung unter den König, bei und entzog die 
Treſorſachen dem General-Direftorium, welche fortan der 
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Miniſter von Boden ſelbſtändig zu leiten hatte. Die Bau- 

ſachen bekam Knobelsdorff, der nur formell zu dem 6. De⸗ 
partement gehörte, in Wahrheit aber unter dem König 
direkt ſtand. 1750 ward auch das Münzweſen dem 
General-Direftorium entzogen und dem braunſchweigiſchen 
Geheimen Rat Graumann übertragen. Allgemeine Be- 
ratungen im Plenum des General-Direktoriums fanden 
über dieſe beſonderen Departementsfragen, die von ber- 
vorragender Wichtigkeit waren, nicht mehr ſtatt, weil der 
König den Räten und Subalternbeamten mißtraute und 
dieſe Sachen nur von zuverläſſigen, geeigneten Perſönlich⸗ 
keiten bearbeiten laſſen wollte. Auch die Beratungen der 
Provinzialminiſter mit den anderen Miniſtern des 
General-Direftoriums, die ſeit dem 2. Schleſiſchen Kriege 
im Dezember jedes Jahres gehalten werden ſollten und 
zu einem inneren Staatsrat hätten führen können, kamen 
wieder ab. Das General-Direftorium war feine einheit- 
liche Behörde mehr wie unter Friedrich Wilhelm I. Die 
Provinzialgeſchäfte erledigte Friedrich II. vielfach mit den 
Kammerpräſidenten, anſtatt mit den Provinzialminiſtern, 
namentlich bei ſeinen Neiſen in den Provinzen. So 
wurde ſeine Münzpolitik im Anfang der fünfziger Jahre 
ohne das General-Direktorium inauguriert. 

Nach dem Siebenjährigen Kriege ſteigerte ſich die 
Abneigung des Königs gegen das General-Direftorium 
durch die Verſchiedenheit der Anſichten über die Wieder- 
herſtellung des Staates, reſp. deſſen finanzielle Hebung. 
So entſtanden 1766 als ſelbſtändige, dem König direkt 
unterſtellte Immediatbehörden eine General-Tabafs- 
adminiſtration, eine beſondere franzöſiſche General-Poſt⸗ 
kommiſſion, die freilich nur wenige Jahre Beſtand hatte, 
hauptſächlich aber eine franzöſiſche Akziſe- und Zoll⸗ 
adminiſtration. Innerhalb des General-Direftoriums wurde 
1768 ein beſonderes Bergwerks- und Hüttendepartement 
(zunächſt unter Heinitz, dann unter Redern und dem Frei⸗ 


140 


herrn vom Stein), ſowie 1771 ein beſonderes Forſtdeparte⸗ 
ment errichtet. Zur Schlichtung von Jurisdiktions⸗Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Suftize und Verwaltungsbehörden war 
ſchon durch Verordnung vom 10. Februar 1756 die 
Immediat⸗Jurisdiktions-Kommiſſion geſchaffen worden, ihr 
folgte zur Rechtſprechung höchſter Inſtanz in Ver⸗ 
waltungsſtreitſachen das Ober-Reviſionskollegium, das 
1782 ſogleich dem Großkanzler unterſtellt wurde. Durch 
die ſteigende Arbeits- und Reſſortteilung wurde die 
Spezialverwaltung unzweifelhaft gefördert. Zahlreiche 
techniſche Fortſchritte im Verwaltungsdienſt und große 
materielle Leiſtungen, z. B. im Berg- und Hüttenweſen, 
waren die Folge dieſer Neubildungen. Vielleicht nie hat 
die preußiſche Verwaltung ſo glänzende Erfolge erzielt, ſo 
ausgezeichnete Beamte gehabt, wie in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts. Selbſt die franzöſiſchen Regie- 
beamten waren nichts Auffallendes für die damalige Zeit, 
in der faſt alle Miniſter franzöſiſch gebildet waren, zumal 
die franzöſiſche Steuer-Verwaltungstechnif der preußiſchen 
unzweifelhaft überlegen war. Die franzöſiſchen Regie- 
beamten machten allerdings in Preußen zunächſt 
Bankerott, ſo daß die Tabaksregie auf Staatskoſten über⸗ 
nommen werden mußte. Dann aber wurden große Er— 
folge im Sinne freiheitlicher Reformen gegen Zunft⸗ 
ſchranken und -privilegien uſw., ſowie in Zoll- und Akziſe⸗ 
Adminiſtration erzielt. Aber allerdings, die Anterbehörden 
klagten, daß jedes Depauement ohne Rückſicht auf das 
andere ſeine Anforderungen an ſie ſtelle. Alle Einheit 
der Staatsverwaltung im Zentrum beruhte auf dem König 
ſelbſt, und fie ging verloren, als 1786 die feſte einheitliche 
Leitung aus dem Kabinett aufhörte. Die Staatsmaſchine 
war unzweifelhaft in Anordnung, als Friedrich II. ge⸗ 
ſtorben war. And doch waren feine Schritte nicht falſch 
geweſen. Hätte man 1786 die Reformpolitik von 1806 
ergriffen, fo hätte fic) die Heilſamkeit der bisher durch⸗ 
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geführten Maßregeln glänzend bewährt. Statt deſſen 
aber ſuchte man die Einheit wiederzufinden, indem man 
zu dem Alten zurückkehrte. 

Die Reformen Friedrich Wilhelms II., die Wieder- 
herſtellung der Geſamtſitzungen im General-Direftorium, 
die Neubearbeitung der Inſtruktion desſelben nach dem 
Vorbilde von 1723, konnte jetzt nicht mehr helfen. Die 
Zahl der Miniſter und Räte war die vier- und mehrfache 
als dazumal: eine kollegialiſche Einheit wäre jetzt nur noch 
in dem Minifter- oder Staatsrat möglich geweſen, und 
dieſer beſorgte nicht das Detail der Geſchäfte. Ordnung 
konnte nur entſtehen, wenn man das Realſyſtem definitiv 
an Stelle des Provinzialſyſtems der Behördenorganiſation 
zugrunde legte. Bis 1806 erhielt ſich das alte Chaos im 
General-Direftorium; die Einheit des Staates lag nur im 
Kabinett und in den Kabinettsräten. 


b) Die Provinzialbehörden: 
Die Kriegs- und Domänenkammern. 


In den Jahren 1713 —1723 hatte die Reorganiſation 
der Domänenkammern und Kommiſſariate in allen Pro⸗ 
vinzen neben der Durchführung beſtimmter materieller 
Reformen ihren Hauptzweck darin gehabt, alle Behörden 
den Berliner Zentralſtellen direkt unterzuordnen und durch 
veränderte Kompetenzregulierung die Stellung der alten, 
immer noch halb ſtändiſch-partikulariſtiſch fühlenden 
Landesregierungen herabzudrücken. Vollends wurde dies 
Ziel und damit die ſtaatliche Zentraliſation erreicht durch 
die Zuſammenziehung der Kammern und der Kom 
miſſariate zu den Kriegs- und Domänenkammern 1723. 
Dieſe Maßregel entſprach der Amgeſtaltung in der 
Zentralinſtanz durch die Schöpfung des General- 
Direktoriums; es wurden dadurch zugleich die ewigen 


Refforthändel befeitigt, die es auch in der Proving zwiſchen 
den Kammer- und Kommiſſariats-Behörden gegeben hatte. 
Die Entwicklung wird vollendet durch die Coccejiſchen 
Juſtizreformen 1748—1751. Die Regierungen wurden jetzt 
Gerichte zweiter Inſtanz, dem vierten Senat des Berliner 
Kammergerichts, dem ſogenannten Berliner Tribunal, 
unfergeordnef} in der Ziviljurisdiktion auf das weit- 
gehendſte beſchränkt durch die Verwaltungsjuſtiz der 
Kammern; von ihren Verwaltungsbefugniſſen behielten 
fie aber noch die Landeshoheits-, Lehns- und ſtändiſchen, 
die Kirchen- und Schulſachen; die provinziellen Konſiſtorien 
fielen meiſt ſchon perſönlich mit ihnen zuſammen. Ihnen 
überlegen an Anſehen und Einfluß ſind die Kriegs- und 
Domänenkammern. Sie abſorbieren alle beſſeren Talente, 
während die Regierungen ſich im weſentlichen aus den 
Vertretern der alten, abſterbenden ſtändiſchen Zeit zu— 
ſammenſetzen. Nach den Inſtruktionen von 1723, 1748 
find fie dem General⸗Direktorium ſtreng untergeordnet, alle 
14 Tage haben ſie Bericht über ihre Tätigkeit in allen 
Verwaltungsſachen mit ausführlichen Protokollen nach 
Berlin zu ſenden. Sie find die Landespolizei⸗, Militär- 
und Finanzbehörden, welche die Provinzen einheitlich nach 
den Anweiſungen von Berlin aus regieren. Seit 1766 
gibt es provinziale Akziſedirektionen, ſpäter erfolgt in den 
Provinzen z. T. auch die Bildung von Oberbergämtern. 
In Schleſien, und ähnlich in Weſtpreußen, erhielten die 
Kammern auch den Reft von Verwaltungsbefugniſſen zu⸗ 
gewieſen, der in den alten Provinzen den Regierungen 
noch geblieben war. Durch ihre Kollegialität waren nun 
die Kriegs- und Domänenkammern fähig, zugleich als 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts zu wirken. Von den 
10 bis 20 Räten, aus denen das Perſonal der Kammern 
beſteht, waren ſchon ſeit 1723 zwei oder drei ſogenannte 
Suftitiare; fie ſpielten die Hauptrolle in der Verwaltungs- 
juſtiz der Kammern. 1723 erfolgt die Bildung der Aus- 
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fultatur; zwei adlige und zwei bürgerliche Auskultatoren 
werden jeder Kammer zum Zweck der Rechtſprechung bei- 
gegeben. 1782 wird dann für die Erledigung der Ver⸗ 
waltungsſtreitſachen bei jeder Kammer eine Kammer- 
Juſtizdeputation geſchaffen. Dieſe verwaltungsjuris⸗ 
diktionellen Befugniſſe der Kammern ſind vorzugsweiſe 
Mittel geweſen, durch welche ein allmähliches Herab- 
drücken der Regierungen zur Einflußloſigkeit bewirkt 
wurde. Trotz ihrer Unterordnung unter das General- 
Direktorium ſind die Kammern doch imſtande geweſen, in 
einer gewiſſen Selbſtändigkeit die Provinzialintereſſen 
gegenüber den Zentralintereſſen zu vertreten. Die Präſi⸗ 
denten der Kammern haben übrigens durch Friedrich II., 
der, wie oben erwähnt, vielfach direkt mit ihnen wichtige 
Geſchäfte erledigte, eine größere Selbſtändigkeit als früher 
erhalten. Einzelne Kammern beſorgten ihre Geſchäfte in 
beſonderen Abteilungen, bei der Mehrzahl aber wurden 
alle Angelegenheiten im Plenum abgemacht. Die Tätig- 
keit in den Kammern war eine treffliche Schule für die 
ſpäteren Mitglieder der Zentralbehörden. Die Präſi⸗ 
denten von Kleve-Mark, von Magdeburg, von Oſtpreußen 
waren wichtige und meiſt ſehr bedeutende Perſönlichkeiten. 
Aus den Inhabern dieſer Stellen haben ſich vielfach die 
Miniſter rekrutiert. — Im Jahre 1806 gab es im ganzen 
22 Kammern in der Monarchie. 

Am ſchwierigſten iſt die neue Organiſation der 
Provinzialverwaltung in Oſtpreußen geweſen, wo noch 
Friedrich Wilhelm I. keine anderen Perſonen zu Re- 
gierungs- und Kammerpräſidenten zu ernennen wagte, 
als ſolche von einheimiſchem Adel. Erſt Friedrich II. iſt 
grundſätzlich davon abgegangen. 

Schmoller. Die Verwaltung Oſtpreußens unter 
Friedrich Wilhelm I. v. Sybels Hiſt. Zeitſchr. XXX. 

Aber die magdeburgiſchen Verhältniſſe: 

Derſelbe. Jahrb. f. Geſetzgebg. uſw. 1886, Heft 1. 
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e) Organifation einer ftaatliden 
Lokalverwaltung. 
a. Die Städteverfaſſung und ihre Reform. 


Wie die politiſche Reform im 17. und 18. Jahrhundert 
den Kampf gegen die ſtändiſchen Korporationen, die ge- 
werbliche den gegen die Zünfte vorausſetzte, ſo beruhte 
die ſtaatliche Verwaltungsreform auf Anterdrückung der 
alten korporativen ſtädtiſchen Selbſtändigkeit. Die Idee 
der Rechtsgleichheit und des Staatsbürgerrechts konnte 
nur auf den Ruinen der alten Stadtfreiheit erblühen, die 
Beendigung des alten Kampfes zwiſchen Stadt und Land 
und die neue Pflege von Gewerbe und Handel war nur 
möglich für eine Staatsgewalt, welche die Städte dem 
neuen ſtaatlichen Verwaltungsorganismus untergeordnet 
hatte. Die heutige Selbſtverwaltung der Kreiſe wie der 
Städte ift überhaupt erſt möglich geworden, nachdem die- 
ſelben durch die ſtaatliche Schule hindurchgegangen 
waren; das wünſchenswerte Maß von Autonomie in der 
lokalen Verwaltung wurde erſt erreichbar, nachdem die 
lokalen Körper und Verbände wieder zum Staatsgedanken 
erzogen worden waren. Die Freiheit der Städte im Mittel⸗ 
alter war ein Segen, weil es ſich eben damals nur um 
lokale wirtſchaftliche und politiſche Intereſſen und Maß 
regeln handelte, die ganzen Bedingungen des ſozialen Ge- 
deihens lokaler Natur waren. Nach der Periode der 
ſtädtiſchen Räte, bei den komplizierteren Stadtverfaſſungen 
innerhalb der Zunftepoche, die durch regierende Ausſchüſſe 
aus dem großen Rat und von ihnen reſſortierende Amter 
charakteriſiert ſind, verfallen die ſtädtiſchen Organiſationen 
der politiſchen Schwäche und ſterben ab. Seit dem 
16. Jahrhundert namentlich werden dann die Städte von 
den Territorien abſorbiert. Seit dieſer Zeit finden wir 
überall an der Spitze der Stadtverfaſſungen einige olig⸗ 
archiſche Familien, welche die geſamte Verwaltung ohne 

Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 10 
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Verantwortlichkeit und Kontrolle leiten und jeden Auf- 
ſchwung, jeden Fortſchritt unmöglich machen. 

Die erſten Anfänge der Territorialpolitik, welche auf 
Unterwerfung der Städte gerichtet iſt, reichen in Branden- 
burg zurück auf die Zeit von 1440—1540; dann wußten 
die Städte freilich wieder etwa hundert Jahre lang ihre 
Privilegien zu erhalten und zu vermehren. Der Große 
Kurfürſt reformierte im weſentlichen nur die oberen 
Schichten der Staatsverwaltung, wozu er die ganze 
Konzentration der ſtaatlichen Kraft gebrauchte. Am die 
Stände zu gewinnen und ihnen die Rezeſſe abzudringen, 
auf welchen der Anfang des neuen Verwaltungsrechts be- 
ruhte, mußte er vielfach darin den Ständen nachgeben, daß 
er die Privilegien der einzelnen, wie der Ritterſchaften, ſo 
auch der Städte, anerkannte und noch erhöhte. Aber auch 
bezüglich der Städte ſicherte er ſich ſtets gewiſſe kleine Hand⸗ 
haben, mittels deren er den ſtädtiſchen Privilegien gegen⸗ 
über allmählich die monarchiſche Gewalt zur Geltung 
bringen konnte. Eine günſtige Gelegenheit bot ſich zunächſt 
durch die ökonomiſche Ratloſigkeit der meiſten ſtädtiſchen 
Gemeinden. Faſt alle Städte waren durch die Zeit— 
umſtände ſowie durch die gewiſſenloſe Finanzverwaltung 
ſeitens der oligarchiſchen Stadtbehörden bankerott ge- 
worden, konnten die Zinſen der ſtädtiſchen Schulden nicht 
mehr bezahlen und hatten vielfach, namentlich im Dreißig— 
jährigen Kriege, auch die ihnen anvertrauten Kapitalien 
verloren. Sie ſahen ſich genötigt, den Kurfürſten um 
Spezialmandate zur Niederſchlagung der gegen ſie an— 
hängig gemachten Prozeſſe anzugehen. Dies gab Ver— 
anlaſſung zur Einſetzung von Kommiſſarien zur Anter— 
ſuchung des ſtädtiſchen Schuldenweſens. Solche Unter- 
ſuchungen mußten notwendigerweiſe bald auch zu Anter— 
ſuchungen des ganzen Gebarens der ſtädtiſchen Behörden, 
ſowie zur Abſtellung der unerhörten Mißbräuche führen, 
die ſich daraus ergaben. So iſt eine Reviſion der ganzen 
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ſtädtiſchen Verfaſſung und Verwaltung durch landes- 
herrliche Beamte in Gang gebracht worden. Auch 
durch andere Momente ward in der Zeit von 1640 bis 
1713 ſchon mancherlei in der Stadtverfaſſung geändert. 
Das fürſtliche Garniſonrecht befugte zur Anlage von Be— 
feftigungen, zum Ankauf von Magazinen, zur Forderung 
von Lieferungen und Einquartierungen und machte bald 
die Abernahme des geſamten Sicherheitsdienſtes möglich. 
Die anfänglich ſtädtiſche Akziſeverwaltung, die vielfach zu 
Anterſchleifen Anlaß gegeben hatte, wurde ſeit 1680 in eine 
kurfürſtliche verwandelt und damit eine wirtſchafts⸗ 
politiſche Oberaufſicht über die Städte notwendig gemacht, 
welche die Kommiſſariate übernahmen. 

In der Zeit von 1691—1730 war dann auch in den 
ſtaatsrechtlichen Theorien der Zeit bezüglich ſtädtiſcher 
Selbſtändigkeit und der Verpflichtung der Räte den 
Staatsbehörden in allem Rechenſchaft zu geben, eine 
weſentliche Anderung eingetreten. Seit Conring und 
namentlich Pufendorf kam die Theorie des ſogenannten 
dominium eminens des Fürſten auf, nach welcher dem 
Fürſten das Recht zuſtand, die Privilegien ſeiner Vor— 
gänger umzuſtoßen, ſobald ſie der salus publica wider- 
ſprachen. Eine epochemachende Hallenſer Diſſertation von 
Brunnemann (1699) konſtruierte juriſtiſch die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Stadtbehörden als der Verwalter eines 
fremden Vermögens, während man bisher die völlige 
Freiheit der ſtädtiſchen Verwaltung aus dem römiſch— 
rechtlichen Eigentumsbegriff gefolgert hatte. 

Der definitive Amſchwung in Preußen erfolgte durch die 
Neubildung des General-Kriegskommiſſariats 1712, nicht 
etwa auf Grund einer allgemeinen Geſetzgebung, ſondern 
hauptſächlich in der Weiſe, daß für jede größere Stadt 
oder für die Städte einer Provinz eine Anterſuchungs— 
Kommiſſion gebildet wurde, die durch die ſogenannten 
ſtädtiſchen oder rathäuslichen Reglements über das 
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Schuldenweſen, die Kämmereiverwaltung, das Polizei⸗ 
weſen uſw., durch Inſtruktionen für die ſtädtiſchen Be⸗ 
amten, durch königlich genehmigte Etats einen gänzlich 
veränderten Verfaſſungs- und Verwaltungszuſtand des 
ſtädtiſchen Gemeinweſens herbeiführte. Dieſe zielbewußte 
ſtaatliche Politik, welche eine vollſtändige und bis ins 
einzelne gehende Beaufſichtigung der Stadtverwaltung er- 
ſtrebte, ſtieß begreiflicherweiſe auf viele Schwierigkeiten. 
Am heftigſten war der Kampf mit den Städten von Kleve⸗ 
Mark. Doch drang die Regierung ſchließlich überall durch. 

Allgemeine Geſetze wurden nur wenige erlaſſen, das 
wichtigſte iſt vielleicht die große Verordnung Friedrichs II. 
vom 3. Dezember 1743 über die ſtädtiſche Vermögens- 
verwaltung. Sie bildete gewiſſermaßen den Abſchluß der 
Reformarbeit. 

Die weſentlichſten Punkte der Reform waren 
folgende: 

1. Es handelte ſich um die Herſtellung möglichſter 
Einheit der lokalen ſtädtiſchen Verwaltung. Anter der 
alten Verfaſſung gab es in den einzelnen Gemeinden eine 
Menge lokaler „Freiheiten“, welche von der Auſſichts⸗ 
befugnis der lokalen Verwaltungsbehörden eximiert waren, 
Schloßfreiheiten, adlige, Kirchenfreiheiten, die Schlöſſer, 
adlige Häuſer, Kirchen mit den umliegenden Straßen um⸗ 
faſſend, ferner eine Menge autonomer Körperſchaften mit 
beſonderen perſönlichen Rechten, wie z. B. die fran- 
zöſiſchen Gemeinden, die Univerfitdten ujw. Wo dieſem 
Wirrwarr nicht durch eine Reform der Kommunal- 
verwaltung ſelbſt ein Ende gemacht werden konnte, wurden 
königliche Polizei-, Gerichts-, Bau-, Einquartierungs- und 
andere Behörden für einzelne Zweige der Verwaltung ge- 
ſchaffen, um ihnen auch die eximierten Perſonen und 
Stadtteile zu unterſtellen und fo eine einheitliche Lokal- 
verwaltung und Jurisdiktion herzuſtellen. 

2. Die leitende Stadtbehörde ſelbſt wurde um- 
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geſtaltet. Die großen Räte regierten damals nicht mehr 
uno corpore, ſondern in zwei- bis dreijährlich wechſelnden 
Ausſchüſſen, den ſogenannten „wechſelnden Mitteln“. 
Auch die Bürgermeiſter- und die einträglichen Kämmerer— 
ſtellen waren meiſt ambulatoriſch. Dabei war jede Stetig— 
keit der Verwaltung unmöglich, weil die Behörden des 
einen Jahres die Verantwortlichkeit für die Verwaltung 
des vorhergehenden meiſt beſtritten und ablehnten. Da 
außerdem alle Behörden aus geſchloſſenen oligarchiſchen 
Cliquen hervorgingen, ſo war den ärgſten Mißbräuchen 
der regierenden Klaſſe Tür und Tor geöffnet. Die Reform 
Friedrich Wilhelms I. beſtand nun darin, daß die alten 
Stadträte in kleinere Magiſtratskollegien verwandelt 
wurden, die aus lebenslänglichen, ſtreng verantwortlichen 
Beamten beſtanden. Das Recht des Vorſchlags bei 
Stellenerledigung blieb den Räten, aber eine große Zahl 
direkter königlicher Ernennungen ohne Rückſicht auf dieſe 
Vorſchläge brachten in dieſe Kollegien neue, von den 
Lokalkoterien unabhängige Elemente. 


3. Die Magiſtratsmitglieder wurden auf feſte Geld- 
gehalte geſtellt, alle Emolumente uſw. beſeitigt, die ganze 
Naturalwirtſchaft der Stadt ward in möglichſt enge 
Grenzen gebracht. Bisher hatten namentlich das große 
ſtädtiſche Bauweſen, die Naturallieferungen von den 
Kämmereigütern, Forſten, Fiſchwaſſern uſw. zu vielfachen 
Mißbräuchen Veranlaſſung gegeben. Die Benutzung von 
ſtädtiſch bezahlten Fuhrwerken, Häuſern uſw. ſeitens der 
Ratsmitglieder zu perſönlichen Zwecken war ganz ge— 
wöhnlich; Wild und Fiſche wurden ihnen aus den Ein- 
künften der Stadt unentgeltlich geliefert. In den 
Sitzungen wurden auf Koſten der Stadt „Pokulationen“ 
veranſtaltet. Dazu bezogen die Ratsmitglieder eine 
Menge von Geſchenken, namentlich die koſtſpieligen jo- 
genannten Meiſterſtücke von den Zünften. Alles dies 
hörte mit der Reform auf. 
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4. Die Gerichtsverwaltung und Polizei bleiben 
ſtädtiſch. Das Stadtgericht erhält eine feſte Kompetenz 
gegenüber dem Magiſtrat, Gerichts- und Polizeiverwal⸗ 
tung werden an feſte klare Vorſchriften gebunden und 
genau kontrolliert. 


5. Der wundeſte Punkt im damaligen Städteweſen 
war die Finanzverwaltung, welche meiſt mit unerhörter 
Nachläſſigkeit oder Anregelmäßigkeit geführt wurde und 
eine koloſſale Aberſchuldung der Städte zur Folge gehabt 
hatte. Eine Stadt wie Halle hatte damals 4 Millionen 
Taler Schulden, zum Teil an Gläubiger, die in den Zins- 
liſten erſchienen, trotzdem ſie längſt befriedigt waren, und 
von denen ſich nicht konſtatieren ließ, ob fie neue Kapi⸗ 
talien angemeldet hatten oder nicht. Den unglaublichſten 
Schlendrian und Nepotismus deckte die Entſendung des 
Kommiſſars Burkhardt nach Kleve-Mark auf. — Alle 
dieſe Schulden wurden nun möglichſt raſch abgeſtoßen, 
eventuell auf den Staat übernommen; damit hört die 
Funktion der ſtädtiſchen Kaſſen als lokaler Kreditinſtitute 
nach Art der heutigen Banken auf, was allerdings vom 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkte vielleicht nicht wünſchens⸗ 
wert war. Weiterhin wurde die ſtädtiſche Finanzverwal⸗ 
tung vereinfacht durch Reduktion oder gänzliche Befeiti- 
gung der ſtädtiſchen Steuern, an deren Stelle ſtaatliche 
Zuſchüſſe, die ſogenannten Kompetenzen, aus den Atzije- 
erträgen, an die Stadtkaſſen kamen. Die Finanzverwal⸗ 
tung der Städte reduzierte ſich ſo auf die Verwaltung des 
ſtädtiſchen Vermögens, die notwendigſten ſtädtiſchen 
Bauten, die Ausführung der nötigen Polizeiinſtitute und 
die Auszahlung der Gehälter. Jede Veränderung im 
ſtädtiſchen Etat iſt an ſtaatliche Genehmigung geknüpft, 
die Rechnungslegung findet einerſeits vor den Stadtver⸗ 
ordneten, hauptſächlich aber vor dem kontrollierenden 
Steuerrat ſtatt. 


6. Die vollſtändig verfallene Vertretung der Bürger⸗ 
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ſchaft wird im Anſchluß an ältere Einrichtungen wenigſtens 
in etwas wieder belebt und zur Kontrolle des Magiſtrats 
verwendet. Die Stadtverordneten müſſen in allen wichti- 
geren Sachen gehört werden, ſie ſollen in einer Reihe 
von Gegenſtänden den Magiſtrat unterſtützen. — Das 
Inſtitut der Stadtverordneten ſtammt alſo nicht, wie 
neuerdings behauptet worden iſt, aus Kleve-Mark, ſondern 
aus der Kurmark, und zwar aus den Verwaltungs- 
reformen Friedrich Wilhelm I. Durch die Steinſche 
Reform ſind die Kompetenzen dieſer Stadtverordneten nur 
erweitert worden. 


8. Der Steuerkommiſſar. 


Die Umbildung der ſtädtiſchen Zuſtände wurde zu 
einer dauernden durch die Kontrolle der ſogenannten 
Steuerkommiſſare. 1680 zunächſt geſchaffen, um 
die Akziſerechnungen abzunehmen, waren ſie reiſende 
Kontrollbeamte, Delegierte der Kommiſſariate, reſp. der 
ſpäteren Kammern. Feder hatte ſechs bis zwölf Städte 
unter ſich, aber nur die Städte, nicht das platte Land. 
Der Bezirk umfaßte durchſchnittlich zwei landrätliche 
Kreiſe. Der Steuerkommiſſar mußte jede Stadt zweimal 
jährlich beſuchen; er traf bei ſeiner Anweſenheit teils allein, 
teils mit dem Magiſtrat Anordnungen aller Art und übte 
eine weitgehende Verwaltungs⸗Jurisdiktion. Die erſte 
allgemeine Inſtruktion ijt vom 6. Mai 1712 (Mylius IT); 
die Ausdehnung des Amtes auf Oſtpreußen und Kleve⸗ 
Mark erfolgte 1713 bis 1720. Als die Akziſe 1766 auf 
die franzöſiſchen Behörden überging, wurde das Amt 
trotzdem beibehalten, da unterdeſſen die übrigen Ver⸗ 
waltungsgeſchäfte, die Kontrolle des Gewerbeweſens, der 
Koloniſtenſachen, der ganzen ſtädtiſchen Verwaltung viel 
umfangreicher geworden waren. Die neue Inſtruktion iſt 
vom 1. Auguſt 1766 (Richters Finanzmaterialien, Bd. 3). 
Der Steuerkommiſſar iſt ein angeſehener hoch beſoldeter 
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Beamter. Das Amt erforderte bei dem Umfang der Ge- 
Ihäfte ein großes Bureau- und Gubalternperjonal. Es 
war die Schule der beſten Verwaltungsbeamten. Be- 
ſtechungen kamen höchſt ſelten vor. Die Aufgabe der 
Kommiſſare war, das ſtädtiſche Verwaltungsweſen zu 
ſäubern und in den rechten Gang zu bringen. Als dies 
Ziel erreicht war, ſind ſie überflüſſig geworden. 

Als Hilfs- reſp. Anterperſonal des commissarius loci 
ſind zu nennen: 

1. Die 1713 geſchaffenen Polizei- oder Kreisausreiter 
(Inſtruktionen vom 15. September 1713, 30. September 
1733, 1. Februar 1753). Sie ſtanden urſprünglich unter 
dem commissarius loci, ſpäter auch unter dem Landrat. 

2. Die 1723 bis 1724 geſchaffenen Fabrikinſpektoren, 
welche für einzelne Städte hauptſächlich mit der Kontrolle 
der Wollinduſtrie beauftragt waren, da die Zunftbehörden 
dazu nicht ausreichten. Sie werden in der Regel aus den 
lokalen Magiſtraten genommen und verdrängen die 
älteren franzöſiſchen Fabrikinſpektoren, welche in einigen 
der größeren Städte ſeit der Einwanderung der Refugiés 
aus dieſen ſelbſt ernannt worden waren. Sie find Ver- 
trauensmänner der Kommiſſarien (Inſtruktion bei 
Mylius V, 2, S. 277). 

3. Die 1736 ins Leben gerufenen Provinzial-Fabrik⸗ 
kommiſſare, Beamte von gleichem Rang wie der commis- 
sarius loci ſelbſt. Für je zwei Steuerkommiſſare, reſp. für 
je vier landrätliche Kreiſe wird ein ſolcher Kommiſſar an- 
geſtellt, der nun als techniſch-induſtrieller Beirat des 
commissarius loei dieſen zu beraten und zu unterſtützen 
hat (Inſtruktion bei Richter, Finanzmaterialien. Bd. 3, 169). 

4. Für je eine Anzahl Städte zuſammen werden 
Städte⸗Bauinſpektoren, Städte-Forſtmeiſter und in Oſt⸗ 
preußen Landphyſici angeſtellt. 

5. Endlich erhalten die Steuerräte ſpäter ein amt⸗ 
liches Bureauperſonal, Kalkulatoren, vereidigte Dienſt⸗ 
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ſchreiber ujw. (Inſtruktion von 1782 bei Richter, Finang- 
materialien 3, 186). 

Schmoller. Das Städteweſen unter Friedrich 
Wilhelm I. Fünf Artikel in der Zeitſchrift f. preuß. Geſch. 
u. Landeskunde. 

Bd. VIII. I. Aberſicht über die Zuſtände vor 1713, 
hauptſächlich unter dem Großen Kurfürſten und 
Friedrich I. 

Bd. X. II. Die Größe und Einwohnerſchaft der 
Städte, ſowie die Verfaſſungszuſtände vor der Reform. 

Ebenda. III. Die Juſtiz-, Polizei- und Finanz⸗ 
verwaltung vor der Reform. 

Bd. XI. IV. Die reformierenden Staatsbehörden, 
die Verwaltungsjuſtiz und er Verhältnis zu den Militär- 
behörden. 

Bd. XII. V. Die ſtädtiſchen Reglements von Emrich' 
Juni 1715, Königsberg Juni 1724, Berlin Juli 1747. 


7. Das Landratsamt. 


Das Landratsamt ijt in der Zeit vom Dreißig⸗ 
jährigen Kriege bis gegen 1700 entſtanden, hat aber ſeine 
eigentliche Geſtalt und Ausdehnung erſt unter Friedrich 
Wilhelm J. und in den erſten ſechzehn Regierungsjahren 
Friedrichs II. erhalten. Nachdem die Vogteien verſchwunden 
waren, genügten die Landeshauptleute dem Bedürfnis 
einer Vertretung der fürſtlichen Gewalt in der unterſten 
lokalen Inſtanz immer weniger, und der Verſuch, das 
alte Landreuteramt zu größerer Bedeutung zu erheben, 
ſcheiterte im 17. Jahrhundert an der ſtändiſchen Oppo⸗ 
ſition. So bot ſich der ſtändiſche Kreisdirektor als Erſatz 
dar. Sein Amt hatte ſich im Dreißigjährigen Kriege mit 
der Beſorgung der Steuer- und Militärangelegenbeiten 
konſolidiert; daneben hatte ſich die urſprünglich fürſtliche 
Funktion von Marſch- und Einquartierungs⸗Kommiſſarien 
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als notwendig herausgeſtellt. Dieſe Funktion ward zur 
Zeit des Großen Kurfürſten dem ſtändiſchen Kreisdirektor 
übertragen, der 1660 bis 1700 in der Regel als Kreis- 
kommiſſar amtlich bezeichnet wird. Dieſen ſtändiſchen 
Kreisdirektoren, welche nebenbei fürſtliche Marſch— 
kommiſſare ſind, wird in Brandenburg 1702 allgemein 
der vornehme Titel eines Landrats zugeſtanden, eine aus 
der ſtändiſchen Zeit her beliebte Bezeichnung, da die jo- 
genannten Landräte diejenigen Mitglieder der Stände 
waren, welche neben den Hof- und Geheimen Räten, 
häufig ſogar im Range über ihnen ſtehend, im Namen 
der Stände an der eigentlichen Regierung teilnahmen. 
Doch hat die Verleihung dieſes Titels das Weſen des 
Amtes zunächſt nicht geändert; man darf die Bedeutung 
dieſes Aktes nicht überſchätzen, wie Iſaakſohn getan hat. 


Nachdem das Amt eines Kreisdirektors und Marſch— 
kommiſſars in Brandenburg zuſammengewachſen, in 
Pommern und Magdeburg dann 1713 bis 1715 abſicht⸗ 
lich und nicht ohne heftigen Widerſtand zuſammengelegt 
war, bekam dieſes halb lokalſtändiſche, halb militäriſch⸗ 
königliche Amt ſeinen Abſchluß und feine eigentliche Kom- 
petenzregulierung in den folgenden zwanzig bis dreißig 
Jahren vor allem dadurch, daß eine ſteigende Summe 
polizeilicher Befugniſſe ihm übertragen werden, daß das 
Landratsamt mehr und mehr zum Exekutivorgan der 
Kammern auf dem platten Lande wird. Seine militäri- 
ſchen Funktionen erlöſchen mit dem Jahre 1717, wo die 
Truppen definitiv von dem platten Lande weg in die 
Städte gelegt werden, dafür aber erwachſen dem Land— 
ratsamt durch die fortwährenden Reformen, die auf dem 
platten Lande durchgeführt werden, neue wichtige Auf- 
gaben. Seit 1717 iſt dem Landrat die Publikation der 
Geſetze, die landwirtſchaftliche Polizei (monarchiſcher 
Bauernſchutzl) übertragen. Als die Wollausfuhr auch auf 
dem platten Lande verboten wird, kommt die Kontrolle 
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der einſchlägigen Beſtimmungen hinzu. In Magdeburg 
waren die Landräte ſogar märkiſchen Arſprungs, vielfach 
geweſene Offiziere. 

In dieſer Form iſt das Amt dann 1742 nach 
Schleſien, 1752 nach Preußen, 1753 nach Kleve-Marf 
übertragen worden; in demſelben Jahre werden die Kreis⸗ 
deputierten als Stellvertreter des Landrats geſchaffen; die 
ſchleſiſchen und preußiſchen Einzelinſtruktionen der Land⸗ 
tale aus jenen Jahren umſchreiben bereits die Amts- 
pflichten des Landrats in ähnlicher Weiſe, wie die erſte 
allgemeine Landratsinſtruktion von 1766, die in der 
Hauptſache der Steuerratsinſtruktion nachgebildet war. 


Die Marſchkommiſſare waren in älterer Zeit ebenſo 
unzweifelhaft vom Fürſten ernannt, wie die Kreisdirek⸗ 
toren gewählt waren. In den Tagen Friedrich Wilhelms J. 
ernannte der König überwiegend die Landräte auf Vor⸗ 
ſchlag der Kammern; dasſelbe geſchah 1752 in Schleſien, 
1753 in Oſtpreußen. Erſt als ſo das Amt konſolidiert 
war, führte Friedrich II. in den fünfziger Jahren eine 
Präſentation durch die Kreisſtände ein, verlangte aber 
von 1770 an ein kameraliſtiſches Examen bei der Kammer. 
Das Amt hatte im ganzen vorigen Jahrhundert ſeine 
Hauptbedeutung in der Repräſentation der fürſtlichen Ge⸗ 
walt in der unteren Inſtanz. Die jährlich zweimal ver- 
ſammelten Kreisſtände, in der Hauptſache nur aus dem 
angeſeſſenen Adel beſtehend, hatten neben dem Landrat 
bloß eine untergeordnete Bedeutung; alle Ortsobrigkeit im 
Kreiſe unterſtand dem Landrat. 


2. Die Juſtizreform des 18. Jahrhunderts. 


a) Zuſtände vor der Reform. 


Wenn von 1600 bis 1700 die deutſche Rechtspflege 
den tiefſten Standpunkt erreichte, den fie jemals ein- 
genommen, ſo hatte das ſehr einfache Arſachen. Die alten 
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germaniſchen Rechtsinſtitute, die alte Gerichtsverfaſſung 
mit dem Richter als bloßem Vorſitzenden, den Schöffen 
als denen, die Recht ſprachen aus dem naiven Rechts— 
bewußtſein des Volkes heraus, ſowie das alte Prozeßver— 
fahren genügten ſeit dem 13. Jahrhundert nicht mehr. 
Die komplizierteren wirtſchaftlichen Verhältniſſe erfor- 
derten eine Rechtſprechung, die von den Grundſätzen des 
ordnenden Verſtandes, nicht bloß von denen des ſittlichen 
Willens geleitet war. Das Römiſche Recht bot ſich zur 
Aushilfe dar. Es war zwar in vielen Punkten ſchlechter 
als das deutſche, es war das Recht einer in Aberkultur 
bereits verkommenden Geſellſchaft, aber es war unendlich 
viel ſicherer zu handhaben und vor allen Dingen ge— 
ſchrieben. Eine einheitliche monarchiſche Gewalt aber, die, 
wie in Frankreich, durch gelehrte Richter eine Reform 
großen Stils hätte durchführen können, fehlte in Deutſch— 
land. Dennoch drang das Römiſche Recht ein, begann der 
gelehrte Beamtenrichter die Schöffen zu verdrängen, die, 
meiſt zum Vorteil der geiſtlichen Jurisdiktion, das Ver- 
trauen mehr und mehr verloren hatten, über die alten 
Stadt- und Landgerichte traten die kollegialiſchen höheren 
Beamtengerichte und Juriſtenfakultäten und moderniſierten 
Schöppenſtühle; es drang unaufhaltſam auch mit dem 
Römiſchen Recht der kanoniſtiſche ſchriftliche Prozeß vor. 
Es kam auch in vereinzelten Territorien, 1450 bis 1600, zur 
Abfaſſung neuer Landrechte und Prozeßordnungen. Aber 
dieſer große Ambildungsprozeß, der das alte einheimiſche 
Recht mit dem römiſchen in organiſche Verbindung 
bringen ſollte, an ſich ein höchſt notwendiger Fortſchritt, 
kam durch die politiſche Miſere des 17. Jahrhunderts 
überall ins Stocken, er erreichte nirgends ſeine eigentlichen 
Ziele, man bemerkte gegen 1700 faſt nur die Schatten- 
ſeiten eines Zwitterzuſtandes. 

Das Kriminalrecht war in mittelalterlicher Bar⸗ 
barei (Tortur uſw.) ſteckengeblieben, das Privatrecht be- 
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ſtand aus einem wirren Durcheinander römiſcher und 
germaniſcher Inſtitute, aus endloſen Kontroverſen und An- 
ſicherheiten; ſchroff und unausgeglichen ſtanden ſich 
lokale Gewohnheiten und Statuten, fürſtliche Geſetze und 
Römiſches Recht gegenüber. An eine gegenſeitige geiſtige 
Durchdringung des Einheimiſchen und des Fremden, wie 
fie nötig geweſen wäre, war nicht zu denken. Der ftdn- 
diſche Klaſſenhochmut hatte den Verfall der alten Gerichts⸗ 
verfaſſung nur dazu benutzt, um ſich ſtärkeren Einfluß im 
Gerichtsweſen zu verſchaffen. Der ſchriftliche Prozeß mit 
ſeiner Subtilität und ſeinen Weitläufigkeiten, hauptſäch⸗ 
lich entſtanden, um die Aktenverſendung an entfernte ge⸗ 
lehrte Kollegien (Juriſtenſakultäten uſw.) zu ermöglichen, 
führte zu einem Formalismus verderblichſter Art und hatte 
die größten Mißbräuche im Gefolge, da nun alle Gewalt 
in die Hände brutaler beſtechlicher Schreiber, betrügeri- 
ſcher Prokuratoren, die die eigentlichen Sachwalter 
waren, ſportelſüchtiger, gewiſſenloſer Advokaten, die die 
Schriftſätze verfaßten, gegeben war. Die Richter küm⸗ 
merten ſich nicht um die einzelnen. Es gab bis hinauf in 
die Obergerichte noch keinen gelehrten, beſoldeten, an⸗ 
ſtändigen Richterſtand. 


b) Verwaltungsjuſtiz. 


In engem Zuſammenhang mit der bodenloſen Rechts 
pflege ſteht die Ausbildung der Verwaltungsjuſtiz. Die 
Suftiz- und Verwaltungsbehörden hatten ſich in die Pro- 
pinzial- und Zentralinſtanz in den Jahren 1600 bis 1713 
geſchieden. Die Juſtiz der provinziellen Regierungen war, 
ganz wie die der franzöſiſchen Parlamente, feudal, ſtän⸗ 
diſch, an den hergebrachten Zuſtänden und Privilegien 
hängend. Die Verwaltung dagegen ſchuf das neue fürſt— 
liche Verordnungsrecht, legte die Hoheitsrechte anders 
aus. Die ganze monarchiſche Reform war in Frage ge- 
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jtellt, wenn nicht der Geheime Rat, jpäter die Kammern, 
eine Strafgewalt und eine Rechtſprechung über die 
Grenzen der ſtaatlichen Hoheitsrechte erhielten, ja über 
dieſes Gebiet hinaus, über alle Privatrechte, welche mit 
finanziellen, militäriſchen, gewerblichen Reformen zu— 
ſammenhingen. Es war nicht zu vermeiden, daß dieſe Be- 
hörden einſeitig den Standpunkt des ſtaatlichen, fiskali⸗ 
ſchen Intereſſes vertraten und jo manche parteiiſchen Ent- 
ſcheidungen fällten. Doch konnte es bei dieſer Organi- 
ſation in Preußen nie zu Willkürlichkeiten und Ange— 
rechtigkeiten kommen, wie ſie die franzöſiſche Verwaltungs⸗ 
juſtiz aufweiſt: dort waren nämlich die Intendanten be- 
fugt, ſchlechtweg alle Prozeſſe ohne Ausnahme von den 
ordentlichen Gerichten vor ihr Forum zu ziehen. 

Die heftigen Kämpfe indeſſen, die auch in Preußen 
zwiſchen Juſtiz und Verwaltung vorkamen, wurden zu⸗ 
nächſt mehr und mehr im Sinne der letzteren entſchieden, 
zuerſt durch die Juſtizordnung vom 21. Juni 1713, dann 
durch die Konſtitution über Expedierung von Juſtizſachen 
bei den Kommiſſariats⸗Behörden (15. April 1715), endlich 
durch das Kompetenzreglement vom 10. Dezember 1725. 
Saft alle Juſtizſachen aus dem Domanium und Gtadt- 
ſachen wurden der Kammerjuſtiz oder einem iudicium 
mixtum (aus Kammergerichtsräten und Verwaltungs- 
beamten) unterworfen. Bei einzelnen Kammern wurden 
nun vier, acht oder mehr Advokaten angenommen und be- 
ſchäftigt. 

Cocceji wünſchte 1747 bis 1749 im Zuſammenhang 
mit ſeinen großen Juſtizreformen den Gerichten ganz ihre 
alte Stellung wiederzugeben, ſetzte ſeinen Willen aber 
nicht durch. Das Reſſortreglement vom 19. Juni 1749 
hebt wohl die für manche Fälle angeordneten collegia 
mixta auf, gibt dem Adel wieder mehr Möglichkeiten, 
ſeine jura quaesita zu verteidigen, als dies früher der 
Fall geweſen, läßt aber ſonſt die weitgehende Kammer- 
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juſtiz nicht nur auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts, 
ſondern auch auf dem des Privatrechts beſtehen; es ſtellt 
den Grundſatz auf, daß alle Prozeßſachen Privater vor 
die Juſtiz, alle diejenigen aber, welche in statum 
oeconomicum et politicum einſchlagen, vor die Ber- 
waltungsbehörden gehören. Eine Furisdiktions-Kommiſſion 
aus Mitgliedern des General-Direktoriums und des 
Kammergerichts wurde für Kompetenzfragen 1756 einge- 
richtet. Im Zuſammenhang mit den ſpäteren Juſtiz— 
reformen Carmers bildet man bei jeder Kammer eine be— 
ſondere Kammer⸗Juſtizdeputation, die dem Großkanzler 
mit unterſtellt iſt; doch wurde dadurch weder an dem 
Reſſortreglement von 1749 noch an der Abhängigkeit 
der Kammerjuſtiz von der leitenden Anſchauung in den 
Kriegs- und Domänenkammern etwas Weſentliches ge- 
ändert. Erſt 1797 bis 1808 wurde eine neue Grenz- 
regulierung zwiſchen Juſtiz und Verwaltung vor- 
genommen, die bis zu der neueſten Verwaltungsreform 
in Kraft geblieben iſt, deren Weſen die Zurückgabe der 
eigentlichen Privatrechtsprozeſſe an die Juſtiz, aber Auf- 
rechterhaltung der Verwaltungsjuſtiz auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts iſt. Die 1797 von Schrötter für Neu- 
oſtpreußen ausgearbeitete Verordnung, welche alles rein 
privatrechtliche den Juſtizbehörden wieder überwies, iſt 
wörtlich in die bezüglichen Beſtimmungen von 1802 und 
1817 übernommen worden. 


c) Coccejis Juftizreform. 


An einer Verbeſſerung des Juſtizweſens hatten ſchon 
der Große Kurfürſt, Friedrich I. und Friedrich Wilhelm J. 
gearbeitet, — ohne viel Erfolg. Des letzteren Juſtiz⸗ 
ordnung von 1713 hatte nichts Weſentliches gebeſſert, 
einen Fortſchritt bedeutete ſeine Kriminalordnung von 
1737, welche die Kriminaljuſtiz den Gerichten unterſter 
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Inſtanz zum größten Teil entzog; außerdem hatte er eine 
Vormundſchafts⸗ und eine Hypothekenordnung erlaſſen. 
Erſt mit Cocceji trat die preußiſche Juſtizreform in ein 
erfolgreicheres Stadium. Dieſer ausgezeichnete Mann 
war der Sohn eines bedeutenden Naturrechtslehrers, 
welcher der Nachfolger Pufendorfs in Heidelberg geweſen 
iſt. Er ſelbſt war anfangs Profeſſor in Frankfurt a. O., 
dann jahrelang Richter. Er war ein Gelehrter und doch 
eine eminent praktiſche Natur, von reformatoriſchen Ge- 
danken und ausgerüſtet mit einer ſtarken, durchgreifenden 
Willenskraft. Schon 1718 bis 1721 hatte er in Oſtpreußen 
einiges erreicht. Aber erſt 1738, als er Chef der Juſtiz 
geworden war, ohne nebenher das Präſidium eines Ober- 
gerichts zu führen (der erſte eigentliche preußiſche Juſtiz— 
minifter!), zeitigte ſeine Tätigkeit erhebliche Früchte, be- 
ſonders 1746 bis 1755, wo er durch Friedrich II., deſſen 
Vertrauen er durch die Einrichtung Oſtfrieslands ge- 
wonnen hatte, energiſch vorwärts getrieben wurde. Zwar 
hat er noch nicht, wie der König wünſchte, ein jus certum, 
ein Landrecht, geſchaffen (ſein Entwurf eines Corpus juris 
Fridericianum, 1749 bis 1751, Halle, 2 Bde., blieb 
Fragment), auch hat ſeine Zivilprozeßordnung im Codex 
Fridericianus, 1748, die einen teilweiſen Erſatz der 
Schriftlichkeit durch die Mündlichkeit erſtrebte, ihr Ziel 
nicht erreicht, indem ſie weſentlich nur auf dem Papier 
blieb; ſein Naturrecht endlich, kein praktiſches, ſondern ein 
gelehrtes Werk, blieb unvollendet. Aber ſeine Bedeutung 
beruht vor allem darauf, daß er die Gerichtsverfaſſung 
umgeſtaltet und den preußiſchen Richter- und Advokaten⸗ 
ſtand eigentlich erſt geſchaffen hat. 

Alle preußiſchen Lande wurden von den Reichs 
gerichten unabhängig gemacht, die Reſte der mittelalter- 
lichen feudalen Gerichtsbarkeit, beſonders in der Mittel- 
inſtanz, wurden beſeitigt, die Regierungen und Hofgerichte 
der Provinzen gänzlich umgeſtaltet und zu Mittelinſtanzen 
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herabgedrückt, die Berliner Obergerichte (das Kammer— 
gericht und eine Reihe von Ober-Appellationshöfen) zu 
einem einzigen oberſten Gerichtshof in vier Senaten zu⸗ 
ſammengezogen, von denen die drei erſten als Mittel- 
inſtanzen, der vierte, das ſpätere Obertribunal, als oberſte 
Inſtanz des ganzen Staates fungierte. Den Gerichten 
unterſter Inſtanz wurden ſchon 1717 und 1732 die Kri⸗ 
minalſachen genommen, an alle Richter wurde, teilweiſe 
ſchon früher, beſonders aber ſeit 1749 die Anforderung 
gelehrter Bildung geſtellt. 1755 ward eine Prüfungs- 
kommiſſion eingeſetzt, die Auskultatur und das Referen- 
dariat geſchaffen. In Kleve-Mark und Oſtpreußen wurden 
die bisherigen Richter und Amtshauptmannsſtellen, 
welche Juſtiz und Verwaltung vereinigten, beſeitigt und 
kollegialiſche Richter erſter Inſtanz beſtellt. Auf dem 
ganzen Domanium des Staates wird dies 1764 und 1770 
in Form der Domänenjuſtizämter nachgeahmt, d. h. den 
Domänenpächtern die Juſtiz genommen und dieſelbe be- 
ſonderen gelehrten Richtern übertragen. Seit 1750 zwang 
man auch den Adel, insgemein für die Verwaltung ſeiner 
Patrimonialjuſtiz gelehrte Richter zu halten. Es gab 
fortan nur noch drei Inſtanzen. Aktenverſendungen an 
Juriſtenfakultäten und Schöffenſtühle wurden verboten, 
die unteren Inſtanzen in die ſtrengſte diſziplinariſche Ab⸗ 
hängigkeit von den oberen, die oberen von ihren Präfi- 
denten und dem Großkanzler gebracht. Es gab fortan 
Konduitenliſten für die richterlichen Beamten. Die Pro- 
kuratoren wurden ganz beſeitigt, Advokaten und Richter 
einer ſtrengen Prüfung unterzogen, die Zahl der Richter⸗ 
ſtellen beſchränkt, aber ſtatt der bisherigen Sporteln auf 
auskömmliche Gehalte fundiert. Die Advokaten wurden 
in ihrer Tätigkeit beſchränkt: ſie durften nur an einem 
Gericht fungieren, die Gebühren erhielten ſie erſt nach 
Schluß des Prozeſſes, und zwar unter Beaufſichtigung 
des Gerichts. Ein ganzer Teil unfähiger oder unehr⸗ 
Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 11 
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lider Elemente, alle Widerftrebenden wurden entlafjen; es 
wurde ein tüchtiger, gelehrter, von Standesbewußtſein er⸗ 
füllter Richter- und Advokatenſtand geſchaffen, im Juſtiz⸗ 
dienſt damals das erreicht, was in der Verwaltung 1713 
bis 1723 gelungen war. Cocceji ſelbſt reiſte vielfach in 
den Provinzen umher; „ein wahrer Herkules im Reinigen 
von Juſtizſtällen“ (Carlyle), hat er bei ſeinem Aufenthalt 
in Pommern 1747 allein in acht Monaten 2400 alte, 
hängengebliebene Prozeſſe erledigt. Der Codex Frideri- 
cianus (1748) enthielt neben dem neuen, nicht praktiſch 
durchgedrungenen Zivilprozeß auch eine Dienſtpragmatik 
für die Richter, welche ein weſentliches Mittel für die Er⸗ 
ziehung des Standes wurde. 


d) Der Zivilprozeß. 


Die ſpätere Juſtizreform ging von dem Großkanzler 
Carmer und ſeinem Rat Suarez aus, 1780 bis 1795. 
Carmer, ſeit 1749 in preußiſchen Dienſten, immer in 
Schleſien beſchäftigt, ſeit 1768 Chef-Präſident aller Re⸗ 
gierungen in Schleſien, Ordner des dortigen Hypotheken⸗— 
und Prozeßweſens, Schöpfer des provinziellen Land⸗ 
ſchafts-Kreditſyſtems, war ein Mann von eminenter Per- 
ſönlichkeit. Bei der Ordnung des Prozeßweſens in 
Schleſien hatte er eine Menge Prozeſſe durch mündliche 
Rückſprache mit den Parteien unter Amgehung der Advo⸗ 
katen perſönlich erledigt. Die hierbei gemachten Er- 
fahrungen waren der Ausgangspunkt ſeiner Prozeßreform. 
Der Richter ſollte die Parteien ſelbſt hören, der Advokat, 
welcher bisher den Prozeß geleitet hatte, ſollte aus dieſer 
Stellung verdrängt werden. Alle Hemmniſſe des alten 
Formalismus ſollten beſeitigt, es ſollte endlich einmal 
wieder wirklich materielles Recht geſprochen werden. 
1774 bis 1775 ſchrieb Carmer zwei Denkſchriften über 
beſſere Fuſtiz und legte im Auguſt 1774 den Entwurf 
einer neuen Prozeßordnung Friedrich dem Großen vor. 
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Seine Berufung zum Chef der Juſtiz und Großkanzler 
(1779) und damit die Inangriffnahme der weiteren Re- 
formen knüpft ſich an den willkürlichen und ungerechten 
Akt der Kabinettsjuſtiz des Großen Königs, der in dem 
Prozeß des Müllers Arnold gegen den Herrn von Gers— 
dorff in ſeiner übergroßen Bauernfreundlichkeit das dem 
letzteren günſtige, völlig begründete Urteil umſtieß, eine 
Anzahl Richter und auch den damaligen Großkanzler und 
Juſtizchef Fürſt kaſſierte. Carmer wurde deſſen Nach— 
folger. Es handelte ſich für ihn in dieſer Stellung zunächſt 
darum, dem Richter eine andere Stellung im Prozeß 
und in den ihm zugewieſenen Verwaltungsgeſchäften zu 
geben. Die neue Prozeßordnung erſchien 26. April 1781, 
und, wenig geändert, als allgemeine Gerichtsordnung 
6. Juli 1793, 1783 außerdem eine Depofital- und Hypo- 
thekenordnung. 

Der Grundgedanke des neuen preußiſchen Zivil— 
prozeſſes iſt die Beſeitigung der Schriftlichkeit, Einführung 
der mündlichen Verhandlung, freiere Stellung des Richters 
gegenüber allen formalen Prozeßvorſchriften, Verwand— 
lung der Advokaten, die bisher den Prozeß weſentlich 
betrieben hatten, in Gehilfen des Richters, der nun den 
ganzen Prozeß beherrſchen ſoll, nicht nur die formelle, 
ſondern auch die materielle Wahrheit feſtzuſtellen hat. 
Große, wahre Gedanken, zu denen, nur in anderer Form, 
die neueſten deutſchen Juſtizgeſetze von 1877 zurückgekehrt 
ſind, nachdem man vorher, unter Savigny und Mühler, 
von ihnen abgegangen war; ſie treten nur damals in der 
Färbung des omnipotenten Polizeiſtaates auf. Indem 
man, wie Carmer, von den ſchleſiſchen Bauernprozeſſen 
ausging, wollte man gleichſam alle Rechtſprechung in ein 
ſummariſches Vergleichsverfahren verwandeln, machte die 
Parteien und Advokaten mundtot, ſtellte faſt übermäßige 
Anforderungen an Fähigkeit und Charakter der Richter, 
wobei Carmer zu ſehr den Maßſtab ſeiner eigenen ſeltenen 
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Perſönlichkeit zugrunde legte; indem man dem Richter die 
weitgehendſte Gewalt einräumte, belaſtete man ihn 
andererſeits wieder mit einer jo weitgehenden Verant- 
wortlichkeit, daß er trotz ſeiner freieren Stellung ängſtlich, 
vorſichtig und ſchwerfällig wurde. Jedenfalls wirkte die 
Reform nur ſo lange günſtig, als der Richterſtand an 
Bildung und Anſehen die bürgerlichen Mittelklaſſen weit 
überragte, als man in ihm eine irdiſche Vorſehung anzu- 
erkennen geneigt war. Als dieſe Bedingungen im 19. Jahr- 
hundert ſchwanden und als zugleich 1833 zum alten ſchrift⸗ 
lichen Prozeß zurückgekehrt wurde, ohne ſonſt die Stellung 
des Richters zu verändern, da mußten die preußiſchen 
Rechtszuſtände als veraltet und unhaltbar erſcheinen, be- 
ſonders gegenüber dem rheiniſch-franzöſiſchen Verfahren. 

(In dieſer Beurteilung des Carmerſchen Zivilprozeſſes 
einige Differenzpunkte zwiſchen Schmoller und Stölzels 
Darſtellung im „Suarez“.) 


e) Das Allgemeine Landrecht. 


Das Römiſche Recht war im 15. und 16. Jahr- 
hundert als das gelehrte geſchriebene und das einer 
älteren wirtſchaftlichen Kultur begünſtigt worden, die 
germaniſchen Rechtsinſtitute waren aber nicht bloß ethiſch 
die höherſtehenden, ſie lebten zum Teil auch praktiſch 
kräftiger fort; die lebendige Rechtsbildung blieb die parti- 
kuläre, an die alten Inſtitute ſich anſchließende. Die große 
und ſchwere Aufgabe, dieſe zwei Strömungen zur Har— 
monie zu bringen, hatte man im 16. Jahrhundert ſchon 
angegriffen, das 18. Jahrhundert hatte ſchon mehrfach 
daran gearbeitet. Leibnitz und die preußiſchen Juriſten 
planten 1690 bis 1700, Friedrich Wilhelm I. 1714 bis 1738 
ein Landrecht, Cocceji gab Bruchſtücke eines ſolchen 1749 
bis 1755 heraus, Kreittmayr publizierte ſeinen Zivilkoder 
für Bayern, Maria Thereſia ließ 1735 bis 1765 an einem 
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öſterreichiſchen Landrecht arbeiten. Turmhoch über all 
dieſen Anläufen ſteht der erſte gelungene Verſuch einer 
Kodifikation des geſamten Privat-, Straf-, Staats- und 
Verwaltungsrechts, das Preußiſche Landrecht. 1780 bis 
1788, entworfen unter Zugrundelegung von Auszügen aus 
dem Corpus juris, 1784 bis 1788 als Entwurf veröffent⸗ 
licht, nach zahlreichen Begutachtungen von Privaten und 
Behörden umgearbeitet, 1792 unter dem Druck der 
reaktionären Parteien von einigen Sätzen über die 
Schranken der königlichen Gewalt gereinigt, als Allge— 
meines Landrecht 5. Februar 1794 publiziert, mit Gejeßes- 
kraft vom 1. Juni desſelben Jahres ab. Es war im 
weſentlichen die Arbeit eines Mannes, der das ganze un— 
geheure Material zuſammenfaßte, die maſſenhaften Be- 
gutachtungen verarbeitete und ſo ein einheitliches Werk 
ſchuf. Suarez (latiniſiert für Schwarz) iſt der eigentliche 
Vater des Allgemeinen Landrechts. Neben feiner unge- 
heuren Arbeitskraft, ſeinen umfaſſenden Kenntniſſen be- 
fähigte ihn zur Ausgeſtaltung dieſes durchaus kaſuiſtiſch 
gehaltenen Geſetzbuches vor allem ſeine eigentümliche 
Gabe, vermittelſt einer Art juriſtiſchen Phantaſie fic fon- 
krete Rechtsverhältniſſe ſcharf und deutlich vorzuſtellen. 
Von den Provinzialrechten, die zur Ergänzung des Allge- 
meinen Landrechts dienen ſollten, iſt nur 1801/1802 das 
oſtpreußiſche, 1844 das weſtpreußiſche zuſtande gekommen. 
Im übrigen hat das Landrecht allgemeine Geltung. 

Die Kodifikation wollte keine wichtigen Neuerungen 
des materiellen Rechts herbeiführen, ſie wollte nur in 
ſyſtematiſcher, für alles Volk verſtändlicher Weiſe zu- 
ſammenfaſſen, was damals Rechtens war. Das Land— 
recht iſt ein Spiegelbild des preußiſchen Beamtenſtaates 
mit den liberaliſierenden Tendenzen Friedrichs II. Seine 
Bedeutung liegt darin, daß es zum erſtenmal für einen 
großen Staat mit ganz verſchiedenartigen Provinzen eine 
durchgreifende Rechtseinheit ſchuf, daß es eine meiſter— 
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hafte Geſetzesſprache ausbildete, daß es römische und ger— 
maniſche Rechtsinſtitute mit Glück und Scharfſinn zu 
einem Syſtem verband, daß es auf der einen Seite die 
Quelle eines ſtarken und energiſchen Rechtsſinnes im 
ganzen Volke wurde, auf der anderen Seite die Grundlage 
ſchuf für die deutſchen Kodifikationen des 19. Jahr- 
hunderts. Savigny hat dem Werke vorgeworfen, daß es 
die Höhe und Schärfe der Prinzipien des Römiſchen 
Rechts aufgebe und doch auch nicht das individuelle Leben 
voll vergegenwärtige, nicht ohne Grund; aber auf dieſem 
Wege allein glaubte man ein Volksbuch ſchaffen zu 
können. Die fernere wiſſenſchaftliche Entwicklung litt 
darunter, daß man Kommentare und Bearbeitungen ver— 
bot. Aber daß man überhaupt dieſe Kodifikation zuſtande 
brachte, iſt das Zeichen einer geiſtesſtarken Epoche. Das 
Preußiſche Landrecht iſt nicht ſowohl Abſchluß einer alten, 
als vielmehr Ausgangspunkt einer neuen Rechtsbildung, 
der erſte Schritt zum Rechtsſtaat. 


3. Hiſtoriſcher Rückblick auf die Regierung 
Friedrichs des Großen. 


Friedrich der Große hat von 1740—1786 drei Pro- 
vinzen, Schleſien, Oſtfriesland, Weſtpreußen, dem Staate 
einverleibt, das Areal desſelben von 2186 auf 3456 Qua⸗ 
dratmeilen, die Einwohnerzahl von 2,3 auf 5,4 Millionen, 
die reinen Staatseinkünfte von 7 auf 20 Millionen Taler 
jährlich, die Armee von 80 000 auf 195 000 Mann er⸗ 
hoben. Ohne die Abſicht, die deutſche Reichsverfaſſung 
ganz entzweizuſchlagen, hat er zum erſten Male kühn den 
Dualismus zwiſchen Preußen und Sſterreich begriffen, hat 
Preußen zur erſten proteſtantiſchen Kontinentalmacht er- 
hoben und innerhalb der Reichsverfaſſung ſich zum Schutz— 
herrn der kleineren Staaten gegen Sſterreich aufgeworfen, 
hat die Ausdehnung Sſterreichs in Süddeutſchland und 
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Bayern gehindert, im deutſchen Fürſtenbund das Vorbild 
des Norddeutſchen Bundes geſchaffen, durch die ver— 
änderte Machtſtellung Preußens die ganze künftige Ent⸗ 
wicklung Mitteleuropas in andere Bahnen gelenkt. Die 
neuen Provinzen hat er verſtanden, in kurzer Zeit mit 
den alten zu verbinden, ſeine Kriege verſtand er zu führen 
ohne Verſchuldung des Staates und mit einer weitgehenden 
Schonung der heimiſchen wirtſchaftlichen Kräfte. Die 
ſchweren Wunden des Siebenjährigen Krieges wußte er 
verhältnismäßig raſch zu heilen. Die ſyſtematiſche Pflege 
von Landwirtſchaft, Handel und Induſtrie, die Förderung 
der Bevölkerung und der Koloniſation, des inneren Ber- 
kehrs und des Schulweſens verband er mit einer muſter⸗ 
haften Ordnung der Finanzen. Wie er, wenn es not⸗ 
wendig war, alle wirtſchaftlichen Mittel ſeiner Länder für 
den Staat zu verwenden verſtand, ſo ſtellte er doch auch 
andererſeits alle Macht und Organiſation des Staates in 
den Dienſt großartiger geiſtiger und materieller Kultur- 
pflege, einer faſt ſtaatsſozialiſtiſch zu nennenden Volks- 
wirtſchaft. Friedrich II. wollte dadurch für Preußen er- 
reichen, was die Weſtmächte im 16. und 17. Jahrhundert 
erreicht hatten. Wenn er dabei ſpäter zu weit ging, ſo 
war er doch auch erfüllt von den liberalen Ideen ſeines 
Jahrhunderts, welche die unteren Klaſſen zu heben ſtrebten, 
ſo hat doch gerade er durch die großen Juſtizreformen 
zuerſt in Preußen den Schutz der individuellen Rechte ge- 
währleiſtet. Wenn er ſo Großes erreichte durch eine 
zentraliſierte Kabinettsregierung, ſo liegt der eigentliche 
Schlüſſel hierfür zuletzt in ſeiner Perſönlichkeit, wie ſie 
unter den geborenen Fürſten der ganzen neueren Geſchichte 
kaum je ſich wiederholt. Der Mittelpunkt dieſer unendlich 
reichen Perſönlichkeit, die wie eine Verkörperung der zeit⸗ 
genöſſiſchen Bildung nach allen ihren Richtungen hin er- 
ſcheint, iſt das beiſpiellos energiſche Pflichtgefühl, dem eine 
ungeheure Arbeitskraft entſprach. Von Hauſe aus 
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Sealift, hat Friedrich der Große doch zugleich einen 
außerordentlich praltiſchen Blick und das intimſte Ver— 
ſtändnis der Realitäten in den menſchlichen und jtaat- 
lichen Verhältniſſen gehabt. Durchdrungen von dem 
rationaliſtiſchen Selbſtbewußtſein des reformierenden 
18. Jahrhunderts, iſt er doch nie, ſelbſt in ſeinen kühnſten 
Plänen nicht, weiter gegangen als bis zu dem Erreich— 
baren. Er ſuchte keine weitere Vergrößerung Preußens, 
als deſſen Eigentümlichkeit zur Zeit vertrug, und das 
Maximum derſelben hat er erreicht. Im Innern iſt er 
weit entfernt von dem Experimentieren doktrinärer Re⸗ 
former, wie ſein Jahrhundert deren zeigt; er ſetzte hier das 
Werk ſeines Vaters fort, aber er durchdrang es mit neuem 
Geiſte; volkswirtſchaftlich und finanziell ſteht er auf der 
Höhe ſeiner Zeit. And in der Mitte einer nach ſeinen 
Anweiſungen raſtlos ſchaffenden Arbeit ſteht er ſelbſt als 
der tätigſte, der „erſte Diener des Staates“. Aber die 
ſtaatliche Zentraliſation hat ihre Grenzen. Dies Prinzip 
der Unifizierung und Bevormundung hat der preußiſche 
friderizianiſche Staat überſpannt. Die Bürger, die 
Bauern blieben unſelbſtändig, es mangelte an freier, ge- 
noſſenſchaftlicher Organiſation auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens. Dies war der Punkt, an dem die 
ſpäteren Reformen, zunächſt die Stein⸗Hardenbergſche, 
anſetzen mußten. 


4. Die zwanzig Jahlre 1786-1806. 


Preußen war 1786 der modernſte Staat in Europa. 
Aber die Weiterbildung ſeiner Inſtitutionen erfolgte nach 
dem Tode Friedrichs des Großen nicht fo, wie es erforder- 
lich geweſen wäre. Die Epoche von 1786 bis 1806 iſt eine 
Zeit der Abſpannung nach jahrhundertelangen An⸗ 
ſtrengungen. Dieſe Zeit hat übermäßigen Tadel erfahren. 
Der Hof Friedrich Wilhelms II. war verſchwenderiſch 
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und doch noch der ſparſamſte der großen Höfe Europas; 
er war ausſchweifend, aber noch lange nicht ſo, wie etwa 
der von London. Es war die Zeit der großen Staats- 
umwälzung in Frankreich und der großen Ideenumwälzung 
in ganz Europa. In Frankreich hatte der aufgeklärte 
Deſpotismus ſein Ende heraufbeſchworen; in Preußen 
forderte er noch keineswegs zur Beſeitigung auf. 

In den Jahren 1786-1806 dehnte ſich der Staat von 
3536 auf 5630 Quadratmeilen aus, von 5½ auf 10 Mill. 
Einwohner. 1792 war Ansbach-Bayreuth, 1793 Süd- 
preußen, Thorn, Danzig, 1795 Neuoſtpreußen und Neu— 
ſchleſien, 1803 Paderborn, Münſter, Hildesheim, Erfurt 
u. a., 1806 Hannover und Lauenburg erworben worden. 
Das reine Staatseinkommen ſtieg von 20 auf 35 Mill. 
Taler; der allgemeine Wohlſtand, Kapitalbildung, Handel 
hatten die größten Fortſchritte gemacht, der Luxus hatte 
mehr zugenommen als vorher in 200 Jahren. Aber die 
großen polniſchen Erwerbungen ſchwächten den Staat viel 
mehr, als ſie ihm nützten, ihre Einverleibung war ſo falſch, 
wie die Annahme Hannovers aus Napoleons Händen. 
In einer Periode unerhörter Veränderungen im europä— 
iſchen Staatenſyſtem beherrſchte die oberſte ſtaatliche 
Leitung Preußens Anentſchloſſenheit und Anſicherheit, die 
zum Teil aus der gefährdeten Stellung in den neuen 
polniſchen Gebieten ſich erklärt. Die alten Staats- 
einrichtungen, auf dem perſönlichen Regiment energiſcher 
Fürſten beruhend, blieben in der Hauptſache beſtehen und 
konnten jetzt nur ungünſtig wirken. Sie ſind durchweg in 
Stillſtand und Verknöcherung begriffen, die Anzahl der 
Behörden iſt zu groß, der Mechanismus der Verwaltung 
zu ſchwerfällig geworden, bureaukratiſcher Formalismus 
und Vielſchreiberei überwuchern das geſunde Staatsleben. 
Eine kräftige Perſönlichkeit im Zentrum fehlte. An⸗ 
verantwortliche Kabinettsräte und Adjutanten regierten 
ſtatt des Fürſten und der Miniſter. Human⸗liberale An- 
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ſchauungen, die ſchon teilweiſe Friedrich II. ſelbſt gepflegt, 
die naturrechtlichen, politiſch-konſtitutionellen, phyſio⸗ 
kratiſchen Theorien erfüllten das jüngere Beamtentum, 
vermochten aber noch keine Reform großen Stils herbei— 
zuführen, ſondern nur Zweifel und Anſtetigkeit zu er⸗ 
zeugen. Wie die von Stein damals geplante Reform des 
Akziſe⸗ und Steuerweſens nicht zuſtande kam, ſo verliefen 
zahlreiche Pläne, auch der Armeereform, im Sande. An 
die wichtigſte und dringlichſte Aufgabe, die geſamten ge- 
ſellſchaftlichen Kräfte wieder in lebendige Verbindung mit 
dem Staat zu bringen, konnten die damaligen Spitzen der 
kaſtenartig vom Volk abgeſchloſſenen höheren Beamten- 
kreiſe nicht denken. Nichtsdeſtoweniger zeigen zahlloſe 
Reformen im kleinen, der geſamte Zuſtand der Redhts- 
pflege, der Verwaltung, der Finanzen ein in ſeinem Kern 
geſundes Staatsweſen. Der Zuſammenbruch des Staates 
beweiſt keine innere Fäulnis desjelben; er beweiſt nur, daß 
im Moment die ſiegreich vordringenden Reformtendenzen 
noch nicht der Spitzen der Staatsgewalt ſich bemächtigt 
hatten und daß die Schwierigkeiten der damaligen Lage 
zu groß waren für die alten Generale und die alten 
Miniſter, die damals an der Spitze ſtanden. Vincke, der 
durch ſeine Reiſen und ſeine Sachkenntnis aufs genaueſte 
mit den Zuſtänden der weſteuropäiſchen Staaten bekannt 
war, fällt über Preußen ein verhältnismäßig ſehr 
günſtiges Urteil. Lichtpunkte in dieſer Zeit find namentlich 
die vollendete Emanzipation der Domänenbauern und die 
muſterhafte Verwaltung Hardenbergs in Ansbach— 
Bayreuth. Auch im Bergweſen wurde Tüchtiges geleiſtet. 
Das ſchlimmſte Abel war die Kabinettsregierung von 
Lombard und Genoſſen unter Friedrich Wilhelm II., 
während Friedrich Wilhelm III. wohlmeinende Leute, wie 
Beyme, heranzog, die aber auch jetzt den maßgebenden 
Einfluß übten, ohne in die verantwortliche Stellung ein- 
zutreten. 
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IV. Die Stein-Hardenbergſche Zeit. 


i 
| 
| 
| 1. Die Reorganiſation des Staates. 


Durch den Tilſiter Frieden vom 9. Juli 1807 verlor 
Preußen 2851 Quadratmeilen mit über 5 Millionen Ein— 
wohnern, und, von 1807 bis 1814 auf 2856 Ouabdrat- 
meilen mit 4¼ Millionen Einwohnern beſchränkt, mußte 
es feine Armee auf 42 000 Mann reduzieren, an Frank- 
reich über 1 Milliarde Frank zahlen. Die Steuer⸗ 
organiſation des Staates, auf die keine Spur einer po— 
pularen Bewegung einwirkte, fiel einem Kreiſe jüngerer 
liberaler Beamten und Offiziere zu, die in Oppoſition zu 
dem alten Syſtem, genährt von den Ideen Montesquieus 
und Adam Smith', ſchon vor 1806 überwiegend zu an- 
geſehenen Stellungen gelangt waren, auch längſt die Re- 
formen, deren der Staat bedurfte, vorbereitet hatten: 
Stein, Hardenberg, Humboldt, Schrötter, Vincke, Schön, 
Altenſtein, Frieſe, Scharnhorſt, Gneiſenau, Boyen. 

Stein war der erſte wirklich regierende und ver— 
antwortliche Miniſter Preußens, der auch perſönlich den 
Vortrag beim König hatte. Sein Miniſterium dauerte 
nur vom 5. Oktober 1807 bis zum 24. November 1808, 
wo ſeine in Napoleons Hände gefallenen Briefe ihm deſſen 
Achtung und die Verdrängung aus dem preußiſchen 
Staatsdienſt zuzogen. Ihm folgte das zweijährige 
Miniſterium Dohna⸗Altenſtein bis zum 14. Juni 1810, 
welches, ſchwachmütig und wenig orientiert über die 
Fragen der äußeren Politik, an den ſchwierigen finanziellen 
Anforderungen der Zeit ſcheiterte. Dann trat Hardenberg 
als Staatskanzler ein bis zu ſeinem Tode 1822. Er war 
nicht ein Mann von ſo großen, geſunden Ideen für die 
Verwaltung, von ſo praktiſchem Scharfblick für das 
einzelne, von ſo feuriger Energie und ſo hohem ſittlichen 
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Idealismus wie Stein, aber gerade das Lavierende, 
Diplomatiſche ſeiner Haltung, ſeine ungemeine Gewandt⸗ 
heit und Schlauheit, welche ſelbſt einen Napoleon zu 
täuſchen vermochte, verbunden mit Beharrlichkeit und be- 
deutender adminiſtrativer Einſicht, waren Eigenſchaften, 
welche die damalige Lage des Preußiſchen Staates vor 
allem erforderte. Der weſentliche Anterſchied aller dieſer 
Miniſterien gegen die früheren liegt darin, daß von 1807 
an der leitende Miniſter die innere und äußere Politik im 
weſentlichen beſtimmte. Das Werk Hardenbergs vor 
allem iſt nun einerſeits der Befreiungskampf gegen 
Napoleon, die außerordentlich ſchwierige, den Staats- 
bankerott vermeidende Finanzleitung und die Wiederber- 
ſtellung eines Staatsgebiets von 5686 Quadratmeilen mit 
10 Millionen Einwohnern, andererſeits die Reformgeſetz⸗ 
gebung. Die neue Geſtaltung des Preußiſchen Staates 
1814/15 beruhte auf der Aberlaſſung des größeren Teils 
der früher polniſchen Provinzen an Rußland, der fränfi- 
ſchen Beſitzungen an Bayern, Oſtfrieslands an Hannover. 
Die beiden letzten Landesteile waren, ſo ſchwer man ſich 
von ihnen trennte, doch für den eigentlichen Staatszweck 
zu entfernt gelegen. Die polniſchen Erwerbungen hatten 
nur eine Ableitung Preußens von den eigentlichen Auf— 
gaben ſeiner deutſchen Politik bedeutet; der polniſche 
Landesteil, der, um Schleſien und Oſtpreußen zu verbinden, 
auch jetzt noch beim Staate blieb, bereitete demſelben in 
der Folgezeit noch Schwierigkeiten genug. Zu den zu— 
ſammenhängenden alten Provinzen kamen nun neu hinzu 
das bisher ſchwediſche Vorpommern, das bis auf den 
heutigen Tag in Recht und Verwaltung einige Beſonder— 
heiten behalten hat, die nördliche Hälfte von Kurſachſen, ein 
rein proteſtantiſches Gebiet, welches weſentlich zur Ab— 
rundung des Kerns der preußiſchen Monarchie beitrug, im 
übrigen jo preußenfeindlich, wie irgend möglich, baupt- 
ſächlich aber die rheiniſch-weſtfäliſchen Lande, früher meift 
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geiſtliche, in franzöſiſchem Sold ſtehende Territorien, jetzt 
faſt ein Menſchenalter unter franzöſiſcher Verwaltung mit 
überwiegend franzöſiſchen Sympathien, faſt ganz katholiſch, 
vom übrigen Staate geographiſch durch Heſſen und 
Hannover getrennt. Die Aſſimilierung dieſer weſtlichen 
Hälfte der Monarchie bildet ein Hauptelement, wenn nicht 
das ausſchlaggebende, für die Geſchichte des Preußiſchen 
Staates im 19. Jahrhundert. Der bürgerlich-demofratifche 
Liberalismus, die ultramontane Partei und der wiffen- 
ſchaftliche Sozialismus ſind antipreußiſchen, rheiniſchen 
Arſprungs. 

Die neue Einteilung des Staates in 10, ſpäter in 8 
Provinzen, 25 Regierungsbezirke, 333 Kreiſe fand auf 
Grund der Verordnung vom 30. April 1815 ſtatt. Nur 
teilweiſe an das Beſtehende ſich anlehnend, ſtieß ſie auf 
unendliche Schwierigkeiten, wie überhaupt die neuen 
Beſtandteile des Staates unter vorherrſchendem Lokal- und 
Provinzialgeiſt der Einheit des Staates, der einheitlichen 
Verwaltung und Geſetzgebung nicht bloß Jahre, ſondern 
teilweiſe Jahrzehnte widerſtrebten. 

An der Reformgeſetzgebung müſſen zwei Seiten unter⸗ 
ſchieden werden: die eine Tendenz derſelben war gerichtet 
auf ſoziale und wirtſchaftliche Zwecke: deren Hauptträger 
war Hardenberg, während die andere Seite der Reform, 
der Verſuch einer Wiederbelebung des ſtaatlichen Sinnes 
im Volke, hauptſächlich von Stein ausgegangen iſt. 

So durchgreifend die Reformpläne liberaliſierender 
Tendenz von 1808 —1823 waren, jo haben fie doch das 
Weſen der ſtaatlichen Verwaltung, die vorherrſchende 
Richtung des Staatslebens auf einen militäriſchen 
Beamtenſtaat zunächſt nicht geändert. Man könnte nur 
ſagen, daß infolge der Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms III. 
und der herrſchenden liberalen Tendenzen das hohe 
Beamtentum eine Art bureaukratiſcher Staatsverfaſſung 
vollendet habe. 
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2. Die Amgeſtaltung der Verwaltung. 
a) Die oberſten Staatsbehörden. 


a. Staatskanzleramt und Fachminiſterien. 


Die Reform in der Zentralinſtanz der Staats- 
behörden wird bezeichnet durch die Schaffung des Staats- 
kanzleramts, der Fachminiſterien und des Staatsrats. 


Gegenüber der früheren Herrſchaft des Geheimen 
Kabinetts wollten Stein und Hardenberg einen 
diktatoriſchen, allein verantwortlichen Staatsminiſter, den 
Staatskanzler. Aber Stein meinte das Staats- 
kanzlertum nur als eine vorübergehende Bildung; im 
Prinzip war er für eine kollegialiſche Verwaltung der 
Zentralinſtanz: die eigentlich regierende Behörde ſollte der 
Staatsrat ſein, der zwar auch die Miniſter umfaßte, aber 
als von ihm abhängige, gewiſſermaßen ſubalterne Reſſort⸗ 
chefs. Dieſen Gedanken der Kollegialität in der Ober- 
inſtanz hat Hardenberg gänzlich fallen laſſen. Er behielt 
das ihm 1810 übertragene Staatskanzlertum bei, welches 
mit einer ſehr weitgehenden Gewalt über alle anderen 
Miniſter ausgeſtattet war. Doch behauptete Hardenberg 
dieſe Macht voll nur bis zum Jahre 1814, ſolange er die 
Miniſterien des Außern, der Finanzen und der Polizei in 
ſeiner Hand vereinigte. Von da bis zu ſeinem Tode blieb 
er eine Zwiſcheninſtanz zwiſchen den Reſſortminiſtern und 
dem König, beherrſchte aber weder dieſen noch jene. Seine 
beiden Nachfolger (Voß⸗Buch und Kleiſt von Nollendorf) 
entbehrten jeder Bedeutung; das Amt ging wieder ein. 


An Stelle des General-Direktoriums und feiner zahl⸗ 
reichen Departements und der anderen Immediatſtellen 
traten nach franzöſiſchem Muſter 5 Fachminiſterien 
(Außeres, Krieg, Inneres, Finanzen, Juſtiz), je mit einem 
verantwortlichen Miniſter an der Spitze und mit büro- 
kratiſcher Verfaſſung, nach Steins Gedanken dem Staats- 
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rat, nach der Hardenbergſchen Organiſation dem Staats- 
kanzler untergeordnet. Dadurch wurde die Einheit der 
Verwaltung in jedem Hauptzweige derſelben ſichergeſtellt; 
der Departementschef konzentrierte in ſich eine Gewalt, 
wie ſie die Miniſter des 18. Jahrhunderts nie gehabt. 
Dieſelbe wurde freilich in der Praxis dadurch ermäßigt, 
daß die wichtigſten Fragen an das kollegialiſche Staats⸗ 
miniſterium kamen und daß für viele andere, beſonders 
rechtliche Fragen in Preußen an der Praxis feſtgehalten 
wurde, die Entſcheidung durch den Miniſter und ſeine Räte 
kollegialiſch treffen zu laſſen. Im übrigen iſt für die Zeit 
bis 1840 zu bemerken, daß der ſtändiſch-provinzielle Plan 
(1819-1823), wieder zu Provinzialminiſtern zurückzu⸗ 
kehren, mißlang (den für dieſen Plan faſt ſchon gewonnenen 
König und ſeinen Generaladjutanten von Witzleben von 
der Ausführung abgehalten, ſie überzeugt zu haben, daß 
damit das völlige Auseinanderfallen Preußens verbunden 
ſei, iſt das Verdienſt Humboldts und Hippels), ferner daß 
in der Abgrenzung der Geſchäfte in den einzelnen Mi- 
niſterien vielfacher Wechſel eintrat und die ausſchließlich 
durch den König repräſentierte Einheit der Staatsgewalt 
kaum Herr zu werden vermochte über die Reſſortkonflikte 
der einzelnen Miniſterien untereinander. 


8. Der Staatsrat. 


Der Staatsrat, wie ihn Stein projektierte, war ein 
erweiterter Miniſterrat, der nicht bloß Geſetze und Ver— 
waltungsmarimen beraten, ſondern die ganze Verwaltung 
einheitlich beherrſchen ſollte. Hardenberg beſtimmte ſchon 
1810, daß der zu bildende Staatsrat ganz aus der 
laufenden Verwaltung hinauszurücken ſei, und blieb dabei, 
als der Staatsrat am 20. März 1817 wirklich ins Leben 
trat. Der Staatsrat, beſtehend aus den Prinzen, Miniſtern, 
Abteilungsdirektoren, Feldmarſchällen, Oberpräſidenten 
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und einigen anderen hohen Beamten und ernannten Mit- 
gliedern, in 7 Fachſektionen und einem Plenum 
verhandelnd, wurde die oberſte beratende Behörde für alle 
Geſetze und allgemeinen Maßregeln; ſeine anderen 
Funktionen aber, wie z. B. bezüglich der Beamten⸗ 
entlaſſung, der Staatsſchuldenverwaltung u. a. treten ganz 
zurück. Seine geſetzebegutachtende Funktion hat der 
Staatsrat 1817-1848 in gewiſſer Beziehung muſterhaft 
erfüllt; es ſind aus ſeinen Beratungen eine Reihe materiell 
und formell vollendeter Geſetze hervorgegangen; aber einen 
entſcheidenden Einfluß auf die Krone oder auf die Reſſort⸗ 
miniſter konnte der Staatsrat nicht erwerben, ebenſowenig 
auch Vertrauen beim Volke, da ſeine Beratungen durchaus 
geheim waren. 


b) Die Oberpräſidenten. 


Das Amt der Oberpräſidenten hatte Stein in 
Anlehnung an das Inftitut der früheren ſchleſiſchen, weſt⸗ 
fäliſchen, fränkiſchen Oberpräſidenten ſo geplant, daß der 
Oberpräſident an der Spitze von ein bis zwei Provinzen 
und mehreren Kammern als Vertreter des Miniſters alles 
kontrollieren ſollte, ohne eine ſelbſtändige Mittelinſtanz zu 
bilden. In dieſem Sinne führt dann Altenſtein 1808 die 
Oberpräſidenten tatſächlich ein, während ſie Hardenberg 
1810 unter allgemeinem Beifall wieder als ſchädlich und 
überflüſſig beſeitigte. Als aber 1815 der Staat viel größer 
wurde, die Einteilung desſelben in Provinzen beſchloſſen 
war und die Beibehaltung des Kollegialſyſtems in der 
Regierungsinſtanz eine lebendige und kräftige Oberbehörde 
über denſelben wünſchenswert machte, ſtellte man am 
30. April 1815 das Amt wieder her und bildete es durch 
die Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 und 31. Dezember 
1825 weiter aus. Die Oberpräſidenten wurden jetzt zu einer 
bureaukratiſchen Zwiſcheninſtanz zwiſchen Miniſterium 
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und Regierung, ſollten als Stellvertreter der Miniſter alle 
Provinzialbehörden kontrollieren und die Angelegenheiten 
beſorgen, welche ſich auf die ganze Provinz beziehen, z. B. 
die ſtändiſchen. Zugleich wurde der Oberpräſident Vor⸗ 
ſitzender der Provinzial⸗Medizinalkollegien, Schulkollegien 
und Konſiſtorien. Eine Reihe der älteren Oberpräſidenten 
haben in hervorragender und ſelbſtändiger Weiſe das 
Wohl ihrer Provinzen gefördert und ſo dem Amte eine 
ſteigende Bedeutung verliehen. (Vincke für Weſtfalen, 
Merkel für Schleſien, Sack für die Rheinprovinz, 
Schön für Oſtpreußen, Baſſewitz für Brandenburg, 
Zerboni für Poſen.) Mit der neueren Verwaltungs- 
reform und der dadurch bedingten Selbſtändigkeit der 
Provinzen und ihrer Inſtitute haben die Oberpräſidenten 
eine neue Bedeutung als Vertreter der Staatsgewalt 
gegenüber den provinzialſtändiſchen Inſtituten erhalten. 


c) Die Regierungen. 


In der mittleren Inſtanz blieben die Kriegs- und 
Domänenkammern als kollegialiſche Behörden, ſeit 1808 
Regierungen genannt; ſie ſollten nach dem Plane Steins 
und Hardenbergs mehr als bisher für ihren Bezirk den 
Vereinigungspunkt der geſamten inneren Staatsverwal⸗ 
tung bilden. Daneben hatte Stein den Plan, ihnen ſtän⸗ 
diſche, unbezahlte Ehrenmitglieder beizugeben; derſelbe 
kam aber ebenſowenig zur Ausführung, wie der Harden- 
berg⸗Bülowſche Gedanke, fie in bureaukratiſche Präfek⸗ 
turen zu verwandeln. Die Beibehaltung der Kollegialität 
ſollte Gleichförmigkeit und Anparteilichkeit garantieren, die 
Räte ſelbſtändig und charakterfeſt machen, die Re⸗ 
gierungen in gewiſſem Sinne befähigen, Vertreter ihres 
Bezirks zu werden. Die Verordnung vom 15. April 1814 
und die Geſchäftsinſtruktionen vom 15. Oktober 1817 und 
23. September 1825 regeln das einzelne. Die Regierungen 
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zerfallen in Abteilungen für das Innere, für das Kirchen— 
und Schulweſen, für Domänen, Forſten und direkte 
Steuern, für indirekte Steuern. Ihre Kompetenz war eine 
viel größere als die der alten Kammern; eine Verwaltung 
nach Geſetzen wird ihnen ebenſo eingeſchärft, wie die För— 
derung des Staats- und Geſamtwohls. Solange der abjo- 
lute Staat ohne ausgebildete Selbſtverwaltung und Ver— 
waltungsgerichte beſtand, waren die Regierungen die 
eigentlichen Bollwerke einer gerechten und unabhängigen 
Staatsverwaltung. Sie mußten in der parlamentariſchen 
Zeit, nach Ausbildung der Selbſtverwaltung und der Ver— 
waltungsgerichte, naturgemäß dem bureaukratiſchen Prä— 
fektenſyſtem weichen. Den Charakter der Aniverſalität 
haben fie frühe eingebüßt, zuerſt durch die Los- 
löſung der provinziellen indirekten Steuerdirektoren, durch 
die provinziellen Konſiſtorien und Schulkollegien, dann 
durch die Generalkommiſſionen (für Geparationen, Zu- 
ſammenlegung von Grundſtücken u. dgl.) und die Ober- 


bergämter, durch die provinziellen Intendanturen und 
Oberpoſtdirektionen. 


d) Die Städteordnung. 


Was die Lokalverwaltung betrifft, ſo ward dieſelbe 
auf dem platten Lande von der Reform im weſentlichen 
noch unberührt gelaſſen, in den Städten aber durchaus 
geändert und auf andere Grundlagen als bisher geſtellt, 
durch die Städteordnung von 1808, welche die Grundſätze 
einer geſunden Selbſtverwaltung in Deutſchland einführte 
und den Glanz- und Höhepunkt der Stein-Hardenberg⸗ 
ſchen Reform bildet. 

In den Städten herrſchten bisher die Steuerräte und 
die Garniſonchefs; Juſtiz und Verwaltung waren völlig 
ineinander übergegangen; aller lebendige Bürgerſinn war 
längſt ertötet. In den Städten der Rheinprovinz wurden 
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Bürgermeiſter und Gemeinderat nach franzöſiſcher Weiſe 
ernannt, letzterer durfte Beſchlüſſe faſſen, wurde aber nicht 
zu pflichtmäßiger Arbeit im Dienſte der Gemeinde er- 
zogen. 

Von den Denkſchriften, die ſich Stein für eine Neu- 
geſtaltung der Stadtverfaſſung einreichen ließ, fand die 
des Königsberger commissarius loci Frey am meiſten 
ſeine Beiſtimmung. Sie wurde zur Grundlage der neuen 
Städteordnung, welche Schrötter eiligſt auszuarbeiten 
hatte. Formell war dieſes Geſetz äußerſt unvollkommen, 
aber die Grundgedanken waren die richtigen. Die Städte- 
ordnung beſeitigte die bisherige ſtaatliche Bevormundung 
der Städte mit dem Amt des Steuerrats, ſie nahm den 
Städten Juſtiz und Polizei und erklärte dieſelben für 
Staatsſache. Die Stadtverwaltung aber wurde relativ 
ſehr ſelbſtändig; ſie wurde gelegt: 

a) in die Hände eines von den Stadtverordneten ge= 
wählten kollegialiſchen Magiſtrats, der aus beſoldeten und 
unbeſoldeten Mitgliedern beſteht mit einer Amtsdauer von 
zwölf reſp. ſechs Jahren; 

b) einer von der ſtimmfähigen Bürgerſchaft ge⸗ 
wählten Stadtverordnetenverſammlung, welche den Ma— 
giſtrat kontrolliert und urſprünglich in finanziellen Dingen 
faſt allein entſchied; 

c) einer Reihe von Verwaltungsdeputationen, welche, 
dem Magiſtrat untergeordnet, aus Magiſtratsmitgliedern, 
Stadtverordneten und Bürgern beſtehend, einen bedeuten⸗ 
den Teil der angeſehenen Bürger zu ſelbſttätiger Pflicht- 
erfüllung im Dienſt des Gemeinweſens zwingen. 

Indem der Schwerpunkt der Stadtverwaltung mehr 
und mehr in die Magiſtratskollegien und namentlich in die 
Bürgerdeputationen fiel, wo einige wenige bezahlte, dem 
Staatsbeamtentum gleichſtehende Stadträte, mit einer ſehr 
großen Zahl im Ehrenamt unentgeltlich tätiger Bürger 
praktiſch zuſammenwirkten, die Stadtverordneten ſelbſt 
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aber durch ihre Teilnahme an den Deputationsgeſchäften 
zugleich alle Bedürfniſſe der Verwaltung im einzelnen 
kennenlernten, wurde die Gefahr vermieden, daß die 
Stadtverordneten ſich als ſouveränes Lokalparlament 
fühlten, welches etwa ſeine zufälligen egoiſtiſchen Ma⸗ 
joritätsintereſſen durch einen abhängigen Bürgermeiſter 
zur Herrſchaft bringen konnte. Sehr richtig war auch der 
Gedanke, daß die Magiſtratsmitglieder nicht alle, wie 
Stein wollte, vorübergehend ihr Amt hatten und daneben 
ein bürgerliches Gewerbe trieben, was zu den Mißſtänden 
der franzöſiſchen Mairewirtſchaft getrieben haben würde, 
ſondern daß hier beſoldetes, meiſt dauerndes Beamten⸗ 
tum mit dem kürzeren bürgerlichen Ehrenamt in glück⸗ 
licher Miſchung verbunden wurde. Das Verhältnis von 
Magiſtrat und Stadtverordneten wurde durch die ſpäteren 
Geſetze, hauptſächlich durch die Städteordnung von 1831, 
dahin geändert, daß in finanziellen Dingen beide Kollegien 
ſich gleichſtehen; auch die Staatsaufſicht mußte ſpäter 
wieder etwas verſtärkt werden, da in den kleinen Städten 
mitunter noch haarſträubende Beſchlüſſe gefaßt wurden 
(die Wälder abzuholzen u. dgl.); auch wurde die Ab- 
grenzung des Bürgerrechts und das Wahlrecht ſpäter noch 
modifiziert. Aber die Grundgedanken blieben und haben 
ſich in jeder Beziehung bewährt. 


3. Die Neuordnung der Erwerbsgeſellſchaft. 


Die Neuordnung der wirtſchaftlichen und der ſozialen 
Verhältniſſe knüpft ſich vor allem an die Inſtitute der Ge⸗ 
werbefreiheit, der Gleichſtellung von Stadt und Land, an 
die Beſeitigung aller ſtändiſchen Vorrechte im Grund- 
eigentumserwerb, an die Aufhebung der Erbunter- 
tänigkeit, die Ablöſung der bäuerlichen Laſten, die Gepa- 
rationen und die Herſtellung eines freien Grundeigen- 
tums. Durch die Gewerbefreiheit wurden die vielfach be⸗ 
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ſchränkten, kontrollierten, reformierten Zünfte vollends 
aufgehoben, das Verbot des Gewerbebetriebs auf dem 
platten Lande fiel hinweg. Unabhängig von forporativen 
Satzungen und Beſchränkungen durfte jeder überall unter 
Beobachtung der allerdings auch bei der Gewerbefreiheit 
notwendig befundenen ſtaatlichen Beſtimmungen ſein Ge— 
werbe betreiben. Was die Amgeſtaltung der agrariſchen 
Verhältniſſe anbetrifft, jo hatte die franzöſiſche Revo⸗ 
lutionsgeſetzgebung alle bäuerlichen Laſten, einen großen 
Teil ohne jede Entſchädigung, beſeitigt. Die rheiniſch⸗ 
weſtfäliſche Geſetzgebung war dieſem Beiſpiel gefolgt, und 
man machte nun auch in Preußen unter Stein und 
Hardenberg einen großartigen Anlauf, ebenfalls das 
ganze agrariſche Syſtem von Grund aus umzugeſtalten, 
nach Maßgabe der Adam Smithſchen Gedanken einer 
weitgehenden perſönlichen Freiheit und Mündigkeit aller 
Wirtſchaftsſubjekte. Für die Durchführung war leider 
nur ein Teil der Bauern nicht reif genug, und deshalb 
war es ein verhängnisvoller Fehler, daß von 1807 an der 
monarchiſche Bauernſchutz ganz oder teilweiſe fallengelaſſen 
wurde — ganz gegen Steins Meinung. Es entſtand 
ſo, teils ſofort, teils ſpäter, unter Abänderung der älteren 
Geſetze eine Tendenz zum Bauernlegen, die von 1807 bis 
1848 einem großen Teil, vor allem der Kleinbauern, die 
ſelbſtändige wirtſchaftliche Exiſtenz koſtete. 

Das Edikt vom 9. Oktober 1807 hob die Erbunter- 
tänigkeit und den Geſindezwangsdienſt auf, ſchuf den 
freien Bodenverkehr, behielt aber in bezug auf das Aus- 
kaufen der Bauern durch die Gutsherren doch gewiſſe 
Schranken bei, die freilich dann in den Ausführungs- 
verordnungen für die einzelnen Provinzen verſchieden 
ſcharf gefaßt waren. Das entſcheidende Regulierungs- 
edikt vom 14. September 1811 war nun dem Bauern- 
ſtand ſehr viel günſtiger; es behielt für den größten Teil 
des Bauernſtandes den königlichen Bauernſchutz bei bis 
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zur Durchführung der Regulierung, die womöglich inner- 
halb kürzeſter Zeit erfolgen ſollte, und wenn auch die 
Repräſentantenverſammlung von 1811 bereits manche 
Beſtimmungen in das Geſetz brachte, um die Gutsherr— 
ſchaften zu begünſtigen, ſo würde doch die Durchführung 
dieſes Geſetzes dem Bauernſtand ſehr günſtig geweſen 
fein. Das ganze Geſetz iſt aber bald ſiſtiert und niemals 
ausgeführt worden. An ſeine Stelle trat die Deklaration 
vom 29. Mai 1816, in Wahrheit ein ganz neues Regu- 
lierungsedikt, welches durch die weitgehende Einſchränkung 
der Rechtswohltat der Regulierung (d. h. der Ablöſung 
der Laſten) den größeren Teil der kleineren laſſitiſchen 
Bauern, der Koſſäten und Gärtner, der Legung reſp. 
Verwandlung in Pächter und Inſtleute preisgab. Die 
Verordnung vom 7. Juni 1821 über Ablöſung der bäuer- 
lichen Laſten von Grundſtücken, welche eigentümlich oder 
zu Erbpacht beſeſſen werden, garantierte auch nicht eine 
ſchnelle Ausführung. Einzelne weitere Spezialgeſetze für 
Schleſien gingen noch hinter die Deklaration von 1816 
zurück, und ſo wurde die ganze Aus- und Durchführung 
der Agrarreform bis zum Jahre 1850 eine langſame, 
ſchleppende, abgeſehen von der Provinz Poſen, für welche 
ein beſonderes Geſetz 1822 im Geiſte des bauernfreund- 
lichen Edikts von 1811 gegeben wurde. Erſt das Mi- 
niſterium Manteuffel ordnete durch das Geſetz vom 
2. Mai 1850 definitiv die Verhältniſſe. Die Ablöſung 
der bäuerlichen Laſten kam nun ſchnell in Gang, die neue 
und liberale Ordnung der Regulierungsfähigkeit hat 
wenigen laſſitiſchen Kleinbauern mehr genützt, ſie waren 
faſt ſämtlich verſchwunden. 

Muß danach auch die Legende von den außerordent— 
lich ſegensreichen Wirkungen namentlich der agrariſchen 
Reformen dieſer Epoche berichtigt werden, ſo iſt doch im 
Prinzip damals die Beſeitigung der feudalen Geſellſchafts⸗ 
ordnung durch die moderne ſtaatsbürgerliche Rechtsgleich⸗ 
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beit proklamiert und im weſentlichen durchgeſetzt worden. 
Die erſte Folge hiervon war die Amgeſtaltung aller wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſe, die Freiheit des wirtſchaftlichen 
Verkehrs. Als weitere Konſequenz ergab ſich die Not- 
wendigkeit einer Anderung der Gemeinde- und der Steuer- 
verfaſſung. Die erſtere erfolgte in Form der bereits be⸗ 
ſprochenen Städteordnung. 


4. Die Reform des Heerweſens. 


Die Armee Friedrichs des Großen ſetzte ſich in den 
letzten Jahren zum großen Teil aus auswärtigen Ge- 
worbenen, zum Teil auch aus abenteuernden Offizieren 
zuſammen, der gemeine Mann war ein vaterlandsloſer 
Proletarier, vom Bürger getrennt und von ihm verachtet. 
Dieſe Armee war das Erzeugnis des aufgeklärten 
Deſpotismus, der feudalen Geſellſchaftsverfaſſung und der 
militäriſchen Technik des 18. Jahrhunderts. Die zu— 
nehmende Rückſichtnahme auf finanzielle und gewerbliche 
Intereſſen ſeit dem Siebenjährigen Kriege, die Aber— 
treibung der alten Taktik bis zur Spielerei, die Beibehal⸗ 
tung der alten ſchwerfälligen Verpflegung und der aus- 
ländiſchen Werbung, die Ehrfurcht vor den Traditionen 
der Vergangenheit und die Schwerfälligkeit der Verwal⸗ 
tung, welche es nicht zu Reformen kommen ließen, erklären 
die Niederlage von 1806. Die franzöſiſche Armee ſiegte 
nicht bloß durch ihre Generale, ſondern ebenſo durch die 
während der Revolutionskriege vollzogene Demokratiſie⸗ 
rung und Nationaliſierung des Heeres, durch die neue 
Fechtweiſe mit Plänklerſcharen und tief aufgeſtellten 
Angriffskolonnen im Gegenſatz zu der alten Lineartaktik, 
endlich durch ihre leichte Beweglichkeit und das dieſelbe 
bedingende Requiſitionsſyſtem. 


In Preußen hatte man die Notwendigkeit einer 
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Reform längſt eingeſehen. Hertzberg hatte 1792 ein neues 
Kantonreglement eingeführt, ohne jedoch prinzipielle 
Beſſerungen damit zu verbinden. Kneſebeck und Rüchel 
drangen weiterhin auf Reformen, aber der alte Feld- 
marſchall Möllendorff widerſprach. 1806 war man über 
die Errichtung einer Landmiliz, der ſogenannten Vater⸗ 
landsreſerve, von 5000060000 Mann einig, aber es war 
zu ſpät; die Kataſtrophe von Jena erfolgte noch vor dieſer 
Neubildung. Von 1807 bis 1812 erfolgten dann mehrere 
Reformen, welche die handgreiflichſten Abelſtände be- 
ſeitigen und die Heeresverfaſſung mit der neugeordneten 
Staatsverfaſſung in Einklang bringen ſollten, aber noch 
nicht ein neues produktives Prinzip aufſtellten. Die aus- 
ländiſche Werbung ſollte aufhören, die Exemtionen von 
der Dienſtpflicht wurden eingeſchränkt, die Behandlung 
der Soldaten und das Strafſyſtem erfuhren eine Ande⸗ 
rung im Sinne der Humanität, der Rechtsgleichheit, der 
ſoldatiſchen Ehre; das Offizierkorps unterlag einer durch⸗ 
greifenden Reinigung und Ambildung unter Beſeitigung 
der adligen Vorrechte; die Spitze der Militärverwaltung 
wurde das neugebildete Fachminiſterium für den Krieg; 
die bisherige Kompagniewirtſchaft wurde beſeitigt, 
die veraltete Taktik aufgegeben, eine neue adminiſtrative 
und taktiſche Einteilung vorgenommen. Das Krümper⸗ 
ſyſtem ermöglichte es, bei der vertragsmäßigen Präſenz⸗ 
ſtärke von nur 42 000 Mann allmählich womöglich das 
ganze waffenfähige Volk durch die Armee gehen zu laſſen. 
Man erhielt dadurch eine zahlreiche, aber allerdings nicht 
gut ausgebildete Armee für den Krieg. Der Gedanke der 
allgemeinen Wehrpflicht, der damals in den maßgebenden 
Kreiſen bereits zur Diskuſſion geſtellt war, begegnete noch 
dem allerheftigſten Widerſtande, wie namentlich die Ver⸗ 
handlungen von 1810 bewieſen. Dohna und Altenſtein 
waren, als Vertreter der Zivilverwaltung in einer arbeits- 
geteilten bürgerlichen Geſellſchaft, unbedingt gegen dieſe 
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jo tief in das Erwerbs- und das ſoziale Leben ein- 
ſchneidende Reform; ſtatt deſſen empfahlen ſie das Kon⸗ 
ſkriptionsſyſtem mit Stellvertretung, wie es in Frankreich 
herrſchte. Scharnhorſt machte dagegen in einer Denkſchrift 
darauf aufmerkſam, daß die Wehrpflicht im Altertum als 
ſoziales Vorrecht betrachtet worden ſei; daß das einzige 
Kompenſationsmittel für die Befreiung von derſelben in 
der Aberwälzung der geſamten Steuerlaſt auf die befreiten 
Klaſſen liege; daß eine geſunde politiſche Entwicklung dabei 
nicht denkbar ſei. 


Erſt der Befreiungskrieg von 1813—1815 brachte 
dann die großen Pläne Scharnhorſts zur Reife. Es iſt 
nichts als eine Legende, daß die allgemeine Wehrpflicht 
eigentlich 1812/1813 durch die Maßregeln der oſtpreußi⸗ 
ſchen Stände inauguriert ſei. Was damals gebildet 
wurde, war nur eine Provinzialmiliz von proviſoriſchem 
Charakter mit Beibehaltung des Prinzips der Gtellver- 
tretung. Die allgemeine Wehrpflicht wurde vielmehr erſt 
begründet durch die königliche Verordnung vom 9. Fe- 
bruar 1813. Neben der raſch vergrößerten ſtehenden 
Armee ward die Landwehr ins Leben gerufen. 1813 
weſentlich aus bisher unererzierten Bauern und Klein⸗ 
bürgern beſtehend, nahm ſie am Feldzuge einen immerhin 
ehrenvollen Anteil, allerdings unter dem Kommando 
aktiver Offiziere. Nach dem Friedensſchluß ward man 
wieder ſchwankend. Eine Königliche Kabinettsorder vom 
29. Mai 1814 hob die allgemeine Wehrpflicht und das 
Inſtitut der Landwehr wieder auf. Man kehrte aber auf 
die rechte Bahn endgültig zurück durch das Wehrgeſetz 
vom 3. September 1814 (Kriegsminiſter von Boyen) und 
durch die Landwehrordnung vom 21. April 1815. Die 
preußiſche Armee beſtand danach aus drei ganz ver— 
ſchiedenen Teilen: 

1. Aus der ſtehenden Armee, welche den Mittelpunkt 
der Feldarmee bildete und zugleich die kriegeriſche Vor⸗ 
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ſchule für die ganze Nation fein ſollte, mit dreijähriger 
Präſenz⸗ und zweijähriger Reſervepflicht; 

2. aus der Landwehr erſten Aufgebots, die jährlich 
nur wenige Wochen zuſammentrat, eine ganz ſelbſtändige 
Formation, ein beſonderes, im weſentlichen aus den ſich 
ſelbſt verpflegenden, mit einjähriger Präſenzpflicht Dienen⸗ 
den hervorgehendes, im Frieden beurlaubtes und unbejol- 
detes Offizierkorps hatte, aber im Felde der ſtehenden 
Armee ganz gleich ſtand; fie wurde gebildet durch die 26 
bis 32jährigen, die durch die ſtehende Armee hindurch— 
gegangen, ſowie durch die 20- bis 32 jährigen, die dieſe 
Vorſchule nicht durchgemacht; 

3 aus der Landwehr zweiten Aufgebots, welche erſt 
im Kriegsfalle aus den 32- bis 39jährigen gebildet wurde 
und nur als Feſtungsbeſatzung, Reſerve u. dgl. gebraucht 
werden ſollte. 

Das Feſthalten an dem Gedanken der Geſetze von 
1814 und 1815 wurde in der Friedenszeit von Anfang an 
dadurch erſchwert, daß man mit Rückſicht auf die Finanzen 
die ſtehende Armee auf 115 000 Mann beſchränken mußte 
und ſo, vollends bei der großen Zahl von Kapitulanten, 
die man beibehielt, in dieſelbe jährlich nur einen kleinen 
Teil der Wehrpflichtigen, etwa 20 000 Mann, einſtellen 
konnte. Man mußte ſich zum Los entſchließen in bezug 
auf ihre Auswahl. Der Reſt der Pflichtigen wurde unter 
dem Namen der Landwehrrekruten nur einige Wochen 
lang eingeübt und dann ſofort der Landwehr zugeteilt, die 
natürlich dadurch von Jahr zu Jahr an Kriegstüchtigkeit 
verlor. Neben der militäriſchen Anzweckmäßigkeit, die das 
Inſtitut auf dieſe Weiſe bekam, ward es auch bei der ſort— 
ſchreitenden Reaktion der Feudalen und der reformfeind- 
lichen Altpreußen vielfach von politiſchen Geſichtspunkten 
aus verdächtigt. Nach dem Arteil dieſer Kreiſe, die ſich 
übrigens auch auf Ausſprüche des Kaiſers Alexander, des 
Herzogs von Wellington ſtützten, war die Landwehr etwas 
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Revolutionäres, Staatsgefährliches, ja geradezu Anti- 
monarchiſches. Die Militärs der neuen Schule wurden 
mit in dieſe Verdächtigungen hineingezogen. Gneiſenaus 
Generalkommando in Koblenz erſchien den reaktionären 
Kreiſen am Berliner Hofe als „Wallenſteins Lager“. Der 
militäriſchen Antüchtigkeit der Landwehr, welche zur Folge 
hatte, daß ſich allmählich alle militäriſchen Autoritäten 
gegen dieſelbe erklärten, ſuchte der König, der, nament- 
lich unter dem Einfluß des Generaladjutanten von Witz— 
leben, an dem Gedanken feſthielt, daß dieſe Brücke zwiſchen 
Volk und Heer bewahrt werden müſſe, im Jahre 1819 
zunächſt dadurch abzuhelfen, daß die ſelbſtändigen Land- 
wehr- und die Linienbrigaden zu einem Diviſionsverband 
unter einem aktiven Führer vereinigt wurden, um ge— 
meinſame Abungen abzuhalten. 1830 beſeitigte man 
dann ganz das Syſtem der Landwehrrekruten unter Be— 
ſchränkung der Kapitulantenzahl und Abkürzung der 
faktiſchen Präſenzzeit bei der Infanterie auf zwei Jahre; 
man erreichte auf dieſe Weiſe, daß man bei wenig erhöhter 
Friedenspräſenzſtärke jährlich die doppelte Zahl Rekruten 
einſtellen, Linie und Landwehr ausſchließlich mit zwei— 
jährig Gedienten beſetzen konnte. Die Landwehr wurde 
hierdurch verbeſſert, die Linie aber in ihrer Ausbildung 
verſchlechtert und außerdem für einen großen Teil der 
Bevölkerung die allgemeine Wehrpflicht tatſächlich außer 
Abung geſetzt. 

Während nun zugleich in der langen Friedenszeit 
unter den liberalen Theorien (namentlich Rottecks und 
anderer) die Anſchauung ſich verbreitete, daß die ganze 
ſtehende Armee durch ein Milizſyſtem mit wirklich 
allgemeiner Wehrpflicht zu beſeitigen ſei, während 
andererſeits das Offizierkorps, immer noch meiſt aus 
Adligen beſtehend und von feudal-royaliſtiſchem Geiſte 
erfüllt, zu dem liberalen Bürgertum in einen immer feind- 
licheren Gegenſatz kam, der die liberale Schwärmerei für 
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das Milizſyſtem nur noch fteigerte, wieſen die Mobil- 
machungen und die Feldzüge von 1848 —1850 auf die 
dringende Notwendigkeit einer Verſtärkung des Berufs- 
elements in der Armee hin; Linie und Landwehr wurden 
1852 brigadeweiſe vereinigt, 1856 kehrte man zur drei- 
jährigen Dienſtzeit zurück, und zugleich ſuchte man das 
Linienoffizierkorps ſoweit auszudehnen, daß im Falle 
einer Mobilmachung die Landwehr erſten Aufgebots über- 
wiegend durch Linienoffiziere kommandiert werden konnte. 
Von da war es nur noch ein Schritt zu den Reformen 
von 1859 bis 1862. 


5. Die Finanzreform. 


Unter dem Druck der faſt unerſchwinglichen an Frank— 
reich zu zahlenden Kontribution, ſowie der Kriegskoſten 
für die Feldzüge in Rußland und Frankreich hatte ſich der 
Preußiſche Staat genötigt geſehen, gegen die früheren 
Grundſätze ſeine Zuflucht zum Staatskredit zu nehmen. 
Es iſt im weſentlichen Hardenbergs Verdienſt, daß man 
den Bankerott vermied und bis 1820 zu einer klaren 
Neuordnung der Staatsſchuld und zu einem äußerſt 
ſparſamen Ausgabeetat von 50 Millionen Talern 
Nettobudget kam. Der Ausgabeetat von 1805 hatte 
28 Millionen betragen, aber ſeitdem waren große und 
dichtbevölkerte Provinzen hinzugekommen, außerdem hatte 
man jetzt die Staatsſchuld zu verzinſen und zu 
amortiſieren. Hardenberg hat fic, um dieſes Reſultat 
zu erzielen, bis 1817 in einem ewigen finanziellen 
Experimentieren bewegt, aus dem zwar wenig Dauerndes 
hervorging, das aber doch über die augenblickliche Not- 
lage hinweghalf. Die Einnahmen des Staates wurden 
nun von 1818 bis 1820 weſentlich anders als vorher 
geſtaltet. Dieſe Amgeſtaltung litt an recht bedeutenden 
Mängeln; ein beherrſchender, das ganze Finanzſyſtem von 
einheitlichem Geſichtspunkte aus ordnender Geiſt fehlte. 
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Hardenberg blieb ſchließlich der Träger der ganzen 
Reform, obwohl er, trotz ſeiner ſonſtigen finanziellen 
Gewandtheit, in Steuerſachen keineswegs kompetent war. 
Der tüchtige Finanzminiſter von Bülow blieb nicht lange, 
ſein Nachfolger von Klewitz erreichte ſeine Kraft und ſeine 
Fähigkeiten bei weitem nicht, er war eine etwas weiche, 
hilfloſe Natur. Aus den alten lokalen Zöllen und Akziſen 
hatte man 1818 ein ſehr gemäßigtes Außenzollſyſtem 
gebildet. An die Stelle der Akziſe traten allgemeine 
indirekte Steuern, welche gleichmäßig die Städte und das 
platte Land erfaßten. Auch auf dieſem Gebiete wurde 
alſo der alte Gegenſatz von Stadt und Land im 
weſentlichen aufgehoben. Aber die Ausbildung des 
Syſtems dieſer indirekten Steuern nun herrſchte eine 
tiefgehende Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem prak⸗ 
tiſchen, energiſchen Bülow und dem idealiſtiſch⸗doktrinären 
Humboldt. Erſterer wollte die indirekten Steuern zu 
einer ausgiebigen Finanzquelle machen; Humboldt wider⸗ 
ſprach dem im Staatsrat und drang dafür auf eine 
Reform der Grundſteuer. Die Folge war, daß von den 
zu beſteuernden Gegenſtänden Tabak und Wein nur einer 
äußerſt geringen Abgabe unterworfen wurden, während 
die Steuer auf Bier und Branntwein zwar verhältnis⸗ 
mäßig höher, aber doch unbedeutend normiert wurde. 
Die Mehl- und Fleiſchbeſteuerung der alten Akziſe wurde 
jedoch, in den größeren Städten wenigſtens, an Stelle der 
1820 eingeführten Klaſſenſteuer belaſſen. Das einträg⸗ 
liche Salzmonopol blieb ziemlich unverändert beſtehen. 
Die Stempelabgaben wurden 1822 im Anſchluß an das 
Beſtehende neu geordnet. Der wundeſte Punkt aber an 
dieſer ganzen Neubildung war, daß man die alten Steuer⸗ 
privilegien (des Adels uſw.) beſtehen ließ und an den 
alten Grundſteuern trotz aller Verſprechungen einer Aus⸗ 
gleichung nichts Weſentliches änderte. Erſt eine viel 
ſpätere Reform hat endlich die Einheit der Grundſteuern 
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im ganzen Gebiete des Preußiſchen Staates durchgeführt. 
In den Städten wurden die Servisumlagen in der 
Ordnung, die ſie nach dem Siebenjährigen Kriege (1767) 
erhalten hatten, als ſtädtiſche Grund- und Häuſerſteuer 
beibehalten, eine ſehr mäßige Gewerbeſteuer hatte ſchon 
1810 Hardenberg eingeführt. Alles das aber genügte 
noch nicht, das ſparſam bemeſſene Budget von 1820 zu 
decken. Es blieb ein namhaftes Defizit, zu deſſen Be⸗ 
ſeitigung die reaktionäre Partei noch einmal verſuchte, 
Abſtriche in den Reſſorts einzelner Etats herbeizuführen. 
Glücklicherweiſe gelang das nicht; wie aber das Defizit zu 
decken ſei, darüber gingen die Meinungen im Staatsrat 
weit auseinander. Weder auf eine Ausdehnung der 
indirekten Steuern noch auf eine Einkommenſteuer konnte 
man ſich einigen. Als naturgemäßer Mittelweg zwiſchen 
beiden ergab ſich die Klaſſenſteuer, als eine abgeſtufte 
Perſonalſteuer (ähnlich der alten Kopfſteuer), welche 
Klewitz nach den Vorſchlägen ſeines Direktors J. G. Hoff⸗ 
mann vertrat. Auch Hardenberg war für dieſe Maßregel 
und ſetzte ſie trotz mehrfacher Oppoſition im Staatsrat 
durch (1820). Hoffmanns Vorſchlag hatte urſprünglich 
in dem Gedanken gegipfelt, die ungleich hohe Grundſteuer 
in den verſchiedenen Provinzen durch eine dem Wohlſtand 
derſelben entſprechend normierte Höhe der Klaſſen, ſowie 
der Mahl- und Schlachtſteuerſätze zu kompenſieren. Die 
Mahl- und Schlachtſteuer nämlich wurde, wie ſchon oben 
erwähnt, in den größeren Städten an Stelle der Klaſſen⸗ 
ſteuer beibehalten. Aber dieſe Maßregel würde die 
Einheit der Steuer in den verſchiedenen Provinzen zer- 
ſtört, dazu auch einigen Provinzen, z. B. Pommern, 
unverhältnismäßig große Laſten aufgebürdet haben. Der 
Staatsrat verwarf deshalb den Vorſchlag einſtimmig. 
Die Klaſſenſteuer war unſtreitig eine Maßregel von 
großer Härte für die ärmeren Klaſſen der Bevölkerung; 
dieſer ſowie andere gewichtige Gründe finden ſich in dem 
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ausgezeichneten Gutachten, welches der damalige Prinz 
Wilhelm, der ſpätere Kaiſer, gegen die Klaſſenſteuer 
abgab, angeführt. Nichtsdeſtoweniger war dieſelbe zu 
ertragen und hatte doch das Gute, daß ſie alle Schichten 
der Bevölkerung mit dem ſtaatlichen Sinn durchdrang, 
der ſich an die allgemeine Pflicht des Steuerzahlens 
knüpft. Allerdings wäre eine Beſchaffung des ſtaatlichen 
Bedarfs durch Ausdehnung der indirekten Steuern nach 
Bülows Plan angezeigter geweſen. Gerade das Zurüd- 
treten der indirekten Steuern und ein faſt übermäßiger 
Druck der direkten charakteriſiert fo das neue, 1810—1820 
begründete Syſtem. — In volkswirtſchaftlicher Beziehung 
aber war am allerwichtigſten, daß es ſpäter, 1828—1833, 
dem genialen Finanzminiſter Motz gelang, dem preußiſchen 
Zollſyſtem eine Reihe anderer deutſcher Staaten ein- 
zufügen und ſo einerſeits die künftige deutſche Einheit 
vorzubereiten, andererſeits den Volkswohlſtand und den 
Abſatz der preußiſchen Induſtrie außerordentlich zu heben. 


G. Schmoller. Epochen der preußiſchen Finanz⸗ 


politik. Jahrb. f. Geſetzgebung ufw. N. F. Bd. 1. 


Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 


V. Die Zeit von 1840. 


1. Die Verfaſſungsfrage bis zum Jahre 1840. 


War das Beamtentum in dem preußiſchen Staate 
des 17. und 18. Jahrhunderts ein wichtiger Faktor 
geweſen, ſo wurde es ſeit dem Tode Friedrichs des 
Großen allmählich zur herrſchenden Klaſſe. Die beliebige 
Entlaßbarkeit der Beamten war ſchon unter Friedrich 
Wilhelm II. beſeitigt, jede Abſetzung eines ſolchen an die 
Genehmigung des Staatsrats reſp. des Königs geknüpft 
worden. Den Zugang zum höheren Staatsdienſt hatte 
ein ſyſtematiſches Prüfungsweſen geregelt, das mit der 
Abiturientenprüfung begann. Das allgemeine Landrecht 
endlich hatte nach vielen Seiten hin die königliche Gewalt 
zugunſten der Beamtenkollegien beſchränkt (Teil 2, 
Tit. 10). Anter Friedrich Wilhelm III. erlangt dann das 
Beamtentum, reſp. deſſen Führer und Spitzen erſt in der 
Form des Geheimen Kabinetts, dann in der eines 
Miniſterpräſidenten und Staatskanzlers, endlich in der 
einer kleinen Zahl gleichſtehender Reſſortminiſter, die, in 
ihrem Departement allmächtig, ſich im Staatsminiſterium 
zuſammenfinden, eine noch erhöhte Bedeutung. Die 
heftigen Kämpfe um die Stellung des Kabinetts, des 
Staatsrats, des Staatskanzlers, der Reſſortminiſter, der 
Oberpräſidenten ufw. waren überwiegend Fragen der 
Machtverteilung innerhalb des Beamtentums. Trotz der 
ernſten und für die Folgezeit maßgebenden Anläufe zur 
Belebung der Selbſtverwaltung und zur Einführung einer 
Repräſentativverfaſſung blieb für den 1814/1815 neu 
gebildeten Staat die Zuſammenfaſſung der heterogenen 
Teile zu einem Ganzen und die Durchführung der 
ſozialen, finanziellen, militäriſchen Reformen die Haupt⸗ 
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jade, und das Mittel dazu war eine möglichſt kräftige 
und einheitliche Verwaltungsmaſchinerie, deren Vorbild 
Hardenberg in Weſtfalen und Frankreich ſah. Der oft 
betonte Grundſatz einer monarchiſchen Regierung auf 
demokratiſcher Grundlage bedeutete praktiſch zunächſt nur 
eine verſtärkte Macht des Beamtentums, das ja nun auch 
unter der Führung einer Reihe großer und charakterfeſter 
Generale, Miniſter und Oberpräſidenten, trotz aller 
perſönlichen Kämpfe derſelben untereinander, den Staat 
auf neuer Grundlage herſtellte. Es war nur ein Irrtum 
zu glauben, daß, abgeſehen von dieſen Perſönlichkeiten, 
in der ſogenannten bureaukratiſchen Staatsverfaſſung an 
ſich die Garantie für eine dauernde geſunde Weiter- 
entwicklung des Staates liege. 


? Der preußiſche Staat war in jeiner Neugeſtaltung 
von 1814/1815, namentlich durch den Beſitz von Rhein- 
land⸗Weſtfalen, vor das Problem geſtellt, einen großen 
paritätiſchen Staat mit den liberalen Formen eines 
relativ freien und ſelbſtändigen Kirchenweſens und bald 
unter Hinzutritt einer relativ freien Preſſe, eines freien 
Vereinslebens zu regieren, — ein Problem, das noch kein 
anderer Kulturſtaat Europas glücklich gelöſt hat. Das 
Problem wurde erſchwert durch die zunehmende Kirchlich— 
keit und Orthodoxie der Zeit und durch die unreifen 
Ideen und Vorſchläge des Liberalismus bezüglich der 
Möglichkeit, das kirchliche und geiſtige Leben unbedingt 
frei ſich ſelbſt zu überlaſſen. Der Liberalismus überſah 
in ſeinen Idealen von Kirchen-, Schul-, Vereins- und 
Preßfreiheit, daß es ſich dabei nicht bloß um individuelle 
Freiheiten, ſondern um ſoziale Machtorganiſationen 
handelt, daß gerade ein Kulturſtaat mit freieren Ver⸗ 
faſſungs- und Verwaltungsformen innerhalb ſeines 
Bereiches nicht verſchiedene Machtorganiſationen gleicher 
Stärke neben ſeiner eigenen dulden kann, daß die glückliche 
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Entwicklung des politiſchen Verfaſſungslebens unbedingt 
ruhen muß auf einer einheitlichen geiſtigen und ſittlichen 
Lebensſtrömung, daß ein ſolcher Staat alſo verſchiedene 
Kirchenlehren und verſchiedene Parteidoktrinen nur ſo— 
lange und inſoweit ertragen kann, als ſie ſich größeren 
einheitlichen gemeinſamen Tendenzen und Gefühlen als 
bloße Anterſtrömungen unterordnen. 


So ſehr der Freiherr vom Stein als Miniſter eine 
Repräſentation des Volkes durch Grundbeſitzer geplant, 
ſo ſehr Hardenberg eine Konſtitution als den Abſchluß 
ſeiner Reformen betrachtet und eine ſolche wiederholt 
durch Geſetze, z. B. durch das beſondere Geſetz vom 
22. Mai 1815 und dann durch das Staatsſchuldengeſetz 
vom 17. Januar 1820 verſprochen hatte, ſo große 
Schwierigkeiten und Bedenken ſtanden doch einer über— 
eilten Verfaſſungsbildung entgegen; vor allem brauchte 
Preußen Ruhe nach innen wie nach außen; es konnte den 
Zollverein, die neue Gewerbe- und Agrargeſetzgebung 
viel leichter durch die bloße Bürokratie durchführen. 

Nach der Bildung des Staatsrats 1817 ſollte 
zunächſt eine Kommiſſion, beſtehend aus Altenſtein, 
Beyme, Klewitz, die ſtändiſchen Verfaſſungszuſtände der 
einzelnen Provinzen unterſuchen, um feſtzuſtellen, was 
davon brauchbar ſei, was das Volk wünſche. Das 
Reſultat war ein rein negatives. Erſt 1819 legte Harden⸗ 
berg einem Ausſchuß derſelben Staatsratskommiſſion 
ſeinen Entwurf einer Gemeinde-, Kreis-, Provinzial- und 
Staatsverfaſſung vor, nach welchem die Vertreter Grund— 
beſitzer ſein und durch indirekte Wahlen gewählt werden 
ſollten, doch konnte er denſelben, nachdem er Humboldt 
als ſeinen perſönlichen Rivalen geſtürzt, gegen die 
konſervativ⸗feudalen Strömungen der Zeit nicht retten. 


Eine Kommiſſion aus ſeinen Gegnern ſollte zunächſt nur 


über Provinzialſtände weiterberaten (11. uni 1821). 
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Aus dieſen Beratungen ging unter dem Einfluß des 
damaligen Kronprinzen das Geſetz über die Provinzial⸗ 
ſtände vom 5. Juli 1823 und die daran ſich anſchließenden 
einzelnen Provinzialgeſetze hervor. 


Ohne lebendige Erinnerung an die Kämpfe der 
preußiſchen Staatsgewalt mit den Provinzialſtänden 
glaubte man durch möglichſte Annäherung an die ältere 
landſtändiſche Verfaſſung, durch eine weitgehende Be- 
vorzugung der Standesherren und Rittergutsbeſitzer in 
der Stimmenverteilung gegenüber den Städten und 
Bauern, durch die Forderung eines mindeſtens zehn— 
jährigen Grundbeſitzes für jeden Vertreter, durch die 
Forderung von Zweidrittelmajoritäten in allen wichtigen 
Fragen, durch das Recht jedes Standes, mit zwei Dritteln 
ſeiner Stimmen eine itio in partes zu verlangen, durch die 
Beſchränkung der Provinzialſtände auf bloße Begut- 
achtung der ihnen vorgelegten Provingial- und Gtaats- 
geſetze, durch die Beſchränkung des Petitionsrechts auf 
Gegenſtände provinzieller Natur, der dispoſitiven Be⸗ 
ſchlüſſe auf Kommunalangelegenheiten, durch königliche 
Ernennung des Landtagsmarſchalls, enge Schranken der 
Geſchäftsführung, Ausſchluß der Gffentlichkeit uſw. der 
neuen Inſtitution die Gefahr zu benehmen, daß fie 
wechſelnde Volksmeinungen zum Ausdruck bringen, durch 
demokratiſche Amtriebe die Macht der Krone gefährden 
könne. Dies erreichte man wohl zunächſt, aber um einen 
Preis, der zu hoch war: ſtatt den ftaatliden Gemeingeiſt 
förderten die Stände nur den provinziellen; ſtatt dem 
Adel Arbeit und Pflichten aufzulegen, förderte man ſeine 
Anſprüche auf veraltete Vorrechte; ſtatt die Geſetzgebung 
zu beleben, wurden die Provinziallandtage bald ein 
Hemmnis jeder fortſchreitenden Entwicklung. 


2. Friedrich Wilhelm IV. 
und die Verfaſſungsfrage. 
a) 1840—1848. 


Als Friedrich Wilhelm III. 1840 ſtarb, hinterließ er 
Finanzen und Volkswirtſchaft in blühendem Zuſtand; 
Fürſt und Volk waren einig geweſen, die Verfaſſungsfrage 
zunächſt ruhen zu laſſen, der Zollverein war begründet, in 
der auswärtigen Politik ſchloß man ſich unbedingt 
Sſterreich an, das eben dafür Preußen in Deutſchland, 
hauptſächlich in den Zollvereinsangelegenheiten, freie 
Hand ließ. In den inneren Zuſtänden hatte ſich trotz der 
Zenſur eines mit Macht entwickelt: ein lebendiger Kampf 
der Meinungen über politiſche Dinge; es ſtanden ſich in 
Literatur und Tagespreſſe zwei Strömungen namentlich 
gegenüber, 1. die liberale, auf die Mittelklaſſen ſich 
ſtützend, das franzöſiſche und belgiſche Verfaſſungsleben 
als Muſter verehrend; ſie ſah in Kant (Metaphyſiſche 
Anfangsgründe der Rechtslehre 1796), Rotted, Welder 
(Staatslexikon), daneben aber auch in dem viel maß⸗ 
volleren Dahlmann („Die Politik auf Grund und Maß 
der gegebenen Zuſtände zurückgeführt“) ihre geiſtigen 
Führer. Die überwiegende radikale Mehrheit innerhalb 
dieſer Partei ging von einem abſtrakten Idealismus, von 
der naturrechtlichen Vorſtellung des Staatsvertrags, ja 
der Volksſouveränität aus; ohne tiefere Kenntnis der 
Wirklichkeit und der Geſchichte forderte ſie eine faſt 
unbegrenzte Freiheit der Individuen auf allen Gebieten, 
hielt die unvermittelte Einführung demokratiſcher Ein- 
richtungen für möglich, erwartete von einer konſtitutionellen 
Verfaſſung ohne weiteres die Heilung aller Abel; in ſtarkem 
Haß gegen Adel, Militär und Beamtentum begehrte ſie 
in Wirklichkeit vor allem Einfluß und Herrſchaft für die 
bürgerlichen Mittelklaſſen; 2. die konſervative Strömung, 
die ihre Wurzeln teils in dem Franzoſenhaß der Deutſch⸗ 
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tümelei und der Romantiker, in den Anſchauungen der 
Konvertiten, wie Gentz, A. Müller u. a., teils in der 
rationaliſtiſchen Politik der Gewalt, wie ſie namentlich 
Albrecht von Haller vertrat, teils in der hiſtoriſchen Schule 
von Niebuhr und Savigny, teils in der nach⸗kantiſchen, 
ſpekulativ-idealiſtiſchen, die Staatsmacht verherrlichenden 
Philoſophie von Fichte, Schelling, Hegel hatte. Die 
Theorien dieſer eng verwandten Richtungen hatten ihre 
Bekenner auf den Aniverſitäten und Kanzeln, im Adel, 
im höheren Beamtenſtand uſw. Die Möglichkeit 
rationaler, plötzlicher politiſcher Neugeſtaltung leugnend, 
in Sſterreich und der katholiſchen Kirche ihren Halt 
findend, wollten ſie an das Hiſtoriſche, echt Deutſche 
anknüpfen, die ſtändiſche Gliederung und Verfaſſung 
erhalten und beleben; in Wirklichkeit begehrten ſie die 
Herrſchaft der feudalen Klaſſen. 

Beide Richtungen waren ausſchließlich auf theore⸗ 
tiſchem Boden erwachſen, reichten mit ihren Konſequenzen 
gleichſam noch nicht in das Detail der politiſchen Tages⸗ 
fragen; ſie hatten ſich nirgend praktiſch verſucht; ſie 
beherrſchten nicht den Staat, ſondern einzelne geſellſchaft⸗ 
liche Klaſſen und Kreiſe, und zwar ſolche, die nicht durch 
Mitarbeit an praktiſchen Aufgaben der Verwaltung 
geläutert, zunächſt nur Einfluß und Herrſchaft ſuchten. 
Beide repräſentierten zunächſt ziemlich gleichmäßig einen 
politiſchen Dilettantismus. 

Eine wie die andere Richtung der öffentlichen 
Meinung ſtand ziemlich feindlich dem Beamtentum gegen- 
über, das zwar aus allen Kreiſen der Geſellſchaft ſich 
ergänzte, aber doch nachgerade eine abgeſchloſſene, 
herrſchende Klaſſe geworden war. Innerhalb des 
Beamtentums allein fand ſich Sachkenntnis der Details 
und praktiſche politiſche Arbeit; aber die großen Impulſe 
der Stein⸗Hardenbergſchen Zeit hatten ſich erſchöpft, die 
noch vorhandenen mittleren Talente begannen in Reſſort⸗ 
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kämpfen und Karrieremachen und in der Verteidigung der 
erworbenen Machtſtellung unterzugehen. Der alt 
gewordene Beamtenkörper verletzte die Feudalen durch 
ſeine Rechts- und Steuergleichheits-Beſtrebungen, das 
Bürgertum durch die Theorie vom beſchränkten Anter⸗ 
tanenverſtand (Rochows Zirkularorder anläßlich der 
Oppoſition der Göttinger Sieben), zuletzt ſelbſt das 
Königtum durch ſeine routinenhafte Bevormundung. Die 
Bureaukratie als Form der Staatsverfaſſung mußte auf⸗ 
hören, aber ſie konnte zunächſt nur einer Reihe von 
Experimenten Platz machen, welche erſt nach einer 
praktiſchen Erprobung und Durchkämpfung von einigen 
Jahrzehnten auf die richtige Bahn der Reform einlenken 
konnten. Der fofortige Abergang zu einer Repräſentativ⸗ 
verfaſſung konnte um ſo weniger auf den erſten Wurf 
gelingen, als der König ſelbſt einſeitig Partei ergriff und 
doch mit bureaukratiſchen Miniſtern, die nicht ſein volles 
Vertrauen hatten, amtieren mußte, und als ſich bald 
darauf mit der Verfaſſungsfrage die Frage der deutſchen 
Einheit und die einer veränderten auswärtigen Politik 
verknüpfte. 

Als Friedrich Wilhelm IV. ſeine Regierung antrat, 
war er von Plänen für die Ausbildung einer ſtändiſchen 
Verfaſſung, einer Reform des Deutſchen Bundes, von 
Neigungen für eine freie Preſſe und ein freieres Kirchen⸗ 
leben ebenſoſehr erfüllt, wie von der Abneigung gegen die 
alte Bureaukratie. Aber bei aller glänzenden Begabung 
ſeines vielſeitigen Geiſtes, ſeines reichen Gemüts, war er 
doch durch die romantiſche Unklarheit ſeiner religiöſen und 
politiſchen Ideale, durch das mangelnde Verſtändnis für 
die eigentlich praktiſchen Aufgaben innerer preußiſcher 
Politik gehindert, irgendwie raſch einen Entſchluß zu 
faſſen, der die öffentliche Meinung hätte befriedigen 
können. Er umgab ſich zunächſt mit dem „Miniſterium 
aller Talente“, das urſprünglich aus Männern aller 
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Richtungen beſtand, bald freilich ſeine extremen Mitglieder 
nach links und rechts abſtoßen mußte und dann bis 1848 
in der Hauptſache in dem ſtändiſch⸗bureaukratiſchen Fahr⸗ 
waſſer blieb, während zugleich der König ebenſoſehr von 
Perſonen außerhalb des Miniſteriums, wie z. B. von 
Radowitz, beraten wurde. 

Auf das erſte Drängen aller liberalen Stimmen, die 
Reichsſtände zu berufen, antwortete der König 1841 
zunächſt mit der Bewilligung zweijähriger Periodizität der 
Provingiallandtage, einer etwas größeren Hffentlichkeit 
der Verhandlungen (die Protokolle ſollten gedruckt 
werden) und der Organiſation der ſtändiſchen Ausſchüſſe. 
Jeder Landtag hatte einen Ausſchuß von zwölf Mitgliedern 
zu wählen; dieſe ſollten von einem zum anderen Provinzial 
landtag teils provinziell tätig ſein, teils vom König zu 
gemeinſchaftlichen Beratungen zuſammengezogen werden. 
Letzteres geſchah zum erſtenmal im Oktober 1842. Die 
Verhandlungen haben ein größeres Intereſſe nur durch die 
Eiſenbahndebatte. Während die Ausſchüſſe eigentlich für 
Staatsbahnen waren, beſtand die Regierung — ganz 
gegen die Traditionen der preußiſchen Politik — auf 
Aktiengarantien für Privatbahnen, nur weil ſie vermeiden 
wollte, große Staatsanleihen zu machen und damit an das 
Verſprechen von 1820 zu erinnern, das den Zufammen- 
tritt von Reichsſtänden für die Aufnahme neuer Reichs- 
anleihen betraf. 

Als die Ausſchüſſe tagten, waren Rochow und Schön 
aus dem Miniſterium bereits ausgeſchieden (Schöns „Wo⸗ 
her und Wohin“); das Innere hatte Arnim-Boytzenburg 
übernommen. Während nun in den folgenden Jahren, 
hauptſächlich auf den Provinziallandtagen von 1843 und 
1845 das Drängen nach der Verfaſſung immer mehr ſich 
geltend machte, zogen ſich die Beratungen des Königs und 
ſeiner Räte immer länger hin, ohne zu einem Refultat zu 
führen. Mit Arnim, der ihm zu liberal war, konnte ſich 
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Friedrich Wilhelm IV. nicht einigen, namentlich in der 
Frage der Herren- und Abgeordnetenkurie nicht; Arnim 
trat zurück, und der bisherige Finanzminiſter, frühere 
Oberpräſident der Rheinprovinz, von Bodelſchwingh, eine 
etwas weiche Natur, übernahm das Innere und die 
Verfaſſungsfrage. Dieſelbe trat jetzt in ein anderes 
Stadium, und man gelangte nach vielen Debatten 
endlich zu einem vorläufigen Abſchluß. Die ent- 
ſcheidenden Staatsrats-Kommiſſionsſitzungen fanden Juni 
bis September 1845 ſtatt, die entſcheidende Sitzung 
des Staatsminiſteriums im Frühling 1846. Trotz der 
ſchweren Bedenken des Prinzen von Preußen, der auf 
die aus dem militäriſchen Charakter des Staates zu 
erwartenden Konflikte, auf die Schwierigkeiten der 
äußeren Lage aufmerkſam machte — er war damals der 
einzige, der ſich der ganzen Tragweite der geplanten Maß⸗ 
regeln bewußt war —, einigte man ſich zuletzt doch über 
das Patent vom 3. Februar 1847 und die drei königlichen 
Verordnungen vom ſelben Datum, wodurch ein ganz neuer 


Verfaſſungszuſtand Preußens inauguriert wurde. 


b) Die Februarverfaſſung. 


Der Inhalt der Februarpatente iſt folgender: Die 
Mitglieder der acht Provinziallandtage treten auf könig⸗ 
liche Berufung zu einem vereinigten Landtage zuſammen, 
der ſich in eine Herrenkurie und in eine Dreiſtändekurie 
gliedert. Die Kurien beraten und beſchließen für gewöhnlich 
getrennt, vereinigt nur für Staatsanleihen und Steuern. 
Die Marſchälle (Präſidenten), an welche die Redner das 
Wort zu richten haben, ernennt der König; dieſer gibt 
auch die Geſchäftsordnung. Zwei Drittel der Stimmen 
einer Provinz oder eines Standes können eine Sonderung 
in die betreffenden Teile fordern; es wird dann geſondert 
beraten und beſchloſſen. Die Rechte des Vereinigten 
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Landtags ſollen beſtehen: 1. in der Begutachtung von 
Geſetzen, welche Perjonen- und Eigentumsrechte zum 
Gegenſtand haben, aber nur „in den dazu geeigneten 
Fällen“. Ständiſche Verfaſſungsänderungen, die über 
das Gebiet einer Provinz hinausgehen, ſollen jedenfalls 
nicht mehr von den Provinziallandtagen begutachtet 
werden. Ein Recht der Begutachtung hat aber auch der 
Vereinigte Landtag nicht; 2. in der Zuſtimmung zu 
Steuererhöhungen und Neueinführung von Steuern, 
wovon aber ausgeſchloſſen ſind die Zölle, die mit anderen 
Staaten gemeinſamen indirekten Einnahmen, die außer- 
ordentlichen Kriegsſteuern; 3. in der Zuſtimmung zu 
Staatsanleihen, für welche das geſamte Vermögen des 
Staates haftet, ausgenommen Kriegsanleihen; 4. in 
einem Petitionsrecht; doch bedarf die Beſchwerde oder 
Bitte, um an die Krone zu gelangen, zwei Drittel der 
Stimmen in jeder Kurie. Petitionen von außerhalb darf 
der Landtag nicht annehmen. — Der Landtag erhält keinen 
Etat vorgelegt; er hat kein Recht auf periodiſche Ver⸗ 
ſammlungen; dagegen ſollen die ſtändiſchen Ausſchüſſe fort⸗ 
beſtehen, mindeſtens alle vier Jahre zuſammentreten und 
ein Begutachtungsrecht für Geſetze ebenſo haben, wie der 
Landtag. 

Dies war das Programm der Regierung, wie es 
etwa in Radowitz, „Geſprächen aus der Gegenwart in 
Staat und Kirche“ 1846 enthalten war: „Die Monarchie 
auf ſtändiſcher Grundlage.“ Die ſtändiſchen Gliederungen, 
die lokalen Korporationen ſollten gewiſſermaßen das 
Fundament des Staates ſein; ihre Teilnahme an der 
Geſetzgebung ſollte die Freiheit der Perſon, die Sicher- 
heit des Eigentums garantieren, aber die Stände ſollten 
keinerlei Mitregierungsrecht haben, Finanzen, Budget, 
äußere Politik blieben dem Königtum nach wie vor 
reſerviert. 

Die öffentliche Meinung proteſtierte. Simon ſchrieb 
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die Broſchüre: „Annehmen oder ablehnen?“, die darauf 
hinauskam, daß man eigentlich ſchon weit größere Rechte 
als die jetzt angebotenen beſeſſen habe. Biedermanns 
„Geſchichte des erſten preußiſchen Reichstages“ 1847 war 
im ſelben Sinne geſchrieben. Vor allem aber iſt zu 
erwähnen Gervinus' Schrift über das Patent vom 
3. Februar. Sie maß das Dargebotene an dem Harden— 
bergſchen Geſetz, tadelte die itio in partes, die Herrenkurie, 
befehdete vor allem das Gottesgnadenkönigtum, die „An⸗ 
ſichten der Gentzſchen Schule“. Das einzig Berechtigte 
ſchien dem Verfaſſer die engliſche Konſtitution, welche die 
europäiſche ſein müſſe. 

Der Vereinigte Landtag war alsbald zujammen- 
berufen worden. Die Rede, mit der ihn der König 
eröffnete, war ſelbſt dem Miniſter von Bodelſchwingh ein 
Geheimnis geblieben, nur der Herr von Thile wußte 
darum. Sie machte den ungünſtigſten Eindruck. Die 
Oppoſition wollte ſofort abreiſen und wurde nur mit 
Mühe zurückgehalten. Auf ihrer Seite waren faſt alle 
Talente dieſer Verſammlung; ihr Führer war der weſt⸗ 
fäliſche Landrat Freiherr von Vincke, der Sohn des alten 
Oberpräſidenten, ein Redner von Gottes Gnaden, „der 
preußiſche Mirabeau“. 

So wenig nun die liberale Partei von vornherein 
befriedigt war, einen ſo großen bedeutſamen Eindruck 
machten doch die Beratungen des erſten Landtags April 
bis Juni 1847. Von der günſtigen Seite zeigte ſich der 
Landtag in allen mit der Verfaſſungsfrage zuſammen⸗ 
hängenden Beratungen. Die rheiniſch-liberale Oppoſition 
forderte eine Weiterbildung zum Konſtitutionalismus. 
Die ſogenannte Rechtsoppoſition behauptete, nach den 
älteren Geſetzen von 1820, 1823 und 1842 ſchon bedeut- 
ſamere Rechte gehabt zu haben; in der Herrenkurie war 
Führer der Oppoſition der Fürſt Lichnowsky, Gegner des 
Prinzen von Preußen; auf dieſer Seite ſtand auch Arnim. 


207 


Die Majorität beider Kurien war darin einig, daß die 
gebotene Verfaſſung nicht ausreiche. Die ſchwache Seite 
des Landtags zeigen die Beratungen über die praktiſchen 
Fragen. Hier trat der Mangel an politiſcher Erfahrung 
und Sachkenntnis hervor; hier war das Miniſterium 
unzweifelhaft überlegen. Aber die wichtigſten dieſer 
Fragen, wie über eine Anleihe zum Bau der Oſtbahn, 
Einführung einer Einkommenſteuer u. a. gelang keine 
Einigung. Im Juni wurde der Landtag mit einer immer 
noch hoffnungsvollen Thronrede geſchloſſen. Nachher 
bemächtigte ſich der öffentlichen Meinung eine allgemeine 
Verſtimmung. Einige Jahre früher berufen, hätte der 
Landtag ohne Zweifel ein normales Aberlenken in die 
konſtitutionelle Verfaſſung ermöglicht und viele Fehlgriffe 
der folgenden Jahre erſpart. So ſtärkte er wenigſtens in 
etwas das Vertrauen auf die Krone und die Ariſtokratie, 
vereinigte die weit auseinandergehenden provinziellen 
Anſchauungen, verminderte die exploſiven Kräfte der 
kommenden revolutionären Bewegung und deſignierte die 
Männer, die in den kommenden Jahren und Jahrzehnten 
an die Spitze der Geſchäfte traten. 


3. Die Märzrevolution und die 
Nationalverſammlung. 


Im Januar und Februar 1848 waren die ſtändiſchen 
Ausſchüſſe in Berlin verſammelt, um das neue Strafgeſetz⸗ 
buch zu beraten. Der König entließ ſie im März mit der 
Konzeſſion, daß der Landtag periodiſch alle vier Jahre 
berufen werden und daß die ſtändiſchen Ausſchüſſe nicht 
mehr die Rechte des Landtags üben ſollten. Ein Adreſſen⸗ 
ſturm beſtimmte den König, den Landtag auf den 25. April 
einzuberufen. Da kam die Nachricht von dem Wiener 
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Aufftand. Der Einberufungstermin wurde auf den 
2. April feſtgeſetzt. Aber die revolutionäre Bewegung 
brach noch eher herein, als der Landtag zuſammentrat. 
Am 18. März kam es zu dem völlig unmotivierten 
Straßen- und Barrikadenkampf in Berlin, nachdem der 
König ſoeben ſchon ziemlich weitgehende Verſprechungen 
über die Preßfreiheit, die Konſtitution uſw. gemacht hatte, 
und eben in dem Moment, wo derſelbe mit Graf Arnim- 
Boytzenburg über die Neubildung des Miniſteriums unter- 
handelte. Am 19. März erfolgte dann — gegen den Rat 
des Prinzen von Preußen — der Befehl zur Zurückziehung 
der Truppen aus Berlin, die eben im Begriff waren, des 
Aufſtandes Herr zu werden. Unter dem zehntägigen 
Miniſterium Arnim (19. bis 29. März) erließ der König, 
faſſungslos und aufs tiefſte gedemütigt, die große Ver⸗ 
ſprechung vom 22. März, nämlich eine Verfaſſung auf 
breiteſter Grundlage, Preßfreiheit, Minifterverantwort- 
lichkeit, Vereidigung der Armee auf die Verfaſſung u. a. 


Am 29. März trat das neue Miniſterium Camp- 
hauſen (Hanſemann Finanzen, Heinr. von Arnim Außeres, 
Auerswald Inneres, Reyher Krieg, Schwerin Kultus) fein 
Amt an, mit der Tendenz, die Würde des Thrones und die 
Rechtskontinuität dadurch aufrechtzuerhalten, daß der auf 
den 2. April berufene Landtag die wichtigſten Übergangs- 
und Vorbereitungsgeſetze beſchließe. Der Landtag ver— 
abſchiedete, nachdem die Linke unter der Führung von 
Rodbertus vergebens den Verſuch gemacht hatte, der 
zukünftigen Verſammlung, welche über die Verfaſſungs⸗ 
frage beraten ſollte, die Form einer Konſtituante zu geben, 
das Wahlgeſetz für die zur Vereinbarung der Verfaſſung 
mit dem Könige zu berufende Nationalverſammlung (2. bis 
9. April); dieſe ſollte in der Zwiſchenzeit zugleich die Rechte 
des Landtags ausüben. Es folgte dann noch ein Geſetz 
über die Grundlagen der künftigen Verfaſſung mit einer 

Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 14 
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Reihe allgemeiner Freiheitsverſprechungen und die 
Bewilligung einer Anleihe von 15 Millionen Talern und 
weiterer Garantien für 25 Millionen zur Anterſtützung von 
Handel und Gewerbe. 

Während die Staatsgewalt in den Händen des neuen 
Miniſteriums wie gelähmt ſchien, die leicht gelungene 
Revolte vom 18. März den Glauben an die Anfehlbarkeit 
und Machtfülle des ſouveränen Volks, das tatſächlich aus 
einer Anzahl radikaler Elemente der Hauptſtadt beſtand, 
ins ungemeſſene geſteigert hatte, fanden am 1. Mai die 
Wahlen zur Nationalverſammlung ſtatt, die am 22. Mai 
zu Berlin zuſammentrat. Nach dem Geſetz vom 8. April 
war jeder heimatberechtigte 24jährige Preuße Arwähler, 
die Wahl indirekt, wählbar jeder 30jährige Preuße. Es 
war eine Verſammlung von politiſchen Dilettanten, in der 
namentlich das „juriſtiſche Proletariat“ (Gneiſt) eine 
große Rolle ſpielte, gänzlich unfähig, ihre große Aufgabe 
zu löſen, von Anfang an beherrſcht von dem rechten und 
linken Zentrum (von Anruh, Rodbertus), d. h. den Demo⸗ 
kraten monarchiſcher Färbung, während die Rechte nach 
heutigem Begriff aus Altramontanen und National- 
liberalen, die Linke aber aus Republikanern unter Waldeck 
und Jakoby beſtand. Die Verſammlung, die erſt in der 
Singakademie, dann im Schauſpielhauſe tagte, geriet mehr 
und mehr unter die Herrſchaft des Pöbels und wurde durch 
Straßentumulte ſowie durch die eigene Führerloſigkeit von 
Tag zu Tag weiter nach links geſchoben. Der Verfaſſungs⸗ 
entwurf Camphauſens, welcher nach der Abſicht der 
Regierung der einzige Gegenſtand der Beratung ſein 
ſollte, ward einer Kommiſſion übergeben und kehrte aus 
derſelben erſt Anfang Oktober in das Plenum zurück; die 
ganze Zeit bis dahin wurde mit Adreßdebatten, Inter- 
pellationen und Znitiativanträgen hingebracht; die 
Majorität wollte die Regierung zwingen, gleich die 


210 


wichtigſten organiſchen Geſetze in Angriff zu nehmen, 
wozu es freilich ebenſoſehr an Vorbereitung, als an 
Einigkeit im Miniſterium fehlte. 


Der idealiſtiſche, ziemlich iſoliert ſtehende Camphauſen 
und ſein Miniſterium traten zurück, nachdem die Majorität 
der Nationalverſammlung ausgeſprochen, daß die Kämpfer 
des 18. März ſich um das Vaterland verdient gemacht 
hätten. Es ſollte nun ein „konſtitutionelles Miniſterium“ 
aus der Majorität der Verſammlung gebildet werden; der 
energiſche, ehrgeizige Hanſemann trat an die Spitze; die 
Elemente des Miniſteriums (Schreckenſtein: Krieg, Auers⸗ 
wald: Außeres) waren aber womöglich noch heterogener 
als im Minifterium Camphauſen; dieſes ſogenannte 
„Miniſterium der Tat“ beherrſchte den Hof ebenſowenig, 
wie die Verſammlung, welche immer weiter in die Rechte 
der Krone eingriff, vom Standpunkt der Volksſouveräni⸗ 
tät aus die Miniſter zwingen wollte, ihre Beſchlüſſe aus- 
zuführen, hauptſächlich den tiefgreifenden, auf den Antrag 


Stein⸗Schulze erfolgten, betreffend die Beſeitigung der ſo⸗ 
genannten „reaktionären Offiziere“. Da Hanſemann be- 
züglich einer etwaigen Aktion gegen die Nationalverjamm- 
lung von ſeinen Kollegen im Stich gelaſſen wurde, eine 
genügende Truppenmacht nicht zur Hand war, ſo trat das 
Miniſterium am 6. September ab. 


Das am 7. September gebildete Miniſterium Pfuel- 
Eichmann ſtellt nur ein Abergangsſtadium dar. Am 
2. November wurde das Miniſterium Brandenburg— 
Manteuffel gebildet, und während nun Wrangel, zum 
Oberbefehlshaber der Marken ernannt, an der Spitze der 
Truppen in Berlin einzog, um der Pöbelherrſchaft ein 
Ende zu machen, wurde die Nationalverſammlung nach 
der Stadt Brandenburg verlegt und dann am 5. Dezember 
aufgelöſt, worauf die Oktroyierung der Verfaſſung erfolgte. 

14* 
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4. Die oftronierte und die revidierte 
Verfaſſung. 


Der Verfaſſungsentwurf Camphauſens vom 20. Mai 
war eine überarbeitete Kopie der belgiſchen Verfaſſung 
und ging bereits bis an die äußerſte Grenze der für 
Preußen möglichen liberalen Konzeſſionen. Die unklaren 
Ideale der Zeit konnte er jedoch nicht befriedigen; daher 
die Verweiſung an eine Kommiſſion, welche hauplſächlich 
beſtrebt war, die ſogenannten Grundrechte zu erweitern 
und im einzelnen zu fixieren, für die künftige Geſetzgebung 
auf allen möglichen Gebieten Direktiven aufzuſtellen, dem 
König nur ein ſuspenſives Veto ließ und den Kammern 
das Recht gab, ſich im November auch ohne königliche 
Berufung zu verſammeln. 

Die oktroyierte Verfaſſung vom 5. Dezember ſchließt 
ſich eng an den Verfaſſungsentwurf der Kommiſſion an; 
man wagte nur das Recht der Kammern zur Selbſt— 
verſammlung zu ſtreichen, das definitive Veto des Königs 
einzufügen, ſowie das Recht der Krone zu proviſoriſchen 
Geſetzen, wenn die Kammern nicht verſammelt ſeien, und 
das Recht der Regierung, die Steuern fortzuerheben, ſo— 
lange die Steuergeſetze nicht durch Geſetz geändert ſeien. 
Das dazu erlaſſene Wahlgeſetz vom 6. Dezember hielt für 
beide Kammern an dem Grundſatz allgemeiner indirekter 
Wahlen feſt. 

Dieſe Verfaſſung, deren Reviſion mit den Kammern 
vorbehalten war, erzeugte ſofort einen gänzlichen Amſchlag 
der öffentlichen Meinung zugunſten der Regierung. Die 
gemäßigt Liberalen und die große Menge der Philiſter 
waren gewonnen durch den liberalen Charakter des Doku— 
ments; die Konſervativen ſahen in dem Schritt der Re— 
gierung eine rettende Tat gegenüber dem revolutionären 
Treiben. 

Trotz dieſer gelungenen Oktroyierung ſtand das 


Miniſterium Brandenburg-Manteuffel in den Jahren 
1849/50 vor den denkbar ſchwierigſten Verhältniſſen. Es 
ſollte unter Wiederherſtellung einer geſicherten monarchi⸗ 
ſchen Ordnung raſch auf allen Gebieten die Geſetzgebung 
ſoweit ändern, als es die Verfaſſung notwendig machte; 
es ſollte die deutſche Frage löſen, eventuell einen großen 
Krieg mit Sſterreich und Rußland führen, die ſich der 
preußiſch⸗deutſchen Anionspolitik entgegenſetzten; es ſollte 
endlich die Verfaſſungsreviſion in monarchiſchem Sinne 
möglichſt ſchnell zum Abſchluß bringen. Anfähig, ſeine 
Aufgabe auf dem Gebiet der äußeren Politik zu löſen, hat 
das Miniſterium Manteuffel ſich in Olmütz vor Sſterreich— 
Rußland gedemütigt, alle ſeine deutſchen Verfaſſungs⸗ 
pläne aufgegeben und der Wiederherſtellung des alten 
Bundestages zugeſtimmt; die beiden anderen Aufgaben 
aber hat das Miniſterium mit Geſchick und Energie durch— 
geführt, freilich nicht, ohne von dem Oftronierungs- 
paragraphen einen kaum zuläſſigen Gebrauch zu machen. 

In den am 26. Februar 1849 ſich verſammelnden 
beiden Kammern hat es zunächſt die Anerkennung der 
Verfaſſung durchgeſetzt, dann aber bald, am 27. April, 
die zweite Kammer aufgelöſt, um freie Hand für die aus⸗ 
wärtige Politik und weitere Oktroyierungen zu erhalten. 
Am 31. Mai wurde, an Stelle des allgemeinen indirekten 
Wahlrechts, für die zweite Kammer das rheiniſche 
Kommunalwahlgeſetz, das ſogenannte Dreiklaſſenſyſtem, 
mit indirekter und öffentlicher Wahl oktroyiert, eine Maß⸗ 
regel, die entſchieden ein Mißbrauch des betreffenden Ver⸗ 
faſſungsparagraphen war und die ganze demokratiſche 
Partei zur Wahlenthaltung veranlaßte. Die nun gewählte 
zweite Kammer unterſchied ſich natürlich von der 
Nationalverſammlung gänzlich; die Liberalen von 1847, 
identiſch mit dem rechten Flügel von 1848, bildeten jetzt die 
in der Majorität befindliche Linke. Es war die ſogenannte 
Landratskammer, die zum allergrößten Teil allerdings 
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wenigſtens aus Beamten im weiteren Sinne, darunter 
auch 150 Verwaltungsbeamten, beſtand. Mit dieſer 
Kammer wurde eine Reihe der wichtigſten Geſetze ver- 
abſchiedet, hauptſächlich aber die Reviſion der Verfaſſung 
vollzogen (10. Auguſt 1849 bis 31. Januar 1850), in einer 
Weiſe, die zwar entfernt nicht den Wünſchen der Kreuz— 
zeitungspartei und der Hofkamarilla, auch nicht ganz denen 
des Königs und noch weniger den Anſchauungen der in 
der Kammer gar nicht vertretenen Demokratie entſprach, 
wohl aber die Anſichten des Miniſteriums und der großen 
Maſſe des damaligen Volkes unzweifelhaft zum Ausdruck 
brachte. Es blieb der Oktroyierungsparagraph, das Recht 
der Regierung auf Forterhebung der Steuern bis zu deren 
geſetzlicher Abſchaffung (alſo beſchränktes Budgetrecht der 
Volksvertretung!), es wurde der Verfaſſungseid der 
Armee beſeitigt, das evangeliſche Kirchenregiment der 
Krone wiederhergeſtellt; die Grund- und Freiheitsrechte 
waren durchweg in einſchränkendem Sinne geändert. 

Die ſo revidierte Verfaſſungsurkunde vom 30. Januar 
1850 iſt nicht ein Produkt der inneren Entwicklung 
preußiſcher Zuſtände, ſondern eine Kopie nach fremden 
Muſtern, aber trotz ihrer Fehler bedeutet fie einen heil— 
ſamen Friedensſchluß zwiſchen Volk und Königtum nach 
zehnjährigen Kämpfen, gab ſie dem Staat die notwendige 
Form ſeiner weiteren Entwicklung. Ohne ſie war die 
ſpätere Größe nicht denkbar, wären die eintretenden 
inneren Kämpfe noch heftiger geworden. Die Wahl des 
Zweikammerſyſtems erwies ſich ſo heilſam, wie auch die 
ſcheinbar zu eng begrenzten Rechte der zweiten Kammer 
ſich als ganz genügend herausſtellten. Die harmoniſche 
Verſöhnung des alten abſoluten Staates mit dem konſti— 
tutionellen Prinzip, die Umbildung der Beamtenwillkür 
in eine Regierung nach Geſetzen, konnte überhaupt nie= 
mals die Folge irgendeiner Verfaſſungsurkunde, ſondern 
nur die Folge weiterer Kämpfe und Friedensſchlüſſe ſein. 
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Die Grundpfeiler des Preußiſchen Staates, Krone, Armee, 
Beamtentum, von welchen die beiden letzteren in der Ver— 
faſſung faſt ignoriert ſind, blieben infolge ihrer hiſtoriſch 
erworbenen Stellung und tatſächlichen Macht doch auch 
innerhalb der Verfaſſung von ſolchem Einfluß, daß ſie bald 
wieder die ihnen zukommende Leitung übernehmen und ſo 
Preußen vor den Irrtümern einſeitiger Theorien von 


Volksſouveränität und Parlamentarismus, an denen faſt % 


alle europäiſchen Staaten kranken, bewahren konnten. 


5. Die Geſetzgebung von 1849-1852. 


Die Geſetzgebung, welche in Preußen ſeit dreißig 
Jahren faſt ſtillgeſtanden, kam in den Jahren 1849 —1852 
nun plötzlich in einen außerordentlich raſchen Fluß. Die 
neue Gerichtsverfaſſung von 1849 beſeitigte die Patri- 
monialgerichte und den privilegierten Gerichtsſtand, führte 
die Schwurgerichte und die Staatsanwaltſchaft ein; es kam 
endlich im April 1851 das ſeit Jahren vorbereitete einheit⸗ 
liche Strafgeſetzbuch zum Abſchluß; die beiden oberſten 
Gerichtshöfe des Staates wurden 1852 vereinigt; die all- 
gemeine deutſche Wechſelordnung wurde Januar 1849 
eingeführt. Eine Reihe weiterer privatrechtlicher und 
prozeſſualiſcher Geſetze ſchloſſen ſich in den folgenden 
Jahren an, fo das Hypothekengeſetz von 1853, die 
Konkursordnung von 1855 u. a. 

Das Beamtentum erhielt durch die Verordnungen 
vom 10. und 11. Juli 1849 und die zwei ſich direkt daran 
anſchließenden Geſetze vom 7. Mai 1851 für die richter- 
lichen, vom 21. Juli 1852 für die nichtrichterlichen 
Beamten eine weſentlich veränderte Stellung. War 
die weſentliche Tendenz dieſer Geſetze, wie eines Teils der 
Juſtizgeſetze die, die geſamten Beamten der Minijterial- 
gewalt ſtraffer unterzuordnen, ſo überwogen daneben doch 
noch die altpreußiſchen Tendenzen der Erhaltung ehren— 
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hafter Unabhängigkeit im Beamtenſtand. Daß in der 
Folgezeit über dieſe Geſetze und ihre Durchführung der 
heftigſte politiſche Streit‘ entſtand, war mit der Neuheit 
der Verfaſſung und der politiſchen Zuſtände überhaupt 
an ſich gegeben; auch die neueſte Entwicklung hat zu 
einem weſentlich anderen Difziplinar- und Beamtenrecht, 
als dem damals feſtgeſtellten, nicht geführt. 

Das Geſetz vom 12. Februar 1850 über den Schutz 
der perſönlichen Freiheit, das vom 11. März 1850 über 
Verſammlungs- und Vereinsfreiheit, das vom 4. Juni 
1851 über den Belagerungszuſtand und das vom 12. Mai 
1851 über die Preſſe, — alle dieſe Geſetze ſuchten die 
Freiheitsrechte, wie ſie in der Verfaſſung angedeutet 
waren, zur geſetzlichen Ausführung zu bringen, der freien 
Teilnahme des Volks an den öffentlichen Angelegenheiten 
die nötigen Schranken zu geben, den Rechtsſtaat zu be— 
gründen. Wenn 1852 —1858 über dieſe Geſetze ſoviel ge- 
klagt wurde, jo lag das mehr an ihrer Nichibefolgung als 
an ihrem Wortlaut, und ſelbſt die ſchlimmſte Auslegung 
dieſer Geſetze durch v. Weſtphalen und v. Hinckeldey hat 
keine Zuſtände ſchaffen können, wie ſie vor 1848 allgemein 
vorhanden waren. 

Durch die Geſetze vom 2. bis 11. März 1850 erhielt 
die Ablöſung der bäuerlichen Laſten und das Geparations- 
verfahren endlich eine Ordnung, welche eine durchgreifende 
und abſchließende Wirkſamkeit unſerer ganzen Agrargeſetz— 
gebung garantierte; durch die liberale Gemeindeordnung 
vom 11. März 1850, durch die Kreis-, Bezirks⸗ und 
Provinzialordnung vom ſelben Datum und endlich durch 
das beſchränkende Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 
ſelben Datum ſollte die ganze lokale Verwaltung auf neue 
Grundlagen geſtellt werden. Doch gelangten die erſteren 
Geſetze nicht zur Ausführung, da die konſervativen Inter⸗ 
eſſen von 1852 an ſich dem widerſetzten; es iſt dies aber 
vielleicht inſofern nicht zu beklagen, als jene Geſetze vielfach 
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verfehlt waren und, damals durchgeführt, den großen Ge- 
danken der Verwaltungsreform von 1872 an Hinderniſſe 
in den Weg gelegt haben würden. 

Durch das Geſetz vom 24. Februar 1850 über die 
Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen und das Geſetz 
vom 1. Mai 1851 über die Klaſſen- und Einkommenſteuer 
wurde der erſte große Fortſchritt in der Steuerverfaſſung 
des Landes ſeit 1820 erzielt. 

Wenn das Miniſterium Manteuffel ſo das Königtum 
rettete, die Verfaſſung und eine Reihe wichtiger Geſetze 
während der drei Jahre 18491852 zuſtande brachte, fo 
knüpfen fic) an ſeine jpätere Tätigkeit von 1852—1858 nur 
wenig erfreuliche Leiſtungen. Es lag das teilweiſe in dem 
zunehmenden Konflikt zwiſchen den bureaukratiſchen und 
ſtändiſchen Elementen der Regierung, in dem Kampf 
Manteuffels mit der feudalen Hofkamarilla, teilweiſe aber 
auch in der ganzen Fähigkeit und Perſönlichkeit des 
Miniſterpräſidenten ſelbſt. Arſprünglich ſtändiſcher Ari- 
ſtokrat mit ſächſiſchen Familien- und Jugenderinnerungen, 
mit leidenſchaftlichem Haß gegen alle Revolution, 
wurde er durch Talent, Energie und Erfahrung ein aus- 
gezeichneter royaliſtiſcher preußiſcher Beamter, der den 
konſtitutionellen Theorien wohl einige Zugeſtändniſſe 
machte, es aber vor allem als ſeine Aufgabe anſah, in 
den neuen konſtitutionellen Kämpfen Krone und Beamten- 
tum zu ſtärken. Ohne alles Verſtändnis für auswärtige 
Politik, für Deutſchlands Zukunft, für große weltgeſchicht⸗ 
liche innere Veränderungen, hatte er für die Aufgabe 
genügt, die Revolution zu bannen und den erſten Schritt 
aus dem bureaukratiſchen in den konſtitutionellen Staat zu 
tun; dann aber verfiel er wieder in ſtändiſche Velleitäten, 
in polizeiliche Willkür, wurde von allen Seiten bedroht 
und beiſeite geſchoben und hielt ſich nur noch als der 
geſchickte Bureaukrat ohne Ideen und Taten, als der kluge 
Mann der kleinen Auskunftsmittel. 
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6. Die Epoche von 1852—1858. 


Wenn wir nun dieſe Epoche von 1852—1858 noch 
kurz charakteriſieren wollen, ſo zeigen die wirtſchaftlichen 
Zuſtände ohne Zweifel eine glänzende Entwicklung, teils 
wohl infolge ganz allgemeiner Arſachen und Konjunkturen, 
teils auch infolge der energiſchen und tüchtigen Ver⸗ 
waltung des Handelsminiſteriums durch von der Heydt. 
Es fallen in dieſe Epoche die Gründung der preußiſchen 
Marine, die vollſtändige Neuordnung des Poſt- und 
Telegraphenweſens, der energiſche Bau von Staats⸗ 
bahnen, die Neuorganiſation des Münzweſens und der 
preußiſchen Bank, die Fabrikgeſetzgebung und die Ein- 
richtung von Arbeiter-Zwangskrankenkaſſen. Im übrigen 
aber halten ſich die divergierenden Elemente in Staat und 
Geſellſchaft gerade ſoweit die Wage, daß nichts Erheb- 
liches geſchah. Der ſtändiſch-⸗feudale Teil der Regierung 
ſuchte die Verfaſſung immer weiter rückwärts zu revidieren, 
ſetzte die Siſtierung der Gemeinde- und Kreisgeſetze von 
1850 durch, ſtellte die gutsherrliche Polizeigewalt, die 
Kreis- und Provinzialſtände wieder her und wußte in den 
neuen Städte- und Landgemeindeordnungen im weſent⸗ 
lichen nur das Alte mit einigen polizeilichen Einſchränkun⸗ 
gen zur Geltung zu bringen. Die Maßregelung der 
Preſſe, der Magiſtrate größerer Städte, wurde immer 
einſeitiger, ſetzte ſich über die beſtehenden Geſetze immer 
mehr hinweg; ein zunehmendes Mißtrauen in die Fähig⸗ 
keiten der Regierung war die Folge, eine faſt verzweifelnde 
Niedergeſchlagenheit bemächtigte ſich der Gemüter aller 
Gebildeten. In den beiden, Herbſt 1852 und Herbſt 1858 
gewählten Kammern hatte die Regierung eine ziemlich 
ſichere konſervative Partei, die aber doch in bezug auf die 
Beſtrebungen einer ſtändiſch-feudalen Reaktion fo ge- 
ſpalten war, daß in dieſer Beziehung kaum etwas Poſi⸗ 
tives zu erreichen war. Dieſe Zuſammenſetzung der 
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Kammern ſelbſt aber beruhte auf einer weitgehenden Be- 
einfluſſung der Wahlen durch die Regierung nach fran- 
zöſiſchem Muſter. Die Wahlbezirke ſtanden noch nicht ge- 
ſetzlich feſt, ſondern wurden vor jeder Neuwahl erſt künſt⸗ 
lich, je nach Bedürfnis, zuſammengelegt. Der einzig 
dauernde Sieg der ſtändiſchen Partei war die Schöpfung 
des Herrenhauſes; ſie erreichte denſelben nur, weil ſie in 
dieſer Frage den König gewonnen hatte. 


7. Die Bildung des Herrenhauſes. 


Da nur die äußerſte Demokratie in Preußen das Ein- 
kammerſyſtem forderte, fo war das Prinzip des Zwei- 
kammerſyſtems ein natürlich gegebenes, zumal das Beiſpiel 
aller anderen europäiſchen Kulturſtaaten auf dieſe Bahn 
hinwies. Es war nur die Frage, wie gegenüber der 
zweiten, auf Volkswahl gegründeten Kammer die erſte zu⸗ 
ſammenzuſetzen ſei. Es lagen verſchiedene Möglichkeiten 
vor: die erſte Kammer konnte ſein 

1. eine Vertretung der Provinzen, Bezirke, Kom- 
munen, kurz der relativ ſelbſtändigen Teile des Staates, 
wie der amerikaniſche Senat, der Schweizer und der 
heutige Deutſche Bundesrat; 2 

2. eine Wahlkammer mit hohem Zenſus, wie in Belgien; 

3. eine Intereſſenvertretung nach ſtändiſchen oder 
ſozialen Klaſſen, die Spitzen der Geſellſchaft zuſammen— 
faſſend; 

4. ein erweiterter Staatsrat, der die Spitzen des 
Beamtentums und des Offizierkorps in ſich vereinigte; 

5. eine erbliche Pairie im Anſchluß an das engliſche 
Vorbild. 

Die oktroyierte Verfaſſung von 1848 hatte die erſte 
der genannten Möglichkeiten im Prinzip eingeführt, hatte 
jedoch proviſoriſch, da es noch an den Wahlkörpern der 
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Selbſtverwaltung fehlte, das zweite Syſtem adoptiert. 
Die erſte Kammer war jo 1849 —1852 eine Wahlkammer 
mit hohem Zenſus. Die revidierte Verfaſſung hatte 
(§§ 65, 66) ein gemiſchtes Syſtem eingeführt, das von 1853 
an zur Ausführung kommen ſollte. Je mehr man ſich 
jedoch dieſem Termin näherte, deſto unzufriedener waren 
König und Regierung mit dieſen Beſtimmungen, und da 
ſich die Regierung mit den Kammern und dieſe ſich unter— 
einander nicht einigen konnten, jo kam das Verlegenbeits- 
geſetz vom 7. Mai 1853 zuſtande, das dem König die 
Macht übertrug, die erſte Kammer aus lebenslänglichen 
erblichen Mitgliedern zu bilden. Die königliche Ver— 
ordnung vom 12. Oktober 1854 vollzog dieſen Auftrag, 
ohne ſich durch die näheren Maßgaben desſelben be— 
ſchränken zu laſſen, woraus ſpäter Zweifel an der Rechts- 
beſtändigkeit des ſo geſchaffenen Herrenhauſes abgeleitet 
wurden. Neben die Prinzen, die erblich berechtigten 
Standesherren, die Mitglieder der Herrenkurie von 1847 
(etwa 100 an der Zahl) traten die vom König auf 
Lebenszeit ernannten Mitglieder und außerdem eine er— 
hebliche Zahl, die teils auf Lebenszeit, teils unter der Be— 
dingung gewiſſer amtlicher und ſozialer Stellungen prä— 
ſentiert und vom Könige nur beſtätigt waren. Ein ſolches 
Präſentationsrecht wurde den drei Domſtiften, einigen 
wenigen Grafenverbänden, den 11 Verbänden der durch 
Familienbeſitz ausgezeichneten Adelsfamilien, endlich den 
90 Verbänden des ſogenannten alten und befeſtigten 
Grundbeſitzes, ſowie urſprünglich 29 (jetzt 45) größeren 
Städten und den Aniverſitäten erteilt. Hauptſächlich 
die 90 Mitglieder des alten und befeſtigten Grund— 
beſitzes haben im Anfang dem Herrenhaus den 
Stempel einer einſeitigen Intereſſenvertretung des Klein— 
adels gegeben und zu den maßlos heftigen Angriffen des 
Liberalismus gegen das Herrenhaus, 1858—1868, geführt. 
Die juriſtiſchen Zweifel über die Rechtsgültigkeit der Zu⸗ 
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ſammenſetzung und die politiſchen über die Zweckmäßigkeit 
dieſes Inſtituts find von 1866 an verſtummt; 
einmal, weil die Zuſammenſetzung von 1866 an ſich 
etwas änderte, indem alle anderen Elemente verſtärkt, 
der alte und befeſtigte Grundbeſitz aber in feiner Zahl be- 
laſſen wurde, noch mehr aber, weil das Herrenhaus neben 
manchen einſeitig ſtändiſch gefärbten Beſchlüſſen ſich von 
1862 an doch als ein Schutzwall für die Krone und für eine 
feſte und große Regierung gezeigt hat. 


8. Die „neue Ara“ und die Konfliktszeit. 


Im Oktober 1858 hatte der Prinz von Preußen an 
Stelle ſeines erkrankten Bruders die Regentſchaft in 
eigener Verantwortlichkeit übernommen. Am 6. November 
bildete er das Miniſterium Hohenzollern aus einigen der 
älteren Miniſter, überwiegend aber aus liberalen Ele⸗ 
menten, den bisherigen Führern der Oppoſition: Auers⸗ 
wald (ohne Portefeuille), Patow (Finanzen), Flottwell 
(Inneres), an deſſen Stelle ſpäter Schwerin trat, wie Roon 
(Krieg) an die Bonins. Das neue Miniſterium ſtellte 
ſich in ziemlich ſchroffen Gegenſatz gegen die Verwaltung 
Manteuffels, betonte die Rückkehr zu ſtrengerer Geſetz⸗ 
lichkeit, wollte aber daneben eine fonjtitutionell-parlamen- 
tariſche Regierung im Sinne der herrſchenden liberalen 
Tagesmeinungen herſtellen, obwohl der Prinzregent gegen 
einen Bruch mit der Vergangenheit proteſtiert und ſich 
das Hindrängen nach liberalen Zielen verbeten hatte. 

Die Neuwahlen im Dezember 1858 hatten dem 
Miniſterium in der zweiten Kammer eine große Ma- 
jorität geſichert, dagegen fand es im Herrenhaus ſowie in 
einem Teil des Beamtenſtandes offenen Widerſtand. Der 
Prinzregent war nicht geneigt, die Popularität der „neuen 
Ara“ durch bereitwilliges Eingehen auf alle möglichen libe- 
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ralen Wünſche zu erhalten, obwohl er die berechtigten unter 
denſelben (Grundſteuerreform, Zivilehe, Reform der 
Kreisverfaſſung) zu erfüllen beſtrebt war; vor allem aber 
forderte er im Anſchluß an die Mobilmachung von 1859 
eine Armeereform und Armeevermehrung, wie fie die erſte 
Bedingung für Erhaltung der preußiſchen Großmacht— 
ſtellung war. 

Sowohl 1859 wie 1860 lehnte das Herrenhaus die 
zwei wichtigſten liberalen Geſetzentwürfe, die Grundſteuer— 
regulierung und die Einführung der Zivilehe, ab; eine 
Einigung gelang nur über Anbedeutendes, wie über die 
geſetzliche Feſtſtellung der Wahlbezirke, ſowie über einen 
Nachtrag zum Preßgeſetz. Auch über die vorgelegte No- 
velle zu dem Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegs- 
dienſt von 1814 konnte man ſich nicht einigen, da die Re- 
gierung an der dreijährigen Dienſtzeit feſthielt, die 
Kammer dagegen die zweijährige forderte. Man ſchlug 
einen Ausweg ein, indem man der Regierung (am 15. Mai 
1859) 9 Millionen Taler zur Verfügung ſtellte, um einft- 
weilen die Kriegsbereitſchaft aufrechtzuerhalten, d. h. 
die am 5. Mai 1860 definitiv neugebildeten Infanterie- 
regimenter zu unterhalten. 

Gegen Ende des Jahres 1860 hatte das Miniſterium 
bereits einen großen Teil ſeiner Popularität eingebüßt, 
weil es den Widerſtand des Herrenhauſes nicht brechen 
könne, nicht entſchieden genug auftrete und dergleichen 
mehr. Die liberale Majorität beſchloß in der Seſſion 
von 1861, aus ihrer Reſerve herauszutreten und das Mi- 
niſterium zu liberalen Taten zu drängen. Die Grund— 
ſteuerreform wurde auch glücklich im Herrenhaus durch— 
gedrückt; in der Militärfrage hatte ſich die Regierung auf 
den Standpunkt geſtellt, daß die Armeevergrößerung im 
Rahmen des Geſetzes von 1814 möglich ſei und hatte nur 
die entſprechende Geldbewilligung im Ordinarium ge— 
fordert. Die Kammer glaubte jedoch, daß eine Anderung 
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des Geſetzes von 1814 notwendig fei und bewilligte unter 
Minderung der Koſten für die Reform die notwendigen 
Mittel nur im Extraordinarium und nur noch mit einer 
kleinen Majorität. Innerhalb der großen liberalen Partei 
hatte ſich eine Spaltung vollzogen: die Fraktion Jung⸗ 
Litauen folgte dem bisherigen Führer Vincke nicht mehr, 
fie wollte einen energiſchen Sturmlauf gegen alle fonjer- 
vativen Elemente des Staates unternehmen, jedenfalls 
unbekümmert um den Erfolg fortgeſchrittene politiſche 
Aberzeugungen bekennen. Nach Schluß des Landtags 
zeigte ſich dieſe Spaltung vor den Neuwahlen durch die 
Bildung der ſogenannten Fortſchrittspartei. Obwohl nun 
in dem neuen Landtag, Januar 1862, eine ganze Reihe 
der verlangten liberalen Reformgeſetze vorgelegt wurde, 
neben denen allerdings auch wieder das Militärgeſetz er- 
ſchien, kam es doch raſch bezüglich des Etatsrechts zum 
Konflikt zwiſchen Miniſterium und Majorität. Der An⸗ 
trag Hagen verlangte eine größere Spezialiſierung der 
Etatstitel, was das Miniſterium nur erſt für das Jahr 
1863 in Ausſicht ſtellen wollte. Auf die Abſtimmung, 
welche die ſofortige Spezialiſierung verlangte, löſte das 
Miniſterium die zweite Kammer auf (11. März), trat 
dann aber ſelbſt infolge der weiteren Verhandlungen mit 
der Krone am 15. März ab, um dem konſervativen Be- 
amtenminiſterium Hohenlohe -von der Heydt Platz zu 
machen. 

Das poſitive Reſultat der dreijährigen „neuen Ara“ 
lag ausſchließlich in der Durchführung der Grundfteuer- 
reform und in dem Eintreten für eine Beamtenverwaltung 
nach Rechtsgrundſätzen. Nach außen hat es durch ſeine 
ſchwächliche „Politik der freien Hand“ Preußen iſoliert 
und geſchwächt, nach innen hat es nicht allein, aber 
weſentlich durch ſeine Angeſchicklichkeit und Popularitäts- 
ſucht den Verfaſſungskonflikt und den Kampf um die 
Armeereform herbeigeführt. Es begab ſich von Anfang 


223 


an dadurch in eine falſche Lage, daß es, entgegen den 
Intentionen der Krone, um jeden Preis populär und par- 
lamentariſch fein wollte, ſtatt ſchnell entſchloſſen ſeine Dta- 
jorität zur Durchführung der Armeereform zu benutzen. 


Die Neuwahlen vom 6. Mai 1862 führten eine über⸗ 
wiegende Majorität der Fortſchrittspartei und des linken 
Zentrums herbei. Das Miniſterium legte dem am 19. Mai 
1862 eröffneten Landtag nur die beiden Etats von 1862 
und 1863 vor, die man unter Aufrechterhaltung der 
Armeeorganijation fo ſparſam als möglich bemeſſen hatte. 
Der fünfundzwanzigprozentige Zuſchlag zur Einkommen- 
und Klaſſenſteuer, den das vorige Miniſterium ſeit 1859 
nötig gehabt, war ſchon vorher beſeitigt worden; das 
Geſetz über Verpflichtung zum Kriegsdienſt ſollte in der 
Winterſeſſion folgen. Eine Majorität der Kommiſſion 
und der zweiten Kammer, von welcher die eine Hälfte 
die ganze Reform und Vergrößerung der Armee be— 
ſeitigen, die andere die Regierung zur zweijährigen Dienſt⸗ 
zeit zwingen wollte, ſetzte die 5⅛ Millionen Taler für die 
Armeereform ab; das Herrenhaus verwarf am 10. Oktober 
das ſo reduzierte Budget, nachdem am 24. September 
Herr von Bismarck das Miniſterium übernommen und 
das Budget für 1863 zurückgezogen hatte. Am 13. Of- 
tober wurde die Seſſion geſchloſſen. Die Regierung er— 
klärte, ſie ſei durch die Beſchlüſſe beider Häuſer genötigt, 
den Staatshaushalt ohne die in der Verfaſſung voraus— 
geſetzte Unterlage zu führen. Dabei iſt es dann vier Jahre, 
bis Spätſommer 1866, geblieben. 

Der Verlauf dieſer Konfliktszeit war im großen und 
ganzen folgender: 

Das Miniſterium ſuchte zuerſt durch ein ſcharfes 
polizeiliches Repreſſivſyſtem gegen die Preſſe, gegen 
liberale Beamte, gegen Stadtmagiſtrate und Stadtver- 
ordnete zu wirken, verſtärkte aber hierdurch und durch das 
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Dunkel, das über ſeiner äußeren Politik ſchwebte, nur die 
Oppoſition und die Anzufriedenheit über die budgetloſe 
Regierung. Das Anſehen der fortſchrittlichen Führer 
ſtieg mit dem Maße zunehmender Erbitterung in den 
Parteikreiſen; die Sprache gegen die Regierung wurde 
immer leidenſchaftlicher; man hoffte ſogar in gewiſſen 
Kreiſen auf eine Revolution, die man freilich zu machen 
weder Mut noch Macht hatte. Die Verſuche der Regie- 
rung, an das Nationalgefühl zu appellieren, waren ganz 
vergeblich, ſo Frühjahr 1863 in der Polenfrage, Herbſt 
1863, als Sſterreich den Verſuch machte, Preußen durch 
den Fürſtentag zu überrumpeln, endlich in der Schleswig- 
Holſteinſchen Frage, als es ſich um den prinzipiellen 
Kampf zwiſchen Preußen und dem deutſchen Kleinfürſten⸗ 
tum handelte. Als aber die Herzogtümer nach dem Früh⸗ 
jahrsfeldzug von 1864 an Preußen und Sſterreich ab- 
getreten waren, begann eine gewiſſe Schwenkung in der 
öffentlichen Meinung fic zu vollziehen. And obwohl 1865 
noch die Koſten für den Däniſchen Krieg und die Marine- 
anleihe verweigert wurden und der Konflikt zwiſchen den 
Führern des Abgeordnetenhauſes und dem Miniſterium 
oratoriſch damals ſeinen Höhepunkt erreichte, ſo zwang die 
umgeſchlagene Stimmung der Provinzen doch ſchon die 
liberale großſtädtiſche Majorität zur Nachgiebigkeit in der 
prinzipiell und materiell ſo wichtigen Eiſenbahnbaufrage. 
And als im Frühjahr 1866 der Entſcheidungskampf gegen 
Sſterreich unter den für Preußen denkbar günſtigſten 
Konjunkturen begann, da verweigerte wohl noch das Ab- 
geordnetenhaus die Mitwirkung, aber die außerhalb der 
Parteien ſtehenden Liberalen erkannten nunmehr, daß die 
Militärreform und die auswärtige Politik der Regierung 
berechtigt waren; mit dem am 3. Juli 1866 gewählten 
Abgeordnetenhaus war die Wiederherſtellung des Friedens 
zwiſchen Regierung und Volksvertretung möglich. 
Schmoller, Verfaſſungsgeſchichte. 15 


225 


9. Die Armeereform. 


Als im Jahre 1859 die Wahrſcheinlichkeit eines 
großen Krieges immer näher an die Leiter der preußiſchen 
Politik herantrat, da gelangte im Anſchluß an die Mobil- 
machung von 1859 der Roonſche Plan einer Armee- 
reform zur Annahme und in den folgenden Jahren zur 
praktiſchen Ausführung. 


Die Kaders der Feldarmee wurden ſoweit vermehrt, 
daß ſie bei dreijähriger Dienſtzeit ſtatt 40 000 jährlich 
63 000 Rekruten aufnehmen konnten. Die allgemeine 
Wehrpflicht wurde ſo nahezu wieder zur Wahrheit; die 
Zahl der ausgebildeten Mannſchaften wuchs ſo, daß ſie 
bald für die verdoppelte Linie und die Landwehr alten 
Beſtandes ausreichte. Die Infanterieregimenter wurden 
von 45 auf 81, die Kavallerieregimenter von 38 auf 48, 
der Friedenspräſenzſtand von 143 000 auf 220 000 Mann 
gebracht. Die Landwehrkavallerie ſollte jpäter ganz weg⸗ 
fallen, die Landwehrinfanterie erſten Aufgebots zwar bei- 
behalten werden, aber nicht mehr als Feld-, ſondern als 
Beſatzungs- und Reſervearmee; fie, d. h. die älteren 
Mannſchaften über 28 Jahre, ſollten bei kleinen Mobil⸗ 
machungen überhaupt nicht mehr aufgeboten werden. Die 
Landwehr zweiten Aufgebots fiel weg; die Kriegsſtärke der 
Armee blieb etwa dieſelbe; die jährlichen Koſten nahmen 
von 30 auf etwa 40 Millionen Taler zu. Dafür aber 
kamen die Landwehrübungen, die Kavalleriepferde⸗ 
ſtellungen einerſeits und die Anterſtützung der Familien 
eingezogener Landwehrmänner andererſeits in Wegfall. 
Die Feldarmee wurde ſchlagfertiger und jugendlicher; ſie 
beſtand nicht mehr aus Kaders, die erſt im Moment des 
Kriegsausbruchs gebildet wurden. 

»Da die Regierung der ganzen Geſchichte und Tra- 
dition der preußiſchen Armee gemäß von dem Gedanken 
ausging, daß die Organiſation der Armee, die Feſtſtellung 
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der taktiſchen und adminiſtrativen Verbände, der Kaders 
uſw., die Feſtſtellung der Rekrutenzahl und der Friedens- 
präſenzſtärke eine Prärogative der Krone auch nach der 
Verfaſſung von 1850 geblieben jei, ſowie, daß die drei- 
jährige Dienſtzeit nach dem Geſetz von 1814 zu Recht be⸗ 
ſtehe, ſo handelte es ſich für ſie bei der Durchführung der 
Reform zunächſt nur um zwei Punkte: erſtens um die Be⸗ 
willigung der Mittel im Etat, wie ſie 1859, 1860, 1861 
erfolgte, und zweitens um eine kleine Anderung oder Inter- 
pretation des Geſetzes von 1814, inſoweit dieſes die ein- 
zelnen Jahrgänge bezeichnet, die zur Linie einerſeits, zur 
Landwehr andererſeits gehören. Sie wollte die Dienſtpflicht 
im ganzen von 19 auf 12 Jahre herabſetzen, die Dienſt⸗ 
pflicht in der Linie aber auf 7 bis 8 Jahre erhöhen. Dem 
entſprachen die Geſetzentwürfe von 1860, 1862, 1863 
Frühjahr und Herbſt, und 1865, ſowie der Interpretations- 
verſuch von 1861, der ſich auf § 15 des Geſetzes von 1814 
berief, durch welchen für den Kriegsfall die Einſtellung von 
Landwehrjahrgängen in die Linie erlaubt wird. 
Die liberalen Parteien ſahen in der Eliminierung der 
Landwehr aus der Feldarmee, in der Verſtärkung des 
Elements der Berufsſoldaten zugleich eine politiſche Maß⸗ 
regel, eine Veränderung der ganzen Wehr- und Staats- 
verfaſſung; ſie wollten jedenfalls die Vermehrung der 
Kaders der Armee nur dulden, wenn durch eine zwei⸗ 
jährige Dienſtzeit die größeren Kaders mit einer geringeren 
Friedenspräſenzſtärke ſich vereinigen ließen. Zu dem 
Streit über die Koſten und die Dienſtzeit geſellte ſich ſo von 
1863 an der Streit über die Prärogative der Krone in 
Militärſachen überhaupt, der Streit darüber, was bis 
1860 Geſetzes- und was Verordnungsrecht geweſen, was 
die Krone allein oder nur mittels neuer Geſetze ändern 
könne. Die Majorität des Landtags forderte demgemäß 
außer einem Wehrgeſetz in ihrem Sinne ein Militär- 
organiſationsgeſetz und ein Rekrutierungsgeſetz; fie hielt 
15% 
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daran fejt, daß die zweijährige Dienſtzeit adoptiert, die 
Friedenspräſenzſtärke und die jährliche Rekrutenzahl all- 
jährlich mit den Kammern vereinbart werden müſſe. 

Die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und das 
Geſetz vom 9. November 1867 über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienſt ſtellten einerſeits die geſetzliche Maximal- 
präſenzſtärke für eine Anzahl Jahre feſt, andererſeits ge- 
nehmigten ſie den materiellen Inhalt der Militärreform, 
ordneten geſetzlich aber nur die Wehrpflicht, überließen 
im übrigen dem Bundesfeldherrn die Feſtſtellung der jähr- 
lichen Rekrutenzahl, die Gliederung und Einteilung der 
ſtehenden Armee und der Landwehr uſw. Freilich wurde 
auf Forckenbecks Antrag für die Zeit nach Durchführung 
der ganzen Organiſation dem Art. 61 der Verfaſſung das 
Verſprechen eines künftigen umfaſſenden Reichsmilitär⸗ 
geſetzes beigefügt. And da mit Ende des Jahres 1874 das 
Pauſchquantum für die Armee ablief und als Grundlage 
der künftigen detaillierten Budgetberatung nun auch der 
Regierung und den Konſervativen ein allgemeines, 
Militärgeſetz notwendig erſchien und man durch das Ent- 
gegenkommen in dieſer Beziehung zugleich eine große Er- 
höhung des Militäretats um 40 bis 50 Millionen Mark 
durchzuſetzen hoffte, ſo wurde nun formell zugeſtanden, 
was die Liberalen 1863/1865 gefordert. Es wurde ein 
Geſetzentwurf vorgelegt, der unter Beſchränkung der bis- 
herigen kaiſerlichen Prärogative enthielt: ein Organi- 
ſations⸗ oder Kadergeſetz, ein Rekrutierungsgeſetz, eine 
Landwehrordnung und ein umfaſſendes Geſetz über die 
Rechtsverhältniſſe der Militärperſonen. Die dafür er- 
wartete ewige geſetzliche Friedenspräſenzſtärke erhielt die 
Regierung nicht bewilligt, ſondern nur eine ſolche auf 
ſieben Jahre, ebenſo ſieben Jahre ſpäter. Sie mußte ſich 
auch bequemen, in der geſetzlichen Fixierung der Militär- 
verwaltung weſentlich weiter zu gehen, als ſie beabſichtigt 
hatte; ſie erhielt dafür aber materiell ganz die von ihr 
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gewünſchte Militärgeſetzgebung und jo weitgehende Mittel 
für die Armee, daß die Ausgaben auch gegenüber dem 
Stand von 1864 bis 1866 faſt noch einmal als verdoppelt 
erſcheinen. Erſt auf Grund dieſer Geſetzgebung und dieſer 
Budgetbewilligung hat die deutſche Heeresmacht diejenige 
Entfaltung erreicht, welche geeignet iſt, die Zukunft des 
Reiches ſicherzuſtellen und die große Machtverſchiebung 
im europäiſchen Staatenſyſtem zu einer definitiven zu 
machen. 


10. Budgetrecht und Konſtitutionalismus. 


Die engliſche Staatspraxis der jährlichen Verwilli- 
gungen eines Teils der Steuern und eines Teils der Aus— 
gaben durch das Parlament hat auf dem Kontinent zu der 
Lehre geführt, daß das unbedingte jährliche Einnahmen⸗ 
und Ausgaben-Verwilligungsrecht der Kammern unent⸗ 
behrlich für eine konſtitutionelle Verfaſſung ſei. Dieſes in der 
franzöſiſchen und in der belgiſchen Verfaſſung anerkannte 
Recht führt notwendig zu der Herrſchaft der Kammern 
über die Miniſterſtellen und ſtellt jedes Jahr mehr oder 
weniger Regierung und Geſetzgebung in Frage. Nichts- 
deſtoweniger galt ſelbſt bei den gemäßigten deutſchen Libe⸗ 
ralen bis in die ſechziger Jahre dieſes Recht als das zu 
erſtrebende Ziel, als das in jede konſtitutionelle Verfaſſung 
hineinzuinterpretierende Ideal; in einigen der kleindeutſchen 
Verfaſſungen iſt es wenigſtens ermäßigt durch das Verbot 
der Verknüpfung von Bedingungen mit Budgetbewilli- 
gungen, durch das Verlangen größerer Majoritäten für 
Verwerfungen von Regierungsforderungen, durch das 
eventuelle Zuſammentreten beider Kammern bei der Ab— 
ſtimmung. 

In Preußen hatte die Verfaſſung von 1850 der 
Krone nicht nur die Fortdauer aller ihrer Einnahmen un- 
abhängig vom Etatsgeſetz garantiert (Art. 109), ſondern 
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fie knüpft auch die jährliche Ausgabebewilligung an ein 
formelles Geſetz; nicht bloß die zweite Kammer oder beide 
Kammern bewilligten die Ausgaben, wie es durch die 
meiſten anderen deutſchen Verfaſſungsgeſetze beſtimmt wird, 
ſondern es iſt die Abereinſtimmung des Königs mit beiden 
Kammern nötig, um die Ausgaben geſetzlich feſtzuſtellen. 
Die umfangreichen Beſtimmungen darüber, wie es zu 
halten ſei, wenn dieſe Abereinſtimmung nicht erzielt werde, 
wie ſie z. B. das ſächſiſche Recht kennt, fehlen in der 
preußiſchen Verfaſſung. Die Krone folgerte daraus in den 
Jahren 1862 bis 1866 auf Grund der ſogenannten 
Lückentheorie, daß bei dem Nichtzuſtandekommen des Bud⸗ 
gets die Regierung das Recht habe, ohne Etatsgeſetz nach 
einer vom König genehmigten Aberſicht die Verwaltung zu 
führen, dabei die rechtlich oder materiell von ihr als not» 
wendig anerkannten, obwohl von der zweiten Kammer 
nicht bewilligten Poſten zu verausgaben, eventuell ſich 
durch den Staatsſchatz, durch Veräußerung von Staats- 
vermögen die Mittel ſelbſt zu Kriegen ohne Zuſtimmung 
der Kammern zu verſchaffen. Die zweite Kammer er» 
klärte beides für verfaſſungswidrig und forderte, daß ent⸗ 
weder durch einen Miniſterwechſel oder durch eine 
Kammerneuwahl oder durch zahlreiche Pairsernennungen 
fürs Herrenhaus die fehlende Abereinſtimmung der drei 
Faktoren der Geſetzgebung für das Etatsgeſetz hergeſtellt 
werde. Die Regierung endigte den Streit bekanntlich 
durch das Indemnitätsgeſetz vom 14. September 1866, das 
die geſamten Staatsausgaben von 1862 bis 1865 nach- 
träglich in der Weiſe legaliſierte, wie das jedes Jahr bei 
den unvermeidlichen Etatsüberſchreitungen geſchieht. 

Der preußiſche Budgetſtreit war in Wirklichkeit ein 
Streit um die entſcheidende Macht im Staate, um das 
Recht der Maſorität der zweiten Kammer, die Miniſter 
zu ſtürzen und beliebige Geſetzesänderungen zu erzwingen. 
Der Streit mußte nach den realen Machtverhällniſſen mit 
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der tatſächlichen Niederlage der zweiten Kammer endigen. 
Indem die Regierung in der Form nachgab und ſich für 
die Ausgaben der Jahre 1862 bis 1865 Indemnität er- 
teilen ließ, ſchuf ſie kein neues Recht, ſondern beließ es bei 
dem bisherigen, jo verſchiedener Deutung fähigen Ver⸗ 
faſſungsparagraphen; aber eben dies hatte eine ver⸗ 
ſöhnende Wirkung, und indem ſie in der Folgezeit durch 
die tatſächliche Handhabung ihrer Rechte, durch das Geſetz 
über den Rechnungshof vom 27. März 1872, durch ihre 
Nachgiebigkeit im Reichsbudgetrecht bis an die äußerſte 
Grenze derjenigen Konzeſſionen ging, welche, ohne die 
Machtfrage zu alterieren, die Finanzkontrolle der parla⸗ 
mentariſchen Körperſchaften erleichterten, ſchuf ſie unter 
Feſthaltung ihres prinzipiellen Standpunktes eine parla⸗ 
mentariſche Budgelpraxis, welche auch in der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Theorie zu einer gänzlich veränderten Auffaſſung 
des Budgetrechts geführt hat. Dieſe Auffaſſung gipfelt in 
dem Satze, daß alle rechtlich feſtſtehenden Ausgaben un⸗ 
weigerlich verwilligt werden müſſen, und in der Tendenz, 
einen möglichſt großen Teil aller Staatsausgaben auf 
Geſetze zu fundieren, um ſo das Streitgebiet einzuengen. 
Dafür hat die Regierung eine ſehr weitgehende Speziali⸗ 
ſierung des Etats anerkannt, überhaupt dem Parlament in 
dem Maße eine Einwirkung ſachlicher Art zugeſtanden, als 
die Ausnützung des Budgetrechts zu politiſchen Zwecken 
nach Lage der Sache in Deutſchland immer unmöglicher 
erſcheint. 

Es iſt gelungen, dadurch überhaupt eine neue, von 
engliſcher, wie belgiſch⸗franzöſiſcher Schablone abweichende 
Art monarchiſch⸗-konſtitutioneller Regierungsform zu be⸗ 
gründen, wie ſie allein zum Heile führen kann bei der 
flugſandartigen Beweglichkeit unſerer Parteibildungen, bei 
den kirchlichen und ſozialen Sonder- und Klaſſeninter⸗ 
eſſen, welche in unſeren Parteien ſtets die politiſchen 
Grundſätze bei dem verhältnismäßig geringen Maß der 
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allgemeinen politiſchen Bildung überwuchern. Das 
Charakteriſtiſche dieſer Regierungsform iſt das Vorwiegen 
der königlichen Initiative und einer Regierung durch Mi- 
niſter, welche Fachbeamte ſind; iſt die Negation des 
Grundſatzes, daß die Kammermajorität das Recht habe, 
jährlich die Vollmacht zur Regierung durch das verwilligte 
Budget erſt zu erteilen. Die Kammern ſind ſo nicht der 
erſte, ſondern der zweite Faktor des Staatslebens, ihre 
Bedeutung liegt in der Kontrolle, die ſie üben, und in der 
Vermittlung, die ſie zwiſchen Regierung und öffentlicher 
Meinung herſtellen. Die große Zahl von Beamten in 
den deutſchen Kammern macht ſie alle mehr oder weniger 
ſelbſt zu halben Organen des Beamtentums, das in ſeinen 
verſchiedenen Kategorien und Parteifärbungen ſo zu 
Worte kommt. Die wichtigſten Taten dieſer königlichen 
Regierung in der Folgezeit waren außer der definitiven 
Durchführung der Militärreform die gänzliche Neubildung 
der inneren preußiſchen Verwaltung und der Beginn einer 
großen Sozialreform, während das letzte Glied dieſer 
Kette, eine große Finanzreform, noch nicht hat gelingen 
wollen. 
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Die Ghronik der Weimarer Gelcichfe unferer Gcheibemann-Gr;- 
berger - Republik, Friedrich der Vorläufige, die Sieh und die Anderen, 
ift das Gelckenkbuch des Iahres für die Gebildefen der deuffchen 
Nation geworben. Die weiferen Arbeiten von „A“, des bekannfen 
Mitarbeiters der Bäglichen Rundſchan find die nofwendige Forf- 
ſetzung der Weimarer Ghronik für alle diejenigen, denen an einem 
fprükend lebendigen Geſchichlsbilde gelegen iff. „Hindenburg in 
Vnterfuchung* befiandelt den gefcheiferfen Ver ſuck, vor einem parla- 
menfarifchen Mnlexſuckungsaus ſchuß die Wahrheif niederzuknäffeln 
und Sie Seerführer des Kaiferreiches einem Gcherbengerichf anszu- 
liefern. „ Gerichls lage über Grzberger* bringen in grandiofen Bildern 
die grandiofe Befreiung der Wahrheit, die Entblößung der Praktiken 
unferer Schieberrepublik. „Dieben- Jage · Buch iff eine zufammen- 
kängende Geſchichle des Kapp- Pulſckes von einem Augenzeugen: 
Eine Schrift von dramaliſckher Miemlofigkeif und dock aucd wieber 
lief ſckürfendem, kifforifchem Urteil. 
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Kriegsxundſckau 
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gebunden M. 100. 


Beifgenölfifche Schilderungen über den 
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„Ick lege aber großen Werl gerade auf öieſe 
Nundöſchau, die ſick in der Jal von vielen meiff 


mechanifck zuſammengeſlopyellen Shrontken ſehr vor- 
keilhaft unterfcheidet.* Brofeffor Dc. Wlümcke. 
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Kriegskalender 


In Halbleinen 
gebunden M. 20.—. 


Aufzeichnungen der läglichen Kriegsereig- 
niſſe, genau auf den Tag des Gelchehens 
datiert, von Kriegsbeginn bis Friedens- 
ſchluß. Gin umfangreicher Ankang der 
wichligfien Orisnamen erleichtert das 
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